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hung, durchzuführen. Da die Junta 
in dieser Situation nicht mehr hand- 


sich in dieser Zeit auf Wahlfälschun- 
wen, Polizei-Regime, KZ's für politi- 
sche Gegner, Verbot der Kommu- 


ten und politischen Mord gestützt. 
Pläne zur Ablösung der Junta 
hatte es angesichts der wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten (hohe Ar- 
Infaltionsrate von 


Die Entscheidung 
‚der Athener Junta gelenkte Putsch 


ee auf 2, am 
15. Juli. Als die türkische auf 
2; intervenierte und sich die 
Aa Bear 
zuspitzten (es geht dabei, außer um 
Zypern, vor um die Erdölfel- 
‚der in der östlichen Ägeis, die zwi 
schen beiden Ländern umstritten 
Sind), zeigte sich die Unfähigkeit der 
Junta, in dieser Situation auch nur 
eine geordnete Generalmi 


ade mit Blick auf den 
türkischen Konflikt. 

Griechenland ist in diesem Jahr 
nach Portugal das zweite europäische 
Land, das von einer faschistischen 
Militärdiktatur zu einer mehr oder 


appart, zu liquiieren. In Spanien 
zeichnet sich eine gleichartige Ent- 
wicklung ebenfalls ab (vgl. Artikel 
dazu in diesem AK). 

In jedem Fall handelt es sich um 
‚den Versuch der herrschenden Klas- 
sen selbst, durch eine kontrollier- 
te Ablösung des Faschismus innere 

äußere Schwierigkeiten 


und mög 
lichst reibungslos zu überwinden. In 
Portugal stützt sich dieses Manöver 
stark auf die Sozialistische und die 
Kommunistische” Partei, also auf 
Linke, die die 


te_ vor allem revisionistische 
„KP" die spontanen 
Streiks der Werktätigen als „fa 
Mach außen (or allem Bernd aber 
‚den Befreiı ‚den 
DER Tepanmeng? und Ar 
näher ubı zu machen. 

In ‚land rt sich die 


kontrollierte Ablösung des Faschis- 
mus vor allem auf die alten Rechte, 
die ERE und den rechten Flügel der 


Massenkämpfe beschleunigen Ablösung des faschistischen Regimes 


entspricht. 


Seit geraumer Zeit diskutieren daher eine Reihe von (illegalen) 


und 
ein 


die Arbeiterklasse zuvorzukommen. 

Am 30. Juli fand in Madrid eine 
geheime Pressekonferenz der spani- 
schen „demokratischen und sozilisti 
statt, auf der die 


für Spanien” bekanntgegeben 
wurde. „Die Foridauer des spank 
chen Sisaren verlangt aus Gründen 
der Würde und der nationalen Verant- 
wornung das Ende des Regimes”, hie. 
& in einem Aufruf, Die „Demokrati- 
se Hua, Tordarı wa. de Büdene 
einer provisorischen s| 
rung: Innerhalb von zwöll bie 18 
ten nach dem „vorhersehbaren 
Ende” des Franco-Kegimen sollen 
freie und geheime Wahlen zu einem 
ver ‚nden Parlament vor- 


bereiten, alle politischen Gefangenen 
sollen freigelassen werden, alle Frei 
heiten wie Versammlung, Streik- 


freiheit usw. sollen zugelassen werden, 
sowie alle politischen Parteien. Außer. 
dem wird in einem Prograi tg 
Anschluß Spaniens uro- 
" (EG) gefor- 


Die „Demokratische Junta” ist 
‚eine Dachorganlation der verschie- 
densten Strömungen der spanischen 
Opposition. Sie reicht von der re- 
visionistischen spanischen ,KP" 
(rCH), bis zur „Demokratischen 
Union", die eine scharf antikommu- 


eit einer Ablösung des Faschismus durch 
bu System, um durch 
oben”, einem eventuellen revolutionären Hi 


eine „Revolution von 
den Faschlamus durch 


wegung darstellt, der sich auch zahl- 
reiche Kapitalisien, Bankdirektoren 
und sogar Großgründbesitzer ange- 
schonen haben („PaaklAll.2i", 
31.774). 

Die Sozialistische Arbeiterpartei 
Spaniens (PSOE), die „links’"katholk 
sche Gruppierung um Ruiz Gimenez 
und die bürgerliche Opposition um 
den früheren Minister der spanischen 
Republik Gil Robles haben sich bis 
her noch nicht dem Bündnis ange- 
schlossen - es wird jedoch mit ihrem 
baldigen Eintritt gerechnet. 

Die „Demokratische Junta” grenzt 
sich scharf und entschieden pegen- 

nischen revolutionären 
Gruppen und Organisationen ab und 
verurteilt alle „gewaltsamen Mitel”, 
um die politische Situation in 
ien zu verändern. Santiago Ci 
(sprich: Carilo), der Generalsekre, 
tür (im Exil) der PCE Außerte auf 
einer Pressekonferenz in Paris (die 
vallel zu der in Madrid stattfand): 
Gesellschaft wünsche, 
daß die wotwendige Transformation 
ohne Märte und soziale Erschüttenun- 
gen vor sich gehe, Der Stast müsse 
In normaler Weise (?) weiter (1) 
funktionieren, Zwischen dem „re 


Zentrumsunion. Die „Kommunisti- 
sche" Partei Griechenländs (in zwei 
Fraktionen gespalten) ist bisher noch 
nicht einmal als legale Partei zuge- 
hassen. In Griechenland ist auch, 
mehr noch als in Portugal, der 1a. 
Whitische _Terror- und Unter- 
rückungsapparat intakt Selbe. 

Die Karamanlis-Regierung hat zu- 
nächst einmal a1 I'e politischen 
Gefangenen Treigelassen. Die Zensur 
wurde weitgehend aufgehoben, wenn 
Auch. nicht völlig (0 wurden z.B. 
im 297, must Zeitungen beschla, 
nahmt, die über einen angeblichen 
Rücktritt von Präsident Ohlzikis, der 
schon Präsident der faschistischen” 
Junta war, geschrieben halten). An- 
stelle der von der Junta verkündigten 
Verfassung” würde die auch nicht 
Üben konsequent — demokratische 
Verfassung von 1952 wieder in Kraft 
gesetzt. 


Die _Karamanlis-R. hat 
aber (die sriechischen Werktätigen 
zugleich in drohendem Ton „ge- 
warnt”, sie dürften jetzt nicht „mit 
der Demokratie spielen", die Regie- 
rung, werde „Ordnung” und „Diszi- 
pin" aufrechterhalten. Schließlich 
ist — begründet mit der 2, ri 
32 > der Kregszustand in Gnicchen- 
land immer noch in Kraft, Die Frage 
von freien Wahlen oder auch der Be- 
strafung faschistischer Mörder und 
Folterknechte wird — ebenfalls un- 
ter_ Hinweis auf die Zypern-Krise 
und die Konfrontation an der 
griechisch-türkischen Grenze — weit 
hinausgeschoben. 
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stellung des demokratischen Staates“. 
(Zitiert nach „FAZ”, 31.7.74). 
Mitglieder”der „Demökratischen 
Junta” machten such kein Hehl 
daraus, daß sie Kontakt zu hohen 
Mitgliedern der faschistischen 


wierung haben. Es soll sogar Überle- 
gungen den hen Re- 
Bierungschef Arias Navarıo ausdrück- 


lich zu Unterstützen, um zu ver- 
hindern, — wie es heißt — daß sich 
nach Francos Tod die ultrarechten 
Falangisten durchsetzen. Der Faschist 
Arias Navarro hat sich seit der Hin 
richtung seines Vorgängers Carrero 
Blanco durch Genomen der baskischen 
ETA benonden in der, gnadeniosen 
'erfolgung der Opposition, vor allem 
der meroiationiten Linken, aber auch 
der Mitglieder der KP „hervorgetan”. 
Während seiner halbjährigen Amts- 
zeit hat er nach offiziellen Angaben 
an 200, Kimpler dr panischen 
tion hinter Gitter gebracht 
und ist für die Todemtrafen'an zwei 
Menschen (einer war der Genome Pulg 
Antich) mitverantwortlich! 

Es ‚seht der „Demokratischen 
Junta” und mit ihr der PCE, als ihre 
Hauptstütze hinsichtlich ihres Massen- 
einflusses in der Arbeiter- 
klasse erklärtermaßen um eine für die 
spanische möglichst 
schmerzlose Ab) ‚des morschen 
faschistischen Franco-Regimes durch 
eine bürgerlich-parlamentarische 
Herrschaftsausübungsund in gar kei- 
ner Weise um eine grundlegende di 
mokratische Umwälzung, bei der die 

inischen Volksmasen und var 
allem die Arbeiterklasse die entschel- 
dende Triebkraft sein würden, 

Anders ausgedrückt: Es geht der 

‚Demokratischen Junta” um einen 
Haktikwechsel in der Herrschaft der 
‚Bourgeoisie über die Arbeiterklasse, 
noch bevor diese die Kraft für einen 


eroluopdpen Sturz des Faschlmus 
wid 
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EFT Pe 
‚Chilenische Bauern enteignen Großgrundbesitzer (1972) + 
TEREELTERLT Te ie 
(Chilenische Bauern enteignen Großgrundbesitzer (1972) > = 
Wir haben bereits mehrfach in unserer 
Revisionismus such nach der 
‚seinem illusorischen und kı 

zum Sozialismus festhält (und dabei 
rechts macht, wie die italienische „.KP“ 


Erklärungen Leute vor. Die erste Eı 


„KR“ Chülen 
im ARBEITERKAMPF 

t und kurz kommentiert (se ist auch in un- 
‚Broschüren enthalten: „CHILE — vom ‚friedii- 


der 
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Faschisten morden weiter 


(„Schwarze Ordnung‘) und 
nahm die „Verantwortung” für den 
neuen Massenmord: „ „.. Wir wollten 
teigen, daß wir Bomben legen kön 
nen, wo wir wollen, zu jeder Zeit, an 


wir vor 30 Jahren gewesen, aber wenn 


dem Ort, wo und wann es uns ge. 
ltr“, „Die Nazt-Fahne ist nicht im 
Denen 195 I Bern vatorben: ie 

weiter für ein großes, faschlan 
sches und nasinscher Julien“ 


“4 notwendig int, bin ich bereit, wie 
der dahin zu gehen. —,,Wir haben die 
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Den beiden Fraktionen der revi- 
sionistischen „KP"G ist es bisher 
nicht vergÖnnt, dieselbe Rolle als 
Regierungspartel zu spielen wie die 
Revistonisten Portugals, Bisher reich“ 
te es nur zu einem Empfang von 
Ilias Illu, Führer der EDA, durch 
Karamanlis (die EI 

Putsch 1967, als die 
verboten war, deren 
nisation; Illu scheint tin Vertreter 
‚jener Fraktion zu sein, die sich selbst 
als „KPG-Inland” bezeichnet). 

Drakopulos, Sekretär der „KPG- 
Inland”, bezeichnete die Regierung 
Karamanlis als „ernathaften Schritt 
auf „dem Weg zur Demokratlsie- 
ung“ und erklärte sich mit den 
Prinzipien der Regierungserklärung 
von Karamanlis im Wesentlichen 
einverstanden; er kritisierte nur, daß 
im Kabinett Karamanlis immer noch 
der „Geist der Diskriminierung und 
Ungieichheit” hewrsche; Griechenland 
brauche eine „Regierung der natlona- 
len Einheit “unter Teilnahme aller 
Parteien und Bewegungen, die gegen 
die Diktatur sind”. — 

Htiervon scheint sich die Stellung- 
nahme der anderen Fraktion (die 
sich an der KPASU orientiert, wäh- 
rend die „KPG-Inland” stark ihre 
Unabhängigkeit’ betont und zur 
alienischen „KP” tendiert) deutlich 
zu unterscheiden. 

Diese „KPG” hat schon im Fe- 
bruar eine Erklärung veröffentlicht, 
die mehrere „selbstkritische” Aus. 
ag „hinsichllich der Politik der 
„KPG” vor dem faschistischen Putsch 


önthielt: die „KPG” habe eine „Nach- 
trabpolitik gegenüber der Zentrums. 


union" (des alten Papandreu) be- 
trieben, weil sie irrtümlich die „nicht- 
‚monopolistische bürgerliche Klasse — 
als ‚nationale Bourgeolsie' charak- 
terisiert”, zu den revolutionären 
Triebkräiten" gezählt habe. Die 1958 
beschlossene Selbstauflösung der Par- 
telorganisation (zugunsten der EDA) 
wird als „fundamentaler Fehler" 

Und schließlich: 


lichen Wege vor sich 
(Zitate nach der DDI 
„horizont”, Nr. 20/74). 

In einer Erklärung dieser „KPG" 
zur Ablösung der Junta heißt cs 
un, 

«Im politischen Leben gehen in 
Griechenland Veränderungen vor sich. 
Sie sind das Produkt einer Überein- 
kunft zwischen der Junta, den ameri- 
kanischen Imperialisten, den anderen 
‚Hauptpartnern der Nato unddenkon- 
servativen bürgerlichen Politikern 
Die, Veränderung, dieser Arı 
einen Versuch der Wiederanpassung 
der Polttik der amerikanischen Impe- 
rialisten und der anderen Hauptkräfte 
der Nato an die neuen nationalen 
und internationalen Verhältnisse dar. 
Sie zielt auf die Entschärfung der 
angehäuften Volkszorns, die Ver- 
hinderung eines radikalen de- 
mokratischen Umschwungs sowie auf 
die Beibehaltung der srateguchen 
Positionen der USA und der Nato ın 
unserem Lande sowie deren Ausdeh- 
nung auf Zypern und im allgeme 
‚nen im Mittelmeer ab ..." 

(Zitert mas „UZ.. 108 7a). 
Die „KPG® stellt im Übrigen 

Reihe von Forderungen auf: 

berung des Stäntsapparats, Bestrafung 


= Gedicht eines Genossen — 


‚Athen, 25.7.1974, die Junta tritt zurück. 


Athens Obristen sind zurückgetreten. 
Die Presse schwärmt. „Ins Land gebeten 
wurde Karamanlis. Bine neue Zeit beginnt! 
‚KZu, Gefängnisse und alle Grenzen offen. 
Dig Menschen können wieder hoffen. 
Ekstase! Hupkonzerte in Athen! 
Demonstrationen und Parolen gehn: 
„Demokratie!“ „Tod dem Faschismus!“ 
Friedhöfsruhe weicht dem Freudentaumel ..!“ 
Jedoch! = Nicht eine Ratte baumelt! 
‚Sofort hat Papadoupoulos sich abgesetzt 
zu Auslandsfreunden, wo der Hase noch het. 
Und Pattakos wird zwar verprügelt, 
doch kann er leider heil entweichen! 
Und das nach wieviel tausend Leichen? 

Una ses nacn wıeniei tausena Leichen? 


Und Ioannidis, Folter-Spezialit, 
der Dberenginguch ter it, 
wird samt Gehilfen-Mob zum Schutze 
vom Militär in Haft genommen. 
So könn 'n auch diese Kreatur'n entkommen! 
Die Junta ließ sich vorher unterschreiben: 
ıngen nach dem Abıritt unterbleiben. 
Ich in Peuclrt wird stı gemacht 
ten Schweine werden kurz in Haft genommen. 
$o kann die ganze Bande heil entkommen! 
Das Urteil war schon lang gefällt 
von zielen Arbeitern der Welt, 
‚m vielen Demokraten: Sieben Jähre Mord 
und Folter! Barberei! Und Menschenschlächterei! 
Den Strick dafür! Und kein Geschrei! 
Im Inland auch zum Widerstand 
Not, Haß, Empörung, Hoffnung fand. 
Trotz Terror war er nicht zu brechen! 
Zig Tote fordern unversöhnlich Rache! 
Doch fehlt die Klarheit: was zu machen. 
Exil-Rückkehrer wie die Mercourie 
verwirrn das Volk mit Klsssenharmonie. 
Ekstatisch preist sie Karamanlis 
und „Ruhe wahren!" fordert sie beichwörend, 
die delikaten Verhandlungen nicht stören! 
Mangakis als Sozialdemokrat 
hat fü das Volk den Spruch para 
Man könnte mich als Feigenblatt mißbrauchen. 
Doch muß ich dieses Kabinett mit aufbaun. 
Bs braucht ja schließlich Volksvermaun! 
‚Noch wenig ist fürs Volk behoben. 
Erst die Kullsse ist verschoben. 
Die alte Ssene wor zu plump und krachte. 
Was bisher Blei und Folter taten, 
versuchen nun mal „wahre Demokraten", 
‚Schon tönen Phrasen, ewig alt: 
Die Wahl? Noch nicht! Doch nach dem Krieg. Dann bald! 
Im Namen griechtsch nationaler Ehre 
wolln sie auch jetzt das Volk betören 
die Einheit aller Griechenheit beschwören, 


‚Den Hintergrund macht nach wie vor 


Pr. 


leise Nixons Nato-Chor. 
Groß-Europas Stimmen dringen vor! 
Sie geben sich eis Freihelts-Gratulanten. 


‚Doch sie meinen! EG-Süd-Ost-Flanken. 

Was jetzt an Liberalisierung 

verspricht und durchführt die Regierung. 

uR. Pressefreiheit und dergleichen, 

Kann für das Volk erst dann was bringen, 
wenn Kräfte aufstehn, die sie zwingen! 

Der Widerstand kann nicht auf Karamanllıgaffen. 
‚Die Freiheit muß er selber schaffen! 

Freiheit heißt. Arbeiterfreiheitl 

Die demokratische Reperw 

entsteht erst unter Arbeirerführung r 

Tod der Junıa! Tod dem Faschismus! 

Heißt: Nieder mlt dem Kapttaliumus! 

Wenn sich das Volk die Freiheit velbt achafft. 
‚dann wird bei jedem Maß genommen: 

Und wehe dem, der dieimal durchgekömmen! 


Kin Laser des ARBEITERKAMPF 


der schuldigen Kuschisten, Aufhebung 
reaktionkrer Gesetze, speziell des 
KP-Verbots, Demokratisierung der 
Gewerkschaften, Presse- und Ver- 
sarmmlungsfreihit, Einführung von 
„Sofortmaßnahmen” gegen die In- 
fation und gegen die Arbeitslosig- 
keit, freie Wahlen, Verabschiedung. 
einer „demokratischen Verfassung’ 

„selbständige Außenpolitik ohne 
Imperlalistische Einmischungen”.. 

Die Erklärung der „KPG" enthält 
allerdings, außer allgemeinen Be- 
schwörungen der „Binheit der demo- 
kratischen Kräfte”, „Einheit des Vol- 
kes und der patriofischen Kräfte in 
der Armee” keine konkreten Hin- 
weise, wie die genannten Forderun- 
gen zu verwirklichen sein sollen. 

Eine wichtige Stellung scheint in 
Zukunft Andreas Papandreu, Führer 
der „Panhellenischen Befreiu 
wegung” (PAK) einzunehmen. Er ist 
der Sohn des inzwischen verstorbenen 
früheren Führers der Zentrumspartei, 
der 1964/65 (nach Karamanlis) grie: 
‚chischer Regierungschef war und eine 
‚große Popularität in der griechischen 
Arbeiterklasse genoß. Seinen erzwun- 
genen Rücktritt im Juli 1965 folgten 
mehrere Wochen lange Massende- 
monstrationen, 

Sein Sohn Andreas hat in den 
letzten Jahren immer wieder schr 
entschieden vor einer schein-demo- 
kratischen Ablösung der Junta durch 
alte Rechte (um Karamanlis) und 
Monarchisten gewarnt. Entsprechend 
bezeichnete er die jetzt gebildete 
Karamanlis-Regierung als „neue 
Garde der Nato". Die Ablösung der 
Junta diene dazu, „in Griechenland 
ein bevormundetes parlamentarlsches 
System zu errichten, das die Ihr 
sion schafft, daß Griechenland auf 
dem Weg zur Demokratie sel, wäh- 
rend in Wahrheit die Machtstruktur 
intakt bleiben soll, um die Koloni- 
sierung unseres Landes durch das 
amerikanische und europäische Ka- 
ital zu erlauben, damit den strate 

'hen Interessen der Nato und des 

‚m:agon im Mittelmeer gedient 
werde ... .” (zitiert nach „il man 
festo", 287.74). 

Bei’ seiner Rückkehr nach Athen 
am 17. August wurde Papandreu von 
50.000 Menschen begeistert empfan- 
sen. Im Anschluß daran entwickelten 
sich Demonstrationen gegen den US- 
Imperialismus, in denen die Entfer- 
mung aller US-Truppen und Stütz- 
punkte aus Griechenland gefordert 
wurde, 

Solche Stimmungen scheinen ge- 

Solche Stimmungen scheinen ge- 
genwärtig bis in die Regierung hin- 
na 

Die Karamanlis-Regierung hat de- 
monstrativ ihren Austritt aus. der 
militärischen Integration der Nato 
erklärt (gehört also den p olit= 
schen Gremien noch an) und 
starke Enttäuschung über die Rolle 
der USA im Zyperm-Konflikt ge- 
äußert. 

Das ist aber schwerlich. so zu 
interpretieren, als ob-sich die grie- 
chische Bourgeoisie ernstlich von den 
USA und der Nato lösen wollte, und 
als ob sie sich gar der Sowjetunion 

nähern” wolle — wie in ver 
;enen Kommentaren zu lesen ist. 
ielmehr will die Karamanlis-Re- 
fsgens zum einen den antrimperia- 
isischen Stimmungen im Volk Rech. 
nung tragen und zum anderen Druck 
auf die US-Regierung ausüben, sie 
im Streit mit der Türkei zu begün- 
tigen, 

Die US-Imperialisten haben auf 
Zypern das von ihnen angestrebte 
Ziel einer Teilung der Insel (um so die 
Unabhängigkeit Zyperns zu zerstö- 
ren und es zu einem festen Stütz 
punkt des US-Imperialismus im öst 
lichen Mittelmeer zu machen) weit- 
gehend erreicht, indem sie erst den 
faschistischen Putsch der „Nationak- 
garde” und dann die türkische In- 
iervention ermutigen. Die US- 
Imperialisten haben auch bei der 
Ablösung der griechischen faschist- 
schen. Junta ihre Interessen durch- 
setzen können, so daß Kissinger an- 
schließend verkünden konnte: „Die 
neue Rs wird von unseren 
Freunden ”. 

Zugleich steht der US-Imperialis- 
mus aber in diesem Raum vor 
wachsenden Schwierigkeiten. Sein 
Versuch, Griechenland und die Tür- 
kei gegeneinander auszuspielen, um 
‚die Liquidierung der Unabhängigkeit 
Zyperns zu erreichen, hat in_ be} 
de n Ländern - und auf Zypern 
seibst — den Zorn der Volksmassen 
auf den US-Imperialismus verstärkt, 
und hat auch die Beziehungen d 
US-Imperialismus zu den Bourgeo 


sien dieser Länder kompliziert 

Die Ablösu histischen 
Junts Athens bisher 
reibungslos — ein morsches und 


bankrottes Regime durch eine effek 
tivere Regierung ersetzt, was natür- 
lich im Intereme der griechischen 
Bourgeoisie und der ausländischen 
Imperilisten it, Zugleich hat die 
Ablösung des Faschimus aber die 
Ausgangsbedingungen der riecht 
schen Werktätigen im Kampf um 
Volksherrschaft un 
erheblich verbemert 


Ein Beispiel für die nationalistische 
Verhetzung der türkischen Kollegen 


— Ein Leserbrief — 


TÜRKLER YALNIZ “EFES? 
IGER GUNKI ass 


Das ist nicht etwa eine Werbsanzeige der türkischen Armee, sondern eine Zi- 
‚garstten-Worbung mit dem sinngemäßen Text: 
„Jeder Türke raucht EFES-Zigaretten, da der Erlös an unsere Armee gespen- 


det wird.” 


BUYUK 
BAGISLAR 


Fr 


N 


l 


Die große türkische Tageszeitur 

„Terküman” vertfontlicht tägl 

ut der ersten Saite lange 

„Spondenlisten” zur Umterstüt- 

Zung der türkischen Invasion auf 

Zypern. Die meisten 

‚kommen von türkischen Arbeitern 

aus der BRD, was verdeutlicht, 

dal die in diesem Leserbrief 
lderte Situation keine 

‚unahme It. 


Ich arbeite in einer . 
fabrik in der viele beschil 
‚sind und möchte folgendes berichten. 


Nach dem faschistischen Putsch 
auf Zypern wurden die: türkischen 
Kollegen durch die Presse ihres Lan- 
desextrem nationalistisch aufgehetzt. 
Das Hauptargument war dabei die 
Bedrohung der türkischen Minderheit 
auf Zypern. Auf diesem Hintergrund 
wurde von sehr vielen türkischen Kol- 
legen die Invasion der türkischen Ar- 
mee begrüßt 


Am Samstag nas, dieser Invaslon 
'n sich einige türkische Kollegen 
privat auf Initiative der faschistischen 
Örganisation „Nationale Bewegung" 
- erkennbar an ihrem lmblem (ein 
Wolf auf Bergspitzen mit türkischem 
Halbmand), die bereits von der Hr 

‚dung des türkischen Kollegen Da. 
nis Neset unrühmlich bekannt sind, 
Auf diesem Treff wurde eine Samm- 
lung für die türkische Armee beschlo® 
ven 


Am Montag bat dann eine Delay 
tion von ihnen die Geschäftsleitung, 
die Firma möge ein Konto einrichten, 
damit das Geld direkt überwiesen wer" 
den kann. Die Personalabteilung lohm- 
te mit der Begründung ab, daß Polltik 
im Betrieb nichts zu suchen hätte, 


Daraufhin sammelten dann die 
se Kollegen selbst, d.h. sie gingen zu 
jedem einzelnen Türken. 80 wurden 
Inapssamt von Knapp 200 türkischen 


Kollegen 16.750. Mark „sespondet”, 
Die Kollegen, die sich weigerien, wur: 
‚den übel beschimpft und von den am 


‚deren isoliert. Unentschlomene wur- 
den eingeschüchtert; sogar Kollegen, 
die „nur" DM. $0.- geben wollten, 
wurden oftmals als „schlechte Tür; 
ken” ete. bezeichnet. 


Bis zum 5.8. dJ. sind bereits von 
türkischen Kollegen über fünf Mrd. LH 
a in der BRD gesammelt worden; 
day entspricht nicht ganz einer Mid 


Nach der Geldsammlung wurde 
einigen Abteilungen mit Namens 
innung die Spendenliste ausgelegt, 


wer gar 
FT 

‚dot hatte ... Die Verantwortlichen der 

Spendensammlung sind pelehrige 


ser der faschistischen (ürkisch« 
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Teitelboim, Mitglied der Pol 
Kommission des ZK der „Ki" 
der zur Zeit des Pütsches gerade Im 
Ausland war und dort heute im Ex 
lebt, antwortet mit seinem Aufsatz 
auf Leserfragon, die an die Redaktion 
‚dieser Zeitschrift gegangen sind, Aus 
dem Text geh hervor, dab die Leer 
briefe wohl hauptsächlich Kritik 
an der revisionistischen Strategie des 
„frledlichen Übergangs" formuliert 
‚haben, daß es offensichtlich nach dem 
Putsch innerhalb der revisioni- 
stischen Parteien oppositionelle Stim- 
mungen gegen deren Kurs gegeben 
‚hat (und noch gibt? ), die zumindest 
so bedeutend waren, daß sich die Re- 
visionistenführer zu einer Auseinan- 
derstzung damit gezwungen sahen, 
ar in „normalen Zeiten 5 ein- 
lach arrogant zu Obergehen pflegen 
Im redaktionellen Vorwort zu Tel 
telbolms Aufsatz wird dieser „Zwang“ 
ziemlich deutlich sichtbar, wenn os 


heißt: „Die Ereignisse in diesem 
Land (Chile) werfen viele Fragen der 
tiond- 


r mg damit, daß 
bereits nicht weni () Versuche 
unternommen worden sind, die Polk 
tik der Unidad Popular zu diffamie 
ren (!!), die chilenischen Erfahrun- 
en abzuwerten (1) 

Und Teitelboim selbst führt sich 
zu Beginn seines Aufsatzes gegen- 
über der laut gewordenen Kritik als 
‚ein aufgeschlossener und mit wahr- 
‚haftem Großmut beseelter Diskus- 
‚sionspartner ein: „Nach dem 11. Sep- 
‚tember stellten sich viele die Frage: 
Kann das Volk auf unbewaffnetem 
Wege zur Macht gelangen? Jeder 
hat das Rech t.diese Frage auf 
seine Weise zu beantworten. 

Diese ungewohnte Konzillanz und 
Diskussionsbereitschaft der Revisio- 
nisten gegenüber den Gegner und 
Kritikern ihrer „friedlichen Strategie 
eines illusorischen Übergangs zum 
Sozialismus" ist aber eben nichts wei- 
ter als eine Umgarnung, hinter der sie 
ihre. alte Bruchpolitik neu aufmisten. 

Teiteibei ib, „daß 


ie Bruchpolitik neu aufmisten. 
‚Teitelboim schreibt, „.daß inner- 
halb des Blocks und der Regierung 
der Unidad Popular zwei entgegenge- 
hetzte Tendenzen existierten” - näm- 
lich eine richtige und eine falsche. Die 
erste wurde von der „KP" Chiles re- 
jsentiert; und für die zweite spricht 
’eitelboim nur unspezifisch von den 
„Vertretern der anderen Tendenz”, 
übe „bedauerlicherweise auf sektie- 
rerischen Positionen“ standen, „.stän- 
dig unsere Tätigkeit störten“, „die 
Volkseinhelt von außen und von innen 
untergruben“;, „endlose und nutzlose 
Diskussionen" führten, wodurch „die 
Imitiative (der „KR“, natürlich!) im 


Kampf für die Gewinnung der Massen 


verloren ging“, 
Bezeichnend 


‚daß diese „andere 
isch" 
altbe- 

kannte Melodie der Revisionisten von 

‚den „Ultralinken“ vernehmen läßt) — 

andererseits aber, und darauf legt Tel- 

telbolm danA das Hauptgewicht, als 

„reformistisch“‘ Er schreibt dazu 

„Wie Unkraut wucherten die re- 
formistischen Konzeptionen. Unter- 
schätzt wurden einige Besonderheiten 
des Landes, tief verwurzelt war das 

Vorurteil von der Unveränderlichkeit 

der früheren politischen Institutionen 

(und zwar meint Teitelboim nicht das 

sonst immer den Revolutionäre vor- 

geworfene „Vorurteil”, daß diese In- 
stitutionen "des bürgerlichen Staates 
immer bürgerliche bleiben und man 
sie daher zerschlagen muß; sondern 
das „Vorurteil, diese Institutionen 
könnien nicht vom Imperialismus vol- 
londs ihres demokratischen” Ausse- 
hens entkleidet und in rea ktio- 


m ärer Weise vernichtet werden, 
2.B. das Parlament; — d. Red.) Über" 
mäßige Hoffnungen wurden auf den 
Professionalismus der Streitkräfte, auf 
deren Verfassungstreue gesetzt. Man 
nahm an, daß wenigstens ein Teil der 
Streitkräfte auf seiten der legitimen 
Regierung bleiben würde.” 

in der Tat: dieser Reformismus 
wucherte in Chile wie Unkraut — und 
er ist die „Haupttendenz”” innerhalb 
der UP gewesen. Aber was Teitelboim 
hier den Lesern der „Probleme des 
Friedens und des Sozialismus” vor- 
setzt, ist dennoch ein reiner Betrug 
= denn er schreibt dies absolut nicht 
als Selbstkritik der chilenischen „KP", 
sondern als die „Tendenz”, gegen die 
die „KP” angekämptt hätte, 
Wir haben bereits in unserer im No- 
vember 1972 (also ein Jahr vor dem 
Putsch) herausgegebenen Broschüre. 
„CHILE — ‚Friedlicher Übergang’ zum 
Sozialismus? ” sowie in mehreren spä- 

"teren Artikeln des ARBEITERKAMPF 
ausführlich belegt, daß es gerade und 
vornehmlich die” chilenische „KP" 
war, die innerhalb der Unidad Popu- 
Jar die reformistische Konzeption am 
nachdrücklichsten verkörperte, und 
wir wollen das hier nicht alles wieder- 
sachdrücklichsten verkörperte, und 
wir wollen das hier nicht alles wieder- 
holen. (Siehe dazu aber auch die re- 
visionistischen Dokumente, die wir 

‚jetzt in unserer weiteren Broschüre 
„Chile - Reform oder Revolution? " 
achgedruckt haben.) Nür ein Zitat 
des „KP"-Generalsekretärs Corvalan 
sei hier noch einmal exemplarisch in 
Erinnerung gerufen, um deutlich 

machen, daß die chilenische „KP"- 

‚Führung selbst es war, die „üdermäßl- 

se Hoffnungen ... auf den Professio- 

nalımus der Streitkräfte, auf deren 

Verfassungstreug gesetzt” hat, wie 

Teitelboim sich als Kritik an a n de - 

te Organisationen der UP gerichtet 


Do 


| 


| 
1 
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auszudrücken beliebt: „Die Armee 
mischt sich gemäß, der Verfassung 
nicht in politische Streitfragen ein... 
frotz aller Unterschiede sind die Mil- 
fürs durch eine Reihe moralischer 
Werte (1) geeint: Achtung vor der 
Verfassung und dem Gesetz, Gehor- 
‚sam gegenüber der vom Volk gewähl- 
ten Regierung.” L. Corvalan, zit. n 

Probleme des Friedens und des Sozia- 
lismus Nr. 9/72 — es gehört übrigens 
schon eine gehörige Portion Frechheit 
und Geringschätzung des Erinnerung 
vermögens der Leser dazu, wenn Tel- 
telboim jetzt seinen oben zitierten Be- 
trug in genau der gleichen Zeitschrift 
publiziert, in der die ganze Zeit 
während der UP-Regierung diese 
„übermäßigen Hoffnungen” im Na- 
men der chilenischen „‚KP" gepredigt 
wurden!) 

‚Wenn Teitelboim schreibt 
nahm an, daß wenigstens ein 
teil der Streitkräfte auf Seiten der, 
legitimen Regierung bleiben würde” 
— dann müßte der unbefangene Leser 
ja eigentlich daraus. schließen, daß 
Teitelboim diese „Annahme” (nun 
mehr!) für falsch hält, daß er also 
saisichlich durch die wirklichen Er- 
eignisse in Chile belehrt worden 
sei. Aber weit gefehlt! Es handelt sich 
hier’eben nicht nur darum, daß Tei- 
telboim die Position der chilenischen 
„KP” vor vor dem Putsch nachträg- 
lich positiv umzufälschen versucht, 
sondern es ist insgesamt ein Betrug. 
Gültig sind für Teitelboim n a ch 
wie vor die „übermäßigen Hoff- 
nungen auf den Professionalismus der 
Streitkräfte, auf deren Verfassungs- 
treue”, Im selben Aufsatz, wo Teitel- 
boim inbrünstig die „Reformisten” 
anklagt, schreibt er wenig später über 
die aufzubauende  antifaschistische 
Front gegen die Militärdiktatur: 

‚Einen würdigen Platz werden in 
der antifaschistischen Front an der 
Seite des Volkes die patriotisch ge- 
sinnten Militärs einnehmen. Die Put- 
schisten haben die Streitkräfte und 
das Karabinieri-Korps in den Dienst 
ihrer, antinationalen Politik gestellt. 
‚Aber wir sind nach wie vor (genau so 
istes!; d. Red.)nicht der Ansicht, daß 
der Kampf in unserer Gesellschaft auf 
den Zusammenstoß zwischen den Zi- 
vilisten und den Militärs hinausläuft. 
Unter denen, die eine Unifrom tragen, 
‚gibt es Menschen, die an ihre Pflich- 
ten gegenüber dem Heimatland den- 
ken. Ungeachtet ihrer demokratischen 
Stimmungen wurden sie zu hem- 
mungslosem Terror eingesetzt.” 

Schen wir einmal ab von den de- 
magogischen und bornierten Klitte- 
rungen, die Teitelboim hier vornimmt 
(die mechanistische Gegenübetellung 
von „Zivilisten” und “Militärs”, was. 
die Revisionisten immer den’ sog. 
„Ultralinken” vorwerfen; die unmar- 
Kistische Auffassung von dı 
‚gegenüber dem Heimatland” 
‚ja selbst die Faschisten argumentieren, 
um die Soldaten ideologisch auf die 
Ausrottung des „artfremden” und 
„von außerhalb des Landes exportier- 
ten” Marxismus zu trimmen). 

Natürlich ist es so, daß es die Auf- 
gabe der Kommunisten ist, möglichst 
große Teile der bürgerlichen Armee 
auf die Seite des Volkes zu ziehen — 
wohleemerkt: zu ziehen. denn sie 


äuf die Seite des Volkes zu ziehen - 
wohlgemerkt: zu ziehen, denn sie 
stehen dort nicht einfach von sich 
aus, weil sie „aus dem Volk kom- 
men”, wie die Revisionisten gerne sa- 
gen. Es wäre völlig absurd und zynisch 
Zugleich, wenn man zur Grundlage sei- 
ner Einschätzung, ob Teile der Armee 
„auf der Seite des Volkes stehen”, 
macht, daß viele Soldaten eine „de: 
mokratische Summung” haben, "daß. 
sicher sehr viele von ihnen „inneren 
Abscheu” gegenüber dem Taschisti- 
schen Terror empfinden, zu dem sie 
eingesetzt werden. So können eigent- 
lich nur bürgerlich Pazifisten argu- 
mentieren, zu denen die Revisionisten 
größtenteils freilich auch schon ge- 
worden sind. 

Chile hat eben erneut bewiesen, 
und das können selbst die Revision- 
sten nicht abstreiten, daß die „demo- 
kratischen Stimmungen” vieler Soldı 
ten nicht ausreichten, dem militäri- 
schen Befehl des Faschismus zu wider- 
stehen, daß es der Militärjunta gelun- 
ven ist, die Soldaten (wie Teitelboim 
selbst schreibt) ungeachtet die- 
ser „Stimmungen” zu hemmungslo- 
sem "Terror einzusetzen — nämlich 
durch den Terror selbst. Wir wissen, 
daß sich durchaus mehrere Soldaten 
dem Befehl zum Massenmord wider- 
setzt haben; und wir haben die tief- 
ste Hochachtung vor ihrem Helden- 
mut, daß sie dies getan haben, 0 b-- 
wohl die Kraft nicht zu einem Mas- 
senwiderstand in der Armee reichte, 
© b wo hi ihr Widerstand aumichts“ 
ios war und in fast allen Fällen mit 
barbarischer Folter und der eigenen 
Ermordung endete. 

Teitelboims Überlegungen zur Rin- 
t£ihung der „patriotisch gesinnten Mi 
Btärs” in die antifaschistische Front 
unterscheiden sich grunds Atz- 
tich von den Aufgaben der revolu 
tionären Arbeit innerhalb der Varger- 
lichen Armee, wie die Kommunist 
sie verstehen. Für die Kommunis 
Ist das Ziel dieser Arbeit nicht, daß 


„Man 


die Soldaten die Waffen aus der Hand 
legen, sondern daß sie sie Seite an Sci- 
te mit eigenen bewaffneten Einheiten 
der Arbeiterklasse gegen die Imperia- 
listen und Faschisten 
zwar nicht nur erst als 
einen bereits erfolgten Putsch w 
Antwort auf einen bereits erfolgten 
Massenmord am Volk, sondern mög- 
lichst schon vorher, um solche ti 
schen Ereignisse von vornherein durch 
die Zerschlagung des bürgerlichen 
Herrschaftsapparats zu verhindern. Die 
Aufgabe der Einreihung der Soldaten 
in die antifaschistische Front besteht 
also. hinsichtlich ihrer Einreihung in 
den bewaffneten Kampfgegen 
Imperialismus und Faschismus, 
Teitelboim hat aber nicht diesen 
tatsächlich „würdigen Platz” an der 
Seite des Völkes für die „patriotisch 
‚gesinnten Militärs” vorgesehen, son, 
dern bei ihm geht es „nach wie vor" 
um seine „übertriebenen Hoffnun- 
gen"; Ihm geht es darum, „die von 
den Putschisten geschaffene blutige 
Kluft zwischen den Milltärs und dem 
Volk zu beseitigen.” Ihm geht es da- 
rum, „däs Ansehen der Streitkräfte 
Chiles in den Augen des Volkes und 
der ganzen Welt”, das von den Put- 
schisten „untergraben” wurde, wie- 
der herzustellen, Ins Reine gespro- 
chen heißt das: das Volk hat das lan- 
ge gepredigte Vertrauen in die bürger- 
liche Armee unter Blut und Tränen 
verloren — und Teitelboim will den 
„guten Ruf” dieser Armee wie- 
derherstellen. Daß die Revisionisten 
dabei heute wie gestern im wesentli- 
chen wieder die militärischen Füh- 
fungsorgane im Auge haben, deren 
demokratischen” Lippenbekenntnis- 
Sen sie in ihren bevorzugten „Spitzen- 
gesprächen” trotz besseren Wissens 
auf den Leim gekrochen sind, ist un- 
übersehbar: Teitelhoim „droht” den 
„Generdlen und Offizieren, die dem 
Druck der äußeren und inneren Re- 
aktion erlagen (!1)", daß sie das „An- 
sehen” der Streitkräfte „endgültig zu- 
nichte machen, falls sie ihre Politik 
nicht ändern”. Es fehlt nicht viel, und 
Revisionistenführer wie Teitelboim 
werden irgendeine _betrügerische 
„Normalisierung” der Militärjunta als. 
nen „positiven Aspekt” hochjubeln, 
um dessentwillen man vielleicht sogar 
bereit wäre, einen neuen „Dialog” mit 
den Mördern des chilenischen Volkes 
zu eröffnen. Was unterscheidet solche 
Leute eigentlich noch von den Füh- 
sern der Sozialdemokratie? 
Schlagender aber noch als die eben 
zitierten Passagen zeigt die grundsätz- 
Fre ds Bigerkies daß ie „KP". 
'rage des io „KP”- 
Führung ihren alten Kurs undelehrt 
weiterverfolgt (gegenüber der Armee 
und insgesamt). Er schreibt: „Wir 
müssen vermeiden, heißt es in der Er- 
klärung unserer Partei, der Volksbe- 


yereng dogmatich _ Formen des 
Kampfes gegen die Putschisten aufzu- 
zwingen. 


Unvermeidlichkeit eines Bürgerkrie- 

pi Aber kutiuten noch zu 
h_(!), über dieses Thema zu 

diskutieren. 


Hat. Teitelboim weiter vorne noch 
großmütig «gesagt, daß jeder das 


Hat Teitelboim weiter vorne noch 
großmin t, daß jeder das 
„Recht” habe, die Frage bewaffnete 
der unbewaffneter Weg „auf seine 
Weise zu beantworten” — "so läßt er 
jetzt die Katze aus dem Sack: er er- 
klärt nicht „nur”, daß es „zu früh” 
wei, den bewaffneten Kampf in Chile 
zu organisieren; sondern überhaupt 
darüber zu diskutieren it 
schon „zu früh”! 

Die” erste Erklärung der „KP” 
Chiles nach dem Putsch enthielt’ ei 
mige Töne, die scheinbar nach 
einer positiven Überdenkung ihrer Po- 
litik in einigen Punkten aussahen (das 
Volk „wird nicht tet sein, .. 
die institutionelle Situation 2 
herzustellen, die bis gestern bestand”; 
„Schaffung 'bewafneter Streitkräfte 
nd einer Polizei neuen Typs”; es ha- 
de „auch reformistische Tendenzen” 

in, „die in diesem oder jenem 
Kiöment Sopar in der Aktion der 
Volksregierung auftraten”; usw.). Be- 
stätigt hat sich indes die Skepsis, die 
damals im Kommentar des ARBEI 
TERKAMPF zu dieser Erklärung ge- 
äußert wurde: 

Man muß sogar zweifeln, ob nicht 
die"chilenischen Revisionisten nach 
einer Phase der ‚Normalisierung” ganz 
und gar zu ihrem früheren ‚Refor- 
formismus zurückkehren werden.” 

Das ist, wie Teitelboima Aufsatz 
zeigt, schneller und nachhaltiger g 
schehen, als selbst in diesem Kom- 
mentar zum Ausdruck gebracht wur- 
de. Man kann vielleicht einwenden, 
‚daß Teitelboim kein guter Beweis da- 
für sei, weil er heute im Ausland lebt, 
und daß die in Chile verbliebenen 
„KP"Führer. vielleicht eine andere 
Stellung dazu einnehmen. Dieser Kin 
wand it wahrscheinlich sogar bis zu 

ad richtig — näm- 

konkreten Um- 
ände den Kevislonistenführern ein 
anderes taktisches Vorgehen 
bei Aufrechterhaltung ihrer grund 
sitalichen Strategie abverlangen. @ 


lich bis dahin, wo 


Seite 3 
Chile-Solidarität 
Vorbereitung von Aktionen 
zum 1. Jahrestag des 
faschistischen Putsches 
Am 27.7. fand in Frankt ein Tref- 
fen einer Reihe von isationen, 
statt. Eingeladen hat! went - 
‚deutsche Chile-Komitees. Bei diesem 
Treffen es um eine Aktionseinheit 


zur Solidarität mit dem chilenischen. 
Volk anläßlich des Jahrestages den fa- 
schistischen Putsches in Chile vom 11. 


wir uns bereits mit dem Aufruf der 
Chile-Komitees _ auseinandergesetzt. 
Wir hatten einmal das Vorgehen nach 
dem zuerst kommt, mahlt 
*"kriiert, weiterhin, daß da- 
rauf verzichtet wurde, die wesentl- 
chen Lehren aus dem Putsch in Chile 
zu ziehen und die Parallelen der Ent- 
wicklung in unserem Lande aufzuzek- 

was gerade Aufgabe richtig ver- 


sen. 
Auf dem Treffen bestätigte sich leider 
das, was wir an dem Aufruf kritisiert 
hatten; darüber hinaus zeigte sich, wel- 
che Organisationen hinter dieser Po- 
itik stehen. 


Der Vertreter des Koordinationsaus- 
schusses. der Chile-Komitees erklärte, 
daß auf ihrem Voraustreffen in Göt- 
tingen folgendes festgelegt worden sei: 
lokale Mobilisierung am 11,9. und 
zentrale Mobilisierung zum 14.9. mit 
einer Demonstration in Frankfurt. Da 
die Vorbereitungen schon relativ weit 
fortgeschritten seien (Route und Red- 
ner lägen fest), sei das unumstößlich. 

Von den Vertretern des KB wurde 
dies entsprechend den Aussagen des 
letzten AK-Artikels kritisiert und ab- 
gelchnt, 

Die „Liga gegen den Imperialis- 
mus” und die „KPD” kritisierten den 
Aufruf der Chle-Komitees, weil darin 
ie Lehren aus dem Putsch in Chile 
fehlten. Allerdings legten sie dann 
selbst eine Plattform vor, die diese 
Lehren. keineswegs enthielt, sondern 
nach dem gleichen „breiten” Strick- 
muster gemacht ist, In der Frage der 
„zentralen” Demonstration verwiesen 
Sie auf unsere Kritik, legten sich aber 
noch nicht fest, 


Die Chile-Komitees wrden unter- 
stützt von der GIM, Spartacus, dem 
SB und dem KBW. 
Der KBW-Vertreter fügte noch fol- 
ıdes hinzu: Man habe in Göttingen 
ir Plattform „schweren Herzens” zu- 
gestimmt und Torderte unter Hinweis 
auf die „Schwierigkeiten der Chile- 
Komitees” die Organisationen auf, die 
Bemühungen der Komitees zu unter- 
stützen. Sämtliche gesellschaftliche 
Gruppen (Gewerkschaftsführung, bür- 
gerliche Parteien etc.) seien „gezwun- 
gen”, Stellung zu nehmen. Dem KB 
(der den Aufruf „an alle Parteien” 
kritisiert hatte) hielt er vor, was er 
‚denn mache, wenn z. B. die CDU- 
Arbeiter ihre’ Führung zwängen, Farbe 


zu bekennen (17). Der KR befinde 


Arbeiter ihre Führung zwängen, Farbe 
zu bekennen (!7). Der KB befinde 
sich seiner Meinung nach „außerhalb 
von wichtigen Teilen der Solidaritäts 
bewegung”. 

Zum einen verschanat sich der KBW 
hinter den Chilekomitees, wobei eine 

Reihe dieser Komitees praktisch 

'W-Komitees sind, blockt dann di 
anze politische Auseinandersetzung 
darüber ab, was Inhalt einer Solidarität 
mit dem chilenischen Volk sein müßte, 
4a ja bei den Chile-Komitees mun 
nichts mehr zu machen se. 


Interemanterweise liest man in der 
„KVZ" (Nr. 16) als neue Lesarı dann, 
daß sich die Chile-Komitees schr wohl 
darin einig seien, „daß einer der Grün- 
de für die Tatsache, daß der konter- 
revolutionäre Putsch in Chile erfolg: 

dad Popular genucht werden mu 
Unidad ıcht werden muß.” 
Warum darf also nicht einmal das in 
dem Aufruf stehen? Auch dazu gibt 
die „KVZ” eine Antwort, Es geht da- 
rum, daß man einen Aufruf verfaßt, 
worauf sich auch die Chile-Komitees 
der „DKP” mit einigen könnten. Zu- 

insien einer bIoß „eingebildeten, il 
Fusonären Aktionseinheit” mit der 
„DKP" betreibt also der KBW in den 
Thile-Komitees bewußt eine Politik, 
&e ohne Not auf die Erfahrungen 
hilenischen Volkes mit dem „.Iried 
chen Weg" zum Sozialismus verzich- 
iet 

Auf dem  Aktionseinheitstreffen 
wurde vom KEBW-Vertreter (ebenso 
GIM und SB) außerdem an der Pla 
form der „Liga” kritisiert, daß darin 
der US-Imperlalismus zu sehr betont 
würde, da (man höre und staune) di 
Putsch eine fast ausschließlich „natio- 
nale Sache” gewesen sei. In der „KV; 
wird auch nur von „Lremder Binmi- 


schung” durch eine“ imperialistische 
Supermacht wie die USA gesprochen, 
Genossen den 


KB / Gruppe Frankfurt 
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Die faschistische Junta in Chile läßt 
neue Masenverhaftungen durchfüh- 
ren. Allein Mitte Jull wurden inner- 
halb einer einzigen Woche 10.838 (1) 
Menschen verhaftet. 
Über das Vorgehen der Faschisten 
ht Westberliner „Chile- 
richten" vom 16.7.74: „Seit ei- 
fen Monaten fahren durch Santiago 
heil graublaue kleinbusähnliche Fahr- 
zeuge mit vergitierten Fenstern — 
Juanitas genannt — und Tiefkühllast- 
wagen der ECA (Staatliche Nahrungs- 
miteleinkaufiorgenwatto), die Jazt 
nicht mehr für Nahrungsmitteltrans- 
Porte gebracht werden und keine 
immernschilder haben. Wenn der 
Besatzung dieser Fahrzeuge irgendie- 
mand auf der Siraße verdächtig vor- 
kommt [z.B. jemand an einer Ecke 
wertet, war ja bedeuten kann, daß er 
ein subversives Treffen vorbereitet), 
dann halten sie an und nehmen die 
Person fest und prügeln se Im fahren- 
den Auto, Ergeben sich Bei diesem 
„Verhör® keine Verdachtsmomente, 
kommt der Betreffende nach erwa 
drei Stunden wieder frei. Glaubt man, 
Verdachtsmomente sefunden zu 
ben, 10 kommt er in das neben der 
Kirche San Franeisco gelegene Auf- 
anglager, von dem aus eı weiter geht 
indie Folterlager außerhalb der Stadt, 
unter denen Tefas Verden das be: 
kannteste st. Dort wird die systema- 
fische Folter angewendet, danach ver- 
hört. Ergeben sich keine Anhaltspunk- 
te, 10 kommt der Betreffende nach 
14 Tagen bis vier Wochen zurück, je 
‚nachdem, welche Zeit man zur physi- 
‚schen Wiederherstellung braucht.” 
Ende Juli wurden in Santiago die 
Urteile in einem ‚Prozeß gegen über 
'hänger der Unidad Popular‘, 
m Militärs, gesprochen, Drei 
frühere Angehörige der Luftwaffe und 
‚der frühere Vizepräsident der chileni- 
schen Staatsbank, Carlos Lazo Fri 
wurden zum Tode verurteilt; die S 
‚daten wegen „Hochverrat und Meute- 
rei“ (ihnen wurde u.a. vorgeworfen, 
sie hätten „militärische Geheimnisse‘ 
— wozu wohl die Putschvorberei 
gen der Faschisten zählen dürften 
an die Sozialistische Partel und die re- 
volutionäre 


ınisation MIR weiter. 
ageben), und Frias wegen angebliche 
„Unterwanderuhg der Armee“. 

‚67 weitere Angeklagte wurden zu 
ZT. sehr hohen Strafen verurteilt (ge- 
nauere Angaben sind z.Z. nach der 
Bürgerlichen Prene nicht möglich) 

Prozeß schließt sich an eine 
‚Reihe weiterer an, die in den letzten 


Chile: Neue Terrorwelle 


urteilt, und weitere 16 Antifaschisten 
Zu langen Haftstrafen verurteilt, 

Am März waren in Tem 14 Ge 
pop, di ängehch dem MIR an 
gehörten oder Ihn unterstützt hatten, 
Fu langen Haftstrafe verurtel wor. 

en, 

Tinde Mai bexann ein Prozeb 
sen 29 Mitglieder der ‚Unidad Popu- 
ar, die in El Teniente (größte Kup- 
fermine Chile) gearbeitet hatten. Ob 
dieser Prozeß Inzwischen abgeschlos- 
sen st, wissen wir nicht, 

Die‘ chilenische Junta selbst 
nur wenig Informationen über solche 
Prozesse, aber selbst davon gelangt 
yieerum nur wenig indie brgeriche 

we. 

Die faschistische Junta steht offen- 
bar. vor zunehmenden Schwierikel 

n. Wie die „Chlle-Nachrichten" vom 
6.7.74 berichten, sind die Reallöhne 
der Werktätigen heute nur noch ein 
Drittel »0 hoch wie 1968/69. Dafür 
konnten die $% der Chilenen mit den 
höchsten Einkommen. ihren. Anteil 
am Volkseinkommen von 1967 bis. 
1974 verdoppeimvon 22,7% auf etwa 


wirtschaftlichen Bereich Vertreter der 
rechten Christdemokratie und der mit 
dem internationalen Ka 
‚denen chilenischen Gi 
angehören. 

'sscheint aber, d 
sung sich nicht" stabilisieren. wird, 
und daß es in nicht allzu ferner Zeit 
zu einem Regime unter Führung des 
extrem rechten Christdemokraten Frei 
‚kommen könnte, um der wirtschaftli- 
chen und politischen Schwierigkeiten 
der chilenischen Bourgeoisie Herr zu 
werden. 


Manöver der Revisionisten 


Mitte Juni wurde in Europa ein 
Text verbreitet, der angeblich eine 
Erklärung. der ‚Unidad-Popular‘-Par- 
teien zum 1. Mal wiedergibt. Dieser 
AnllE, Tagemeitung ser lan 
„Unitä”, Tageszeitu alieni- 
ichen Revisanisten (BC) veröffent- 
licht, und ist auf-deutsch in der Nr. 
30/1974 der DDR-Zeitschrift „hori- 
zont“ abgedı 


ab, haben sich die politischen Mei- 
nungsverschiedenheiten seither noch 
weiter vertieft und kann von einer 
einheitlichen Stellung zu den im Text 
angesprochenen Fragen nicht die Re- 
de sein. 

Daraus ergibt sich, daß die angeb- 
liche „Erklärung der Parteien der Uni- 
dad Popular" inerster Linie den Stand- 
punkt der revisionistischen Führung 
der „KP" wiedergibt, gestützt auf 
rechte Kräfte in der Sozialistischen 
Partei. 

In diesem Text heißt es u.a. (zi- 
tiert nach „horizont“): „Der größte 
Mangel der" Unidad Popular war ihre 

gkeit, die holierung (1) der 
Arbeiterklasse zu verhindern und die 
Mehrheit der Bevölkerung zu veran- 
lassen, sie zu unterstützen. Dabei hat- 
ten die Auffassungen der ultralinken 
te, die einen Druck auf die Uni- 

Popular und die Regierung ausib- 
ten (11), ein entscheidendes Ge- 
wicht..." „Auf polltischem Gebiet 
dienten die sektiererischen und engen 
mas dem Spiel des von Prel Inf. 
mus dem von Frei a 

UN) ae 


50%! Die. Inflation galoppiert, die Zu dieser angeblichen „Unidad Po- ten Flügels und drängten 

Arbeitslosigkeit und der  Hünger pular“-Erklärung gab der MAPU, der Chrittdemokraten in eine Politik der 
nimmt zu. Auch Regierungsbeamte _ sabst der „Unida Popular"“Regierung _ unnschgieen Opposition zur Volks. 
und Polizisten, Stützen des Regimes, angehört hatte, eine Erklärung ab, in reglerung. In der Volksbewegung 
stehen einer raschen Verschlechte- der es u.a. heit: „Seit April wurde Jehlte es an Verständnis für die innere 


rung ihrer Lebenslage gegenüber. 

Die gewaltsame Senkung der Ren 
löhne der Werktätigen trifft auch die 
kleinen und mittleren Industriellen, 
die für den inneren. Markt produzie- 
ten, und andere Kleinunternehmer, 
die auf den inneren Markt ausgerich- 
tet sind. Während sich auch für diese 
Schichten, die zunächst zu den Stüt- 
zen der faschistischen Junta gehörten, 
wachsende wirtschaftliche Schwieri 
keiten ergeben, mästet sich das Grof 
kapital, das Güter für den Export und 
für den Konsum der chilenischen 
Bourgeoisie produziert, 

‚Auch in Chile, so wie in Portugal, 


‚geht die Tendenz unter diesen Um- 
Ständer zu einer kontrollierten Ablö- 
sung des brutalsten Faschismus zu- 
gunsten eines mehr scheindemokrati- 
schen. Regimes, das sich stärker auf 
die traditionellen bürgerlichen rech- 
ten Parteien, vor allem die Christde- 
mokraten, stützen kann. 


im Lande diskutiert, um ein Doku- 
ment vorzubereiten, das dem chilenl- 
schen Volk und allen Völkern der 
Welt bekannt gemacht werden sollte. 
Zu diesem Vorbereitungsdokument 
wurden seitens einiger Parteien eine 
‚Reihe von Einwendungen vorgetragen, 
die im veröffentlichten Dokument 
nicht in Betracht gezogen wurden; 
darüberhinaus wurden die Parteien, 
die zentrale Passagen des Dokuments 


kritisiert hatten, von seiner Veröffent- 
chung überrascht, weil die zum Do- 
‚kument gemachten Betrachtungen 
nicht zur Diskussion gestellt worden 
sind. Daher müssen wir erkliren, daß 
Griechenland und nunmehr Spanien, das 

Partei nicht unterschrieben worden 
ir," nach „Lotta Continua“, 20.6. 


Dokument von unserer 


‚Lotta Continua“ schrieb darüber 


hinäus am 23, Juni, daß wahrschein- 
ec 

‚lzquierda Cristiana® (Christliche Lin- 
ke), die der „Unidad Popular"-Regie- 


ch die ‚Radikale Partei‘ und die 


Tage und die sperilichen Merkmale 
(7?) der chilenischen bewaffneten 
Organe. Das erschwerte die Zwsam- 
menarbeit zwischen der Volksbewe- 
gung und den patriotischen und ver- 
Jassungstreuen Kräften der Streitkräf- 
te. Die allgemeine Isolierung der Ar- 
beiterklasse widerspiegelte sich in 
der holterung der verfanungstreuen 
Elemente innerhalb der Streitkräfte 
und im Vormarsch der Putschisten.“ 


in Wahrheit nur ein bedenkenloser An- 
griff auf die revolutionäre Linke, der 
der makabre Vorwurf gemacht wird, 
sie habe nicht nur „Druck“ auf die 
UP-Regierung ausgeübt (wie denn? !), 
sondern auch noch die Christdemo- 
kraten, die Haupipartei der chilen)- 
die UrRepering sein 

n, jerung „gedrängt". 

ext ist zugleich ein Aufruf, noch un- 
realistischer, noch opportunistischer, 
sozusagen noch unmarxistischer an 


Diese vorgebliche ‚Selbstkritik* ist 


h Sur Opposition g- 
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Situation, wo sich inner 
r chilenischen lHourgeoisie 
selbst die Möglichkeit einer kon- 
trollierten Ablösung der Junta durch 
‚ein Regime des Christdemokraten Frei 
', heit os im Tenı; „Wir 
wünschen, daß die Gesamhelt (1!) der 
‚Chrisidemokraten sich völlig in den 
Widerstand und In die Antifusehiste 
sche Front eingliedern möge“. Der 
Text verkündet zwar großsprocherisch: 
„Die Urheber der fuschlitischen Bar- 
berei werden sich verantworten mür 
sen." (Leute wie rel, mit dem sich 
‚die Revisionisten ja „verbünden” wol- 
len, gehören demnach anscheinend 
nicht zu den Verantwortlichen für den 


n 
‚lede verletzte Freihelt, Jeder erlittene 


Ang, und Bra Übergriff gerecht 


A 
de auch durch die Christdemokrai 
‚daran interessiert, 
‚grentuell Abisung der Junta s6 kon- 
troitiert wie möglich durchzuführen, 
den faschlierten Stastapparat mög. 
lichst intakt zu halt die fasch 
stischen Mörder ihrer Bestrafung zu 
entziehen. Wir sahen das in Portı 
und erleben es jetzt noch deutl 

in Griechenland. 

Um eine solche Entwicklung zu 
verhindern, muß man auf den revolu- 
tionären, bewaffneten Sturz des Fa- 
schismus durch die mobilisierten Mas- 
sen orientieren, statt auf eine kontrol- 
lierte Ablösung des Faschismus durch 
die Bourgeoisie selbst. 

Die chilenischen Revisionisten aber 
steuern mit ihrer Anbiederei gegen- 
über der „Gesamtheit der Christdemo- 
kraten‘“ genau auf eine solche Lösung 
zu. Im Text werden entsprechend die 
Fragen offen gelassen, „welchen end- 
‚gültigen Charakter der Kampf um den 
Sturz der Diktatur annehmen wird“ 
und welche Kampfformen anzuwen- 


‚den sind (Dazu heißt es nur, daß „alle 
Formen des Kampfes angewendet wer- 
den können”). 

Es wird also die’ Frage offen gelas- 
sen, daß nur der revolutionäre bewaff- 
nete Sturz. des Faschismus zu wirkli- 
chen demokratischen Veränderungen 
führen kann, während der Weg des 
„Bündnisses“ mit den Christdemokra- 
ten und der kontrollierten Ablösung 
der Junta bestenfalls den Zustand vor 
dem Antritt der UP-Regierung herstel- 
len könnte — eine Verhöhnung der 
tausendfachen Opfer des chilenischen 


ein Zusimmenschluß der in mehre- 
sen Regionen. bereits existierenden 
„Demokratischen attformen” (Mesa 
Democrätica). 


In Andalusien, der größten spa- 


schen Provinz. hat sch Anfang 
Fe eiche = Dekratche 
die aus einer 


Plattform” 
bereits seit rbeitenden „De- 
mokratischen Versammlung” hervor- 
;egangen ist, Auf einer geheimen 
reisekonferenz zur Gründung der 
„Demokratischen Plattform in Ands- 
füsien” stellten sich folgende Grup- 
pen und Organisationen vor 


— Sozialistische Allianz Andalusiens 

(ASA). Diese Organisation wurde 
erst vor kurzem gebildet, Sie wird 
von bürgerlichen Liberalen geführt 
und soll für Anhänger in „bürgerli- 
chen Kreisen” werben, au denen die 
traditionellen linken Parteien keinen 
Zugang haben, 


— Spanische Sozialistische Arbeiter- 
partei (PSOR). Sie war während 
spanischen Republik die größte 

litische Partei überhaupt. Auch 
Beute würde se nach Meinungsum- 
fragen, die allerdings skeptisch zu 
beurteilen sind, bei Wahlen die 
höchste  Stimmenzahl _ erreichen. 
Diese einst scharf antiklerikale und 
istische Partei (ihr fort- 
schrittlichster Führer war Largo 
Cabaliero) hat den Weg aller soziar- 
‚demokratischen Parteien durchge- 
macht und arbeitel heute auf einem 
kleinbörgerlich-reformistischen Ni 
weau, Sie hat „aus parteinternen 
Gründen” auch In Andalusien nicht 
efhmal die Gröndungserklärung der 
Demokratischen Plattform” unter- 
schrieben. 


Sozialistische Gewerkschaft U,O.T. 
iewerkschaft sammi 
jor Zeit der spanischen 
Republik und hat es unter den 
Schlägen des Franco-Regimes nicht 
mehr geschafft, ihre früheren Mit- 
glieder wiederzugewinnen, Sie hat 


kale Arbeiterunion — kamen nicht 
zu der Pressekonferenz), 


— Carlistische Partei; diese früher 

klar  faschistisch‘“ ausgerichtete 
Partei hat einen Führungswechsel 
hinter sich, Sie würden jetzt für 
„Mitbestirimung in allen Bereichen” 
kämpfen, sagten ihre Vertreter, so- 
wie für einen „Sozialismus”, ' der 
Gewissensfreiheil und alle anderen 
bürgerlichen Freiheiten garantiere. 


- Kommunistische Partei Spaniens 
(PCR). 


Internationale Kommunistische 

Partei, (PCI), eine linke Abspak- 
tung der PCE, ebenso wie die Gruppe 
„Bandera Roja” (Rote Fahne), denen 
ie spanische KP zu „bürokratisch” 
und zu wenig aktiv Ist. (Bandera 
Roja” arbeitet auf internationaler 
Ebene eng zusammen mit der fran- 
zösischen „Rövolution“, der italie 
schen „Avanguardia operala”, dei 
britischen „International Socilist 
und dem schwedischen „Förbundet 
Kommunist”). Zumindest bei der 
„Bandera Roja” ist uns bekannt, daß 
hier kein konsegenter Bruch ° mi 
dem Revisionismus vorliegt. Z.B. ver- 
tritt „Bandera Roja” genauso wie 
die rerisionistische PCE die sei 


same These, daß der Tod des ehe- 
maligen Regierungschefs Blanco eine 
„Provokation” gewesen sein muß 
“aus dem einfachen Grund, um 


nicht über revolutionäre Gewalt reden 
zu müssen und deren Rolle herunter- 
zuspielen, 


Ganz auf dieser Linie liegt auch 


mit dem Regime” (des Franco-Fa- 
schismus), auch mit seinen .libera- 
len“ Vertretern strikt ab. Die von 
der Regierung Arias angekündigten 
„Liberalisierungsmaßnahmen” seien 
feine Täuschungsmanöver; im Laufe 
der schon 35 Jahre dauernden 
Diktatur Francos habe es immer 
schon einige Minister gegeben, die 
iberaler gewesen seien als die große 
Mehrheit ihrer Kumpane. Das sei 
das Spiel der Diktatur. Die 
Regierung Arias unterscheide sich 
in nichts Wesentlichem von den 
früheren Regierungen, doch sie sei 
wegen des bevorstehenden Todes von 
Franco die letzte der Franco-Epoche, 
Der Frankismus sei ohne Franco 
nicht möglich; die Monarchie unter 
Juan Carlos solle zur Fortsetzung 
der Diktatur werden, auch dagegen 
kämpfe die andalusische Opposition. 
(nach „FAZ”, 4.6.74), 

Auch die Stellungnahme der anda- 
Iusischen Opposition zum Heer, einer 
der Hauptstützen des faschistischen 
Regimes, ist einige Töne realistischer 
als die Stellungnahme der „Demo- 
kratischen Junta” bzw. der PCE- 
Führung selbst: was sicher mit der 

‚ößeren Basisnähe dieses regionalen 

'omitees zu erklären ist. So wurde 
auf der Pressekonferenz geäußert, 
in Spanien könne man nicht damit 
rechnen, daß wie in Portugal das 
Heer den Umsturz durchführe; in 
‚Spanien müsse das Volk den „demo- 
kratischen Umbruch” erreichen, 
Das spanische Volk sei darauf poll 
nisch beiser informiert und vorberer 
tet als. das portugisiesche, Die Be- 


die „Kritik” dieser beiden Gruppen nn ‚der Opposition könnten 
= auf "der Pressekonferenz an den lediglich darauf gerichtet sein, 

„Maoisten" in Portugal, denen sie vot- Heer zu „politischer Neutraliti 

Warfen, gegen die portugiesische bewegen, Man erwarte nicht, 

Junta 'zu kämpfen, Zwar sel die spanischen Mira fr di Demokrat 

portugiesische Regierung nicht die kämpfen würden — hoffe aber, daß 


„ideale Lösung”, aber „ein wichtiger 
Instrument zur Erreichung der so- 
schen Gesellschaft" (nach 
460). 


In Katalonien, wo die Orpania- 
indera Roja” entstand, soll 


sie in Zukunft nicht welter die be- 
dingungslosen Verteidiger der Dikt 
tur sein wollten. Das portugiesische 
Beispiel sel in diesem Punkte zum: 
dest „vorheißungsvoll” (nach „PA/ 
4.6.74), 


wehrläufe steckten als ein Zeichen 
des Sieges über 
Diktatur, hat offenbar den Phanta- 
en der forionlischen Führer über 
die Rolle des bürgerlichen Heeres 
neuen Auftrieb gegeben, Dabei wer- 
den die besonderen Bedingungen für 
‚diese Entwicklung im portugiesischen 
Heer (die Erfahrungen in einem 
mörderischen Kolonialkrieg und eine 
einflußreiche demokratische, zum 
Teil sozialistische Bewegung im Heer) 
höchstens am Rande und möglichst 
Ber nicht erwähnt 

Ende Juni führte die" Exi.KP 
Spaniens In Genf eine Grobseran- 
staltung durch, zu der 13.000 bis 
20.000 Spanier aus allen europlk- 
Schen. Ländern kamen, yor allem 
Arbeiter (Emigranten), Diew Groß- 
kundgebung war als Machtdemom 
stration der PCE und gleichzer ls 
Ai Ausrichtung der eigenen Anhän- 
‚ger auf das Programm der Partei nach 
‚dem Tode Francos gedacht. 

Als Hauptredner auf dieser Veran- 
staltung traten die aus dem spani- 
chen Bürgerkrieg als „Pasionaria“ 
(Passionablume) bekannte und heute 
in Moskau lebende Vorsitzende der 
PCE, Dolores Ibarruri, und der Ge- 
neralsekretär Carnillo auf. Beide 
äußerten dort immer wieder ihre 
Hoffnung, 
Portugals auch in Spanien bald zu 
einer „unblutigen Ablösung“ des 
Franco! s durch eine „Regie 
rung der Versöhnung” komme. Zwar 
führe Spanien keinen Kolonlalkrieg, 
‚der bei den Soldaten, wie bei ihren 

Ttugloischen Komernden, zum wur 
DSsanden Moment für eine Aufstand. 
bewegung werden könne, aber es gebe 
Auch In der ıpunischen Armes Zei- 
‚chen (und Wunder? ? ) einer Bewuf 
Selanränderung und Grund zu 4 
Hoffnung, daß eines Tages zu 
einer komeradschaftlichen und „pe: 
triotischen“ Annäherung zwischen 
Volk und Armee komme, und daß 
die Kinder wie m Por 
Nelken auf die Gewehre der 

Könnten {nach 


die faschistische 


) 


jaß es nach dem Beispiel” 


Monaten durchgeführt wurden. So Die Junta versucht zunächst, ihre ung angehörten, den Text nicht un- die bürgerliche Armee und überhaupt faschistischen 
Wurden iss Ayıl! lat Genossen der Anlanına za satechen Inka ich: terschrieben Bakon. In der größten, an den bürgerlichen Staat keknraun: De en! 
Sozialistischen Partei (zwei Studen- Mörder Pinochet Ende Juni zum UP-Partel, der Sozialistischen Partei, hen, und verstärkt das ‚Bündnis mit eh daß die chilenischen Rerisionk- 
zwei Bauernführer und ein frühe- Staatsoberhaupt machte und im Juli WO es schon vor dem faschistischen der Hauptpartei der den das dar zweiten Wag gehen won? 
 MerReperungsbeumter)zum Tode ver- eine neue Reperung Dildete, der im _ Putsch eine starke Inke Strömung Christdemakraten, zu . 
weniger Einfluß als die es übrigens eine starke Rückkehrbe- Tatsache jedoch ist, daß gerade in 
ee Er en 
sionen”, die heute bei der Or- PCEgeben... Der Traum von der roten ge En 
„Demokratische Plattformen” -£anisierung von Streiks und Arbeiter 1m Gegensatz zu den Erklärungen Nelke im Gewehrlauf Fa onen sach 
in vielen Regionen de ken, der „Demokratischen Junta” klingen. dominierend ist und durch 
eat gen um die entscheidende Rolle in” jen Worten der undaluschen Die Tatsıche, daß sich die put- ik more le mach 
spielen. (Die Vertreter der Sozialist- putform einige etwas „linkere" Sschenden portugiesischen Soldaten lin falangisischen Generlie machen” 
Die „Demokratische Junta” is schen Gewerkschaft U.SP. — Syndi- Tone an, So lehnen sie den ‚Dialog zum Teil rote Neiken in die Ge- jere Offizierikorps hat kaum ingend- 


eine besondere Stellung gegenüber 
den über hundert faschhtischen Ge- 
nerälen der spanischen Armee. Die 
Treue der Armee zum Führer der 
faschistischen _„Eewegung”, zum 
(Generaisimo Ffanco” ist abaout, 
Ünter diesen Bedingungen von einer 
„Verbrüderung” zwischen Volk und 
Ärmee zu schwärmen, ist schon ge- 
meingefährlich. Falls es tatsächlich 
zueinem „Stillhalten” der Armee bei 
einer Ablösung des spanischen Fa- 
schismus durch eine bürgerlich-zivile 
Regierung kommen sollte, so wird 
das auf Anweisung von höchster 
Regierungsstelle und im Auftrag 
der spanischen Bourgeoisie geschehen. 
ähnlich wie auch die griechische 
Armee und ihre Foltergeneräle beim 
'hischen Machtwechsel „stillge - 
ten” haben — das heißt, sich im 
Hintergrund zur weiteren. Verfügung 
halten! 


Santiago Carillo lobte in seiner 
Rede auch den von Franco Mitte 
Juni abgesetzten Generalstabschef 
Hecken Respekt" ausdrückt „A der 
lichen Respekı” m te 
sen Persönlichkeit als moderner 
Militär, der nicht mit den 
rasselt und der den guten Gene! 
hat, den $ı nieht mit der 
Vogeischeuche des Bürgerkriegs 
drohen“ (zitiert nach „ER, 
4.6.7). 

Diez Alogrix bekam nach seiner 
Absetzung zahlreiche Monokel 
Haus geschickt, als ein Zeichen, daß 
bestimmte oppenitionelle Kreise in 
ihm den künftigen Spinols Spaniens. 
schen (der portugiesische Staats 
Präsident Spinola ist Monokelträger). 

Diez Alepria galt in der Tat als 
‚mäßigier” innerhalb der spank 
ichen (Generali, Diez Ali sol 
arte über ine Gesetueworlan, mit 
der sowohl Franco als auch die ge- 
samte Regierungsmannschaft ein- 
werstanden gewesen war, gegen die 
sich jedoch offenbar die faschist 


> 


® 
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schen Generäle massiv zur Wehr 
wizten, wi ınco dann zum 
„Einienken” veranlaßte, In dem Ge- 
detzentwurf geht es um die Neu- 


fenbar mehr der zivilen pollischen 
ünterordnen wollte, Er wolk 
e dem zvilen Ministerpräsidenten 
(ein Amt, das Franco erst vor einem 
Jahr“ aus seiner Macht- und Amter- 
zitierten 
„Berater gremium zur Seite stellen, 
üie „Junta der Stabschefs” der Teil 
irelikräfte (Armes, Marine und Luft 
waffe). Dieser „Junta” wollte er 
selbst als Generalitabschef und direk- 
ier Kontaktmann zum Ministerprä 
sdenten vorstehen. Die rcaktionären 
Generäle witterten in diesem Gesetz 
eine Beschneidung ihrer eigenen und 
der Rechte des Oberbefehlshabers 
Franco, seiner _Generalkapitäne 
(Wefehlähaber der Millärreglonen) 
und der Truppenkommandeure zu- 
gunsten der Intellektuellen” de 
Generalstabs als Helfer eines zivilen 
Ninisterpraidenten, 

"An der schließlich erfolgten Ab 
setzung des Genenistabschefs wer- 
den zum einen die Widersprüche 
innerhalb der faschistischen Fi 
rungscliquen deutlich, d.h. die Aus- 
Öinandersetzung zwischen den 
{rarechten” und den „gemäßigten 
Faschisten, jedach ach die noch 
vorhandene Stärke der ersteren. 

Die Absicht von Diez Alegria 
lief also darauf hinaus, die starke 
Nachtstellung der faschistischen Ge- 
neralität insofern zu beschneiden, 
als sie der zivilen politischen Re- 
ierung direkt unterstellt werden soll- 
te. Damit wäre die Armee taktischen 
Veränderungen im Konzept der 
Dourgeoisie direkter verfügbar ge- 

‚cht worden, Daß dieser Plan am 

jerstand der reiktionären Gene. 
lität gescheitert ist, deutet darauf- 
hin, daß die spanische Dourgeoisie 
auch bei einem eventuellen Taktik- 

„demokratische Öf- 
nung”) mit dem Widerstand dieser 
Generäle zu rechnen hat. 


Ratten haben ein zihes Leben. Doch 
auch das Leben der teuersten Ratte 
‚Spaniens, Francisco Franco, ist trotz 
der täglichen Bemühungen von 15 
Ärzten nicht zu retten. Der Tod ran- 
os dürfte höchstens noch eine Frage 
weniger Monate sein. Der designierte 
Nachfolger Francos ist der Bourbo- 
‚nenprinz Juan Carlos, ein Enkel des 
letzten spanischen Königs Alfons XHIL., 
der zur Zeit der spanischen Republik 
as Land verlassen mußte. Der Vater 


Thronfolger. 80 geht a 
tung ‚quer durch die Monarchisten 
Spaniens: Der Vater, Don Juan, der im 
rupesischen Esillet, it für eine 
Iberale „demokratische Monarchie‘ 
nach britischem Vorbild ein, während 
der Sohn Juan Carlos von 
Geiste der aschistische 
Movimie 
dem Tod Francos dessen Politik wer 
terführen sol. 

Nun hat sicherlich die monarchi- 
sische Staatsform - for 
hien übrigens während de 
ode der Franco-Diktatur Monare 
(das oberste Beratungsgremium ist der 
„Rat des Königreiches") — keine viel 
jrößere Funktion as die einer „heilt 
gen Reliquie”,d. h.sie soll höchstens 
Zur Festigung der „Autorität des 
Staates” dienen (poltische Integration 
er Monarchiten), ohne daß die 
Adels- und Prinzen-Sippschaft ent- 
scheidenden Einfluß auf die Staatsge- 
schäfte bekommen hätte. Dazu 
kommt, daß der spanische Prinz offen- 
bar an der Erbkrankheit der spani- 
schen Königshäuser seit dem Mittel- 
Alter Jeidet, nämlich an mittlerem 
Schwachsinn, was ihm auch den Spott- 
samen „peleie" (Hampelmann) einge 
Tragen hat 

Jach ingerem Zögern und offen 

bar auf Drängen des Ministerpräsiden 
en Arias Navarıo entschloß ch F 
© (der wohl doch schon die Engel 
äingen hörte), von seinem Kranken: 
bett aus, dem „peleie” den Posten des 

alsc 
sen Franco allerdings selbat 
unge nicht entmachtet. Er hat nach 

I vor bei allen auftretenden Streit 
fragen mit dem Prinzen das letzte 
Yort, Noch ist überhaupt unklar. ob 
die Übertragung der Staatsgeschäfte 
nur vorübergehend für die Dauer seiner 
Krankheit gelten soll ader ob sie end: 
tig sein"wird, In jedem Fall ist 
Franco vn zu seinem letzten Atem 
up unumschränkter Hermoher 
niens, da ein großer Tall der Maohtbe 
funnlise an seine Person gebunden ist 


s zu Übertragen. Damit hat 


» kann er 2. B. auch heute noch, 
‚ohne einen Menschen zu frage 
setze jeder Art erlassen. Es hei 
die „Nachfolgegesetze'' (und die Be- 
stimmung über die Vertretung Fra 
‚cos bei Krankheit) entgegen allen o| 
fiziellen Beteuerungen eher unklar 
und widersprüchlich seien („FAZ 
29.7.74), Das deutet auf seine 


’den und zeigt, wie wenig stabil das 
ranco-System (rotz Jahrrehntelanger 
Herrschaft in seiner Spitze ist, 
Ungeachtet dessen sind die Dis- 
‚dochenkämpfe innerhalb der herr- 
schenden Cliquen im vollen Gange.$o. 
passierten Kuriositäten folgender Art; 
Francos rechtsradikaler Schwieger- 
sohn, der Marquis von Villaverd 
wollte dem Regerungschef Arı 
varro den Zutritt zu Francos Kranken- 
bett. verweigern. Dieser mußte 
mit seiner polizeilichen Befehlsgeı 
drohen, um an seinen Herrn ranzı 
kommen („FAZ", 9.7.74). Die Ult 
rechten, zu deren führenden Vertre- 
tern ein Teil von Francos Familie, der 
Al t Girön (chemaliger Ar 
beitsminister und einflußreicher Indu- 


strieller) und der küralich in den Ruhe- 
stand versetzte Oberbefehlshaber der 
berüchtigten Guardia Civil, Iniesta 
‚Cano, gehören, werfen Arlas Navarro. 
u. a. vor, Juan Carlos zu früh zum 

zu haben, weil 


o-Mumie (#1 Jahre) bedeute. Doch 
die Kritik an Arlas aus dieser Ecke be- 
trifft Im weiteren seine ganze Politik 
‚der sogenannten „Öffnung” (apert 
19), 8. h. eine vorsichtige „Liberalisie- 
rung”, die jedoch ohnehin aus mehr 
Gerede als aus tatsächlichen politi- 
schen Schritten besteht. Aber selbst 
das ist diesen Leuten schon zuviel 
las Pinat, ein von Franco persön- 
lich zum Miigled des Nationalrates 
(oberstes Gremium des Movimiento) 
nd Mitglied. der Cortes (spanisches 
ändeparlament) ernannter Ertfa 
schist (er it zugleich Anführer rechts- 
radikaler Schlägerbanden), wetterte 
stellvertretend für die Ultras Spaniens. 
Mitte Ma} in Madrid vor 300 ausge 
‚chten Zuhörern; „Die Stunde der 
dilos („Führer") und der Krieger 
ist gekommen, Zu diesem Kampf rufe 


Machtkämpfe unter den politischen Erben Francos 


ich euch auf, zu diesem Krieg, sonst 
wird euch die Subversion, die schon 
mitten unter uns ht, beutegen. Wir 
missen unflexibel und. unduldsam 
„FAZ, 22.5.7). Br gift die 
Kogierung Arlas scharf an und warnte 
vor dem „Geist des 12. Februers". An 
diesem Tag hatte Artas im Ständepar- 
lament unter anderem Bürgermeister- 
wahlen und politische, Vereinigung 
möglichkeit " versprochen. Er pöbel, 
6 gegen die „schurkische Freiheit” 
und forderte 2. B. die Wiedereinfüh- 
ung ‚der Vorzeniur der Zeitungen 
(die durch das Pressegesetz von 1966 
übgeschafft wurde). 
Besonders die spanische Presse, di 
re Freihel 
ing erhalten hat, it 
das Ziel auch terroristischer Aktionen. 
ultrarechter Gruppen. So wurde An- 
fang Juli das Lager eines Buchvertrie- 
(durch eine Zeitzönderbombe in 
die Luft gejagt, Dieser Buchvertrieb. 
lieferte auch. oppositionelle Druck“ 
schriften aus, Im August 1973 hatte 
es eine ganze Welle von Anschlägen 
gen betimmge Buchhandlungen ge. 
eben. In Barcelona wurden anonyme 
Drohbriefe an angeblich 6.000 Läden 


verschickt, in denen gefordert wurde, 
die „roten Bücher von Marx, Neruda 
und Casalı aus den Schaufensiern zu 
nehmen”, sonst würde das Geschäft 


ten Ti 
sozial 


nwrup 


sche 


verschärftes Tauziehen zwischen dı 
Ulrarechten und dem „ıelorm 
schen” Fißgel der Stützen des faschi- 
stischen Franco-Regimes gibt, das sich, 
in dem Maße verschärft, wie die zuneh- 
mende phyusche Fäulnls Francos fort 
schreitet. Dabei sind die Erfolge der e 
nen und deranderen Seite unterschied: 
lich, Ein Erfolg der Ultrarechten war 
zweifellos die erwähnte Absetzung des 
al „liberal“ geltenden Generatabsehefs 
Diez. Aloprla und seine Enetzung 
durch den Scharfmacher Vallespin 
(kämpfte bereits in der „Blauen Divi- 
son” mit den Tiierrppen an der 
Leningrader Front) sowie das kürzlich 
ausgesprochene, Verbot der in Mälapa 
erscheln Tageszeitung „Sol de 


Espafa". Diese Zeitung hatte Gerüch- 
te dementiert (I), nach denen der Erz« 
faschist Girdn unter Hausarrest stehe. 
Allein die Erwähnung dieses Gerüch- 
tes trug der Zeitung 14 Tage Publika- 
tionsverbot ein, Man muß jedoch da- 


den beiten Flügeln selt 
die „stllen Kompromisse”, die einge- 
‚gangen werden. 


Ein wichtiger Tatbe: 
denfalls, daß die soziale 
schisten, insbesondere der Ultras, im- 
mer mehr abgenommen hat, wäs in 
einem unmittelbaren Zusammenhang 
mit den immer breiter werdenden 
Kämpfen des spanischen Volkes, ins- 
besondere der Arbeiterklasse, gegen 
‚Ausbeutung und Unterdrückung steht. 
Springers „Welt” charakterisierte die- 
ss ideologlsche Schwächeposition des 
Faschismus in Spanien in folgender 
Weise: 


„jIn seiner jüngsten Ansprache sag- 
te Ärias Navarro eine treffende Wahu- 
heit: „In der Politik kenne ich kein 
größeres Risiko als das der Leere‘ 


genau das ist es, was Spanien zur 
de kennzeichnel: die Leere, Die 
je it tot — der Apparat des Mo- 


20.6.74), 

Den regierenden Faschisten $} 
niens ist seit langen klar, daß sie sich 
allein mit den Mitteln des Terrors und 
der Knebelung der politischen Frei- 
heiten nicht langfristig halten können 

‘doch sie haben Angst, das „‚Ventll" 
zu öffnen, weil sie hinweggefegt wer- 
den könnten. 


Die Politik der „Öffnung — 


hat im Laufe der letzten zehn 

Spanien mehrmals Ansätze 

wegeben, eine 

durchzuführen, die aber alles 

her in den Ansätzen 

nen Worten stecken geblieben sind 
1966 erließ Franco ein „State 

grundgesetz”, demzufolge Spanlan zur 


Scheinliberalisierung 
bie 


„organischen Demokratie" erklärt 
Wurde, Angeblich sollte diesen Grund« 
gesetz eine Angleichung an die „went“ 
Demokratien” bringen, wobel 
Firlefanz"” wie Zulassung polit- 
scher Parteien, Versammlungslräheit, 
wurde, denn dafür seh 
he Volk noch nicht rei" 
fanlsche Demokratie", It 
ügeburt der Id 
vimiento“. Sie baut auf 
schen Gruppen" — Famili 
und Gemeinde auf, stalt auf „unorgar 
nischen” poliischen Parteien. Auf lo- 
kaler Ebene dürfen die Spanier ein 
Drittel der Gemeinderäte „wählen” 
„Fämilienvertreter”), Di 


politisch „unbelastet” sein und - ihre 
Wahl selbst finanzieren! Da die spani- 


sche Bevölkerung den Humbug dieser 
Wahlen weitgehend durchschaut, ist 
die Wahlbeteiligung meist schr gering 
So sank z. B. in Madrid die Beteili, 
zung an den „Gemeinderatswahler 
von 34 % im Jähre 1968 auf 30% im 
1970 und auf 27 % 1973. Im Stände- 
parlament wird nur etwa ein Fü 
der Abgeordneten von den 
‚wählten. Familienvertretern” ge- 


bildet. Die durchschnittlich geringe 
Wahlbeteiligung deutet auf den Fehl- 
schlag dieses „Demokratisierungs”pro- 
gramms hin. 


1968 kursiert in den Cortes 
iskussionspapier” über die Zu 
lassing politiicher Vereinigungen. Po- 
litische Vereinigungen allerdings nur 
im Rahmen der „Verfassung”, d. I 
im Rahmen des {aschisüschen Möı 
miento. So unglaublich es klingt, 
sit bisher nicht einmal den regime- 
treuen Parteigängern erlaubt, sich po- 
litisch als Gruppe oder Vereinigung 
zu konstituleren. Franco selber löste 
kurs nach dem spanischen Bürgerkrieg 
die Falange-Partei auf und ersetzte sie 
durch die diffuse „Nationale Bewe- 
gung”, in der es inzwischen neben den 
Erziesktionären auch ‚reformersche” 
Strömungen gibt. Schon eine freie 
politische Betätigung solcher Grup- 
pierungen wird als Gefahr fürs Regime 
betrachtet. 


Nit dem _Regierungsantritt von 

Arias Navarro, dem Nachfolger des 

soneinem ETA Kommando hingerich- 

Strömungen siot. Schon eine Treie 

politische Betätigung solcher Grüp- 
ierungen wird als Gefahr fürs Regime 
trachtet. 


Mit dem _Regierungsantriti von 
Arias Navarro, dem Nachfolger des. 
von einem ETA-Kommando 
teten _Franco-Statthalters. 

Diane yurde der ehrlene Vomunge- 


= 


hinausgesäubert. Carrero 
der Führer des Opus-Dei 
wohl er stetsvon sich behauptete, daß, 
er „allen und keinem” gehöre. Die 


Entmachtung des reformerischen Flü- 


gels der Faschisten ist auf eine seit 
Jahren bestehende Kritik seitens. 
der Ultrarechten zurückzuführen 
(das Regime habe an Autorill 


verloren usw.) und wurde durch des 
Tod des zweiten Mannes im Staat 
durch die Hand „subversiver Kräfte” 
‚enorm bestärkt (weswegen einige „lin- 
ke” Opportunisten im Zusammei 
hang mit der Hinrichtung Carret 
Blancos auch von ein 

sprechen, also eine Posltion in dieser 
Frage beziehen, die nicht die Zuspi 


zung der Widersprüche im Stautsap- 
t — eben auch durch diese Hin- 
richtung vorangetrieben - begreifen 


kann). Die Zusammensetzung des 
Arias-Kabinetis bedeutet einen klaren 
Rechtsruck innerhalb der Regierungs- 
eliquen. Doch auch die Arlas-Faschi 
sten, die sog, „Neuen Technokruten’ 
(im Vergleich zu den alten „Techno- 
kraten” des Opus-Dei), kamen nicht 
umhin, das Spiel mit den Scheinrefor- 
men weiterzutreiben. Arlas war übri« 
gens lange Zeit Polizelchet Spaniens 
und später Innenminister 


Arlas kündigte in seiner Rede vor 
den spanischen Cortes am 12. Februar 
verschiedene „Reformen” an. Künftig. 
sollten die Bürgermeister und die Vor- 
sitzenden der Provinzräte nicht mehr 
vom Innenminister ernannt, sondern 
direkt gewählt werden. Er versprach 
den nationalen Syndikaten, daß sie 
sich demnächst ihre Statuten auf de- 
mokratischem Wege selber schaffen 
dürften und sich dem Ch 
ter „freier Gewerkschaften” „and 
hera!' dürften. Außerdem sollen we- 
wisse Staatsimier unvereinbar mit 
einem Sitz in den Cortes werden (die 
Machtverfilzung in diesem bereich 
schreit‘ zum Himmel), Außerdem 
Yarmte er ce Ankinaygung po 
scher Vereinigungsfreiheit für (repime- 
Treue) politische Gruppen auf, 


Das, was unseres ınchtenn ein 


”" der ipa« 
It dor 


Bourgeoisie 
dem Prossesektor. 
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Der „Kampf zweier Linien‘ 
in dor spanischen 


Wie bereits erwähnt, wurde 1966 
die offizielle Vorzensur der Zeitungen 
abgeschafft. Bs können jedoch weiter- 
hin Publikationsverbote und hohe Be- 
ätrafungen ausgesprochen werden, 
Artikel und Infor- 
mationen veröffentlicht werden. Ge- 
‚der Roglerung Arias ist cs 
ir zu einem generellen Ver- 
dot aller ausländischen Zeitungen gc- 
kommen. 

‚Jedoch gerade in den letzten Mo- 
paten, passieren erstaunliche Dinge 
innerhalb des spanischen Pressewe- 
sons. So hat besonders der Sturz der 
faschistischen Caetano-Regierung in 
Portugal ganz neue Töne in bestimm- 
ten Zeitungen entfacht. In riesigen 
Lettern stand auf den Titelseiten. 
„Freiheit im Portugal” („‚Triunfo =) 
öder „Portugal st befreit” .Cambio” 
16) (nach „FAZ”, 1.3.74). Es wurde 
in solchen Blättern ausführlich Über 
die Vorgänge in Portugal informiert. 
Die regierungstreuen Zeitungen be- 
möühten sich hingegen, alle Details aus- 
zugraben, in denen sich das spanische 
vom früheren portugiesischen Regime 
ünteschleden, hie, um nicht ie 

ngnisvolle iele zu einem 
Ähnlichen „Schicksal” der spanischen 
Regierung aufkommen zu lassen. 

Kommentare in den Zeitungen 
der Ultras bestanden vor allem in der 
Warnung an di spanische Reperung, 
keine üiberalen Tendenzen aufkom- 
men zu lassen. Die Zeitschrift „Fuerza 
Nueva” („Neue Kraft”) machte die 
„Liberalisierungstendenzen” von Cae- 
{ano für den Umsturz verantwortlich 
und meinte, die Zeitungen, die den 
Machtwechsel in Portugal so begei- 
stert feiern würden, schrieben zwar 
über das Nachbarland, meinten aber 
daseigene, © 


‚Außer der in bestimmten Zeitun- 
gen breiten Berichterstattung über 
Portugal („die Portugalitis”, wie sie 
ironisch genannt wird), it eine zu- 
nehmende _Berichterstattung über 
Streiks, Tarifauseinandersetzungen, 
die Forderungen nach Streikfreiheit 
der Arbeiter usw. sowie auch eine 


Zum 32. Jahrestag des faschi- 
Süschen Singen über die mpınk 
sche Republik (1. Oktober 1971) 
Nationalfeiertag began- 

Franco in 


Rede eine 


an. Die bundesdeutsche bürger- 
liche Presse war voll des 
über so viel Großmätigkeit. 
„700.000 Spanier jubeln dem 
Stantsche) “, so Springers 
Welt” ( E 


„Spanien-Kommission der Am- 
nesty International” ab. Am- 
nesty schreibt dort: „Alle Häft- 
die während ihrer Hafı- 
it Disziplinarstrafen erhielten, 
werden vom Gnadenakt Francos 
„nicht automatisch betroffen. 
Über diese entscheiden die loka- 
len Gefüngnisbehörden. 
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Zeit sogar das „Undenkba- 
, daß Schriften marxisti- 
scher Klassiker offen in spanischen 
Buchläden zu ‚haben sind, so. die 
„‚Monographien”” von Mao-Tse-Tung, 
Lenin „Imperialismus als höchstes 
Stadium” des Imperialismus” sowie 
auch verschiedene _Marx-Schriften. 
Verantwortlich für derlei „subversive 
Freiheiten” ist der Informätionsmini: 
Cabanillas, der als der liberalste 
Arlar-Kabinetts gilt, Doch ist das 
ähren solcher bisher unbekannten 
iten für die spanische Presse 
(bei allen Rückschlägen und Teilkom- 
promissen mit den U] 
das. Verbot der Zeitu 
Dafla” zeigte) ohne Fra 
einer allgemeinen Konzeption der spa- 
nischen Bourgeoisie zu sehen. Es ist 
nz eindeutig, daß die allgemeine po- 
tische Diskussion über die Zukunft 
Spaniens auf diese Weise angekurbelt 
werden soll 

Interessant ist auch ein Zeitungs- 
projekt, (das allerdings bisher noch 
nicht zur Ausführung kam), das von 
der bürgerlich-demokratischen Oppo- 
sition Spaniens organisiert worden ist. 

Seit zwei Jahren soll die Zeitung 
„EI Pafs” („Das Land”) als Tageszei- 
tung in Madrid erscheinen. „El Pals” 
soll ein „seriöses Informationsblatt” 
nach dem Vorbild großer europäischer 
Zeitungen werden. Das Grundkapital 
der Zeitung von etwa 7 Mill. Mark ist 
an etwa 400 Aktionäre breit verstreut, 
Kein Aktionär besitzt mehr als $ % 
is, die meisten haben nur 
‚Aktie, Den vorläufig, 
ten Anteil hat der Besitzer einer Kauf- 
hauskette. Präsident der Gründungs- 

-Ischaft und zweitgrößter Anteils- 
Inhaber ist der bürgerlich-iberale Ver- 
iger Jose Ortega Spottorno, ein Sohn 
des Philosophen Ortega y Gasset. 

Unter den Aktionären sind vor al- 
Iem Politiker aus den „gemäßigten 
Gruppen des Regimes, Trühere Mini- 
ster wie Fraga Iribarne und Castiella. 
Ebenfalls auffallend ist die Zahl „li 
beraler” Schriftsteller und Intellektu- 
eller, die mit von der Partie sind. 
Auch die Schwester des von der Guar- 
“dia Civil ermordeten oppositionellen 

'hters Garcia Lorca ist Aktionärin. 

Das Projekt wartet nur noch auf 
die Unterschrift des Informationsmi- 
nisters, und die Regierung weiß, daß 
Pressionen auf eine so breit gestreute 
Eisentämergruppe, „ schwierig sind, 
(nach „FAZ, 17.5.7). 

‚Ob’die Arlas-Regierung den Start- 
schuß für dies Zeitungs-Projekt gibt, 
wird von den weiteren Auseinander- 
setzungen mit den Ultrarechten ab- 
hängen. 


Die Wehrdienstverweigerer, die 
in Spanien mit Gefängnis be- 
siraft werden, waren vom „Gna- 
denerlaß" ohnehin nicht betrof- 
fen. Außerdem gibt Amnesty an, 
daß die offiziell ‚bene Zahl 
von damals 426 politischen Häft- 
lingen als viel zu niedrig angese- 
hen werden mu 

Zum Schluß schreibt Amnesty 
noch den lakonischen Nachsatz. 

„Acht Tage nach der Verkündung 
der Gnadenaktes fehlen Anzei- 
chen dafür. daß - wie angekün- 
digt - ein Drittel aller politischen 
Gefangenen sofort die Freiheit 
erlangen sollte. 

‚Also ein Windel von vorn bis hin- 
ten. Dies ist nur ein Beispiel, wie 
das faschistische Regime in Spa- 
nien scheinbare Liberalität vor- 
täuscht, um die Massen an sich 
zu binden und der bürgerlichen 


Spanien und die EG 


Die blutige Zerschlagung der Volks- 
front-Regierung in einem dreijährigen 
Bürgerkrieg (1936 - 39) durch die fa- 

histischen Franco-Truppen hatte 
tarke Empörung in der internationa- 
len Arbeiterbewegung hervorgerufen, 
Ein Zeichen der Solidarität und An- 
teilnahme am Kampf der spanischen 
Arbeiterklasse waren die „Internatio- 


„ortpolitischen Endspurt“ und die 
Tasche Non 


x wäre naiv, diese Märkte zu 
verschmähen, solange wir mit dem 
‚Gemeinsamen Markt (der EG » Red) 
noch kein zufriedenstellendes Ergeb- 


ginem veltogenen, Machrwechsel nd: 


her.” („ER", 23.7. 
drckt sich recht 
gut die Sicht der westeuropllschen 
Bourgeoisien aus, unter Rücksicht- 
nahme auf die Haltung „ihrer" Völ- 
ker, insbesondere der sozialistischen 
und kommunistischen Teile der Ar- 
beiterbewegungen. 
Weiter legt die „FR' 
‚che wirtschaftlichen N; 


ınn dar, wel- 
eile Spanien 


nalen Brigaden", Kampftruppen (So. 4 erreicht haben”, (Nach FR, 10.3. wegen seiner Nicht-Mitgliedschaft in 

Hallten und Kommunlsten? Verschte- 73), x der EG hat 
dener europäischer Arbeiterklassen, „ADS Mitglied der EG kann Sps- @die Einfuhrsperre der Neuner-Ge- 
die auf der Seite der Volksfront ge, Nien nur schwer werden, solange dort meinschaft für Pfiriche und undere 
gen die Franco-Faschisten kämpften. der Offene Faschismus herrscht, Die landwirtschaftliche Produkte Spaniens 
Nach dem 2, Weltkrieg war Spa Cufopälschen Kapitalisten können es Aufnahmestopp für spanische 
sich nicht leisten, ein offen terrori- „Gastarbeiter", der von der BRD 


nien durch Liquidierung seiner wich- 
tiesten außenpolitischen Freunde und 
Stützen — die deutschen und Italieni- 
schen faschistischen Regimes — inter- 
national weitgehend isoliert. Verschie- 
dene europäische kommunistische 
Parteien forderten sogar eine Invasion 
Spaniens und die Absetzung Francos. 
Die UNO beschloß einen „diploma- 
tischen Boykott” der spanlichen Re- 
wierung. Die USA (und der Vatikan) 
waren die ersten, die mit Spanien 
wieder internationale Verträge ab- 
schlossen. 1953 wurde zwischen 
Madrid und Waihington ein Stütz- 
punktabkommen geschlossen, durch 
das Spanien in das westliche „‚Verte- 
digungs”bündnis integriert würde, Es 
waren auch die USA, die in den er- 
sten Jahren des Bündrisses durch um- 
fangreiche Kredite den spanischen Ka- 
pitalisten hilfreich unter die Arme 
griffen. 

Das Abkommen lief 1968 aus, die 
Verhandlungen über die Bedingungen 
eines neuen Abkommens zogen sich 
wegen unterschiedlicher Erwartungen 
beider Seiten zwei Jahre hin. Das 
schließlich zustande gekommene Ab- 
kommen von 1970 erfüllte in keiner 
Weise die Erwartungen der spanischen 

sie. 

Die USA waren nur zu Krediten 
von 20 Millionen Dollar Jährlich (teils 
in bar, teils in Schiffen, Flugzeugen 
‚oder Panzern) bereit, Die spanische 
Regierung hate 1968 noch das Zehn 
fache verlangt. Außerdem gewährten 
die USA einen 125 Millionen-Dollar- 
Kredit für eine „Reform” des Schuk- 
wesens in Spanien. Auch war Washing- 
ton nicht bereit, einen frmlichen 
„Verteidigungspakt” oder eine ein- 
deutige „Schutzverpflichtung” gegen- 
über Spanien einzugehen. Die ei 
Konzession bestand in der Übergabe 


der amerikanischen Stützpunkte in Tusten, Löhnerhöhungen, von 20% 
ipänichen Best und, Verwaltung. Aubaker hatt aoprdngleh Ta dr 
ee ent Doppelte verlangt. 20% ist allein die 


Ms geinihahteane meine dm 


USA ist 


vor allem in der Metallindustrie (bei 
British Leyland in Pamplona allein $ 
Wochen, bei SEAT, und bei Authi) 


stisch rogiertes Land offiziell in ihren. 
Kreis aufzunehmen, weil sie sonst zu 
sehr an Glaubwürdigkeit vor den euro- 
‚päischen Arbeitern verlieren würden, 
der sis die Eß gern als ein demokra- 
tisches und soziales Bündnis „zum 
Nutzen aller” verkaufen möchten. 


Während der sechziger Jahre, als 
in Spanien die „Technokraten” des 
Opus Dei eine dominierende Stellung 
in „der Regierung hatten, kam es zu 
recht ebhaften Kontakten auf hoher 
Ebene zwischen dem damaligen Außen- 
‚minister Lopez Rodo und z. B. Außen. 
minister Scheel, Spanien wurde in die 
ser Zeit auch an die EWG assoziiert 
Doch durch die Hinaus,‚säuberung” 
des Opus Dei aus der Regierung ist es 
auch hier wieder zu einem Rückschla 
bzw. zum Einfrieren bestehender Be- 
ziehungen gekommen. 

Die „Frankfurter Rundschau” 
schrieb kürzlich: „Spaniens Wunsch 
‚nach einer Vollmitgliedschaft in der 
EG der Neun und vielleicht auch von 
der einseitigen Bündnispolitik mit den 
USA hinweg zur NATO, rückt erst mit 


von Belgien, Niederlande, Großbritan- 
nien und Frankreich verfügt wurde 
(Spanien ist auf die Lösung seines Ar- 
beitslosenproblemsdurch „Export der 

Arbeitskräfte” auch aus politischen 

‚Gründen und wegen der Devisenein- 

nahmen stark angewiesen). 

Die „FR” zitiert einen spanischen 
Kolumisten; „Die Pfirsiche beweisen, 
daß die Handelsveriräge kein Ersatz 
für politische Verträge mit dem Ge 
meinsamen Markt sind”! 

Die wirtschaftliche Lage in Spanien 
verschlechtert sich gerade zur Zeit 
in wachsendem Maße. Die Devisenein- 
nahmen sinken (allein in den letzten 
6 Monaten um 1,5 Mrd. Mark) wegen 
der von der EG „gesperrten” Emigran- 
ten. Die Einnahmen durch das Touris- 
musgeschäft sind ebenfalls rapide ge- 
sunken, Das wirtschaftliche Wachstum 
beträgt nur noch 6% statt der geplan- 
ten 10%. 

Die spanische Bourgeoisie wälzt die 
Kosten der derzeitigen Krise auf die 
Arbeiterklasse ab. Doch die spanische 
Arbeiterklasse setzt sich dagegen sehr 
entschieden zur Wehr. 


[Erfolge der spanischen Arbeiter- 
klasse im Kampf gegen wirtschaft‘ 
liche Not und politische Unter- 
Idrückung 


Anfang Juli mußte die spanische 
Regierung unter dem Druck einer brei- 
ten Strekbewogung ihren Ende No- 
vember verhängten Lohnstopp zurück- 
‚nehmen. Die Löhne sollten danach mur 
im Rahmen der gestiegenen Preise er. 
höht werden. te wurde auf 
15% fixiert. Durch massive. Streiks 


ini auch ben 


Kampfbereitschaft der spanischen Ar- 
beiter künden, wenn man das Riuko 
für die Arbeiter unter dem Faschismus 


unter extremer Hitze und verdienten 
130 wenig, daß sie alle einer Nebenbe- 
jschäftigung nachgehen mußten. Die 
‚Arbeiter verlangten daher eine lineare 
Lohnerhöhung von 5000 Peseten (etwa 
225 Mark). Als sie streikten, wurden 
sie entlassen. 


trieben, die von einer enorm starken 


EH 


kannt 
Sehen Gefingniee spe, Io Ex 
stenzgrundlage zerstört usw, Die „El- 


mu 
werden, lediglich drei „St 


in 
mit ihrer zunehmend sch\ 
teurer werdenden Rolle als „Weltpoi een Orten die sollten nicht wiedereingestellt werden. 
Hast Ne. 1” zuschen, wobelwohlvor Kürten an, "cheat Giiee er. Am, 10, Jul, ao vier Monate nach 
allem der Krieg in Vietnam eine Rolle gaunliche Tatsache hängt mit der „Un- ‚der s De 
. terwanderung” der staatlichen Syndi- Fichtete die nen Di: 
Spätestens dieses Abkommen jun auch Gbleute vor allem der „Ar. daß fast 20.000 Arbeiter ie 
we hen Bourgeolsie eiterkommissionen” und der sozalı- Bürel von Barcelona DH A Manier 
Herune "auf die USA dentich Im  Stschen Gewerkschaft U.G.T. zusam. Sen uk LE Leah von einem starken 


tierung auf die USA deut‘ich. Im 
letzten Nahostkrieg verweigerte die 
spanische Regierung den USA sogar 
das Auftanken ihrer Flugzeuge in 
Spanien, weil es an einem „unbela- 
steten Verhältnis” zu den arabischen 
Mittelmeerstaaten heute größeres In- 
tereme hat. 
. Vor allem auf dem Wege von 
„Handel und Wandel” Be die 
sche Regierung eine Annäherung 
An andere Staaten, insbesondere die 
EG. So meldete das „Handelsblatt 
(7.2.71: „Der allgemeine Trend 
der spanischen Ausfuhr richtete sich 
im letzten Jahr eindeutig nach West 


Antäßlich der ungeheuerlichen 
der US-Imperlalisten auf 
;72 wurden in vielen Städten 


erstellt und hauptsächlich Im 
angeboten. 
Die Broschüre umfaßt die auf 


[5 
ische Republik Vietnam zum 


nen ARBEITERKAMPF-Artikel, die Erklärung der 


Bombardierungen und Terrorangriffe 


‚nordvieinamesische Städte Ende Dezember 


der ganzen Welt Protestdemonstratio- 


‚führt. In Hamburg am 6.1.73. 
Dun hend iner Vietnam-Kumpagne des KB wurde diese Broschüre 


Siraßenverkauf und bei Diskussionen 


‚der Demonstration vom KB gehaltene 
‚mokt 


‚Neun Punkte Abkommen“ eine Zu 


sammenfassung über die Beendigung des Krieges und der Wiederher- 


jung dex Friedens in Vietnam. 


men. 

‚Am 7. Juli versuchten mehrere hun- 
dert Arbeiter in Madrid, das Syndi- 
katsgebäude zu stürmen, um ihrer For- 
derung nach einer vorzeitigen Rev 
Son des Tarifvertrages Nachdruck zu 
verleihen. Sie wurden allerdings von 
starken Polizeieinheiten daran gehin- 


Polizeiaufgebot, daß es aber offenbar 
nicht wagte, ein 

Insgesamt ist die Stimmung in der 
spanischen Bevölkerung sehr kampfbe- 
bereit. Die für Oktober, beschlossene 
Erhöhung des Schulgeldes an Privat- 
schulen (die meisten spanischen Fami- 
lien müssen ihre Kinder an teure Privat- 


a 'hulen mangels staatlicher Schulen 
Neben Lohnforderungen, spielen schicken), die vor, kurzem, erfolg 
in letzter Zeit auch politische Forde- Erhöhung der Milch- und Brotpreise 


ın nach Streikfreiheit eine große 
Rolle. Auch Soldaritätstreiks mit ge 
maßregelten Kollegen haben an 
deutung zugenommen. Vor allem der 
Fall der Glasfabrik „‚Eisa” hat eine be- 


dürften nicht gera 
beitragen. Es ist mi 
Herbst” zu rechnen. Und da kommen 
ökonomische wie, politische Faktoren 


europa. Es war Zieigeblet für 55 % der Geutende Solidarisierungswelle ausge- w 
schen Ausfuhr , .. Nach Nord‘ jöst. Die 517 Arbeiter diever Glas 

Und Südamerika gingen nur Inge» fabrik kämpften sit März für einen Spanlen/P ‚Kommission, 

28,5 % der spanischen Exporte (da neuen Tarifvertrag, Sie arbeiten dort 

von nach USA 14,4%)” 

"Auch mit den Ländern des RGW | KONTAKTADRESSEN Verwie 
(revisionistische Länder) bemüht sich | g gruppen des ARBEITERKAMPF: 
‚Spanien seit Ende der sechziger Jahre F. 
um engere Kooperation. Seit April 70 , Köpsell 
gibt es eine sowjetische Schiffahrts- 285 Bremerhaven | 
mission in Madrid, Die Zeitung „In- | Aostiagerkarm 00.31.60 
formaciones”, die sch zum Sprich, | Eu 
rohr bestimmter  Kapitalgruppen 
machte, verlangte Anfang 73 einen n ed ‚Jeden Samstag am H-Bahnhof 
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Besonders zwei Breignisse der lotzten 
Wochen in Portugal machen deutlich, 
‚daß das neugebildete Kabinett unter 
stärkerer Führung der Militärs der 
„Offiziersbewogung” drastisch 
greifen” will, um eine. Stabilisierung 
dor Situation in Portugal zugunsten 
‚der Bourgeoisie zu erreichen. 
Linie richten sich die Ay 
n die revolutionären Organisatio 
‚nen und dabei besonders gegen die 
MRPP, eine Organisation, die die in 
den letzten Monaten sehr gut besuch- 
te Demonstrationen und Kundgebun- 
‚sen durchführte und deren Zeitung 
„Luta, Popular" immerhin in einer 
Äuflage von 100.000 Stück 
‚ehentlich!) verkauft wird 

Die neue Regierung verhängte An- 

August ein. Publikationsverb 


(wö- 


fan, 


berichtet hatten. Nach dem „neuen 
Informationsgesetz (das die alte fü- 
schistische Zensur fast vollständig 


von Lissabon) 
kundgebung für Angola zu verhindern. 


wiederherstellt — siche AK Nr. 47) 
kann die Regierung jederzeit ho- 
he Geldstrafen oder Publikaionsver 
bot gegen Zeitungen verhängen, die 
eregerungsfeindllche” Meldungen 
Bringen oder die Streitkräfte „verun 
gimpfen”. Betroffen von dem Ver- 
bot waren die Zeitung der sozialde- 
mokratischen Soares-Partei „Repüb- 
lica”, sowie die bürgerlichen Zeitun- 
gen „Diärio de Lisboa” und „A Capt 
tal” und die Zeitung der MRPP „Luta 
Popular'“. Das Verbot erzeugte erheb- 
liche Unruhe und Protest bei den 
‚Arbeitern und Journalisten der übri- 


‚dom Gewehr im Anschlag, 


PORTUGAL: 


Revolutionäre Linke soll 


isoliert und zerschlagen werden 


son Zeitungen, sowie bei Rundfunk. 
und Fernsehredakfionen, Solidaritäts 

lärungen für die Redaktionen der 
verbotenen Zeitungen wurden abge: 
Feben, und sogar Protestreiks ange 
ündigt 


Es fand dann eine ‚Unterredung” 
von Mitgliedern der Provisorischen 
Reglerung mit verschiedenen Chefre 
daktueren und Verlegern statt. Es 
heißt, daß die Regierung sich von die, 
ser Unterredung „sehr befriedigt 
zeigte. Das Publikationsverbot wurde 
n nach einem Tag wieder aufge 


Der 


(Platz der Innenstadt 
, um die geplante Solidaritäts- 


hoben — allerdings nur bei den bür- 
gerlichen Zeitungen. Das Verbot der 
MRPP-Zeitung „Luta Popular” blieb 


bestehen! 

Der Schachzug scheint geglückt: 
erst „quer Beet”” und massiv in die 
nach dem Putsch recht fortschrittli- 
che portugiesische Berichterstattung 
reinknallen, um einen Effekt der Ein- 
schüchterung zu erzielen. Dann sich 
verhandlungsbereit zeigen und dabei 
‚eine Entsolidarisierung der Betroffe- 
nen herbeiführen, um den „Haupt- 
feind”, die revolutionäre Agitation 
und Propaganda, mundtot zu machen, 


Das Publikationsverbot trifft die 
MRPP jedoch nicht unvorbereltet 
Diese Otganisation hat sich nie Illu 
sionen über den „portugiesischen 
Frühling*gemacht, Außerdem hat die 
MRPP eine vierährige Erfahrung 
im illogalon Herstellen und Vertrieb 
der Zeitung. Während andere linke 
Organisationen nach dem Putsch ihre 
Zeitungen durch Kioske, usw. offen 
verkaufen ließen, gab die MRPP den 
Verkauf nie aus der Hand. Die Tatsa- 
che, daß die MRPP auch nach dem 
Putsch „Vorsicht walten” ließ und 
konspirative Formen der Arbeit auf. 
rechterhielt, nahmen die Revisioni- 
sten. der Cunhal-Partei PCP zum An 
laß, der MRPP vorzuwerfen, die Or. 

nisation scheue das Licht der Öf- 
fentlichkeit und sei gegen die Demo- 
kratie,. weil die letztlich dieselben 
Ziele 'wie die Faschisten verfolgen 
würde ()). 


Der zweite Vorfall — die bisher 
schärfste Demonstration staatlicher 
Gewalt — betraf wiederum die portu. 
giesische revolutionäre Linke: Bei 
einer am 15. August trotz Verbot 
durchgeführten Demonstration für die 
sofortige Unabhängigkeit der portu- 
giesischen Kolonie Angola schossen 
Elitetruppen der portugiesischen Po 
Iizei, die PSP, blind in die Demon 

en. Dabei wurde ein Demon. 
mt getötet und fünf weitere zum 
Teil schwer verletzt! 

Dieses Vorgehen bedeutet eine un 
geheure Provokation, zumal wenn 
man sich auch den Anlaß der Demon- 
stration, Unabhängigkeit der_Kolo 
nien, klarmacht — ein Ziel, für das 
Spinola gerade vor kurzem noch eine 
„zünaende Rede” gehalten hat. 

Man fragt sich, ob dieser Schuß 
nicht im wahrsten’Sinne nach hinten 
losgehen wird. Die „Kommunistische" 
Partei, die Sozialdemokratische und 
die Demokratische Volkspartei ha- 
ben das Vorgehen der Polizei inz 
schen scharf verurteilt und die Regi 
rung tischte das Märchen auf, „be- 
waffnete Provokateure” hätten "das 
Feuer auf. die Polizei eröffnet, und 
diese habe lediglich das Feuer erwi-' 
dert („FR“, 17.8.74), 


‚Argentinien: 


Erfolgreiche Aktion 


der E 


Von der argentinischen Guerillsorgani 
Sion ERP (Revolutionäre Volksar 
imee) werden neben den. seit Jahren 
immer wieder erfolgreich durchgeführ 
ten Bntführungsakfionen zunehmend 
Alch Andere bewaffnete Aktionen be 
kannt, (Allein In Buends Aires wurden 
von 1968 bis Ende 1973 39 Entfüh 
Tungen durchgeführt, die für die ERP 
120055 "Mio. Mark einbrachten, Die 
füngste Aktion dieser Art war die Ent 
Tünrung des Produktionscheis der ango- 

nischen Daimer-Benz Niederlamung 
n Tal "dies Jahres, deren Ausgang 
noch micht bekannt it.) 


Ein Höhepunkt der Kämpfe nach 
dem Tode Perons war die erfolgreiche 
Besetzung einer Munitionsfabrik durch 
70 Kämpfer der ERP in Cordoba, Mit 
te August dieses Jahres. Die ERP 
konnte 150 Maschinengewehre erbeu 
ten und 2 Geiseln nehmen. Trotz einer 
sofort eingeleiteten Großfahndung (ein 
Riesenaufgebot von Polizei und Armee 
wurde eingesetzt, die Grenzen nach 


RP 


Bolivien wurden gesperrt) fehlt von den 
„Tätern“ jede Spur (,„Weit”, 14.8.74). 
Der Erfolg dieser Aktion dürfte nicht 
zuletzt darin begründet sein, daß in 
Cordoba die linke und sozislistische 
Bewegung schr stark und die ERP hier 
in besonderem Maße verankert ist 

Etwa gleichzeitig mit der Aktion 
in Cordoba versuchte die ERP einen 
Angriff auf ein Regimentshauptquar- 
tier der Fallschirmjäger in Catamarca, 
der jedoch scheiterte. Es kam zu zwei 
Tage langen Kämpfen zwischen ERP 
einerseits und Polizei und Armee ande: 
rerseits in den Bergen der Provinz Ca- 
tamarca, 


Prisidentin Peron hat bereits um 
fangreichere _„Antiguerillaaktionen" 
angekündigt. Die ERP ist aber allen Er 
fahrungen nach darauf vorbereitet 

selbst durch die faschistische Unter 
dröckung durch die Militärdiktaturen 
vor dem Amtsantritt der Peronisten 
konnte sie nicht zerschlagen werden. @ 


LISTET 


DINNASCHEIMÄCHT, 


Die großbürgerliche ‘Frankfurter 
Allgemeine’ schreibt zu dem Vorfall 

„Märtyrer kann Spinola jetzt am we- 
nigsten brauchen... Bin Zwischenfall 
wie dieser zieht mit Sicherheit Pro- 
testkundgebungen mach sich und gibt 
der Polizei mit ebensolcher Sicherheit 
Gelegenheit zu weiteren Beweisen der 
Härte. Solche Härte wirkt wie eine 
staatliche Hilfe bei der Formierung 
einer linken Opposition..." 

(„FAZ", 16.8.1974) 

‚Schon am 7.8. war eine Demonstra- 
tion der MRPP gegen das (aschistische 
Pressegesetz und für die sofortige 
Freilassung des bereits kurz nach 
dem Putsch inhaftierten Chefredak- 
teurs von „Luta Popular", Saldanha 
Sanchez, verboten worden und das 
Verbot mit bewaffneter Polizei, Mi 
litärpolizei und Armeeinheiten durch. 
gesetzt worden. Bis tief in die Nacht 
wurde der Kundgebungsplatz und die 
‚ganze Innenstadt im Belagerungszu- 
stand gehalten (siche Foto) 

Diese Vorfälle zeigen, daß die por. 
tugiesische _ Bourgeoisie auf ein 
schnelleres Tempo bei der „Normal 
sierung der Lage” dringt. Dabei steht 
sie vor der Schwierigkeit, daß sie bis- 
her nur in geringem Maße über die 
Institutionen und Kontrollapparate 
verfügt, die eine mehr „friedliche 
Zähmung” der Arbeiterklasse und 
des Volkes durchsetzen könnten, wie 
reformistische Gewerkschaften oder 
eine massenhaft verankerte sozialde - 
mokratische Partei. 

Die Gewerkschaften bestehen erst 
in der Forıh der Büros und der einge: 
setzten Führungen, während die 
Streiks bisher noch von der Arbeiter 
klasse selbst, z.T. mit der Unterstüt 
zung der MRPP geführt werden. D 
sozialdemokratische _Soares-Partei 
verfügt noch kaum über eine organi- 
sierte Mitgliederbasis, Sie war bis zum 
Putsch eine unbedeutende Emigran- 
tengruppe und wurde erst 1973 durch 
die westdeutsche SPD auf ihre Aufga- 
be als „bürgerliche Partei der Arbei- 
terktässe” vorbereitet. 


Die Bourgeoisie ist derzeit in ele- 
mentarer Weise auf die tatkräftige 
Hilfe der revisionistischen PCP ange: 
wiesen, die als einzige Partei sich im 


am 1. Sopt. 73 der Mieter in Tower Hill 


England 


antifaschistischen Widerstand einiger 
maßen profiliert hat und über einigen 
Einfluß in der Arbeiterklasse verfügt 
Die PCP erweist sich, wie wir mehr 
fach berichteten, dieses Vertrauens 
„würdi 
Doch die Dourgeoisie hat nicht 
vor, langfristig auf die PCP zu setzen. 
Das geht 2. daraus hervor, daß die 
Soares-Partei systematisch zunächst 
ke” Alternative zur PCP aufge- 
ird, (die einzige Form, heute 
„Lorbeeren” in Portugal zu gewinnen) 
Während die PCP durch ihr demagogt 
r der Arbel. 


terklasse, ihren Streiks 
Iutionären Linken ‚abwirtschaften 
soll, Die Führung der sozialdemokra- 
tischen Partei kritisierte z.B. die Pres- 


sezensur und das Verbot von „Luta 
Popular”, während die Revisionisten 
‚das Pressegesetz selbst mit verabschio- 
deten und ständig aus allen Rohren 
gegen die revolutionäre Linke schie- 
Ben. 


boten, während „Repüblica”, das Or. 
gan der Sozisldemokraten schon 
mehrmals „geknüppelt”” wurde 


(auch eine 


'orm der Propaganda...) 


Weil jedoch der ganze Mechanis- 
mus einer bürgerlichen Kontrolle. 
über die Arbeiterklasse noch keines 
wegs eingespielt ist und die spontane 
Kampfbereitschaft unter der portu. 
iesischen Bevölkerung nach wie vor 
esteht, muß die Bourgeoisie 

stärkt zum Mittel der repres 
Gewalt gı Dies dürfte jedoch 
schädliche Illusionen über den Charık- 
ter und die Absichten der derzeitigen 
portugiesischen Regierung zunch- 
mend zum Verschwinden bringen 


in Beispiel für die Entschlossen- 
heit_ großer Teile des portugiesischen, 
Volkes, die alten Zustände nicht wie- 
derkehren zu lassen, war die „Revol- 
te” der inhaftierten Geheimpolizisten 
im Gefängnisvon Lissabon Diese che 
maligen Folterer und Spiizel hatten 
die Frechheit, sich zu beschweren, 
daß sie im Knast sitzen müssen (Unter 
allerdings fürstlichen Bedingungen), 
während Artgenossen frei herumlau- 
fen dürfen oder geflohen sind. So- 
fort nach Bekanntwerden dieses ‚Auf- 
standes” versammelte sich eine große 
Menschenmenge vor dem Gefängnis 
und rief in Sprechchören: „Laßt sie 
ruhig, rauskommen”, „Mit, eich rech- 
ien wir gleich al . 


Spanien/Portugal-Kommission 
Ki ruppe Hamburg 


„Soclslist Worker” 8.9.73 


DM 42.000,— Geldstrafe für Mieterstreik 


Anfang August verhängte der High 
Court („Hoher Gerichtshof”) eine 
Geldstrafe von DM 42.000,- (6.985 
Pfund) gegen elf Führer des Mieter- 
streiks in der Bergarbeiterstadt Clay 
Crom. David Skinner — einer der elf 
zum Urteil; „Wenn der Finanzprüfer 
des Distrikts seine Gerichtsvollzieher 
zu uns nach Hause schickt, riskiert 
er ihtliche Auseinandersetzungen. 
Eines Engländers Haus ist seine Burg, 
Wenn er unsere Löhne pfändet, wird 
sich die Schlange der Arbeitslosen in 
Clay Cross verlängern, denn wir wer 
den nicht arbeiten, um eine Tory 
Strafe zu bezahlen.” 
ist der vorläufige Höh« 
punkt einer bereit 
ernden Auseinandersetzung zwischen 
Behörden und streikenden Mietern. 
Im Oktober 72 trat unter der Re 
gierung Heath der sogenannte „Hous 
Ing Finance Act” in Kraft, ein Gesetz 
über die Mieten im staatlichen Woh- 
nungsbau (in England wohnen rund 
7 Millionen Menschen in staatlichen 
Gebäuden). Dieses Gesetz, das eine 


erhebliche Steigerung der Mieten 
zwei Schüben vorsah, fiel zeitlich zu 
sammen mit dem im sogenannten 
„‚Antünflationspesetz” angeordneten 
Kohn- und Preisstop. Bekanntlich 
waren es damals allerdings nur die 
Löhne, die tatsächlich gestoppt wur 
‚den, während die Preise immer schneh 
ler stiegen (damals um ca. 10 ®). 
Das Mietgesetz war somit Tejl eines 
erobangelegten Angriffs der engl 
schen Kapitalisten! auf die Le 
benslage der Arbeiterklame. 

neue Mietgesetz ent 
72 eine breite x 
tane Mieterbewegung: Na 
clalist Worker 
Gruppe 
traten damals mehrere Tausend Mic 
ter in Mietstreik — d.h. sie zahlten 
die angeforderten Erhöhungen nicht. 
Aktionskomitees wurden gegründet, 
Veranstaltungen und Protestdemos 
strationen durchgeführt, 


ine wichtige Rolle bei der On 
nisierung der Empörung = allerdings 


auch bei der Desorientierung des 
Kampfes später dann — scheinen die 
sogenannten „Councils” (übersetzt 


etwa Stadträte) gespielt zu haben. 
Diese Councils werden direkt von der 
Bevölkerung gewählt, haben aber an 
dererseits — als Gremien des kapitali 
stischen Staatsapps 
feindliche Mi 
mußten sie eigentlich im Falle des 
Housing Finance Act für die Durch, 
setzung der Mieterhöhungen in den 
Distrikten sorgen, In Arbeiterwohn- 
viertein sind die Councils häufig von 
„linken” Labour-Leuten besetzt, auch 
die CP (revisionistische Communist 
Party) stellt einige der Councillors. 

Im Oktober 72 lehnten es immer 
hin $O linke Councils ab, der Durch. 
führung der Mieterhöl 

n. Sie forderte 

die Mieter auf, die Mieterhöhungen 
nicht zu zahlen und führten Protest« 
Veranstaltungen durch, 
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Der Kampf der Mister 
von Tower Hill/Kirkby 


Alle Mieter von Tower Hill traten 
im Oktober 72 in den Mietstreik, Der 
‚Council von Kirkby (im übrigen der 
Wahlbezirk Wilsons!) hatte diesen 
Streik anfangs sogar unterstützt, 
schwenkte allendings im Laufe des 
Jahres 73 um und setzte später alles 
daran, den Streik zu hintertreiben 
und sich offen für die Interessen des 
kapitalistischen Staates einzusetzen: 
© Er schickte.Drohbriefe an die Mie- 
ter, 
© cr lud einzelne Mieter zu „Gesprä- 
chen"ein, um mit ihnen die „rück- 
ändigen Zahlungen zu verhan- 
len ... 
© er drohte mit. dem Gerichtsvoll- 
zieher und Zahlungsbefehlen usw. 

Im August 73 beschloss der Coun- 
il mit fünf gegen drei Stims 
20 Councillors waren nur 
Abstimmung erschienen!), beim Li- 
verpooler Ländgericht zu beantragen, 
die rückständigen Mieten per Lohn- 
Pfändung einzutreiben. 

‚Am 1. September führte die von 
‚den Mietern selbst organisierte „To- 
wer Hill Unfair Rents Action Group" 
eine Protestdemonstration durch, an 
der sich 600 Menschen beteiligten. 


Protsstierende Couneiljors von Clay Cross 
Protsstierende Couneiljors von Clay Cross 


Laut „Socialist Worker" vom 
89.74 wären zu diesem Zeitpunkt 
nur noch rund 500 Mieter am Streik 
beteiligt. An diesen Zahlen läßt sich 
leicht ablesen, daß die Einschüchte- 
rung durch den sozisldemokratisch 
beherrschten Council Früchte getra- 
gen hatte, 

Im November 73 wurden 36 Mie- 
ter von Tower Hill vors Gericht ge- 
laden. Sie sollten Aussagen über ihren 
Verdienst und ihre finanzielle Situa- 
tion machen und ihre Zustimmung 
zur Lohnpfändung geben. Im Falle 
einer Weigerung, vor Gericht zu er- 
scheinen, drohte man mit Gefängnis. 
In mehreren Fällen hatten beide 
Ehepartner Ladungen erhalten, so- 
daß bei einer Weigerung die Gefahr 
Bestand, dab die Kinder in satliche 
Fürsorgeheime_ ei sen. werden 
würden, nachdem beide Elternteile 
ins Gefängnis gewandert wären 

Mitte Dezember 1973 — kurz vor 
Weihnachten — wurde dann gegen 
‚den Bauarbeiter Brian Owen, 27 
Jahre, Vater von zwei Kindern, Haft- 
befehl erlassen. Polizisten holten ihn 
fröhmorgens aus dem Haus und 
schleppien ihn ins Gef Noch 
ein zweiter Mieter wurde ins Gefäng- 
nis gebracht, aber wieder entlassen, 
als er seinen Widerstand gegen das 
Gericht aufgab. 

Inanderen Bezirken Englands hat- 
ten die Gerichte hohe Geldstrafen 

n  rebellierende Councils ver- 
nt 
© 500 Pfund (ca 3,000 DM) im 
schottischen Cowdenbeat! 
© 5.000 Pfund (ca. 30.000 DM) in 

Ciydebank in Schottland wegen 
/igerung des Councis die er 
/höhung durchzuführen. 
© Noch einmal 20.000 Pfund (ca 

120.000 DM!) im Januar 74 ge- 
gen den Ciydebank Council wegen 
seiner Weigerung, den zweiten Schub 


jousing Finance 
Act in ganz England als mehr oder 
weniger durchgesetzt gelten muß 
de t unseres Wissens k 
me gründliche Analyse der t 
lichen Uirgebnise dieser Kämpfe in 
der linken und kommunistischen Be: 
wegung Englands.) 


Eine Av 
Standfestigkeit der Councillors und 
der Hartnäckigkeit der Kämpfe bildet 
die Mieterbewegung in Clay Cross 

Clay Cross ist eine kleine Bergar- 
beitersladt bei Liverpool, in der die 
Arbeitslosenzahl durch Gruben- 
schließungen außerordentlich hoch 
int 


Die elf Couneillors — fast alle 
Bergarbeiter — hatten sich seit 
Oktober 1972 geweigert, für die 


1.400 Mieter ihres Bezirkes höhere 
Mieten einzutreiben; sie gaben auch, 
nicht nach, als im August 1973 eine 
Strafe von ca. 7.000 Pfund (ca. 


42.000 DM) gegen sie verhängt 
wurde. 

Durch dieses Urteil galten sie | 
offiziell als abgesetzt. Trotzdem 


amtierten sie weiter als Councillors, 
von der Bevölkerung von Clay Cross 
wurden sie weiterhin anerkannt 

Daraufhin schickte die Tory-Re- 
sierung Ende 73 Patrick Skillington 
als offiziellen Regierungsvertreter 
nach Clay Cross, um die Mietrück- 
stände einzutreiben. 

Skillington bekam kein Bein an 
den Boden. Er wurde von allen 
Councillors und deren Büros boy- 
kottiert. Auf seiner ersten Presse- 
konferenz trieben ihn die Couneillors 
durch Fragen in die Enge. Schließlich 


"socialist worker', 16.374 
"socialist worker”, 16.374 


iß er aus und mußte sein Büro im 
fünf Meilen entfernten Chesterfield 
aufmachen. 

Der nächste Schachzug der Tory- 
Regierung bestand darin, im Januar 
74 Neuwahlen für den Council anzu- 
ordnen. Dies schlug insofern fehl, 
als die neugewählten Couneillors 
(sechs Bergarbeiter, ein Kraftfahrer, 
zwei Hausfrauen und ein Lehrer) so: 
fort erklärten, die Politik des alten 
Couneils fortsetzen zu wollen. 


Labour-Regierung setzt 
Tory-Politik fort 


Die Hoffnungen vieler Labour- 
Wähler, es würde sich etwas für die 
Mieter ändern, sobald eine Labour- 
Regierung das Sagen hat, sind bitter 
enttäuscht worden: 

Als eine ihrer ersten Amtshand- 


hungen erklärte die Labour, 
im März dieses Jahres, daß die rück- 
ständigen Mieten gezahlt werden 
müßten und auch $k lingion, der 
Regierungsbeauftragte in Clay Cross, 


im Amt bleiben werde. 
‚Auch das jüngste Urteil gegen die 
eif Ex-Councillors von Clay Cross 
vom 2. August, daß die Geldstrafe 
von 42.000 DM unter der Tory-Re- 
ierung zurecht verhängt worden 
sei, ist ein Schlag ins Gesicht aller 
derjenigen Mieter, die ihren Kampf 
in erder Linie is einen „Kampf 
‚eine Tory-Maßnahme'” begrif- 

fen haben. 

Die Verlogenheit der wzialdemo- 
kratischen Labour-Führung wird wie- 
der einmal sehr deutlich, wenn man 
sich eine Resolution ansieht, die vor 
fast einem Jahr auf dem Parteitag 
der Labour-Party im Oktober 73 

# den Druck der Mieter hin ver 
abschiedet wurde 

„Die Konferenz ist sich im übrigen 
‚darüber einig, daß im Falle der Wahl 
‚einer Labour-Regierung alle Strafen, 
Ananzielle aber auch andere, den 
Couneillors _ rückwirkend erlassen 
werden, die es mutig abgelehnt Aa 
ben. den Housing Finance Act 
durchzuführen. } 

Wie gehabt; Worte und Taten 
sind dei den Sozialdemokraten 


Reichhold, K.3/Gruppe Hambu 


Kriegsverbrecher Nixon stolpert 
über „Watergate”-Einbruch 


Deshalb sollte man auch der auf- 
tegenden Story von den cleveren Re- 
ortern Woodward und Bernstein 

‚Washington Post“) mißtrauen, die 
angeblich sozusagen im Alleingang 
durch fleißige und raffinierte „Re- 


Nach fast andertalb Jahren Tauzichen 
um die „Watergate-Affäre" mußte 
US-Präsklent Nixon, mun auch von 
der eigenen Partei fällengelamen, zu- 
rücktreten, Sein  „Sändenregister“ 
aufgestellt vom „Rechtsausschuß' 


den US-Kongreß, ist lang: Versuchter cherchen" die ganze Affäre ins Rol- 
Mißbrauch des CIA, Unterdröckung len gebracht haben. So taucht denn 
von Beweismaterial, legale Einm auch in der Story von den tapferen 
schung in Ermittlungen des FBI und und listigen kleinen Reportern an 


der Staatsanwaltschaft, Bestechung, 
Zahlung von Schweigegeidern u.a.m. 
Zuletzt drohte ihm sogar sein Aus- 
schluß aus der Rechtsanwaltskammer 
(Nixon war früher Rechtsanwalt) und 
eine strafrechtliche Verfolgung. 
Einige bürgerliche Journalisten 
bringen in dieser Situation den trau- 
rigen Mut auf, den ganzen Vorgang 
auch noch als’ Beweis dafür hinzustek- 
len, wie „lebensfähig" doch im Grun- 
de die „Demokratie“ in den USA sei. 
Tatsächlich hat ich gezeigt 
© 1. daß US-Regierung, FBI und 
CIA, bis zum Hals in den krimi- 
mellen Machenschaften stecken — 
Einbrüche, Bespitzelung, Diebstahl, 
Bestechung, um nur einige Punkte zu 
nennen. 
® 2. daß auch nach Bekanntwerden 
der Vorgänge um  „Watergate 
noch über ein Jahr verging, bevor der 
stinkende Leichnam aus dem „Wei- \ 
Sen Haus“ entfernt wurd 
© 3. daßdieschwerwiegendsten Ver- 


entscheidender Stelle ein „Mr. X", 
ein „geheimnisvoller hoher Re 
rungsbeamter“, als wichtiger Infor- 
mant auf. Einige Vermutungen be- 
sagen, daß es sich bei diesem Infor- 
manten um FBI-Chef Gray selbst ge- 
handelt habe. Jedenfalls ist offen- 
sichtlich, daß der Sturz Nixons im 
Sumpf der Geheimdienste, der bür 
erlichen Parteien, des Polizeiappa- 
rates und der tausendfachen Verbin- 
dungen zum Finanzkapital entschie- 
den wurde, 


Im Hintergrund: wirtschaftliche 
und politische Schwierigkeiten 


Eine Reihe von politischen 
Hintergründen des Regierungswech- 
sels wurde schon in den letzten Mo- 
Taten sichtbar. Es geht dabei u. um 
folgende Fragen! 
© Wdhnanmen zur Meisterung der 
reed a zn euere Krise; 
Stechen der Nixon-Regierung — ® Abrücken von der „Entspannungs- 
die Verminung des viemamenschen — poltik“, vor allem’ gegenüber der, 
Hafens Haiphong, die Bombardierung Sowjetunion; 
von Hanoi, die Bombardierung Kam- ®@ Einschränkung der Vollmachten 
bodschas, die Drahtzieherrolle beim des Präsidenten. 
faschistischen Putsch in Chile — gar ' Die USA verzeichnen gegenwärtig 
nicht zur Debatte standen. lie höchste Inflationsrate seit 25 Jah- 
Das sind gewöhnliche Verbrechen ren (etwa. 12 %) und den stärksten 
für einen US-Präsidenten. So hatte Produktionsrückgang seit 16 Jahren 
Kennedy seine „Schweinebucht-Affä- (-7 % im 1. Vierteljahr "74, —1,. 
re“ (er ließ von Exilkubanern und im-2. Vierteljahr). Gleichzeitig ist die 
CIA einen Überfall auf Kıba durch- höchste Zahl von Streiks seit dem 
führen). So. hatte Johnson seinen Korea-Krieg zu verzeichnen. 
„Tonking-Zwischenfall“ (er ließ das Vor allem die Autoindustrie und 
Märchen von einem Überfall nord- die Bauindustrie sind schwer betrof- 
vietnamesischer Kriegsschiffe auf US- fen. Der größte Auto-Konzern der 
Schiffe erfinden, als Vorwand für die Weit, General Motors, meldete im 2. 
Bombardierung Nordvietnams und Quartal ’74 einen Gewinnrückgang um 
die Ausweitung der US-Aggression 62%, Insgesamt haben zwar die „Gro- 
gegen Süävietnam), Ben“ des US-Imperialismus 1973 noch 
Auch die „kleineren“ Verbrechen, Sin sehr gutes Geschäft gemacht: die 
die jetzt Nixon und seiner Bande zur 
Last gelegt werden, dürften zum fe 
jestandteil des politischen Le- 


ließ sich 2 Mio, Dollar (etwa 5 
Mio, Mark) von der Milchindu 
Dank dafür bezahlen, daß er eine Er- 
Sf. Mark, vön'ser Alticnindustne als 
Dank dafür bezahlen, daß, er eine Er- 
höhung der Milchpreis - Subvention 
durchsetzte 
@ Nixons „innenpolitischer Mitar- 
beiter“ John Ehrlichmann arran- 
jerte für Nixon den Einbruch in die 
Taxis des Psychlaters von Daniel 
Elisberg — Ellsberg hatte die „Pen 
tagon-Papiere“ über die US-Kriegs 
führung in Indochina bekannt ge- 
macht; bei seinem Psychiater hoffte 
man, Stoff für eine Schmutz-Kam- 
pagne gegen Ellsberg zu finden. Ehr- 
lichmann bekam deshalb Ende Juli 
74 eine Gefängnisstrafe von 20 Mo- 
naten aufgebrummt, 
© Als Nixon im Mai 1972 die ver- 
recherische Verminung des nord- 
vietnamesischen Hafens Haiphong 
anordnete, organisierten seine „Mit- 
arbeiter“ (richtiger: Komplizen) eine 
Kampagne mit gefälschten Leserbrie- 
fen und Zeitungsanzeigen, in denen 
angeblich „Bürger“ ihre Züstimmung 
zur Verminung Ha ten. 
Der Konzern IFR. der zu den 
Drahtziehern des "faschistischen 
Putsches in Chile gehörte, ließ es sich 


Nixon in seiner Glanzzei 


500 größten Unternehmen, die 76 % 
der Arbeiter und Angestellten der 
USA beschäftigen, konnten eine Ge- 
'winnsteigerung um 39 % (Mineralöl 
konzerne: 53,3 %) melden. Aber heu- 
to macht sich allgemein wachsende 
Sorge vor einer wirtschaftlichen Krise 
bemerkbar. 

Weiche Maßnahmen die Bourgeor 


eine Ze gene ko sie jegen einschlagen will, ist un- 
sten, it die Nixom-Regierung ein klar. Die Diskussion geht um „An- 
„Anti-Trust“-Verfahren gegen den kurbeiung der Konjunktur“, _'oder 
Konzern unterdrückt „strikte Stabilitätspolitik”," Einspa- 
© Nixon ließ dem CIA-Agenten rus an den Stastsausgaben (5-10 

Howard Hunt, der beim „Water Mrd. Dollar bei einem mthaus- 

ite“-Einbruch erwischt wurde, ein halt von 300 Mrd. Dollar ...), Steuer- 


hweigegeld von mindestens 79.000 _ sonkungen für „Arbeitnehmereinkom- 
Dollar zul 


;ommen. Hunt, langjähriger men“ (um zugleich die Lohnforde- 
CIA-Agent mit umfassender interna: rungen der Werktätigen zu „mißk 
tionaler „Erfahrung“, wird u.a. auch gen"), teilweise Wiedereinführung 
mit dem’Anschlag auf den rechtaradi- einen „Lohn- und Prei-Stop" .. 


Nixons’ Nachfolger Ford ha 


kalen Gouverneur von Alabama, Wal 


Iace in Verbindung gebracht; Wallace setzung der „Stabilitätspolitik*ange- 
hatte bis zu dem Anschlag (et it seit- kündigt, die Mehrheit der Demokra- 
ber gelähmt) als wichtiger Konkur- tischen Partei scheint demgegenüber 
tent Nixons beim Kampf um die Prä- für das „Ankurbein 4 ınktuf 
sidentschaft gegolten. einzutreten. 


Ein besonderes Licht auf die Situ- 
ation wirft die Meldung von US-Zei- 
tungen, daß Außenminister Kisl 

und der frühere „Verteidigungsmini- 
ster" Laird einander gegensci- 
{1 g die Telefone abhören und ihre 

rbeiter bespitzeln ließen. 
's sel daran erinnert, daß die Vor- 


Es ist bezeichnend, daß dem Sturz 
Nixons die Ablösung fast sein 
ysamten witschaftspoltischen 
schaft“ voranging 

Connally, wegen „Water 
belastet, 

Sein Nachfolger George Shultz wurde 
im Mai dieses Jahres durch William 


singe 'rmordung von Präsi- Simon abgelöst. - Herbert Stein, 
dent Kennedy (1963) nie geklärt „Wirtschaftsachverständi- 

in die offenbar Kräfte des genrates" der Nixon-Regierung, wur- 
Finanzkapitals, des CIA u.a, verwik- de etwa zur selben Zeit durch Alan 
kelt waren, Ebenso wenig wurden Greenspan abgelöst, Örsenapan tt 
zahlreiche weitere politische Morde für eine „strikte Stabllitätspoltik”“ 
(&. B. an Martin Luther King) jemals ein und plädiert für eine „2.Nlährige 
aufgeklärt, Wachstumspause"., — Innerhalb. der 


Nixon-Regierung wurden außerdem 
nach dem ‚Rücktritt von Shultz die 
Kompetenzen des Außenministeriums 
(Kislnger) für Fragen der Außen- 
Wirtschaftspolitik erweitert, 

Übrigens bewerteten im Juli "74 
rund #3 % der befragten US-Ameri- 
kaner die Wirtschaftspoltik der Ni 
xon-Regierung „negativ" (laut „FAZ“ 
vom 25.7.) - also eine sicher minde- 
stens ebenso starke Ablehnung, wie 
gegenüber der „Watergate-Affhre‘ 

in den „Entspannungsverhandlun- 
gen“ zwischen USA und Sowjetunion 
ist in den letzten Monaten eine spür- 
bare Abkühlung eingetreten. Kritik 
an der „Entspannungspolitik" üben, 
z.B. "US-,Verteidigungsminister" 
Schlesinger, Senator Jackson (Demo- 
kratische Partei) und George Mean, 
(Chef der „Gewerkschaft“ AFL/CIO). 
Sie kritisieren die „Entspannungspo- 
tik“ als „zu weitgehend“, 


eine Präsidentschaftskandidatur 
bei den Wahlen 1976 (falls es nicht 
vorher Neuwahlen gibt) ansteuert 
Er trat mit der Behauptung auf, daß 
Kissinger der Sowjetregierung bei den 


Zugeständnisse” gemacht häbe. 
Absicherung seiner Politik unter- 
nahm Jackson vor kurzem eine Reise 
in die VR China, 

Als wichtiger Beschluß ist zu wer- 
ten, daß der US-„Kongreß“ (das Par- 
lament) die Gewährung der soge- 
nannten _ „Meistbegünstigungsklau- 
lie Gewährung von 
n di 

Die 


fung an die Sowjetunion vorerst ein- 
gestellt, wovon vor allem Erdgas-Pro- 
jekte in Sibirien betroffen sind. Auf 
Druck des „Kongreß” hat das US- 
Handelsministerium im Juli den Ex- 
rt von Polizeiausrüstungen in die „ 
Fomjetunion unter den „Export Ad- 
ministration Act“ gestellt, was prak- 
tisch einem Export-Verbot gleich- 
‚kommt, — Auch die Getreidelieferun- 
gen der USA an die Sowjetunion (vor 


‚Als die Kapitalisten ihn noch stützten, 


allem 1972) sind 
setzt 

Ebenfalls im Juli hat der „Senat“ 
‚der USA einen Gesetzentwurf 
ligt, der ihm das Veto-Recht bei Ab- 
‚kommen mit dem Ausland sichert, 
mit. atomarer Technologie zu tun 
haben — dies Gesetz richtet sich of- 


jarker Kritik ausge- 


Tenbar di ‚daß Nixon bei seinem 
‚pten-Besuch im Jun) zusagte, die 
USA würden Ägypten beim Bau eines 


Kernkraftwerken helfen (ein Abkom- 
men, das vor allem von den Zionisten, 
scharf kritisiert wurde), 

Im Zusammenhang mit der Ein- 
schränkung der Vollmachten des Pri- 
sidenten schließlich ist ein schon im 
November 73 gegen den Ein 
spruch Nixons von Senat" 
und „Kongreß” beschlomeneh Gesetz 
zu eiwähnen,daß den Einsatz von 
US-Truppen im Ausland, sofern er 
länger al 30 Tage dauert, von der Zu- 
stimmung, de „Senats“ sbhängie 
macht, Mit diesem Gesetz wird, weit 
entfernt von „friedlichen Absichten“, 
lediglich eine’ stärkere Kontrolle der 
Bourgeoisie über die Staatspeschäfte, 
vor allem über die „Fragen von Kr 
und Frieden", angestrebt 


Der Röcktrit Nixon wirft nicht 
Tel de schmtuigen Mschensehafin 

imetzigen Mechenschaften 
den US-Imy mus, sondern ist 
such hen der verschärften 
Widerspröche, denen die Impe- 
Hilisten nach Innen und außen pe- 
wnübeniehen. Die eigentliche Aus 
einander nd um den weiteren po- 
tischen und ökonomischen Kur des 
US-Imperiallemus dürfte jetzt em 
enibrennen, 
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Das Verbrechen ist „.der Kampf des isolierten einzelnen gegen die herrschenden. 


Verhältniase'" (Marx/Kngels) 


Seit Mitte Juli erlebt Frankreich 
heftige in 
sische 


jer Häftlinge, 
- größtenteils blutigen 
Auselnandersetzungen mit der Poll- 
zei versuchten die Gefangenen, die 
Öffentlichkeit auf ihre miserable La- 
ae während und nach der Haftzeit 
aufmerksam zu macl 
rung unter Gicard 
„keine Reformen unter dem Druck 


12, Behandlung der Gefangenen wird 


rum davor 


Die Zustände in den 
Gefängnissen ... 


Von den 172 Haftanstalten in 
Frankreich sind ca. 90 % älter als 
100 Jahre; in Riom befindet sich so- 
pr in Deiogtes Gefängnis aus dem 
3. Jahrhundert! Für Neubauten ist — 
wie immer bei nicht profitbringen- 
den Objekten — „kein Geld“ vor- 
handen. 

Die Gefangenen müssen also mit 
Nässe, schlechter Hygiene und über- 
belegten Zellen vorlieb nehmen. 
Krasser Ausdruck ist z.B., daß im 
Pariser Gefängnis Sainte, das für 939 
Gefangene zugelassen ist, 3.000 (1) 
Gefangene „untergebracht“ sind. 
Schlechtes fisen, mangelhafte me- 
dizinische Versorgung, kaum Kon- 
takt zur Außenwelt und die oft bru- 
tale Behandlung durch faschistische 
Wärter und Aufscher verschlimmern 
diesen Zustand weiter, 

Für einen Monatslohn von DM 80,- 
müssen die Gefangenen 8 Stunden 
täglich arbeiten. Selbst diese spärli- 
che Summe kann aber nicht gespart 
werden. In französischen Gelängnis- 
sen müssen di 
te „Deckkosten‘ wa 
Aufenthalt entrichten. Der Yel gepri- 
sene ‚neue Star ins Leben“ nach der 

aftzeit m nug ohne einen 
werden. Als cher 


de für den Gefangenen. 


Dei Häftlingen, die ihre gesamte 
Strafe absitzen müssen, beträgt die 
(aliquote dementsprechend auch 


50%! 
Als die Zustände verschlimmernd 


kommt hinzu, daß die Zahl der „Ver- 
brechen“ ständig steigt In den Jahren, 
1963 bis 1972 allein um 156 %. Der 
kapitalistische Staat in Frankreich, 
wie überall, ‚schnell im Festneh- 
men und Kinkerkern, aber nicht ge- 
willt, den Gef, nen eine menschen- 
würdige Behandlung und rasche Ur- 
eils-Sprechung zukommen zu lassen. 
In französischen Gefängnissen sitzen 
40 % Untersuchungshäftlinge, die seit 
Monaten, wenn nicht sei ihren, 
auf ihre Prozesse warten! 

Ein Teil der Gefangenen sicht, 
einen „Ausweg“ dann auch nur noch 
im Selbstmord. Der französische Ge- 
füngnisarzt Huert hat bei einer Un- 
tersuchung festgestellt, daß sich alle 
10 Tage ein Gefangener das Leben 
nimmt. Zumeist sind es Jugendliche, 
die zum erstenmal mit.den Zustän- 
den in den Gefängnissen konfron- 
tiert sind. 


.. „und der Kampf dagegen 


So sehr man auch bemüht war, 
durch Zensur von Rundfunk und Zei" 
tungen die Meldungen über die Auf-- 
stände zu unterdrücken und von 

einem „offensichtlichen Mangel an 
greifbaren Motiven" zu labern 
(„Frankfurter Rundschau“, 


sprachen sich die Revolten doch blitz- 
schnell in den Gefängnissen herum 
und riefen neue „Unruhen“ hervor. 

Das Vorgehen der Gefangenen war 
fast überall einheitlich, wei es in 

in Cigrmont-Ferrand, in Lille, 
in Lyon, Marseille oder so1 

jenen verweigerten d 
rien sich, nach Rund- 
gingen in Ihre Zellen zurückzukeh- 
ten, kletterten auf die Dächer und 
zündeten ihre Zellen an. 

Andere Möglichkeiten, auf_ ihre 
schlechte Lage und Behandlung auf- 
merksam zu machen, gibt es für die 
Gefangenen nicht. Eine Demonsträ- 
tion hinter sechs bis zehn Meter ho- 
hen Mauern .. . ? Beschwerdebriefe 
an das Justizministerium . .. ? Bei- 
des ausweglose Unterfangen ....! 

Positiv - wenn auch vom Gefäng- 
nispersonal aus Eigeninteresse ini- 
tüort — , kommt hinzu, daß die Wär- 
ter und "Aufscher in den Streik getre- 
ten sind, Sie fordern bessere Bezah- 
Hung, bessere Ausbildung und formel- 
le Gleichstellung mit der Polizei. Ihr 
Monatslohn schwankt derzeit zwi 
schen 750,- und 1.500,- DM. Die Aus- 
bildungszeit beträgt lediglich 9 Wo- 
‚chen, unterbrochen von einem „Prak- 
tikum“. Diese Ausbildung findet auf 
einer besonderen Schule, der „Straf- 
vollzugsschule“ in Plessis-ie-Comte, 
statt. Hier ist man bemüht, eine 
„Rechts und Ordnungsphilösphie 
ehemaliger Legionäre und Front 
kdmpfer” utrechtzuerhlten.(„FR*, 

7) 

6 miserabel „ausgebildet“, faschi- 
stisch aufgehetzi und bei „spärlicher 
Kost” gehalten, soll das zukünftige 
Gefüngnispersonal _ die Gefangenen 
dann zur ‚ Räson. bringen! 


Die Reaktion des Staates 


Gegenüber den Gefängnis-Revol- 
ten erklärte die Regierung ihre Ab- 
sicht, „weder der Erpressung noch 
der Gewalt (zu) weichen“ (Jean Le- 
<anuet, Justizminister). So scheute 
man sich auch nicht, die Polizei mit 
Knüppeln, Tränengasbomben und 
vom Innenminister Poniatowski extra. 
ausgehändigten Schießbefehl bei 
„Fluchtgefahr“ loszuschicken. Bilanz 
dieses Einsatzes: mindestens 7 Tote 
und ca. 40 Verletzte. Selbst die bür- 
rliche „FR“ weiß zu, berichten, 
Ib lie Todesursachen bei einl- 
‚gen als mysterös bezeichnet wurdeı 
Drei dieser „mysteriösen“ Fi 
sind bekannter geworden; 
gene machten die Polizei auf den 
schlechten gesundheitlichen Zustand 
eines Häftlings aufmerksam. Es wur- 
de dieser Mitteilung jedoch keine Be- 
achtung geschenkt. Vom Gefängnis- 
arzt konnte später dann nur noch der 
Tod festgestellt werden. Weiter wur- 


de bekannt, daß nicht — wie zu An 
fang gemeldet — in Clairvau ein Ju 
goslawe und ein Afrikaner durch Mit- 
efangene erschlagen wurden, son. 
dern offensichtlich durch Polizeiku- 
geln starben. 


An Reformen versprochen wurde: 
liberalere Regelung bel Rundfunk« 

und Fernsehempfänger 
welockerte Korrespondenzmöglich- 

keiten, 

- mehr Familienbesuche, 


Weitsichtbare Flammenzeichen: Gefängnisaufstand in Lille, 


Der Staat war jedoch im weiteren 
nicht in der Lage, ohne ein noch grös 
Seres Blutbad anzurichten, die Re- 
volten in den Griff zu bekommen. 
Schrieb z.B, die „Welt“ am 5.8. 
noch hocherfreut, daß in allen Haft- 
anstalten Rühe herrsche, so konnte 
man am 6,8. bereits von einem neuen 
Aufstand lesen. Ende Juli hat Giscard 
d'Estaing vor Journalisten beteuert, 
sich für mehr „Menschlichkeit und 
mehr Rechte "für die Gefangenen 
einzusetzen. Das erste „Reformpro- 
gramm“ seit-1945 wurde dann am 
9. August vorgelegt 

Das Reformprogramm ist jedoch 
bestenfalls ein Tropfen auf den hei- 
ßen Stein. Fast alle Reformen, die 
Geld kosten, sind außen vor gelassen 
worden. Darunter fallen u.a. Neubau- 
ten und Modernisierung der Haftan- 
stalten. Das Problem der überfüllten 
und verrotteten Zellen soll in Zu- 
kunft so „gelöst“ werden, daß man 
Straftaten wie Scheckbetrüg, Steuer- 
hinterziehung u.ä. (also vor allem 
Verbrechen von Kapitalisten!) nicht 
‚mehr mit Gefängnis ahndet, sondern 
mit Geldstrafen. Das wird natürlich 
wiederum die Staatskasse auffüllen. 


Ze Gesetz sol ygrbgrlik () wer- 
den, weiches die Zahlung einer Al- 
tersversicherung regelt, 
— es soll mehr Augenmerk auf die 
Berufsausbildung innerhalb der Ge- 
fängnisse gelegt werden, 
— besseres Essen und bessere medi- 
zinische Verso 
— die minimalen Löhne sollen an- 
schoben werden, 

es sollen in Zukunft Arbeitsbe- 
scheinigungen ausgestellt werden, auf 


denen die Zeit der Inhaftierung ni 
vermerkt ist, 
Insgesamt dürfte es Giscard 


d’Estaing geschafft haben, die Ko- 
sten für den französischen Strafvolk 
zug in etwa — wie bisher — auf 
0,74 % (1) des Jahreshaushälts zu 
belassen. Des weiteren sind viele bis- 
'herigen „Kritiker“ bereits berul 
die Aufstände allerdings auch er] 
schen. Die französischen Gefangenen 
werden merken, was Versprechen 
und Wirklichkeit In Zukunft sein wer- 
Ien. . 


‚Leitung der Betriebszellen Beiersdorf, 
'KB/Gruppe Hamburg 


Anti 


mperialistisches Festival der 


Irischen Republikanischen Bewegung 


OUR FIGHT IS YOUR FIGHT; YOUR FIGHT IS OUR FIGHT - TO VICTORY 


Vom 22, Juli bis 3. August hatte die Sinn Fein (Officials) zu einem ans 


rialistischen Festival 


Ion, dessen erste 


tm 
joche in Dublin (Republik 


Irland) und dessen zweite Woche in Belfast (Nordirland) stattfand. he 


Organisationen hatten Delegationen en 


it, u.a. aus Puerto Rico, Zimbab- 


we, Z; Frankreich, Katalonien (französischer Teil), Bretagne, in 


Wales, Holland, 
‚darüberhinaus mit mehreren int 


teressierten Genomen, 
gekommen waren. mt diese internationalen Treffen vertreten. 


k Italien, USA und W. 
Unsere Organisation. war sowohl mit einer_offiziellen 


‚tion als auch 


‚die privat nach Irland 


dieses Festivals war es, wie es im „United Irishman”, dem Organ der Sinn 


Fein (0) hieß: 
Kerlkungen da 


= Umfang der imperialistischen Aktivitäten, die 
imperinfamus In ganz Irand aufzuhelen; vor ale für 


die Menschen im Ausland, aber auch für unser eigenes Volk”. 


Das Festival sah sich bereits lange 
Zeit vor seinem Stattfinden einer 
wüsten Verleumdungskampagne ge- 
‚nüber, Vor allem die englische 
esse hatte mit Schlagzeilen wi 
„Terror-Festival” und dergleichen 
Tin heftiges publizistisches Feuer 
entfaltet, Aber auch wertdeutsche 
Zeitungen, denen man ansons 
keine sonderlich große Aufmerksam 
keit gegenüber dem internationalen 
ani-imperalstschen, Kampf, nach 
in kann (im Gegensatz beispiel 
Weise nur bürgerlichen Preme in 
Frankreich und_ltalien), schrieben 
über das geplante le und 
käuten dabei die „heißen Informa- 
tionen" der englischen Geheimpoll- 
zei wieder. Die „Frankfurter Rund- 
schau” schrieb a: „Bine der 
wichtgıten Anfaaben dei Kanaren 
die Schaffung eines interna“ 

fonalen Zentralbiros für den Aus 
tausch von Propagandamaterlal sein, 
Britische Sicherheitsbeamte In Nord: 
irland befürchten jedoch, daß er 
dabei nicht bleiben werde, sondern 
daß auch die Aktivierung der milk 
irischen Zusammenarbeit der be 
kelligten Gruppen erörtert werden 
volle,” 

indes war weder das eine noch 
‚das andere der Fall. Offensichtlich 
‘3er bürgerlichen Presse no- 
‚e generellen Hetze gegen 
Terroristen”, zu der sie sich 
zunutze macht, im 
‚m, den internationa- 


len Teilnehmerkreis des  Festiyals 
dureh Einschüchterung möglichst 
klein zu halten, In dieser Richtung 
lagen dann auch die Bestrebungen 
der englischen „Sicherheitsbehörden’ 
ie Teilnehmer ausfindig zu machen 


Und schon an der Durchreise durch 
England zu hindern. Soweit bekannt 
wurde, 


ist dies bei insgesamt 13 
und französischen 


zwungen wurden — aber an der Tat- 
suche, daß rund 140 ausländische 
Genossen am Festival teilnahmen, 
sieht man, daß dieses Vorhaben zu 


über 90% fehlgeschlagen ist. 

Die zwei Wochen des Festivals 
haben reichlich Gelegenheit geboten, 
ein genaueres Bild über die Situation 
im und im Norden Irlands 
zu erhalten, sowie auch die Politik 
der Republikanischen be 
ser verstehen und einschätzen zu 
können. Dies begreifen wir auch 
als das Hauptergebnis unserer Teil- 
nahme: das, was wir während dieser 
wei Wochen in Dublin und Del 
fast_ gesehen und gehört haben, in 
unserem Land zu verbreiten, um 
darüber die Solidarität mit’ dem 
ntimperaitischen Kampf des I 
schen Volkes au stärken und selbst 
aus diesem Kampf zu lernen, 

Besonders unser Aufenthalt in 
Belfast hat uns die direkte Unter- 
jochung eines Teils des irischen 


Volkes (im Norden) durch den bri- 
tischen Imperialismus schr konkret 
erfahren lassen. In Belfast herrscht 
permanenter Kriegszustand. Rund 
15.000. britische Soldaten halten 
allein diese eine Stadt besetzt, haben 
Dutzende von Straßensperren_ er- 
richtet, patrouillieren Tag und Nacht 
mit schußbereiten Schnellfeuerge - 
wehren und Panzerwagen durch die 
Wohnviertel, durchstöbern die Häu- 
ser und demolieren die Wohnungs- 
einrichtungen, verhaften und ermor- 
den, Seit 1969 sind nach Angaben 
der Sinn Fein (O) über 1.000 Men- 
schen in Nordirland erschossen wor- 
den - bei einer Gesamtbevölkerung 
in diesem Gebiet von nur 1,5 Mil 
honen. 

Der militärischen Unterjochw 
entspricht das soziale Elend in Ne 
irland. Vor allem die katholischen 
Viertel, wie Lower Falls, Tur Lodge 
und die Market-Area in Belfast, sind 
‚davon betroffen. Die Arbeitslosigkeit 
reicht in einigen dieser Viertel bis 
über 30 % der arbeitsfähigen Bevök- 
kerung: Ergebnis der kolonialen Aus- 
beutung. Große Wohngebiete inmit- 
ten von Belfast sind regelrecht ver- 
slumt; viele der ehemaligen Bewoh- 
mer sind hier aufgrund des Terrors 
der britischen Armee und der unwür- 
digen Lebensbedingungen schon fort- 
‚gezogen, in der Hoffnung, irgendwo 
anders in Nordirland, in der Republik 
Irland oder gar im Ausland Arbeit 
und Wohnung zu finden. Die britische 
Regierung hat dies auch nicht dem 
Zufall überlassen und der tagtägliche 
Terror der britischen Armee zielt 
auch bewußt auf ‚eine Vertreibung 
der Wohnbevölkerung. Das ist eine 
‚der Auswirkungen, die sich mit der 
Integration Irlands (Nord und $0d) 
in die „Kuropäische Gemeinschaft" 
ergeben” hat, und die bereits lange 
vorher geplant und betrieben wurde 
‚Stadtsanlerung” im EG-Stil, weil 
die Kapitalisten Just an dieser Stelle 
ein Transport- und Handelanetz 
„brauchen“ 


‚Aus der Ansprache des KB auf‘ 


Im Verlauf des Festivals sind 
außer den zahlreichen wertvollen 
Informationen auch Fragen auf: 
getreten, die wir nicht auf die 
leiche Weise beantworten wir 
den wie die Republikanische Be- 
wegung. Das wollen wir nicht 
verschweigen. Aber wir glauben 
nicht, daß solche politischen Mei: 
Nungsverschiedenheiten in einer 
sektiererschen und dogmati- 
schen Weise gegen die Solidarität 

spielt werden dürfen. Polt- 

ie Differenzen gibt eı und 
wird es geben, aber eine politi- 
sche Auseinanderserzung steht 
der Solidarität nicht entgegen. 
Sie ist Im Gegenteil nenlghen, 
wenn wir voneinander lernen 
wollen. 

Wir wollen jetzt nicht eine 
Bilanz des Festivals ziehen. Wir 
werden alles das auswerten, war 
wir hier gehört und gesehen ha- 
ben, und wir werden €: veröffent 
lichen und Öffentlich diskutieren. 
Was wir jetzt schon sagen kön- 
nen ist, daß nach unserer Mei: 
nung solche internationalen Tref- 
fen noch intensiver genutut 
werden müssen. Wir sind deshalb 
den irischen Genosen dankbar, 
daß sie einen wichtigen und rich: 
tigen Schritt in diese Richtung 
unternommen haben. Es gibt »0 
viele Dinge, die wir international 
iiteinander mu dukuteren he: 

2 


Indes hat der britische Imperlalis- 
mus sich durch all seinen Terror im- 
mer verhaßter gemacht — aber seiner 
erfolgreichen Niederringung steht im- 
mer noch das Problem der 
Spaltung der Arbeiterklasse entlang 
ihrer religiösen Einstellung gegenüber, 
der Spaltung zwischen Protestanten 
und Katholiken, die vom Geldsack 
und allerlei reaktionären Elementen 
Krafig geschärt wird, wei sie sogen“ 
wärtig wie in der ganzen Vergangen- 
Ne der beste Garant für das Forfbe, 
stehen der imperialistischen Herr- 
schaft ist. Es gibt vorerst nur sehr 
scheue Ansätze, diese Spaltung zu 
überwinden, obwohl die protestan- 
tischen Arbeiter gegenüber ihren ka- 


tholischen Klassenbrüdern wahrlich 
nicht als „priviligiert” gelten können, 
Wie cs in’der bürgerlichen Preme un: 


seres Landes zuweilen zu lesen ist, 
um die Lüge eines „Rel 
zu untermauern. Auch in den prote- 
stantischen Wohnvierteln herrscht un- 
ter den Arbeiterfamilien Arbeit 

kei und Wohnungsnot, wenn uch | 
etwas geringerem in kan 
Ihöluchen Vierten. 

Eine andere Lüge der bürgerlichen 
Presse ist die, daß es in Nordirland um 
‚eine Front geht, bei der mordlustige 
Terroristen (linke, natürlich) auf der 
‚einen Seite und die Bevölkerung und 
die britischen „Sicherheitskräfte" auf 


Die Wirke 

lichkeit zeigt abeı 
zeigt, daß die tatsächlichen Terrork 
sten die britische Armee und einige 
faschistische (zumeist, proiestant 
sche) Horden sind und daß die als 
„Terroristen” abgeteufelten Revolu- 
tionäre in großen Teilen der Arber 
terschaft (vorerst vor allem der katho- 
schen) über große Sympathie ver- 
'n. Auch das haben wir selbst er- 
ren, als wir in Belfast ebenso wie 
in Dublin mit viel Gastfreundschaft 
aufgenommen wurden. . 


Genome der Delegation den KB 
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‚Äthiopien: 


Die Massenkämpfe in Äthiopien 
hatten im Februar mit Demonstratio, 
‚nen und Streiks von Taxifahrern und 


Revolution von oben” 


bungen von breiten Massen der Sol- 
‚daten stehen Bestrebungen der mill 
ärischen Führung gegenüber, die 
fckständige Feudalherrschaft unter 
militärischer Kontrolle durch „Refor- 
men” zu überwinden, die einer kapi- 
aliatis ot 
non sollen); die also die ärgsten Rück- 
ständigkeiten und Anachronismen be- 
schneiden soll, um so die Ausbeuter- 
hermschaft in Äthiopien lebensfählg 
zu halten. 

Nachdem die Massenkämpfe a} 
flaut waren, übernahm Ende Juni 
Armee-Führung in einem offenbar 
weitgehend unblutigen Putsch die di- 
rekte Kontrolle über die politische 


schaftsführern schließlich mit einem Macht. Zahlreiche feudale Politiker 
Abkommen abgeschlossen wurde, das würden abgesetzt und verhaftet — 
vor allem die politischen Forderun- so Außenminister Menassie Haile, der 
gen unerfült ließ, bew. auf der Ebene Vorsitzende des ‚Kaiserlichen Rates’ 
allgemeiner Versprechungen blieb. Asrate Kassa, der Berater’ des Kaisers 
Einzelne Kategorien der Arbeiterklas- Mesfin Sileshi, der Senatspräsident 
se kämpften deshalb weiter. Gleich- Zewge Gebre-Hiwot, ‚Verteidigungs 


zeitig kam es in den ländlichen Ge- 
bieten zu Bauernaufständen, die die 

ır weiter erschütterten 
‚Februar hatte es auch 
Mihtär-Revolten ‚den. Dabei 
zeichneten sich zwei Tendenzen ab 
rerolutionär-demokratischen. Bestre- 


Weiße Minderheit terrorisiert 


minister” Abiye Abede und schließ- 
lich‘ auch Ministerpräsident Makko- 
nen. Neuer Ministerpräsident wurde 
Imru, der selbst zum Feudal-Adel ge 
rt 
Abgesetzt wurden auch zahlreiche 
Militär- und Polizeiführer, 


schwarze Mehrheit 


Am 30. Juli fanden in Rhodesien Parlamentswahlen statt. Wahlberechtigt waren 
‚a. 82.000 Weiße, von den ca. 5,7 Mill Schwarzen durften gerade 7.000 wäh- 


ken! T 
Das Ergebnis stand also fest: 


"(nF 


absolute Mehrheit der Parlamentssitze für die Weißen (50 Sitze) 
8 16Sitze für die schwarze Bevölkerungsmehrheit. Von 


16 Sitzen wur- 


ten. Presse” läßt die „Frankfurter 
Ianten freien t allerdings die „Fi 


fit durchaus eine demokratische Republik, ... in dem Sinne, daß 


307.70) 


„R 
üin re, gewihieı Parlament die Regierung beutimmi und strsen kann.“ 


weißen Rassisten in Afrika. 

Seit der einseitigen „Unabhäi 
keits’-Erklärung durch’ die wei 
Bourgeoisie des Landes vom en, 


un 
or über die schwarze Mehrheit (m 
Rhodesien leben ca. 250.000 weiße 
Europder und 5,? Millionen Afriks- 
ner). 

Der Grund: 
@ Ähnlich wie Südafrika ist Rhode- 

sien reich an wertvollen Boden- 
schätzen (Chrom, riesige Felder hoch- 
wertiger Eienerze, Steinkohle etc.) 
Die weiße Bourgeoisie beutet diese 
Bodenschätze rigoros aus. Das schwar- 
ze Proletariat - meistens Minen- und 
Landarbeiter — ist dabel unmenschli- 
chen Arbeits- und Lebensbedingungen 
unterworfen! Jede Auflehnung dage- 
gen wird von der Polizei brutal unter- 
drückt 
lei einer Kundgebung schwarzer 

Arbeiter für gewerkschaftliche For- 
‚derungen in der Stadt Gwelo wurde 
ein Afrikaner erschossen, ein weiterer 
verletzt (nach „Frankfurter Rund- 
schau” vom 9.6.74). 


= Gegen den Befrelungskampf der 
‚Afrikaner wurden 60.000 Schwar- 
zu in KZ’ (von, „Wehrdörter") inhaf- 
tiert! 
„Häuptling Chiweshe, der sich die 
ser” Umsiediungsaktion” widersetzte, 


Der „Boykott” der Imperiaisten 


Seit der  „Unabhängigkeitserkiä 
mung” wird Rhodesien von den impe- 
nalistischen Staaten „boykottlert”. 

„So hat der amerikanische Kon 
reis den Import von rhodesischem 
‚Chrom und anderen Mineralien unier- 
sagt. In Tokio wurden japanische In 


dustrielle davor wewarnt, gegen die 
Rhodesien-Sanktionen der Vereinten 
Nationen zu verstoßen.” („FAZ" 


2.4.78) 


Ibt ein Wirtschaftsembargo, 
Vereinten Nationen 1966 mit 
die Rebellen- 


‚Rhodesien ist neben Südafrika und 
dessen Kolonie Namibia (Südwestafri- 
ka) sowie den portugiesischen Kolo- 
nien die letzte direkte Bastion der 


ropublik verhängt hatten, um das wel- 
‚Be Minderheitiregime won Premier 

ih in die Knie zu zwingen.” 
Nr, 23; 3.6.74), 

Hiermit versuchen die Regierun- 
gen der imperialistischen Länder den 
Afrikanern und der eigenen Bevölke- 
fung vorzugaukeln, das terroristische, 
Regime in Rhodesien. isolieren zu 
wol 


ein solcher „Boykott“ aber 
weitgehend nur auf dem Papier steht 
und die Imperialisten heute schon 
versuchen, mit der weißen Minderheit 
„zusammenzuarbeiten", _ beweisen 
folgende Tatsachen: 
1 „Zwei deutiche Schiffe haben .. 
ersten Quartal diese: Jahres an 
nerboienen Tranıporten von rhoden- 
schen Ersen in die USA ieilgenom- 
men. 
Der Sanktionsaunchuß _ ( 


der 


UN „.) veröffentlichte eine Liste von 


vorgeworfen 


werden.” 
Tue 


Die Miltärführung erklärte es als 
ihr Ziel, Alhiopien in eine „konstitu- 
tionelle Monarchie mit demokrati- 
schen Grundsätzen” umzuwandeln. 
Die Korruption soll beendet werden, 
es soll eine ‚Landreform” durchge“ 
führt werden und es soll ein „Abbau 
der Klassenunterschiede” betrieben 
werden. Es soll eine Amnestie für po- 
litische Gefangene und Exilierte 
jjech Oberprüfung”(') geben 
line neue Verfassung soll ausgearbei- 
tet werden 

Unterstützt wird die Militärfüh- 
rung dabei offenbar von den Gewerk- 
schaftsführern und vom Klein! 
tum. Anscheinend unterstützen al 
auch he und selbst feudalisti- 
sche Kräfte die kontrollierte AbIO- 
sung des alten rückständigen Systems 
durch einen ‚moderneren” und effek- 
tieren Staat. Laut „Frankfurter All- 
gemeine Zeitung” vom 9.7. sprach 
Ben m 0a Raperenessitung 
„Ethiopian 1" für eine Reı 
Tungsbeteiligung der Militärführun 
Te ee 
im allgemeinen Interesse unserer Ge- 
sellschaft” au 

Diese Diktatur richtet sich, neben 
der Niederhaltung reaktionärer Ele- 


verfügen). auf die Unterdrückung je- 
der konsequent demokratischen Be- 
wegung, vor allem in Teilen der — 
relativ kleinen - äthlopischen Ar- 

Studenten und 


Die von den USA ausgerüstete und 
"Deratene” Luftwaffe der Philippi- 


nen hat im Jul vier Tage hinterein- 
ander die Hauptstadt der Insel Minda- 
nao, Cotabato, bombardiert. nach- 
dem Rebellen: die Stadt be 
‚setzt hatten. Hı von Menschen 
wurden bei dem Bombardement ge- 
tötet und verletzt, Tausende flächte- 
ten aus der Stadt. 

Das reaktionäre Regime der Philip- 
pinen führt seit mehreren Jahren einen 
Ausrottungskrieg gegen die Befrei 
SIE Palippinen. Im Febnzar die 

er Im Februar die- 
Sr EL Hauptstadt ber Heiche 
Stadt Jolo — it 
I ‚n Insel — durch die Luftwaffe 
dem 


Upi auf Mindanao, 15 km von Cota- 
bato entfernt, besetzen konnten. 

Der Volksbefreiungskampf und der 
Terror des reaktionären Regimes auf 
den Philippinen wird in der Dürgerl- 
chen Presse Dewußt totgeschwiegen. 
Über die Besetzung von Upi z. B. 
brachte die „Frankfurter Allgemeine” 
eine Meldung von knapp acht Zeilen, 
andere Zeitungen brachten gar keine 
Meldungen. 

Weiches direkte Interesse der BRD- 
Imperialismus am Verschweigen der 
Vorgänge hat, beleuchtet die folgende 
Keine Meldung aus der „Bid“ vom 


Filipinos in 
deutscher Uniform 
op. 5A 


Manlia, 
Soldaten von den Philip- 
pinen werden künftig bei 


der Bundeswehr ausgebll- 
Yes 2 ame 
101 ng, Unitorm „un 
Unterkunft. 


@ Ende 1973 wurden Papiere be- 

utsche und 
österreichische 5 in 
die rhodesische Stahlproduktion ein- 
steigen wollen. 

Unter „der direkten Beteiligung 
von Klöckner, des Neunkircher Elien- 
werks und einem Deutsche Bank-Teik- 
aber”, sowie der „Staatlichen Ver- 
einigten Österreichlichen Eisen und 


‚Stahtwerke {Voes)” (Spiegdi vom * 


3.6.74) soll die Stahlerzeugung vor- 
‚doppelt werden. 


„Die Deutschen sollten dafür die 
hinzugewonnenen Produktionskape- 
‚bichöpfen dürfen," (Spiegel) 
len die „Boykottmaßt 
‚nen Rhodesien 6 
ron Deweis imperialistischer Vertrags 
politik dar 


a eingeha 
'brochen, je nachdem, ob es den 
Imperialisten nutzt oder nichg! . 
HSW-Betriebuzelle, 
KD/Gruppe Hamburg 


Terrorurteile 


Seit Juni dieses Jahres läuft in Süd- 
koren eine Welle von Prozemen 
Angehörige der demokratischen Öp- 


een fachlichen Landen. 


SS Urteile wurden im Juli " 
darunter 14 Todesurteile! Im August 
Bgen dia Pros weiter, und eis 
Abı mindestens wer- 
den erwartet. Unter den Ay 


Diese Terrorprozesse sind die Reakti- 
‚on des Park Chung Hec-Regimes auf 
die Studentendemonstrationen seit 
Oktober "73 und eine sich daran ent- 
wickelnde demokratische Protestbe- 
wegung. Die Studentendemonstratio- 
nen hatten zunächst dazu geführt, daß 
Park Chung Hee sein Regime umgebil- 
det hatte und einige scheinbare „de- 
mokratische Zugeständnisse” machte. 
So wurde u.a. der verhaßte Geheim- 
dienst-Chef Lee Hu Rak abgesetzt. 

In der so entstandenen Atmosphäre 
trat die demokratische Opposition 
kühner und offener auf. Prominente 
Oppositionspolitiker und Intellektuel- 
ie traten öffentlich mit Kritik am Re- 
gime auf. Es wurde von diesen Kräf- 
ten eine Unterschriftensammlung in 
Gang gesetzt, in der die Aufhebung 
der diktatorischen Verfassung des 
Landes gefordert wurde. Innerhalb 
kurzer Zeit konnten eine halbe Mill- 
Unterschriften gesammelt werden. 

Diese Vorgänge veranlaßten einige 
ausländische Kommentatoren, vorer 

schon, das faschistische Regime 
überhaupt auf dem Rückzug zu sehen. 

indessen erließ das Park Chung 
Hee-Regime am 8. Januar '74 eine 
Anordnung, die jede Kritik an der 
Verfassung verbietet. Die Höchststra- 
feist 15 Jahre. 

Im Apfil wurde nach neuen Stu- 
dentendemonstrationen der „Natio- 
naldemokratische Studentenverband“ 
des Landes verboten. Jede „Förde- 
rung“ des verbotenen Verbandes (z. 
B. „Sympathiekundgebungen“, Teil- 
nahme an Studentendemonstratio- 
nen u.a.) ist mit der Todesstrafe be- 
droht. 

Am 11./12. April meldete die 

‚daß bis dahin 


entsprechend 
tur-Verordnung vom 8. Januar verur- 
u 
tur-Verordnung vom 8. Januar verur- 
teilt worden waren, viele zur Höchst- 
strafe von 15. Jahren. 

Im Juni begann ein Kriegsgericht- 
Prozeß gegen 5 Mitglieder der demo- 
kratischen Opposition. 14 von Ihnen 
wurden zum Tode verurteilt, unter 
ihnen der bekannte Dichter Kim 
Tschi Ha. 15 Urteile lauteten auf Ie- 
benslänglich, 26 mal wurden Strafen 
von 20-25 Jahren ausgesprochen. Un- 
ter den letzten sind zwei japanische 
Staatsbürger — ein Student und ein 
Journalist 

In neuen Prozessen im August wur- 
den bisher Bischof Daniel Tjl, Ge- 
schichtsprofessor Kim Dong Gil und 
ein Pfarrer zu je 15 Jahren verurteilt. 
Ein anderer Professor wurde zu zehn. 
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in Südkorea 


Jahren verurteilt. Der frühere Staats 
pränident Södkoreas, der 76-jährige 
Yun Po Sun, wurde „mit Rücksiol 
uf sein Alter” zu „mur” drei Jahren 
verurteilt. Er, der selbst zu den reaktir 
onären Wegbereitern der Militärdi 
tur Park Chung Hee’s gehörte, 
gpenee Zeit Kritik am Regime ge- 
“ 


‚einem weiteren Prozeß wurden 
13 Menschen zu Gefängnisstrafen von 
zehn bis 20 Jahren verurteilt, In ci" 
‚nem kommenden Prozeß soll der im 
August_'73 durch den sdkoreani 
schen Geheimdienst aus Japan ver- 
schleppte itionspolitiker Kim 

It werden. 


schaftswahlen“ 1967 und’ 1971 Ge- 
genkandidat zu Park Chung Hes. Ihm 
wird der Vorwurf gemacht, daß er die 
damaligen Wahlen als „nicht demo- 
atisch” bezeichnet hatte! 

Mit der Verschärfung des fasch# 
stischen Terrors, zu dem die Verurtek- 
hung selbst von „gemäßigten“ bürgerli- 
chen Oppositiönellen gehört, will das 
Park Chung Hee-Regime vermeiden, 
daß es dasselbe Ende nimmt wie die 
Syngman Rhee-Clique, die 1960 nach 
Studentendemonstrationen gestürzt 
wurde: 

Die Studenten hatten sich damals 
mit Massendemonstrationen an die 
Spitze einer Bewegung gegen Komup- 
tion, „Wahl“fälschungen und „Mi 
wirtschaft” gesetzt. Höhepunkt war 
der Marsch von 30.000 Studenten in 
der Hauptstadt Seoul zur Villa des 
Diktators Syngman Rhee. Die Polizei 
richtete ein Blutbad an, indem sie in 
die Demonstration hineinschoß. Nach 
fiziellen Angaben wurden dabei 112 
!) Menschen getötet und 750 ver- 
letzt. Wenig später mußte Syngman 
‚Rhee seinen Rücktritt bekannt geben. 

Sein Nachfolger wurde der oben 
erwähnte, kürzlicb zu drei Jahren 
Haft verurteilte, Yun Po Sun. Er be- 
veitete durch reaktionäre Maßnahmen 
den Boden für den Milltärputsch vor, 
mit dem im Mai 1961 — genau ein 
Jahr nach dem Rücktritt von Syng- 
man Rhee — die Diktatur Park Chung 
Hee's errichtet wurde. 

Südkorea ist in wirtschaftlicher 


Nordkorea durch seine eindrucksvok- 
ie rasche Industrialisierung und den 
Lebensstandard seiner Werktätigen 
(der wesentlich" höher ist als im 
den!) auch in wirtschaftlicher Hin- 
sicht eine starke Anziehungskraft aus- 
übe 

Das faschistische Regime Südkore- 
as versucht, diese Bewegung zu zer- 
stören, indem sie jeden Kontakt zu 
den Landsleuten im Norden — &.B, 
Besuche bei Verwandten in Nordko- 
ea — mit harten Strafen bedroht 
und als „Spionage“ anklı . 


Namibia: 


Neues Massaker der 


südafrikanischen 


Faschisten aufgedeckt 


Nach einem Aufenthalt bei der Be- 
freungbewegung von Namibia (80 
westaltika),  SWAPO, legten. zwei 
schwedische Filmjournalisten. einen 
Dokumentarfilm vor 0 

In ihm wird der mörderische 
Charakter des südafrikanischen Fa- 
smus deutlich 
In einem Dorf von Namibia wurde 
un der, sdatrkanlchen Armee 

ie gesamte Bevölkerung erschossen 
Durch. diese Verroraktion solle der 
Kampf der SWAPO in diesem Gebiet 
unterbunden werden 

Der einzige Überlobende berichtet 
in.dem Film: „Einen Tag im nergun- 
genen September kamen die dal 

‚nischen Sohdaten hierher, 

ten uns alle in einer Reihe aufs 
mellen. Auch alle Frauen und Kinder 
= Nach der Brschießung wurden 
die ketchenpestapeit und verbrannt 
KR", 26.174) 

Der‘ Überlebende — ein 74 Jahre 
ter Mann - lebt und kämpfı heute 
mit der SWAPO in Sambia! Das zeigt 
deutlich, daß selbst 
morde der Faschisten 
mögen, den Widerstand 
zen zu brechen! 

Das Ziel des Terrors ist die Hrhal- 
tung der Herrschaft über Nam 
denn „dns Land ist reich an Mi 


Diamanten, Uran, Zink, 


"Gerade in diesem Zusammenhang 
wird ein besonderer Anpekt, west- 
deutscher „Entwicklungshüe" deut 


Zur Zeit hält sich die SPD-Bundes- 

t ‚dnete von Bothmer in 
Südafrika auf. Sie-wurde eingeladen 
von der Progressiven Partei Südafrı- 
Zu, (set. „Sehwenerparie” dar 


HSW.Betriebszelle/ 
Kü-Gruppe Hamburg 
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me der Minister satt, wir 
glauben den Versicherungen nicht 
mehr. Sie sıgen uns, daß sie die De- 
mokratie retten wollen, aber was tut 
die Regierung? ” „ich Kriege 
eine Gdnsehaut, wenn ich daran den 
he, war da paistert ist. Es int klar, 
daß wir vor einem exakten mubrer- 
siven Plan sichen, der von Personen 
wrorbereitet und finanziert worden ist, 
die ganz oben im Staatsapparat sitzen. 
Man soll nicht kommen und uns er- 
zählen, daß man diese Leute nicht 
kennt. Man will sie nicht schlagen, 
weil es der Mehrheitspartei »0 in den 
Kram paßt. 

Dies ind einige Kommentare, die 
ein Journalist der großbärgerlichen 
(0) Zeitung „La Stampa“ (gehört 
zum großen Teil dem Fiat-Konzern!) 
in einem Freizeit-Heim der Eisenbah- 
ner in Turin zu hören bekam („La 
Stampa”, 6.8.74). 


vw 


Selbst die beiden wichtigsten Zei- 
tungen der Bourgeoisie, 
della Sera” und „La Stamy 
weitgehend im Besitz der beiden größ- 
ten Italienischen Konzerne Montedi- 
‚son und Fiat) tragen dieser Tatsache 
Rechnung und klagen die Komplizen- 
schaft zwischen den Faschisten und 
Teilen des Staatsapparats an, die eine 
wirksame Bekämpfung der Faschisten 
bis heute verhindert hat und so vie- 
len „unschuldigen Menschen“ das Le- 
ben gekostet hat. 

Geradezu symbolisch in diesem 
Sinn ist der Leitartikel des „Corriere“ 
vom 14. August, in dem unter der 
Überschrift „Keine ent tz- 
ten Extremismen mehr" förmlich die 
Lüge zu Grabe 'n wird, daß am 
Terror der 
hochschaukeln” «eine 
ie der wentdeutschen Presse, 

‚iberalen”, immer noch lieb 
und wert Ist!). U.a. heißt os in diesem 
Artikel: „Bu atimmt nicht, daß in Ita 
lien der Terroriımus ein Phantom oh- 
ne Gesicht‘ ist, Die 97 Extreminten 
die seit dem 1. Januar dieses Jahı 

rhaftet wurden, ınd alle von der 

‚tremen Rechten...Die wahre Gefahr 
die dem Staat droht, ig die Marke 
der extremen Rechten. 

Hierzu ist anzumerken, um nicht 
die Spuren si verwischen, daß der 
“Corriere d 3° in der Vergangen- 

‚guter der Demagpgie 


ers 


Fa 


auch der 


In der Reaktion der bürgerlichen 


rosse kommen zum einen Besorgnis 


sich nicht von einigen der Kontrolle 


entglittenen (aschbtischen Abenteurern 


das Tempo und die Art der Faschisie- 
rung diktieren zu lassen. Zum andern 
zeigt sich in dieser Reaktion eine An 

ing an die Stimmung der Mamen 
auch des Kleinbürgertums), die sich 
nicht auf die Dauer mit Lügen und Im- 


mer denselben Versicherungen abspei 


sen lamen wollen, sondern die end 


tremisten von rechts 
und links” schuld seien, die „sich m 


teale Maßnahmen zur Unterdrückung 
des faschistischen Mordterrors verlan 
vn. 

Schon nach dem Mamaker von Ir 
ca kam diese Stimmung darın zum 
Ausdruck. daß auf den Ortlichen Pro- 
tesikundgebungen, und wor allem auf 
der Trauerfeier in Brescia selbit die Ver 
ireter der Hauptpartel der Bourgeolie, 
der Christdemokratie (DC) mit wüten- 
den Pfeifkonzerten und Sprechchören 
empfangen wurden 

Dieses für die DC. natürlich. schr 
‚„Desorgniserregende Phänomen" wie 
derhölte uch nach dem neuen Mais 
ker im tale 

So wurde am 5. August, am Tag der 
Protestdemonstrationen in ganz Ir 
iin, In Bologna (etwa 30.009 Demon 
stranten) der Ortliche DC-Chef Manuik 
3150 krlftig aumgepfiffen. daß er seine 
vorbereitete heuchlerische Trauerrede‘ 
nicht halten konnte, Er rauschte da 
Taufhin noch während der Kundgebung 
beleidigt ab und erklärte gepenäbe 
der Presse, Bologna sei „kein toleran 


ihre Anhänger nicht mehr unter Kon- 
trolle habe. 

Letzterer Vorwurf mag (hoffent- 
lich!) berechtigt sein. Jedenfalls gaben 
sich die PCI-Führer alle Mühe, den Mit- 


sich die PCI-Führer alle Mühe, den Mit- 

iedern klarzumachen, daß sie sich im 
Interesse des „historischen Kompro- 
miß” (die angestrebte "große Koalition’ 
von DC und PCI) ‘zurückhalten" müß- 
ten. 

Zwischen DC und PCI wurde darauf 
hin diskutiert, wie man wenigstens 
auf der Trauerfeier in Bologna solche 
„Zwischenfälle” verhindern könnte. 
Es tauchte sogar — von der DC — die 
Idee auf, überhaupt keine Öffentliche 
Trauerkundgebung zu machen, sondern 
die Opfer des faschistischen Terrors 
still und heimlich — lediglich in Anwe- 
senhoit einiger Regierungs- und Partei 
politiker zu Grabe zu tragen. 

Es gab dann aber in Bologna doch 
eine politische, klar antifasch! 
stische und demokratische Feier, an 
der trotz der Ferienzeit über 200.000 
Menschen teilnahmen; viele Ärbeiter- 
familien hatten extra ihren Urlaub 
unterbrochen, um den Opfern d 
schistischen Terfors die 
zu erweisen. 

Die DC hatte, um nicht (wegen 
(Pelgheit‘) völlig das Gesicht zu verlie- 
fen, den Regierungschef Rumor, den 
Staatspräsidenten Leone und den Par 
teichel Fanfani (ein besonders übler 
Rechter, Vorreiter der Faschisierung) 
nach Bologna geschickt, die sich dort 
‚das ihnen gebührende Pieifkonzert ab- 
holten. 

Im 'Phänomen der Pfiffe' (mit dem 
sich die bürgerliche Presse Italiens aus 
führlich beschäftigte, kommt die 
schlichte Tatsache zum Ausdruck, daß 
‚de antifaschistischen Massen Italiens 
die “Beileidsbekundungen’ der CD als 
Meuchelei und Zumutung empfinde: 
Zu sehr ist klargeworden, daß die DC 
nicht zu den „antifaschisiischen Kräf 

ondern selbst der eng- 
'ompligenschaft mit dem fa 
ischen Torror schuldig ist 


sten 


"Faschisten und Staat sind 
„Komolkn 


Über die Komplizenschaft von 
Stant und Faschisten in Italien 


Was ist „Ordine Nero‘’? 


Die faschistische Terrororganisa- 
tion „ordine nero” (‘Schwarze 
Ordnung‘) hat in einer Erklärung 
die "Verantwortung’ für den be- 
stialischen Anschlag auf den D- 
Zug Rom-Brenner übernommen, 
bei dem 12 Menschen verbrann- 
ten. 

„Ordine nero” ist die Nach- 
folge-Organisation der verbote- 
‚nen „Ordine nuovo” ("Neue Ord- 
nung). „Ordino nuoro” wurde 
1956 von MSIMitgliedern gegrün- 
det, denen die neofaschistische 
Partei zu „gemäßigt” war. Führer 
der „ordine nuovo” wurde Pino 
Raufl, Ende 1969 „kurz vor der 
trage di stato” 
die Mallinder t5- 
bank) — löste sich „ordine nuons 
offiziell auf und trat in den MSI 
ein, wo Rauti einen Posten im 
Parteivorstand eingeräumt «be- 
kam. Rauti wurde im März 1972 


sind viele Tatsachen bekannt gewor- 
den. Über einige wird in AK 45 be- 
richtet 
Von neueren Vorgängen seien hier 
nur einige besonders kennzeichnend 
erwähnt: Italiens, „Verteidigungsmi- 
nister“ Andreotti gab während der 
letzten Regierungskrise (vgl. AK 46) 
in einem Interview mit der Zeitung 
„ll mondo“ die Taisache bekannt, 
daß immer noch die 157.000 (nach 
anderen Angaben 200.000) Akten 
seiten existieren, die vom italienk 
schen Geheimdienst u.a. gegen bür 
gerliche Politiker, gegen Kirchenfür 
sten, und natürlich gegen Gewerk- 
schaftsführer, gegen linke Politiker 
angelegt worden waren (die Akten 
enthalten privateste und „intimste" 
Einzelheiten und „Beobachtungen“ 
über diese Personen). Die Existenz 
dieser Akten wurde in Zusammen- 
hang mit einem gescheiterten Putac 
plan 1964 (an dessen Spitze der da- 
malige Geheimdienstchel De Loren- 
20, Mitglied der neofaschistischen 
MSI, stand) öffentlich bekannt. Das 
italienische Parlament beschloß di 
raufhin die Vernichtung dieses Ma‘ 
terials. Dies war, wie Andreotti nun 
(unklar, warum) bekannt gab, bisher 
nicht geschehen — wurde aber nun 
Angeblich nachgeholt: die Akten wur 
den im Verbrennungsofen des röm- 
chen Flugplatzes  Fiumkino ver 
Brannt. Es I alerdings unvorsellbar 
daß nicht noch irgendwo Dublikate 
und Kopien der Akten aufbewahrt 
Der Geheimdienst (SID) kannte 
schon seit 1969/70 die faschistischen 
Putschpläne, die angeblich erst 1973 
gedeckt“ wurden! Im Juni 1969 
wurde im Haus von Bugenio Rizzato 
(der zu der im Oktober 73 „aufge 
deckten“ Veischwörergruppe „Koss 
del venti" — „Windrom" = gehörte, 
ve. dazu AK'39, 8. Sf) in Padus 
‚Domior“ mit 400 Namen (von 


mordet werden sollten) Und ein f 
Pr 


197 
ziom 


Die Faschisten sind Mörder. Links der ausgebrannte Waggon, rechts die 12 zugedeckten Leichen. 


verhaftet unter dem Verdacht, 
an der 'strage di stato" beteiligt 
gewesen zu sein, aber rasch wie- 
der freigelassen. 

Unterdessen hatte sich, schon 
Anfang 1970, „ordine nuovo*e- 
neut iet, so daß sich ein 
Spiel mit verteilten Rollen ver- 
muten ließ (ein Teil von ON war 


Inden MSI „ein anderer 
Teil setzte die alte Politik rechts. 
vom MSI fort). 


Ende 1973 wurde „ordine 
nuovo” nach dem Geseiz über 
den Wiederaufbau’ der aufgelö- 
sten faschistischen Partei verbo- 
ten. Die meisten Führer von „or- 
dine nuovo” hatten 


Organisation unter dem Namen 
„ordine nero” auf, mit dem alten 


Kopien angefertigt, die in ingendwel 
chen Aktenordnern vergilbten. 

Im April 1970 erfuhr der SID von 
einem „Aktionsplan“ des sogenann- 
ten MÄR („Revolutionäre Aktions- 
bewegung). Es handelt sich dabei um 
einen umfangreichen und detaillier 
ten Putschplan. Chef des MAR war 
Fumagalli, eine zentrale Figur bei 
‚der Koordinierung des faschistischen 
Terrors. Erst im März 74 entschloß 
sich der Staat, Fumagalli zu verhaf- 
ten! 

‚An diesen Beispielen zeigt sich er- 
neut, wie der Staatsapparat, vor allem 
der SID, die Faschisten und deren 
Verschwörungen genau kennt, 
schützt (solange es ihm paßt) und sie 
ausnutzt. 


In Frankreich lebt (nach letzten 
Meldungen soll er verhaftet worden 
sein) der Faschist Giannettini, gegen 
den in Italien Haftbefehl besteht. Er 
war mit Ventura und Freda eng be- 
freundet, die als Verdächtige wegen 
des Bombenanschlags vom 12. De 
zember 1969 auf die Mailänder Land- 
wirtschaftsbank (16 Tote!) im Ge- 
ingnis sind. Giannettini selbst steckt 
zum Hals in dieser und anderen 
faschistischen „Alfären“. Zugleich 
aber war er Agent des SID, von dem 
er nach eigenen Angaben noch 


März dieses Jahres sein stattlil 
‚Gehalt (ca. 4.000 Mark) bezog. Glan 
nettini behauptet, er habe an NATO- 


Konferenzen in Brümel und Bagnoli 
(italien) teilgenommen. Er habe in 
der BRD u.a. die Schule für Panzer 
truppen, das Kommando des „Dun 
desgrenzschutz“ und die Schule, für 
„Psychologische Kriegführung“ in 
Koblenz besichtigt 

Die Regierung gibt zu, daß G 
nettini für den S[D gearbeitet 
versucht aber, seine Bedeutung 
mindern — er sei nur ein kleiner 
„Informant“ gewesen 

Am 19, Juli dieses Jahres wurde 
der (aschistische Rechtsanwalt Degli 
Occhi verhaftet. Sein Name tauchte 
bereits in Zusammenhang mit der 
Verschwörung des MAR (1970!) auf. 


Zeichen (die Buchstaben ON und 
das "Rutenbündel” der Faschisten) 
Statt der Monatszeitung „ordine 
nuovo” erschien. jetzt mit dem- 
selben Direktor, Salvatore Fran- 
dia! — die Zeitung „anno zero" 
(‚Jahr null”). Sie hatte dasselbe 
Motto wie die alte Zeitung: „Un- 
sere Ehre heißt Treue” (eine 

Parole). In ihrem "Programm 
heißt es ua: „Des Ideal, das 
Endziel ist die Errichtung einer 
hierarchisch organisierten Welt, 
mit einer veränderten Rolle der 


Streitkräfte und mit einer raschen 
und der 
Überbevölkerung und Rerolte 
der farbigen Völker”. - Die er- 


sten Nummern dieses Hetzblat- 
tes konnten sogar egal’ erschei- 
nen! 

„Ordine nero" ist wahrschein- 
lich mehr als nur die Nachfolge- 
organisation von „ordine nuovo” 


li Occhi wurde vor seiner Ver- 
‚ng mehrmals zum faschistischen 
Bombenanschlag von Brescia verhört 
Er stand außerdem in Zusammenhang 
mit einem paramilitärischen Lager 
der Faschisten in den Abruzzen, 
das kurz nach dem Massaker von 
Brescia der Polizei „aufgedeckt” wur 
de, wobei der berüchtigte Terroristen- 
führer Giancarlo Espasti (den der Staat 
bis dahin trotz zahlreicher nac 

sener Verbrechen immer wieder laufen 
gelassen hatte!) von den Carabiniert 
erschossen wurde. 

Die im Lager geschnappten Faschr 
sten belasten Degli Occhl, er habedas 
Lager finanziert. Es wurde bewiesen, 
dab Degli Occhi zumindest. eine 
Scheck über 600.000. Lirs (etwa 
2.400 Mark) an Esposti ausgestellt 
hatte, 


Mit, Degli Occhi kommt man im 
der „Hierarchie“ des italienischen 
Faschismus sehr weit nach oben. Bı 
war der Führer der sogenann( 
„maggioranza silenziona"” („Schwer 
jende Mehrheit”). die 1971 in Mar 
land zwei große reaktionäre Massen- 
kundgebungen organisieren 

dann aber rasch an. Einf 
weilsich viele „Konservative“ und ver 
hetzte Kleinbärger, die anfangs den 
Rattenfängern der „Schweigenden 
Mehrheit” gefolgt waren, vom zuneh- 
menden faschistischen Mordiertor ab- 
gestoßen fühlten. 

Mit der „Schweigenden Mehrheit“ 
hatten auch zahlreiche rechtsbürger. 
liche Politiker, vor allem der DC (und 
natürlich des MSI) sympathisert und. 
Ausammengearbei 


N 
a 


bekanntesten Joyrm 
[MI a hen ' 
uber hatte züpegeben, 

net des Geheimdien- 


Bowosen zu sein 
» 
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Zicarl war einer der eifrigsten Vor 
fechter der These von den „entgegen 
setzten. Ext 1". "Nur, eine 
/oche vor seiner „Deurlaubung“ hat- 
te Zicari eine neue Lügengeschichte 
in die Welt gesetzt: en habe einen 
Kontakt zwischen dem (1972 unter 
immer noch ungeklärten Umständen 
ums Leben gekommenen) linken Ver- 
lege Feltrinelli und dem Faschisten 
Fumagalli (Chef des MAR — 5.0.) ge 
geben; Feltrineli sei mit Fumagal 
rundet "gewesen und habe Ihm 
Geld "uegeben. Tatsächlich kay 
Feltrinelli - wie seine Witwe 
Schönthal mitteilte - einen Fumag 
ii, aber nicht den Faschisten, sondei 
einem Uinken Galerie-Besitzer (M 
ed der PCI), dem Feltrinelli einige 
ilder abkaufte! 

In Brescia mußten die beiden 
Stellvertretenden Polizeichefs Puri- 
ficato und Diamante aus den Er- 
mittlungen über das Massaker vom 
23. Mal zurückgezogen werden, weil 
sie „persönlich in die Angelegenheit 
verwickelt” seien. Insbesondere wird 

ragt, warum von der Polizei die 
Burchsuchung der Fapierkörbe auf 
dem Kundgebungsplatz in Brescia 
nicht ordnungsgemäß, durchgeführt 
worden war (die Bombe steckte in 
einem der Papierkörbe). 

Der Untersuchungsrichter A: 
in dessen nicht eben „unparteilsche 
Händen die Ermittlungen über das 
Massaker von Brescia immer noch le- 
gen, It für seine rechtsradikalen Nei- 
Pungen berüchtigt. Sein Sohn gehört 
Zu einer Gruppe faschistischer Ju- 
gendlicher, die wahrscheinlich in en- 

;m Zusammenhang mit dem Bom- 

nanschlag steht (ein Mitglied dieser 
Gruppe, Silvio Ferrari, (log eine Wo- 
che vor dem Massaker mit seinem Mo- 
Red in de Luft, a er eine größere 

jenge Sprengstoff transportierte), 

"Die ‚latienische lusttrte „L’Er 
presso" enthöllte, daß der Großkapi- 
talist Cofis (Präsident des Konzerns 
Montedison; der DC-Rechten um Fan- 
fani ‚nahestehend) einen „heißen 
Draht“ zum SID hat: Er bekommt 
„Geheimakten“ des SID gegen Poli 
ker u.a. regelmäßig vorgelegt 

Gegen Cefis läuft außerdem eine 
Untersuchung wegen illegaler Partei- 
en-Finanzierung. 
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Diener Band enthält zwei neue Arbei 
Klmssenkampte in Deutschland. Dam 


Weitere Faschisierung — als 
„Kampf gegen den Faschismus“ 
getarnt 


Einige Kommentare bürgerlicher 
Politiker und in der bürgerlichen Pres- 
se lassen vermuten, daß starke Kräfte 
innerhalb der Bourgeoisie und des 
Staates bemüht sind, den (aschisti- 
schen Terror stärker unter Kontrolle 
‚u bringen, um ihre eigenen langir- 
stigen Faschisierungspläne nicht von 
ein paar faschistischen Abenteurern ge- 
fährden zu lassen. 

Tatsächlich sollte man aber diese 
Seite, die vor allem in der Verhaftung 
zahlreicher faschistischer Terroristen 
(weit über 100 seit Jahresanfang) 
zum Ausdruck kommt, nicht über“ 
schätzen. 

In erster Linie benutzen Bour- 
geoisie und Staat nämlich den von 
Ihnen frisch entdeckten „Kampf ge- 
gen den Faschismus“ dazu, den 
Staatsapparat weiter zu zentralisie- 
sen und vor allem den Unterdrük 
kungsapparat weiter auszubauen 
Was sch letzten Endes nicht gegen 
die Faschisten, sondern gegen die Ar- 
beiterbewegung richten sol 

So wurde nach dem Massaker von 
Brosch eine „Anti-Terror-Abteilung” 
gegründet. An der Spitze dieser Ab- 
teilung steht: Emilio Santillo, ein 
berüchtigter Rechter, 

Nach dem Anschlag auf den „Ita- 
licus“ holte die DC alte Pläne zur 
Erweiterung der gesetzlichen Möglich- 


keiten gegen politischen „Terror“ 
hervor. Und zwar soll die Gesetzge- 
bung, die bisher schon gegen die 


it, auf den politichen Be- 
reich erweitert werden. Danch kön- 
nen ua, „Spezialberwachung“, Auf- 
Enthaltsbeschränkungen und „Vor- 
Beupchaft gegen „subrersive Elemen- 
tet angeordnet werden. Die reformt 
stische Linke (PCI und PSI) lehnen 
dieses Gesetz bisher ab und verlangen 
äine ‚klare antifsschistische_ Delint 
tion, die es nicht erlauben sol, dieses 
Gesetz gegen die Linke anzuwenden. 
Genau ds aber der von der DE 
beabsichtigte Zwec 

"Als weitere Maßnahme, beabsich- 
tigt die DC eine stärkere Zentraisie- 
rung der verschiedenen Geheimdien- 
Se nd PolizerApparate beim Innen- 
ministerium (4.2. Taviani, DO). 


über eine der wichtigsten Perioden de 
legt der KOMMUNISTISCHE BUND! 


erstmals eine ausführliche Analyse der Kiewenkämpfe dieser Zeit vor, die 
auch über seine Einschatzung dieser Kampfe Aufschluß gibt 


Besonderes Gewi 
sowie auf eine korrekte Di 
was das Jahr 1923 angeht 


wird auf die Untersuchung der Rolle der Sozinldemokras 
ellüng der Politik der KPD gelegt 


Insbesondere] 


das hat sich als um so notwendiger erwiesen 
Schriften. die von burgerlichen und kleinbürperlichen Au 


wurden — einschließlich der in der DDR 


Mangel und Fehl 


Was bisher fehlie 
die sich en 
Deutschland aueinanderserzen und « 
Kämpfe schen 
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such einen Meitray zur 
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Italienische und deutsche Genomen besetzten im Juni da italienische Konsu- 
lat in Frankfurt, Im 1. Stock ist die Parole „MSi FUORILEGGE” (Vorbot 


des MSI) zu sehen. Unten ist ein Tı 


ıt mit der Parole „Antifaschisten 


die Faust geballt — Gegen Faschismus hilft nur Gewalt” zu sehen. 


Kampagne zum Verbot des MSI 


Nach dem Massaker von Brescia 
hat sich eine breite Kampagne unter 
‚der Parole „MSI fuorilegge” (Verbot 
‚des MSI) entwickelt. 

Zahlreiche Fabrikräte, auf betrieb- 
licher und regionaler Ebene, haben 
diese Forderung unterstützt. Ebenso, 
'haben einige Kommunalräte sich hin- 
ter diese Forderung gestellt, Auf 
zahlreichen Studenten-Versammlun- 
gen sind entsprechende Resolutionen 
verabschiedet worden. 

Aber auch verschiedene örtliche 
und regionale GewerkschaftsCGre- 
mien (vor allem der CGIL, die den 
Revisionisten nahe steht) haben die 
Forderung nach Verbot des MSI u: 
terstützt. Ferner wird diese Forde - 
rung unterstützt von örtlichen Gruj 
pen der ACLI („Linkskatholiken“), 
Yon der PSI-Linken, vom PCI-Senator 
Terracini (der diese Forderung auch 
auf einer Sitzung des ZK seiner Par- 
ie vorrt), eimeinen Sektionen der 


Das ist bemerkenswert, weil die 
PCI-Führung sich gegenwärtig mit 


PCI-Führung sich gegenwärtig mit 
aller Macht und Demseog: ai die 
Forderung nach dem bot des 
MSI stemmt — eine Forderung, die 
sie übrigens in den 60er Jahren selbst 
‚erhoben hat 

Die PCI-Führer sagen, daß man 
den MSI nicht verbieten dürfte, weil 
an „den Faschismus politisch be- 
kämpfen” müsse. Das erinnert schr an 
die Argumentation westdeutscher 
Rechtsopportunisten, die sich mit 
ähnlich dummen „Argumenten“ um 
‚den konsequenten antifaschistischen 
Kampf herumdrücken möchten. 

Tatsächlich ist es gar kein Wider- 
spruch, den Faschismus einerseits 
politisch zu bekämpfen, und ihn an- 
dererseits auch mit. Verboten ete 
zu unterdrücken — eine Maßnahme, 
zu der der bürgerliche Staat natürlich 
nicht freiwillig. sondern nur unter 
dem Druck einer Massenbewegung, 
bereit sein wird 

Bei den „Argumenten“ der PCI- 
‚Führer muß man dagegen fragen, ob 
es dann nicht auch ein Fehler war, 
1945 die Faschistische Partei Musso- 
linis zu verbieten und aufzulösen, 
statt sich rein „politisch“ mit Ihr aus- 
einanderzusetzen? 

Die „Argumentation“ der PCI- 
Führer lenkt von einer klaren Tatsa- 
che ab, die in den letzten Jahren dut. 
zendfach bewiesen wurde: der MSI 
ist nicht nur eine politische Organisa 
tion zur Verbreitung faschistischer 
Ideologie, sondern er ist vor allem 
eine Mörder-Z entrale inden 
„schwarzen Verschwörungen.” 

Nach dem Bombenanschlag auf 


Eine Kette faschistischer 
Anschläge, 


aus AK 45, 8. 8/9 (1.6.74) 


Zu den faschistischen Terrorakten 
mit tödlichem Ausgang kommen 
noch zahlreiche Anschläge, bei de- 
nen es nur durch Zufälligkeiten nicht 
zu weiteren Blutbädern kam. So ha- 
ben die Faschisten z.B. oft Bomben- 
anschläge auf Züge unternommen, die 
im Falle des „Gelingens“ mit Sicher- 
heit viele Todesopfer gefordert hät- 
ten. 


So unternahmen die Faschisten 
in der Nacht vom 8. auf den 9, Au 
gust 1969, sozusagen als Generalpro- 
be auf das Massaker in der Mailän- 
der Landwirtschaftsbank, Bomben- 
anschläge gegen neun Züge, Bei den 
net 
anscnıage gegen neun Züge. Bei den 
[Explosionen gab cs zwölf Verletzte. 


Am 22. Oktober 1972 verübten 
die Faschisten mehrere Bomben- 
anschläge gegen Züge, die Arbeiter 
aus ganz Italien zu einer zentralen, 
antifaschistischen Manifestation nach 
Reggio di Calabria brachten. Nur 
zufällig richtete keiner der Spreng- 
sätze Schaden an. 


Im April 1973 explodierte ein 
Zündsatz in den Händen von Nico 
Azzi, der sich auf das WC des Zuges 
Turin-Rom zurückgezogen hatte, um 
dort eine Bombe zusammenzubasteln. 
Die Masse des Sprengstoffs explo- 
dierte glücklicherweise nicht. Azzi 
hatte offenbar beabsichtigt, die Bom- 
be mit einem Zeitzünder gerade in 
einem Tunnel zur Explosion zu brin- 
gen, was verheerende Folgen gehabt 
hätte. Azzi war zur Zeit des An- 
schlags Mitglied der MSI. Persönliche 
Konlakte verbanden ihn mit den 
Terroristen der „SAM“ („Aktions- 
trupp Musolini‘), einer faschist 
schen Bombenleger-Bande. Der Bo: 
benanschlag sollte offenbar eine Art 


den „Italicus“ scheint die Position 
‚der PÜl-Führer noch unhaltbarer zu 
sein, denn die Forderung nach dem 
Verbot des MSI wird jetzt von den 
Werktätigen mit noch mehr Zorn und 


Berichtigung 


Im Artikel „Linker Zusammen 
schluß“ (AK 47, 5. 2) findet 
sich Im zweiten Absatz ein Fehr 
ler. Statt „Abspaltung von proles 
tarischen Parteien“ muß es dort 
heißen: „Abspaltung vom parla- 
mentarischen Parteien“, 


Blitzmerker 
Die rechtsradikalen Putschvorbe- 
reitungen in Italien haben sich 
bis zur „sozialdemökratischen” 
Hamburger Morgenpost" rumge- 
sprochen. In ganz großer Aufs 
machung (vgl. nebenstehenden 
Abdruck) brachte die „„Mopo“ 
am 31, Juli 74 (!!) die brandhei- 
ße Meldung, daß in Italien eine 
rechtsradikale Gruppe namens 
„Windrose“ „jetzt" (1) aufflog. 
Im ARBEITERKAMPF konn- 
te man allerdings diese heiße 
'hon im November 
(AK_36) lesen. 
Wahrscheinlich handelt es sich 
bei der „Mopo“ nach SPD-Ma- 
nier um Berichterstattung „mit 
Augenmaß“ ? 


„Auftakt‘' für die wenige Tage späte: 
(am 12. April 1973) stattfindende 
faschistische Provokation in Mailand 
sein, wobei ein Polizist durch eine 
Handgranate getötet wurde (5.0). 


Am 26. November 1972 wurde 
auf Grund eines Telefonanrufs eine 
Bombe im Zug Venedig-Rom ent- 
deckt und konnte unschädlich ge- 
macht werdeı 


‚Am 29. Januar 1974 verübten Fa- 
schisten einen Bombenanschlag auf 
die Bahnlinie Mailand-Bari in der 
Nähe von Pescara. Der Maschinist 
eines Güterzuges hatte „ein zylin- 
drisches Objekt“ auf den Schienen 
seschen. Wenige Minuten zuvor hat- 
te der Eilzug „Freccis del Sud“ 
die Strecke passiert. Ef hätte die 
Bombe auslösen sollen; zum Glück 
war nur der Zünder explodiert, nicht 
‚tz von 78 kg. 


aber der Sprengmtz von 78 kg 
Einen Tag vor dem Anschlag war in 
Pescara ein faschisischer Aufmarsch 


ai, MSLCHET Almirante zn ds 
tätigen gescheitert. 


Am.22. April 1974 scheiterte ein 
Massaker nur an einem doppelten 
Zufall. Die Faschisten hatten in der 
Nähe von Prato (Toskana) eine Bom- 
ba an der Bahnstrecke Bologna-Flo- 
Tenz angebracht. Es scheint, daß das 
Zündwerk durch einen Güterzug be- 
schädigt wurde, der auf einem Ne-, 
bengleis fuhr, und daß die Faschi- 
sten sich daraufhin entschlossen, die 
Bombe direkt zu zünden. 20 Meter 
Schienen flogen in die Luft. Der 
Schnellzug Paris-Rom konnte wenige 
‚hundert Meter vor der Explosionsstel- 
ie gestoppt werden. Die faschisti- 
sche Terror-Bande „Ordine muovo“ 
erklärte, die Bombe gelegt zu haben. 

Nach einer weit verbreiteten An- 
sicht kommt außerdem die Entgler 
sung des „Freccia del Sud" bei Gioia 
Tauro 1970 auf das Konto einen 
faschistischen Anschlags. Damals gab 
es sechs Todesopfer. 


Kraft erhoben. Auch einzelne Sektio- 
nen der PCI und mehr noch der von 
den Revisionisten gelankten Gewerk- 
schaft CGIL haben diese Forderung 
unterstützt. . 
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an a a nen Ste 
Fre In der Kagel ob viermal 
ge Streiks , sow tionen 
und Kundgebungen. Die Bauarbeiter, 
di von den Maßnshmen der Regie 


keit) streikten den ganzen Tag. A 
im verschiedenen Städten wurde der 
Streik auf 24 Stunden ausgedehnt. 


Der Kam; ‚die Ausplünderung 
PerEen 
die durch Si m eic. 
3000 Mrd. Lire (12 Mrd. Mark) aus 
den italienischen Werktätigen her- 
auspressen will, geht weiter. 
BIETER 

5 
a al re 
Fi 2 vor allem in den und 
kampfstarken Betrieben. zeigte 
‚sich eine verbreitete Unzufriedenheit 
mit der ey ne 
3 
Kaselenn onseqi 
nahmen 


len. Zugleich 


Kampftag” in Italien 


such Tendenzen zur Resignation an- 


zudeuten. 
Der „Kampftag“ vom 24. Juli hat- 
te dempege offenbar eine wie- 


der gewachsene Streikbeteiligung zu 
verzeichnen, trotz der beginnenden 


Ferienzeit. „Der Streik erreichte eine 
starke ‚Rückeroberung‘ -— auch in 
Situationen wie bei (Fü 


Werk — Anm. AK), wo die Kritik 
den gewerkschaftlichen Entscheidun- 
‚gen am 9. Juli (Tag des regionalen 
Streiks in Turin — Anm. AK) di 
Form einer gefährlichen Ablehnung 
des Streiks durch die Masıen an 
nahm“ („Lotta Continua“, 25.7.74). 


Teilweise hielt die in den regiona- 
len Streiks sichtbare Tendenz aller- 
dings noch an. So war z.B. die Streik- 
beteiligung in dem als kampfstark 
bekannten Metallbetrieb „Italsider“ 
in Taranto (Süditalen) rein niedrig; 
aus wurde eine „geringe Teil 
nahme ‚der größten und meditionel 
am besten gewerkschaftlich organ 
Hersen Bewlbe" un der Demorstre. 


tion berichtet („Lotta Continus“, 
25. Jul). 


Zu masiven Protesten gegen die 
Redner der Gewerkschaftsführungen 
auf den Kundgebungen — wie wäh. 
rend der Regionalstreiks — kam es 


Wesmal nicht. In einigen Städten, 
vor allem in Neapel, wo der CGIL- 
Sekretär Lama sprach (die CGIL. ist 
‚die mit der revislonistischen PCI ver- 
bundene Gewerkschaft), hatten die 
Revisionisten starke „Ordner"-Trupps 
Organisiert, die Schlägereien gegen 
„nicht genehmigte" Parolen und Pro- 
Vestrufe inzzenierten. 


Pu und Gewerkschafts 
en) Sea Gage 
den Forderungen der Werktätigen 
nach Generalstreik und anderen kon- 
sequenten Kampfmaßnahmen gegen 
die Ausplünderung zu entgehen und 
sich in ‚Ferienzeit hineinzuretten, 
wo viele Betriebe :hlossen sind. 
Es scheint ihnen aber bisher nicht 
RE 
iten und den Kampfwillen gegen 
die Aı (aßnahmen ab- 
zuwürgen. Die „Stunde der Wahrheit“ 
kommt im Herbst, wenn die Arbeiter 
Be a ee: 
Be 

nahmen wirksam zu werden beginnen. 
3 


Carlo Panella, ein führender Genose 
der italienischen kommunistischen Or- 
ganisation „Lotta Continua”, soll für 
vier Jahre und einen Monat ins Ge- 
fängnis, weil er eine Demonstration 


t hatte, die dann von der 
Peflzelsussinunde it wurde! 
So urteilte Anfang Juli 
Genua. 


Gericht in 


Am 4. März 1972 sollte in Genus 
eine  Solidaritätsdemonstration für 
den Anarchisten Valpreda stattfin- 
den, der seit Dezember 1969 unschul- 
dig wegen eines von Faschisten be- 
nen Bombenanschlags auf eine 
inder Bank (16 Tote!) in „Un- 
tersuchungshaft" saß. 

Die Polizei verbot diese Demon- 
stration jedoch und knüppelte sie 
brutal auseinander, wobei es natür- 
lich auch zu Selbstverteidigungsaktio- 
nen der Demonstranten kam. 

‚Caro Panella hatte diese Demon- 
stration polizeilich angemeldet. An 
der Demonstration selbst hatte er 
nicht teilgenommen, weil er — wie 
auch Zeugen bestätigen — krank im 
Haus war. 

Als Anmelder der Demonstration 

de Genosse Panella zunächst we- 

n „moralischer Beihilfe” zu „Land- 
friedensbruch, Widerstand gegen die 
Staatsgewalt und Körperverletzung” 
verurteilt. Die dann Anfang August 
vorgelegte schriftliche ‚Urteilsbegrün- 
dung’ sah allerdings noch anders aus: 
aus „moralischer Beihilfe” war unver- 
schens „materielle Beihilfe” gewor- 
den. Dai Gericht behauptete, Genos- 
se Panella habe doch an der Demon- 
stration teilgenommen. Zwar gab es 
keinen ‚Zeugen‘, der Panella gesehen 
haben wollte. Stattdessen schloß das 
Gericht messerscharf: es sei „undenk- 
bar”, daß ein führender Genosse von 
„Lotta Continua”” einer Demonstra- 
tion seiner Organisation fernbleibt. 
Also war Panella dabei. Wenn er aber 
dabei war, so hat er sicher auch „Wi- 


derstand gegen die Staatsgewalt” etc. 


geleistet. 
Dieses Urteil erinnert in der Mach- 
art an das Urteil gegen Horst Mahler. 


it dem ein Gericht „bewies”, daß 


Terrorurteil gegen Genossen 
von „Lotta Continua”’ 


Mahler als „führender Kopf der Bas- 
der-Meinhol-Gruppe” natürlich auch 
an Banküberfällen teilgenommen ha- 
ben müsse - auch wenn er dafür 
weder Zeugen noch Beweise gibt. 

Im Prozeß wegen der Demonstra- 
tion vom 4. März in Genus wurden 
außer Panella weitere Genomen 
urteilt: Bin Genosse der ‚Studenten- 
bewegung’ zu Monaten und 150.000 
Line (608 Mark) Geldstrafe: drei Ge- 
nossen - darunter zwei führende 
Genossen von „Lotta Continua” — 
zu je 6 Monaten. 

Diese Urteile, vor allem die Verur- 
teilung des Genossen Panella, haben 
breite Empörung weit über die revo- 
Iutionäre Linke hinaus hervorgeru- 
fen, so daß auch die reformistischen. 
Parteien und Gewerkschaften zu Pro- 
testen veranlaßt waren. 

An einem in Genua gebildeten 
„Komitee für die Befreiung von Car- 
io Panella” nehmen außer verschie- 
denen Organisationen der revolatio- 
nären Linken auch die revisionistische 
Partei PCI, die ‚Sozialistische Partei 
PSI', die Einheitsgewerkschaft der 
Metäller FLM. der Gewerkschafts- 
bund CGIL-CISL-UIL, ‚Magistratus 
Democratica® (Demokratischer Rich- 
terverband), die ‚Radikale Partei’ PRI, 
die, Jugendorpanisationen von FCi 
und PSI und die CGIL-Schulgewerk- 
schaft teil. 

In einer Erklärung verurteilte die 
FLM „den klar voreingenommenen 
Charakter, den das Urteil sowohl 
‚rerenüber Panella wie gegenüber dem 
demokratischen und antifaschisti- 
schen Charakter der Demonstration 
vom 4. März 1972 ausdrückt”. 
un Dit, PS erklärte, daß die Verurtei 

ıng Panellas eine „„Wiedereinführu, 
des Konzepts der Gesinnungspuitz“ 


te. 

Solche Stellungnahmen zeigen, bei 
aller reformistischen Beschränktheit, 
‚daß es in Italien eine breite demokra- 
tische Front gibt, die sensibel und 
solidarisch auf die antidemokrati- 
schen Anschläge der Bourgeoisie rea“ 
siert, 


Der große Coup der Gewerkschaftsführung: 


ser Akt hat eine lange V. 
den mit den 


Wie kam es dazu? 


Das auslösende Moment war ganz 
sicherlich die empfindliche Prestige- 
Schlappe in der diesährigen Aufsichts- 
ratswahl, die Kynast und Trampert, 
ebenfalls freigestellter Betriebsrat, der 
1G-Chemie-Führung und den von ihr 
protegierten Gh 
häuptlingen Kuch und Kosiedowski 
beigebracht hatten: Nach einer von 
Kynast und Trampert sorgfältig vo 
bereiteten und konsequent durchge- 
führten Kampagne gesen den Mit. 
stimmungsschwindel gingen nahezu 
60 % der Kolleginnen und Kollegen 
in der Texaco Hauptverwaltung und 
Wilhemsburg nicht zur Wahl. (Vergl 
AK46). 


Diese Prestige-Schlappe veranlaßte 
die Gewerkschaftsführung, gegen Ky- 
nast und Trampert ein Ausschlußver- 
fahren in Gang zu setzen, (Vergl 
AK 47). Die, Auseinandersetzungen 
zwischen den Texaco-Linken und der 
1G-Chemie-Führung plus betrieblichem 
Anhang haben eine 
schichte. Den ersten scharfen Kon 
fikt brac 
dersetzungei Wi den Vertraienslnute- 
körpern Hauptverwaltung und Wi- 
hemsburg in der Tarifrunde 1973 
(siehe AK Nr. 34). Damals weigerte 
sich die ewerkschafsführung, ein 
von den Vertrauensleuten der Haupt 
verwaltung ausgearbeitetes Papier über 
wirtschaftlöhe Daten zu veröffentlk 
chen und eine Mobilisierung an der 
Basis zu betreiben 


Im November 1973 führte die Ver 
waltungsstelle der IG-Chemie ihren 
Schlag gegen die Linken bei der 
Reichhold Albert Chemie-AG; nie stell 
1e Antrag auf Ausschluß vo 

loginnen und Kollegen. Ihm 


2. Januar 1974 der Au 


:hluß von 


drei linken Kollegen aus dem Vertrau- 
ensieutekörper Grasbrook der Texaco. 
Verantwortlich für diesen Coup: der 
1G-Chemie-Mc Carthy von Kodolitsch 
und seine Vasallen Volkmann (Reich 
hold) sowie Kuch und Kosiedowski 
(Texaco-Grasbrook). Mit den gemaß- 
regelten Kolleginnen und Kollegen so- 
idarisierte sich der Vertrauensleute- 
körper der Texaco-Hauptverwaltung 
in seiner Resolution vom 8. Januar 74, 
nachdem von Kodolitsch vergeblich 
versucht hatte, das Zustandekommen 
der Resolution durch das Sprengen 
der Sitzung zu verhindern (siehe AK 
Nr. 38.) 

Die Resolution des Vertrauensleu- 
tekörpers der Texaco-Hauptverw: 
tung vom #. Januar 1974 (abgedruckt 
ebenfalls in AK Nr, 38) nahm der Ver- 
trauensleutekörper des Texaco-Mine- 

lölwerks Grasbrook zum Anlaß, auf 
seiner Sitzung vom 18. Januar 1974 
unter der Leitung des Herrn von Ko- 
‚dolitsch und der Grasbrook-Betriebs- 
ratsfürsten Kuch und Kosiedowski auf 
chlag den ehemaligen Betriebs- 
ratshäuptlings Obes ein Flugblatt zu 
verabschieden, worin dem damaligen 
Betrjebaratsvorsitzenden der Haupt- 
verwaltung, Kynast, Zusammenarbeit 
mit „Chaoten“', Verfolgungswahn und 
„Gelsteskrankheit” vorgeworfen wird 
Dieses Flugblatt wurde am 23. Januar 
1974 vor allen Texaco-Betrieben in 
Hamburg verteilt. Gleichzeitig tauch 
en in der Hauptverwaltung, in Gras: 
brook und in Wilhemsburg zwei 
nyme Flügschriften auf, die aber auch 
auf den Maschinen der Verwaltungs 
stelle der IG-Chemie gedruckt worden 
waren (siehe AK Nr. 42). In einim 


beschuldigt, er 


‚der Vertrauensleutesitzung am 2. Ja- 
nuar 1974 Nazimethoden unterstellt. 
Als die Verwaltungsstelle der I- 
‚Chemie glaubte, Herr von Kodolitsch 
und seine Freunde hätten vorerst ge- 
mug auf die Linken eingedroschen 
und noch bevor sich die Linken mit 
geeigneten Schritten wehren konnten, 
verboten die Gewerkschaftsführer ka 
tegorisch jede weitere öffentliche Aus- 
einandersetzung zwischen „IG-Che- 
mie-Mitgliedern”, also den Linken 
einerseits und der Verwaltungsstellen- 
itung und ihrem rechten Anhang 
im Betrieb auf der anderen Seite 
Gleichzeitig leiteten die Gewerk- 
c ‚genannter 
mit 


dem beabsichtigten Ziel, die 
hinter verschlossenen Türen endültig 
fertigzumachen und auszubooten 
(vergl. AK Nr. 44). Da die „Schlich- 
tungsverhandlungen” _ zu "keinerlei 
Rücknahme der Öbes- und Kodolitsch- 
Provokationen führte, erwirkte Ky 
nast sowohl gegen Obes als auch ge- 
von Kodollisch einstweilige Ver- 
fügungen, die es den beiden untersag- 
en, ihre hehaupt ungen gegen ihn wei- 
terhin zu verbreiten (siehe AK Nr. 44) 
In der Betriebsratsarbeit reichen 
die Auseinandersetzungen der Linken 
mit den rechten Sozialdemokraten, 
‚denen später die Gewerkschaftsfüh: 
fung zu Hilfe kam, bis in die Wahl- 
kampfzeit des Frühjahrs 1972 zurück 
Seinerzeit kursierten im Betrieb ano- 
nyme Schmähschriften gegen Kynast, 


den späteren Betriebsratsvorsitzenden. 
Die r Urheberschaft lielen 
sich Büro des vorherigen 
Betriebsratsvorsitzenden der Texaco- 


tung, Sandberg, zurück- 
verfolgen. Sandberg, rechter Sozialde- 
mokrgt und Mitglied der „‚Gewerk- 
schaft Mandel, Banken und Versiche- 
rung” (HBV), haßt als DDR-Flicht- 
ing jeden Linken und arbeitet# be- 
stens mit den Kapitalisten zusammen, 
indem er als BR-Vorsitzender Be 
triebsversammlungen ausfallen ließ 
und alles unterschrieb, was die Ge- 
schäftsleitung für richtig hielt 


Nachdem die überwiegend Linken 
der IG-Chemie-Liste 1972 die BR- 
Wahl gewannen und Sandberg abhall 
terten, verfolgte er mit seinem Kum- 
pan Preishofen, ‚eitenden An- 
gestellten” und (rüheren CDU-S 
rat-in Pinneberg, der auf ei 

n abhängigen” Liste kandı 


diert hatte, skrupellose Obstruktions- 
politik gegen die IG-Chemie-Betriebs- 
räte mit Kynast an der Spitze. Seinen 
ersten Versuch, Kynast zu Fall zu 
bringen, startete Sandberg am 23. Ja- 
nuat 1973 mit einem Mißtrauensa 
trag gegen Kynast, den er in der Per- 
sonalabteilung hatte tippen lassen 
Kynast sei seiner Aufgabe als Betricbs- 
ratsvorsitzender_ nicht gewachsen; 
schon in diesem Zusammenhang taucht 
das Wort „Krankheit” auf. Außerdem 
habe er Keine Ahnung von Aktenab, 
lage, dafür aber eine „‚kompromißlose" 
Einstellung „gegenüber dem Arbeitge- 
ber” (oje, wie schlimm!), durch die er 
die „verrrauenswolle Zusammenarbeit 
mit dem Arbeitgeber” restlos zerstört 
habe 


Damals stimmten die IG-Chemie 
Kollegen zwar noch geschlossen für 
für Kynast, sodaß der Antrag abge- 
schmettert werden konnte, doch die 
IG-Chemie-Führer „rieten” Kynast 
schon damals, zurückzutreten und das. 
bei den Betriebsratswahlen 1972 „ge 
wonnene Kapital -nicht restlos” zu 
verspielen" (Schreiben der Verw 
tungsstelle vom 30. Januar 1973 an 

lie „der IG Chemie angehörenden 
Mitglieder des Betriebsrats der Toxa- 
co-Hauptverwaltung 


Im Juli 1973 hoben die linken te- 
triebsräte der IG-Chemie mit den 
Stimmen der DAG-Betriebaräte die 
Freistellung des BR Tenge auf, der 
is rechter Sozialdemokrat offen zum 
Obstruktionskurs von Sandberg und 
Preishofen überging, und statt der Er 
füllung seiner Betriebsratsarbeit seine 
Freistellung dazu benutzte, um gegen 
die Linken im Betrieb zu hetzen und 
dadurch zeigte, daß ihm die Vertre 
tung der Kollegen-Interessen scheiß- 
egal war. Die IG-Chemie-Führer und 
zwei Wilhemsburger SPD-Betriebsräte 
solldarisierten sich mit ihrem Pas 
freund Tenge, darunter Lindhorst, 
‚dem die IG-Chemie-Führer zuvor ein 
Stipendium an der 
Wirtschaft und Poll 
sonder Karriere im DGB-Apparat In 
Aussicht stellten. Um die Texaco-An- 
estellten gegen Ihre linken Betriebs- 
täte aufzuhetzen, angumentierten vo 
Kodolitsch und sein rechter Anhan 

inter Tengos Abwahl steckten „Chao- 
ten”, Sie ließen — offenbar nach Ab- 
sprache mit der Personaldirektion 

immung des Betrieb 


Linker BR-Vorsitzender abgewählt 


‚oder der IG-Chemie-Vertrauensleute 
nachts auf den Schreibtischen Hun- 
derte von Exemplaren der antikom- 
munistischen Hetzbroschüre „Wer und 
was steckt dahinter” (Nachdruck mit 
Kommentar siche UNSER WEG 
Nr. 23) verteilen. Als dje Linken sich 
dagegen wehrten und in einer Birk 
rung des Vertrauensleutekörpers Re- 
Chenschaft von der Verwaltungsstelle 
forderten, erschien Verwaltungsstel- 
Ienleiter Holst auf einer Betriebarats- 
sitzung und forderte, der BR möge 
dem „unverantwortlichen Tun" der 
Linken Einhalt gebieten. Doch meh- 
rere Mißtrauensanträge gegen die Lin- 
ken mit Kynast an der Spitze scheiter“ 
ten, da die Rechten, angefangen vom 
ExCDU-Stadtrat Preishofen über 
Sandberg und Tenge bis hin zum zu 
‚künftigen DGB-Karrieristen Lindhorst 
mit Anhang über maximal 7 $ 

verfügten, denen $ linke IG 
und 2 DAG’ier gegenüberst 


Chemieler 
jen. Die 


‚Chance zur Abwahl verdarb ihnen die 
Betriebsratssekretärin Burfeind, ein 
inzwischen nachgerücktes ordentliches. 
BR-Mitglied. Ständi 

rechten und linken 


zwischen den 
'elten wandernd, 
mit den Linken. 
ynast am 9. Aus 
gust 74 hat sie sich dagegen wieder 
einmal - diesmal nolens volens end: 
‚gültig, auf die Seite der Rechten ge- 
schlagen und diesen die benötigte 
achte Stimme geliefert. Der Preis: 
Diese Leute mußten sie anschließend 
‚zur BR-Vorsitzenden wählen! 


‚Allmächtige „Satzungsgewalt” 
der IG-Chemie-Führer 


Zerlegt, man die „Ausschlußbe- 
gründung” der IG-Cheimie-Führer ge- 
gen Kynast und Trampert in ihre Be- 
Standtelle, so ergeben sich 28 Einzel- 
behauptungen, die leicht zu widerle- 
fen And Gehe much AK Nr. 47). Die 
inzelbehauptungen lassen sich in 
fünf Kategorien einteilen: Kynast und 
Trampert hätten sich in ihren Flug 
blättern „direkt und grundsätzlich” 
gegen die Mitbestimmung überhaupt 
Jemand, sis hätten entgegen Ihrer 
Pflicht, die Wahl „positiv zu [Ordern”, 
zum Wahlboykott aufgerufen, nie hät- 
ton damit gegen den Gedanken von 
„Demokratie in Staat und Gesell 


Ir 
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® 
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‚Arbeiterkampf Nr. 48 / August 74 


so ” R = 2 n = et, 


sie in ihrem Ansohen herabgesetzt und 
Ihre Interessen wie auch die dor Ge- 
werkschaft selbst „gröblich" geschä- 
digt und schließlich: sie hätten sich 
„als Betriebsräte und Vertrauensleute 
Iopitimiert", also als Betriebsräte und 
Vortrauensleute gesprochen, 

Da die 1G-Chemie-Führer inzwi- 
schen Teile ihres mit unwahren und 
verleumderischen Behauptungen ge- 
spickten Ausschluß-Antrages als Flug- 
schrift 
Hamburger Texaco per Post 
haben, veröffentlichten auch 


on DGB-Mitgliedern der 
schickt 


dem gesunden politischen Versta 
von Kynast verstanden wissen, 
Manöver soll dazu dienen, anschlies- 
send die etwas abgeschwächten Be- 
hauptungen durch „Eidesstattliche 
Erklärungen” vor allem von Tenge 
und Sandberg in folgender Art zu 
„üntermauern”; Um den angeblichen 
Verfolgungswahn zu belegen, behaup- 
tet Teny . Kynast sei 1974 auf 

zu einer Sitzung des Ge- 
samtbetriebe ach Dulsbus 
Gelsenkirchen aus dem Zug gestie- 
gen”, da er sich im Zug „beobach- 
tet" "wähnte, und sei anschließend 
„‚mit verschiedenen Straßenbahnlinien 
Dis, Duisburg gefahren” und dort so 


Vertrauensleutekörpers interessiert ge- 
zeigt hätten. Davon wolle der Vortrau- 
ensleutekörper der Texaco-Hauptver- 
waltung auch heute nicht abweichen. 
Von Kodolitsch erklärte, er werde 
jetzt den Raum verlassen. 'Er sagte 
„Wer diesen Zirkus hier nicht mehr 
mitmachen will, der verlasse mit mir 
den Raum!” Ganze vier Kolleginnen 
und Kollegen wollten „diesen Zirkus 
nicht mehr mitmachen", standen auf 


und begaben sich in das Schlepptau 
des Herrn von Kodolitsch; darunter 
Heike Burteind, Geignlarte Betriebe: 


und 
ieutekörper und 
Ier „einzigen Par- 


ratsvorsitzendi 
Gast im Vert 
Mitglied der DKP, 


rampert elı st „nach Mitternacht” angekom- tei deı ii 
endet erst „nach Mitternacht" angekom „ti der Arbeterklauen" (van eigenen 

1G-Chemie Führer entlarsende 6 men. Dort habe er Im Hotelzimmer Onaden) = 
ENT: naubt, Jemand habe sich „im Der „Zirkus” begann mit einer 
weisen auf chrank versteckt”, da es „knack- eineinhalbstündigen Diskussion über 
te”, „Br habe dann den Schrank die bevorstehende Tarifrunde. Die 


scheinende Texaco-Broschüre, in 
wir die „Ausschlußbegründung” und 
Gesenerkärung unter anderem doku- 
mentieren werden.) 

Daneben reichten Kynast und 
Trampert beim Gericht ausführliche, 
Eingaben ein, in denen nachgewiesen 
ist, daß sämtliche 28 Einzelbehaup- 
Nungen juristisch unhaltbar sind, um 
im Wege von „einstweiligen Verfügun- 
gen" gegen Holst als Leiter der IG- 
Chemie-Verwaltungsstelle und den ge- 
samten _ Verwaltungsstellenvorstand 
die weitere Verbreitung dieser Be- 
hauptungen zu unterbinden. Das Ge- 
richt wies die Anträge aus formalen 
„Gründen” ab, ohne die einzelnen 
Punkte zu prüfen. „Begründung” 
Das Vorgehen der IG-Themie-Führer 
sei satzungsgemäß und läge im Rah- 
men der "Bstzunpgewalt'Tund „Ver 
einsautonomie”. Außerdem «ei der 


zertrümmert” und „‚nach_ defekten 
Mikrofonen gesucht” 

Was war gewesen? Kynast kam 
deswegen in Duisburg später an, well 
er wegen Hamburger BR-Arbeit erst 
‚nach 20.00 Uhr abreiste. Im Duisbur- 
ger Hotelzimmer knackte der Kleider- 
schrank, weswegen er nicht schlafen 
konnte, so daß er einmal gegen die 
Schranktür schlug, damit sich das 
Holz entspannte, Dabei wurde die 
brüchige Tür beschädigt, so daß sich 
später die Hotel-Leitung an die Fa. 

'exaco wandte, die die Zimmer ge- 
bucht hatte, Dies war Tenge als DR 
bekannt, so daß er darauf die „Ver- 
folgungsgeschichte” mit seinen’ poli- 
tischen Freunden aufbauen konnte. 
Diese Art der „Auseinandersetzung“, 
ohne pollsche Arpımente den Ge 
ner persönlich zu diffamieren, ihn 
„anormal“ und „geisteskrank"* darzu- 


der IG-Chemie-Satzung nicht stellen, demnächst vielleicht auch 
legitimiert” (uristisch noch als „pervers” und „schwul”, 
für die IG-Chemie nur ihr Hauptvor- das ist Suil’der Faschisten seit ch und 


stand mit Sitz. Hannover sprechen 
könne. 
ie Absurditit dieser Antragsab- 
weisung: Holst und die Verwaltungs- 
stelle haben in ihrer „Ausschlußbe- 
unwahre Behauptungen 
ıd weiter verbreitet. Doch 
ipert können, sie 
nicht greifen, denn Holst und die Ver- 
waltungsstelle sind juristisch nicht 
vorhanden. Kynast und Trampert 
müßten sich nach Meinung des Ge- 
richts nach Hannover wenden, wo die 
IG-Chemie, _ vertreten durch den 
Hauptvorstand, sitzt. Letzterer hat die 
Behauptungen jedoch noch nicht auf- 
gestellt,‘also würde der Antrag dort 
auch abgewiesen! Und weiter: Ganz 
unabhängig davon stehe Kynast und 


jeh. gewesen, ob sie im Gewande der 
rechten Sozialdemokraten oder Ge- 
werkschaftsführer auftreten oder z.B. 
als „Bild"-Redakteur a 1a Peter Boe- 
nisch. Die Schwäche ihrer politischen 
Waffen muß durch Dreckschleudern 
ersetzt werden. 

Kynast hatte in der Auseinander- 
setzung mit von Kodolitsch ihm 
mehrfach genau diese faschistoiden 
Argumentationsweisen nachgewiesen, 
u.a. in dem von Kodolitsch verfaßten 
inymen Flugblatt, in dem 
Vertrauensleutekörper  i 
Wihelmsburg als, „Karnevalsverein“ 
bezeichnet. Dagegen hai 


Trampert „jedenfalls zu diesem Zeit- diese Entlarvu ing zu unterlassen. 
'" kein Anspruch auf „Unter- "Da haben wir cs also! Wer, die 
ıng der von ihnen beanstandeten sozialdemokratische Partnerschaft 


Behauptungen zu”. Denn Holst und 
die Verwaltungssteile haben nur den 
satzungsmäßigen Weg beschritten. Die- 
ser müsse erst zuende gegangen wer- 
den. Griffe das Gericht ein, so wäre 
die „Satzungsgewalt” in Gefahr. Mit 
anderen Worten; Holst und Co. kön- 
nen gegen ein Mitglied, das sie auf die 
Abschußrampe geschoben haben, be- 
was sic wollen, das Mitglied. 
los den unverschämtesten 
Diffamierungen, ausgesetzt. — Das ist 
Klassenjustiz per Excellance. 


logischer Terror: 
läge unter die Gürtellinie 


zwischen Arbeit und Kapital bloß- 
stellt, wer sie durch seine tägliche 
Praxis als das bezeichnet, was sie ist, 
‚eine Kumpanei zwischen den Büro- 
kraten in der Gewerkschaftsführung 
und den Kapitalisten, wer Bürokraten 
Bürokraten nennt und Handlanger 
Handlanger, die von ihnen inszenier- 
ten bzw. durchgeführten Rausschmis- 
se engagierter Kollegen aus Vertrau- 
ensleutekörpern, Gewerkschaftsorga- 
nisationen und Betrieben als Verfol- 
gung bezeichnet (was sie im wörtli- 
chen Sinne auch sind), der ist „pol- 
tisch krank“, verfügt nicht über den 
„gesunden pölitischen Verstand“! 


isch krank“, verfügt nicht über den 


Forderungen, der, Kolleginnen und 
Kollegen In den einzelnen Abteilun- 
gen der Hauptverwaltung wurden zu- 
sammengestellt. Beschlossen wurden 
DM 200,- linear zuzüglich 8 % und 
verschiedene Nebenforderungen zum 
Manteltarifvertrag,, 

‚Der Vertrauensieutekörper solida- 
risierte sich anschließend in einer Re- 
solution mit den Kollegen Kynast und 
‚Trampert. Trotz unterschiedlicher po- 


Keine 


Au-vanl (2) Kyanst/Tranpe 


ur AR-Vahl (3) Kynaat/Tranpert 
Glansdruck D0R.. 

Schreiben v. Auge 
Aettungsvernuch Hubertus 


og; „gesunden pöliischen Verstand“! 
Schläge unter die Gürtellinie 
Der Vertrauensleutekörper sol irischer Ansichten hat der größere 
Inzwischen hat such der Kode-  darisert sch mit großer Tel de, Yerzuendeuskönger be 
Too, der für dassluliche Fü: — Nach den Aumchlßantrkgenzeigie 


blatt der 1G-Chemie-Führer verant- 


wortlich zeichnete, in dem schon Ende 
Januar Kynast Zusammenarbeit mit 
„Chaoten", „Verfolgungswahn” und 
‚Geisteskränkheit” vorgeworfen wur- 
de, Widerspruch gegen die „einstwei- 
Verfügung” erhoben, mit der ihm 
weitere Verbreitung dieser Be- 
hauptungen verboten war. Als Obes 
Anwalt fungiert Dr. Weiland, Frak- 
tionsgeschäftsführer der SPD der Ham- 
burger Bürgerschaft, der als DGB-An- 
walt an den zunehmenden Ausschluß- 
Prozessen gegen Linke nicht schlecht 
verdient, 


in diesem Zusam- 

Streitwerte der 
mit den Gewerk- 
schaftsführern immer höher werden 
und damit Gerichts- und Anwaltsko- 
sten ungeheuer anwachsen. Die Lin- 


sich, daß der Vertrauensleutekörpe 
det Texaco-Hauptverwaltung weiter- 
hin mit großer Mehrheit hinter Kyo- 
ast und Trampert steht. Auf der 
rdnung zur Sitzung am 8. August 
974 stunden „ie Tantrunde 1974, 
die Ausschlußanträge gegen 
und Trampert und die zu erwartende 
Aktivität der Rechten im Betriebsrat. 
Erschienen waren 13 stimmberecht 
te Mitglieder, darunter nach eine 
Boykott der "Arbeit von gut einem 
‚Jahr wieder Herr Tenge, fünf „Gäste“, 
unter ihnen die vom Ausschluß be- 
drohten Kynast und Trampert und 
herr von Kodolitsch (,„Der Lügen- 
baron”). Herr von Kodolitsch setzte 
sich gar nicht erst hin, sondern forder- 
te den Vertrauensleutevorsitzenden 
Henze auf, Kynast und Trampert des 
Saales zu verweisen, weil diese nicht 


erkach 
E. (der Linken Erfolg has 


Der Coup im Betriebsrat 


icht man das Ergebnis der 
ern 


ven 


Liste 1972, »0 zeigt sich, daß es den 
Linken gelungen ist, die Unterstürzung 
eines großen Teils der Belegschaft für 
ihre Arbeit als Vertrauensleute und 
insbesondere Betriebsräte zu erhal 
ten — trotz der inzwischen durch die 
Gewerkschaftsführer inszenierten Spak- 
tung der K-Chemie Lie, der diver 
m 


ken sollen so auch finanziell ruiniert mehr Mitglieder der Gewerkschaft sei- sen Hetzblätter und -reden 
werden, während Dr. Weiland in je-_ en! Von Kodolltsch verwies auf ein Linken durch die IG-Chemie- 
dem Fa gut verdient; Verieren die® Schreiben, worin die IG-Chemie-Ver- und ihren rechten Anhang im Betrieb, 
Linken einen Prozeß, müssen sie hoch waltungsielle diese „Tatsache" den insbesondere kurz vor und währdı 
biechen. Gewinnen sie, hält er sich an Vorsitzenden der Verirauensleutekör der AR-Wahl, ” 
‚den Mitgliedsbeiträgen schadlos.) per Wihemaburg und Haupiverwak Insofern hat sich innerhalb.der 
In der „Begründung” des Wider- fung mitgetelt habe Kollege Henze legschaft beider  Betriebsteile das 
spreche = Tom To Riooß im Büro erkhrte, soweit er sch erinnern könr  Krftererhltnis zugunsten der Lin 
jelands mit Akribie aufgesetzt — ine, ei In dem Schreiben nur von er ken verändert, was natürlich den 
weichen die Rechten zunächst etwas nem „Ruhen” der Rechte die Rede Rechten nicht, verborgen blieb, Im 


Yon ihren früheren Behauptungen 
80 wollen sie z.B, die Passage ihres 
Fugblattes, die Kynast ala geister- 
krank denunzieren soll („Sie sollen 
sich zurächtiehen, Herr Kynası! Sie 
Hind nämlich. Aber laen wir diese 
Feststellung lieber. Kincs aber müssen 
wir doch fragen! Sind Sie krank, Herr 
Kynast? ") "nur" als „rage nach 


‚gewesen, was doch nur bedeuten kön- 
ne, daß die beiden vom Ausschluß be 
drohten Kollegen noch Mitglieder der 
1G-Chemie seien. Der Vertrauensleu- 
tekörper der Hauptverwaltung habe es 
nun aber immer so gehalten, daß er 
Mitglieder, die zwar nicht stimmbe- 
rechtigt selon, als Gäste eingeladen ha 
be, sobald sie sich an der Arbeit des 


Betriebsrat selbst mußte diese Ent 
icklung zu einer Verschärfung vor 
indener Widersprüche führen, zumal 
die Rechten heute schon 
Frühjahr nächsten Jahre: 
anstehenden Neuwahlen des Betriebs 
fates im Blick haben und Ihre Felle 


TEXACO - MIFSCHTSRATSWÄAHL: 


für die 
‚Schmiergel 


Abwahl der Linken benötigte Stimme 
eines Überläufers zu gewinnen. Inzwi- 
schen auch durch die Ausschlußan- 
räge gegen Kynast und Trampert und 
die bedlngungalose Unterstützung dı 
Sekretäte gestärkt, fanden se die 
Überläuferin in der schon immer 
schwankenden Betriebarätin Burfeind, 
der se eine Krücke anzubieten wuß 
ten, auf daß sie des weiteren nicht 
mehr vom „rechten”” Weg abkomme: 
Den Betriebsraisvorsitz, 

Auch die DAG-Beiriebsräte 
aus der AR-Wahl Konsequenzen. 
der Wahl hatten sie darauf spekuliert, 
daß, die Weigerung der Linken, sich 
selbst als AR-Kandidaten aufzustch 
len, ihnen selbst als „{ortschritlichen 
AR-Kandidaten” gegenüber den al 
mein als unternehmertreundlich 
kannten offiziellen IG-Chemie-Kandi- 
‚daten, den Grasbrooker Betriebsrats. 
häuptlingen Kuch und Kosiedowaki, 
sämtliche Uinken Stimmen einbringen 
würden und sie damit beim Rennen 
um die AR-Posten und Gelder gut 
abschneiden würden, Das Wahlergeb- 
nis zerstörte diese Hoffnungen. Hat- 
ten doch Kynast und Trampert in 
mehreren Flugblättern überzeugend 
dargelegt, daß auch ein Linker im 
Aufsichtsrat den Kollegen nichts 
nutzt, s0 daß gegenüber der vorher 
sen ÄR-Wahl auch die Stimmen für 


Feier 


a-vahı (3) »Kynant/Eranper fa 


die DAG-Kandidaten im Bereich der 


Hauptverwaltung zı n. Die 
DAC-Betriebsräte kündigten darauf- 
hin die Zusammenarbeit mit den Lin- 
ken im Betriebsrat auf, 

Am 9. August, einen Tag nach der 
für Kodolitsch beschämenden Vertrau- 
ensleutesitzung in der Hauptverwak 
tung, stellte Tenge im Betriebarat di 
Inıfaivantrag auf Abwahlvon Km 
vom BR-Vorsitz. Nach 3-stündigem 


Hickhack, ob-der Initiativantrag auf 
‚die Tagesordnung gesetzt werden kön- 
ne, zwischen den fünf linken Betriebs- 


jen und zwei DAG’Iern einerseits 
und dem Block der acht Rechten an- 
dererseits, Ichnten die Linken und 
DAG'ler die Teilnahme am Betriebs- 
rat zu Tenges Initiativantrag ab. Die 
Linken aus Protest r dem 
Coup der Rechten, die DAG-Be- 
triebsräte, weil ihrer Meinung nach 
Initiativanträge nur bei Einstimmi 
keit des Betriebsraten zu behandel 
sind. 

Doch die Rechten hatten es ei 
und wollten mit Kynasts Abwi 
nicht noch eine Woche warten, bis 
zur nächsten BR-Sitzung, auf der ste 
‚den Tagesordnungspunk! ordnungsge- 
mäß hätten unterbringen können. 
Schleunigst konstituierten sie sich als 
&köpfiger „Rumpfbetriebsrat” und 
wählten einstimmig Kynast ab. Tenge 
begründete seinen Antrag wie folgt 

m Berriebsrat laufe die Arbeit 
nicht mehr. Der „ Vorsitser”, Kollege 
Kynast, sei mehr außer Haus als Im 
Büro. Verschiedentlich sei beobachtet 
worden, daß sich der Kollege Kynast 
dur Erfüllung außerdienstlicher Zwek- 
ke vom Arbeitsplatz entfernt habe. 
Was er bei seinen verschiedenen An 
eo habe, 10 Kar, denn 


liche Querelen verursacht, deren Me 
sierung er jetzt seine gesamte Arbeits 
‚kraft opfere, Im Interesse einer geord- 
neten Betriebsratsarbelt, auf die die 
‚Kollegen Anspruch hätten, müsse jetzt 
unverzüglich gehandelt werden. 

Diese Begründung ist gleichermas- 
sen verlogen und zynisch. Gerade von 
Kynant st bekannt, 
trieberat unter großem 
Einsatz weit über die regul 
stunden hinaus für die 

legen eingesetzt hı 

mge al Beiridara di 
mal. ‚deswegen wollte er ja 
Kynast abschießen. Ein besonderes 
Meisterstück an Demagogie ist es denn. 
auch, wenn Tenge, der selbst ala Be- 
triebsrat, während er noch freigestellt 


r sich als De- 
Kerönlichen 
ren Dienst- 


wan nur die Arbeit sabotierte 
stattdessen unnütze Repräsent 

besuche in anderen Mineralölfirmen 
usw. während der Arbeitszeit vor- 


nahm, Kynast vorwirft, er vertrete 
nicht’ die Interessen der Kollegen, 
wenn er außer Haus gehe. Als wenn 
nicht ein Betriebsrat, der die Interes- 
sen der Kollegen nicht „verwaltet” 
und unter Aktendeckeln’verschwin- 
den läßt, sondern stattdessen sich für 
diese Interessen selbst einsetzt, stän- 
dig suf Anwaltsbesuche, Besuche in 
Bibliotheken etc. angewiesen ist! Und 
zynisch ist der Vorwurf, „innerge- 
werkschaftliche Querelen verursacht" 
zu haben, die die Arbeit als Betriebs- 
rat behinderten. Man muß sich das 
‚einmal vorstellen: Da wird ein linker 
Betriebsrat von der rechten Sozialde- 


- mokratie unter Beschuß genommen, 


weil er die Interessen der Kollegen 
konsequent vertritt, und diversen De 
hinderungen ausgesetzt, und wenn er 
sich dann im Interesse dieser Arbeit 
wehren muß, dann werfen ihm diese 


wal 

‚Nach der Wahl der Burfeind zum 
Betriebsratsvorsitz zeigte die neue BR- 
Mehrheit denn auch gleich, wie sie in 


Zukunft die Interesenvertfetung der 
Kollegen wahrnehmen möchte: Keine 
eigene Entscheidung wurde gefällt. 
Stattdessen jeder Fall erstmal „serwal: 
iet” und der DGB-Rechtsstelle zur 
Entscheidung vorgelegt, Damit kin. 
ist sich der ae SandbergSti von 
vor 1972 wieder an: Polfik hinter 
Verschlossenen Türen, 

Schr schnell jedoch wurde jemand 
Anders informiert: Personaldircktor 
Vogt, stelvertretendes Vorstandsmit. 
BE Er eming de Ciow un Sand 

Tenge und Burfeind noch am 
Silben Nachmittag. Schließlich hatte 
Se endlich ihre Arbeit in seinem Sinne 
verrichtet, 


Was tun? 


Aus eigener Kraft und Qualifika- 
tion werden die „neuen Leute” nichts 
erreichen. Ohne politische Grundsätze 
und Moral, untereinander ohne Soli- 
wur ct Bedacht nur auf den 

‚nen Vorteil, zusammengehalten 
durch den Haß auf Linke und Kom- 
munisten, durch viele Handlungen in 
der Belegschaft diskreditiert, sind sie 


ganz auf die „Hilfe” der Texaco-Kapi- 
alisten und”ihrer Büttel in der de- 
Wwerkschaf angewiesen. In 
den für die Kollegen entscheidenden 
lanten, erheblich 

Inung, den um- 

lergngenlanen, 


hetze, 
lungen und, ein „Personalinforma- 
tonsystem” eingeleitet werden sol, 
werden diese Leute sich voll auf die 
Seite der Geschäftsleitung stellen. 

Infolgedessen ist es die Politik der 
Linken, jetzt auf Neuwahlen des Be- 
triebsrates zu orientieren, und, falls 
‚diese momentan noch nicht erzwun- 

werden können, bis zu den im 
Frünlahr sowiese ansiohenden Wahlen 
zu verhindern, daß bis jetzt erfolg- 
eich abgewehrte Vörhaben der Ge- 
schäftsleitung, wie 2.B. die neue Ar- 
beitsordnung, durch den neuen BR 
durchgesetzt werden. 

Dem harten Kern der Linken ist 
klar, daß die Kandidatur der Linken 
zum Betriebsrat auf einer Opposr 
tionsliste erfolgen wird, da die Ge 
werkschaftsführung spaltet und die 
Kandidatur aller Linken auf der IG- 
Chemie-Liste verhindern will. Diese 
Diskussion wird derzeit vertieft und 
muß auch in die Breite getragen wer- 
den. Ein erster Ansatz dazu war ein 
Flogblatt, „Mitteilungen sus dem De- 
Iriebarat, den die under, de früheren 


Mi 

m” werden die Kollegen über die 

füntergründe der Abwall yon Kynast 
informiert. Gleichzeitig 


15 Unterzeichner, 
die von den linken 


KB-Gruppe Hamburg 


j ® “ 
‚Arbeiterkampf Nr. 48 / August 74 
Severin-Schmidt, Flensburg: triebsräten nach here cr Bi ‚der allein den en ‚dient, 
Ausbildung erweiterten Kün« Tatkräftige Unterstützung für die 
Jugendvertreter gefeuert! 


Am 7.6.74 teilte die Geschäftslel- 


nicht in ein Arbeits- 
jommen würden (die 
noch im Lehrver- 
Dar, Kolege N. erhlit nach 
Seiner eltenpri ung. „a 

Haasverbar. Der Kollege F. ourfte 
nach Ablepung, seiner ‚Prüfung am 
24.6, die Arbeit gar nicht ent muf- 
nehmen. Das Ziel der Kapitalisten 
ist eindeutig die Zerstörung der fort« 
schrittlichen Jugendvertreter-Arbeit. 
Die Kollegen sind jetzt gezwungen, 
sich möglichst schnell eine neue Ar- 
beitsstelle zu suchen, weil keiner von 
DM 200,- Arbeitsiosenunterstützung, 
monatlich leben kann. 


Ziel der Geschäftsleitung; 
Konsequonte Geworkschäfts- 
beit zerschlagen! 


Aiklehen Gnie fu dr 
n hegen in der Jugend: 
Yertrefer und Gewerkschaftsarbeit 
der Kollegen. Dazu schrieb der Kob 
ege N. in seiner penönlichen Stel 
lungnahme an alle Kollegen: 

"Die taıächlichen Gründe für met 
nen Rausschmiß sind meiner Meinung 
nach! 

Da gemeinsame Auftreten der 
Lehrlinge gesen Ausbildungsmißstän- 
de, z.B. suıhildungafremde Arbeiten, 
für ihre Forderungen nach Einstel- 
ung von Kollegen für den Postdienst, 
die Eihalung der Aublidungpline 

R lgendversammlun- 

gen ae ehlnge Forum zur 
huslon der beirlelichen Konflikte 


Die 
Kündi 


Hr Wege der Durchsetzung ihrer 
‚Forderungen. 

Die Geschlossenheit der Lehrlinge 
beim Aufstellen der Forderung nach 
theoretischer Unterricht, 
dieser Fragen 


Vertrauensleu 
runden auf bemabllher und gewerk- 
schaftlicher Ebene. 
‚Keim eines geschlossenen Auf- 
ch itung zerschlagen 
durch tar Verbot von Leh 


an de Altezubldamden und Avarıf 


Reichhold, Hamburg 


der 
Fertn Schmidt betrieben. andere fort 
schritiiche Kollegen, Vertrauenaleute 
und Betriebsräte eingeschüchter 
Erstmals während der Amtszeit 
des bisherigen Jugendvertreters N. 
stellen die Auszubildenden same: 
‚am Forderungen auf, z.B. gegen 
Ausbildungsmißstände wurden Lehr- 
lingsverammlungen zur Diskussion 
der Probleme mit allen Lehrlin 
‚genutzt, Ein weiteres wichtiges 
1el var ‚ie DruPa-Jupenderu 
der der Kollege N, aktiv mitarbeitete. 
Dort bereiteten die Jugendlichen ihr 
Vorgehen, zur, Durchsetzung, Ihrer 
nungen vor. Dort wurden auch 
Fragen, die die gesamte Belegschaft 
B. 


ürihten der 


Trek, 

VER fm Merbat 1973 die Auszubi 
denden mit großer Einheitlichkeit die 
Einführung des theoretischen Unter. 
richts forderten, die Geschäftsleitung 
die _Lehrlingsversammlungen zer 
schlug und den theoretischen Unter- 
ficht Insgesamt absetzte, schrieb der 
DRUCKÄRBEITER (Okt. 73): „Die 
Geschäftsleitung zeigt sich so ‚hart, 
well es Ihr gar nicht mehr nur um den 
Hheoretlichen Unterricht geht... Ei 
seht hier um mehr: Auf der Jugend- 
Persemmlung ist zum erstenmal eine 
Forderung aufgestellt“ worden, die 
mit relatr großer Einheitlichkeit (Un- 
erschriftensammlung) verteidigt wur. 
de. Es kommt der Geschäftsleitung 
mit ihren Maßnahmen darauf an; zu 
verhindern, daß ‚so erwas" Schule 
macht, nicht nur'unter den Jungen 
Kollegen!“ 

Nach dem Vorbot. von Lehrling- 
versammlungen, der systematischen 
Entlassung der Auszubildenden nach 
Ährer Abschlußprüfung, dem Hausver- 
bot gegen einen BetriedsratsKandida- 
ten, stellt der Rausschmiß zweior Ju- 
gendfonktionäre einen weiteren 
Schritt zur Zerschlagung einer an den 
Belegschaftsinteressen _ orientierten 
Gewerkschaftsarbeit 

Entlassung zweier Jugendfunktio- 
näre auf einen Schlag — das ist alles, 
as ürigebieben It vom 3 7a dei 
Betriebsverfassungsgesetzes. 

1 pure im ar di eV 
bsverfassungsgesetz) einge! 
und gibt Jugendvertretern und Be 


Neues Terror-Urteil verhindern! 


Die‚Hamburger 1G-Chemie-Pührer wollen die sugsschlomenen olf Reichbeid- 
um weitere 1.000 DM erleichtern, sowie die Ei 


Seine 
vorm Hamt 
stellt, der seinerseits 


inschüchterungs- 

SERIE 
it sogenannten 

‚auf einer vor Gericht erwirkten „Einstweili- 


ntrag” ge- 


Verfäemmer tobt, dis den A bis auf weiteres eine Reihe 
vn kritischen As ie Hamburger 16-ChemieF\ unter- 


ARBI 


vor Gericht eingelegt. 
Formaljurisisch haben sich, die 
Reichhold-Linken an diesen gericht- 
lichen Beschluß bisher gehalten, d.h. 
sie haben keine der ihnen „werbote- 
nen” Äußerungen über die Gewerk- 
schaftsführung wiederholt. Inzwi- 
schen wurde alerdings der „Verband 
ehemaliger Gewerkscl (gl. 
AK 47, 5. 19) gegründ: 
Meines Vorstandes 
Reichhold-Kollege — eine 
tation herausbrachte („Rat der 
Götter. leider schon vergriffen), 
in der die Einstweilige Verfü- 
gung der IG-Chemie dokumentiert 
und kommentiert wird. Selbstver- 
ständlich wird darin aus der Sicht 
der re argumentiert. 
Die 1G-Chemie- nimmt mun 
(u recht) an, fr unter, den Mit- 
slederm den Verbandes 3 
scheinlich” auch von ihr TR 
swene Arbeiter von Reichhold sind 
und insofern auch etwas mit der 
Broschüre zu tun haben. Deswegen 
hätten die Reichhold-Linken (oder 
einige von Ihnen? ) zumindest 
Anstifter, Miräter und Gehilfen” 
‚bei der Broschöre.gewirkt.« Mon 
a jerzt Peer ‚der! Kndller, 
jemeinsame Coup von IG-Che- 
Ani Führung und Gericht: Die soimer- 
zeit den Reichhold-Linken zugestell- 
t6 „Einstweilige Verfügung” sei gar 
nieht vollständig gewesen. Es sei 
demnach den "Keichhold-Linken 
‚nicht nur verboten worden, bestimm- 
ie. Außerungen über die IG-Chemie- 
Führung zu  „unterlasen” und 
„nicht zu wiederholen”, sondern 
ebenfalls verboten, diese Außerun- 
jen „gegenüber Dritten aufzustel, 
en, aufstellen zu lassen, zu verbrei- 
ven und/oder verbreiten zu lausen" 
Diese Formulierung wäre 
in der „Bi 


sagt (vgl. RKAMPE Nr. 44.5.8 
hat der Rechtsanwalt der Reichhold-L; 


diese „Ei Ver- 
inzwischen Widerspruch 


sammen mit dem Bestrafungs-Antrag. 

Der Begriff „aufstellen oder ver- 
breiten zu 1a s’se n ” ist natürlich 
bewußt schwammig gehalten und 
iüßt u.U, schr weitreichende Inter- 
Figfationen zu Würde die IG-Chemie- 
Führung mit ihrem „Bestrafungs-An- 
trag” vor Gericht” durchkommen, 
würde hier ein sehr grundsätzliches 
Urteil zustandekommen, das unmit- 
telbar auch die Freiheit der kommu- 
nistischen Propaganda ganz allgemein 
tangiert. Denn die IG-Chemie könnte 
gleichermaßen argumentieren, daß 
„augenscheinlich” inige der 
Reichhold-Linken im KB wären und/ 
‚oder mit ihm zusammenarbeiten, ir 


ARDEITERKAMPF sinzene Kölle 
‚gen bestrafen zu lassen, was selbst- 
verständlich gewisse Rückwirkungen 
auf die kommunistische Presse hät- 
te. 

Es muß versucht werden, durch 


solarische Ui der 
Reichhok-Linken ein solchen T 
vor-Urteil zu verhindern. 

Ober JTMeTT Eraane ywenden ‚wir 
rechtzeitig, Jen. Prozeß-Termin be- 
kannigeben und fordern schon jetzt! 
dazu auf, im Gerichtsaal die not- 
wendige Öffentlichkeit herzustellen! 

Weiterhin bitten wir namens der 
Reichhold-Linken um weitere finan- 

tütaung, um die Ve 
der 1G-Chemie-Führer, 
Kollegen durch immer neue Prozesse 
finanziell kaputtzumachen, zu dur 
kreuzen 


Betriebszelle Reichhold, 
KB/Gruppe Hamburg 


Sparkame 
stützungskonto Reichhold 
1290/120 060 e/o M. Jenchke und 
1.3. Dock 


schutz. SPD-Reglerung und Gewe ng: 
schaftsführung Jubelten ihn als der 
deutsame Reform der sozlalliberalen 
Regierung‘® hoch, 


Die „Unterstützung“ 
des Betriebsrates ... 


Keinerlej Unterstützung erhielten 
die beiden’ Kollegen von seiten der 
Betriebsratsmehrheit. Der Koll 
schrieb. dazu in seiner persönl 
Stellungnahme: 
‚Dienstag nachmittag beriet der 
Beiriebwrat wa. über meine und die 
ing des Jugendverireten F. 
"ICh auardckich um die Mag: 
Hichkeit zu einer an 
hnie. die Mehrhe! 
Betriebirgter dieses al 
meiner Kritik gesenäber Kolleken.an 
der fehlenden Üierantzung fer For- 
derungen der Auzzubldenden, 
fheoreileher Unterricht, Pontdienst, 
duch den DR (Heinebsiat), der An: 
fe von BR-Mitgliedern gegen Kol- 


ichen 


hören.“ 

Die Entlassungen sind vom Be- 
triebsrat nicht als Angriff auf die Ver- 
treterorgane der Belegschaft zurück- 
gewiesen worden, Ganz im Gegenteil 
werden die Lügen fortgesetzt, die 
schon vor der Jugendvertreterwahl 
aufgestellt worden sind: Die Jugend- 
sruppe, hätte  „Wahlmanipulation” 

„Schiebung“ bei der Wahl be- 
Trieben, Die Tugendvertretung paßte 
diesen Herren „Arbeltervertretern“ 
nämlich auch nicht! 

Unrnittelbar nach dem Hausverbot 
des ehemaligen Jugendvertreters und 
1G Druck-Jügendgruppenleiters N. 
verabschiedete die Jugendgruppe eine 
Erklärung, in der sie sich mit den ent- 
lassenen Kollegen solidarisierte, Sie 
kritisierte, daß den Kollegen (zum 
damaligen Zeitpunkt) noch kein 
Rechtsschutz durch die Gewerkschaft 
gewährt wurde und forderte die „of: 
Niziellen Vertreter unserer Gewerk- 
schaft“ dazu auf, „den Kollegen so- 
fort jede gewerkschaftliche Unter- 
srützung zukommen zu lassen“, Die 
Betriebsräte Stock und _Mantwitz 
(beide Mitglieder des Ortsvorstandes 
der DruPa) rissen die Erklärungen 
von den Wänden in Werk I und II ab. 
Einige Betriebsräte meinen bestim- 
‚men zu können, was aufgehängt wird 
und was nicht, und üben damit eine 

tische Zensur aus, im Sinne der 

haltung des sog. „‚Betriebsfriedens‘; 
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Kapitalisten leistete der Betriebsrat 
zusammen mit Günther Metzin; 
1 Tandesprzirkwronitzender der 
17 ıdem er dem legen N. 
den Zutritt zur Beiriebeversammlung 
yerweigrt, wel die a Hauverbof 
habe! Auf Betriebsversammlungeı 
Bat der "Beinen Hauscht, Kr 
es hätie gen Iehkelten ge 
ven, den Koflepen N. trotz Hauser 
t an der Batrlebererammiu 
nehmen zu lassen und ihm dar 
Möglichkeit zu einer Stellungns 
vor'der Belegschaft zu geben! 


.. und die „Solidarität” der 
Gewerkschäftsführung 


Die gekündigten Kollegen müssen 
jetzt einen Arbeitsgerichtsprozeß 

strengen. Ein solcher Prozeß bedeu- 
tet eine starke Belastung für die Kol- 
legen, erstens finanziell, und zum 
zweiten sind sie es plötzlich, die sich 
a 


die Verteidi jrängt, werden. 
Nach anfängficher Prozeß Verschl 
ping durch die Gewerkschafisfüh- 


fung haben die beiden Entlassenen 
nun Rechtsschutz-von der IG DruPa 
erhalten. Das bedeutet aber, daß die 
Kollegen den Vertretern der DGB- 
Rechtsstelle eine Vollmacht für den 
Arbeitsgerichtsprozeß übermitteln 
müssen, so daß sie selbst keinen ent- 
scheidenden Einfluß auf den Prozeß- 
verlauf haben. Wahrscheinlich. wer- 
den die Prozesse auch noch getrennt 
geführt. Weiterhin müssen wir den 
Ausgang eines solchen Arbeitsge- 
richtsprozesses klar im Auge habeı 
Auch wenn die Kollegen „Recht“ er- 
halten, ist ihre Wiedereinstellung im 
Betrieb keinesfalls erreicht. Denn die 
Geschäftsleitung kann anführen, daß 
durch den Prozeß das Vertrauens, 
verhältnis« „vollständig zerrüttet"“ 
worden und daher eine „weitere 
Zusammenarbeit unmöglich” sei. 
Diese zynische „Argumentation“ wird 
in der Regel von den Gerichten ak- 
zeptiert. Dann kommt es zum Ver- 
gleich — die Kollegen erhalten eine 
Abfindung, die für ehemalige Lehr- 
linge besonders niedrig ausfallen dürf- 
te. Die Geschäftsleitung hat ihr Ziel 
damit erreicht: die Gewerkschaftsar- 
beit bei Severin Schmidt ist durch die 
Entlassung konsequenter Gewerk- 
schafter zurückgeworfen! 
Gewerkschaftliche Aufgabe dem- 
gegenüber ist es, die entlassenen Kol- 
legen. auf jede erdenkliche Weise zu 
unterstützen: hiervon ist die Gewäh- 
rung des Rechtsschutzes nur ein Teil, 
zumal der Ausgang des Prozesses klar 
auf der Hand liegt. Pflicht von Ge- 


Werksverbot für 
Vertrauensmann 
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yürkschaftern Ist es zuerst einmal, 
diem Entissungen, zurdckzuws 


r nichts dergleichen: Auf die 
Stellungnahme einer Betriebsrätin auf 
der Betriebsversammlung hin, die die 
Entlassungen als offenen Gesetzen 
bruch der Geschäftsleitung kenn 


zeichnete und Günther Metzinger als 
Vertreter unserer Gewerkschaft zu 
einer Erklärung aufforderte, waren 
sich, Betrieberat Marquardsen 

letz 


und 


r darin einig, daß von offe- 


Aine „Frage der Auslegung" und man 
müsse „jetzt auf den Arbeit 

Prozeß warten". In diesem wo 
die Kapktalisten sich über eine eindeu- 
ge Bestimmung des BetrVG hin- 
wegsetzen — von „Auslegungssache"“ 
zu sprechen, ist Zynismus und heißt, 
gegen die Kollegen arbeiten. 

Vor allem aber: jetzt zu empfeh- 
len, einfach auf den Arbeitsgerichts- 
prozeß zu warten, der wahrscheinlich 
in der einen oder anderen Weise nega 
tiv für die Kollegen ausgehen wird, 


heißt den Zielen der Geschäftsleitung 
entgegenzukommeı 
Die Kollegen sind raus aus dem 


Betrieb, und die Gewerkschaftsarbeit 
ist zumindest vorerst lahmgelegt! 

Die „Solidarität" der Gewerk- 
schaftsführung ging so weit, daß der 
Ortsverein Flensburg inzwischen die 
1G_ Druck-Jugendgruppe zerschlagen 

it, indem er alle Jugendfunktionäre 
ihrer Ämter enthob! Mit diesem 
Schlag gegen die konsequentesten 
Vertreter einer an den Interessen der 
Belegschaft orientierten Politik lei- 
steten die Gewerkschaftsführer dem 
Ziel der Kapitaisten handfeste Schät, 
zenhilfe: denn es geht darım, die 
fortschrittlichsten Kollegen einzu- 
schüchtern. 

Die Auswirkungen dieser Maßinah- 
men zeigen sich bei dem Großteil der 
fortschrittlichen Kollegen daran, daß 
sie davor zurückweichen, sich offen 
mit den Entlassenen zu’ solidarisie- 
ren und für die anstehenden Forde- 
rungen einzutreten. Diesen Tenden- 
Zen entgegenzutreten und die Fortset- 
zung der bisherigen Arbeit im Inter- 
esse der Belegschaft zu erreichen, 
wird die nächste dringliche Aufgabe 
vor allem der angegriffenen Kollegen 
sein. 

Tim nächsten ARBEITERKAMPF 
Er Dede 

nic IruPa- 

ehlagıne dee E ueenderup- 


Feazaa berale Me 
Druckzelle, KB / Gruppe Flensburg 


fortschrittlichem, 


BETRIEBSRAT UND VK-LEITUNG ALS SPITZEL DER KAPITALISTEN 


Mit Schreiben vom 16.6. erteilte 
die Geschäftsleitung der Hambur 
ger Stahlwerke (HSW) dem gewerk- 
schaftlichen Vertrauensmann N. D, 
„vorläufiges Werksverbot”, und zwar 
mit „sofortiger Wirkung”. N. D. habe 
angeblich — so der Brief — durch 
(nicht näher dargelegte) „Handlungs 
weisen und Äußerungen den Beiriebs- 


Frieden gefährdet”. 
‚Die Geschäftsleitung sieht weitere 
„arbeitsrechtliche Konsequenzen” 


vor, sobald die „Ermittlungen des 
Betriebsrates und der VK-Leitung 


‚soweit abgeschlossen sind, daß wir 
uns ein Urteil darüber bilden kön- 
nen. 


Zweifellos werden die HSW-Bosse 
den gewerkschaftlichen Vertrauens 
mann versuchen aus dem Betrieb zu 
feuern, da er — im Gegensatz zur 
derzeitigen Mehrbeit im Vertrauens- 
körper (VK) und Betriebsrat — bis- 
her bemüht war, die Rechte und In- 

Teen einer ee mung 
n. Diese Kündigung (vorerst „Sus- 
pondierung” und „Werksverbot”) 
Keht in einer ei Kalte Di 
scher Kündigungen bei HSW, vor 
nehmlich Beiriebsräten und Vertrau- 
ensleuten, die alle nicht bereit wa- 
ren, sich als Instrument der Kapi- 
tals-Interessen von der Geschäftslei- 
tung mißbrauchen zu lasıen. 

m Uneingeweihten wird es zu- 
‚nächst merkwürdig vorkommen, daß 
‚die Bosse sich bei Ihren Kündigungen 
auf die „Ermittlungen” der soge- 
nangten, Arbeitnehmer Vereiun, 
die” eigentlich die Aufgabe 
Rütten, solche Kündigungen zu 
verhindern, statt den Kaplia- 
listen noch das „Material” dafür zu 
liefern. Bei HSW ist das üblich und 
inzwüchen sogar schon gerichts-no- 
torisch (vorm Arbeitsgericht tauchen 
die Bosse gewöhnlich mit Betriebs 
äten und " Vertrauensleuten. als 
"Kronzeugen" gegen fortschrittliche 
Kollegen auf) 

Durch eine ganze Reihe rechte 
widriger, krimineller Aktionen, die 
von den HSW-Bomen, gemeinsam 
mit der IG-Metall-Führung eilt 
delt und durchgeführt wurden, ha 
ben diese Herrschaften es geschafft, 
im Laufe von knapp zwei Jahren 


die ehemals linken Mehrbeiten in Be- 
triebsrat und gewerkschaftlichem 
Vertrauenskörper zu zerschlagen, 
die Kollegen zu feuern (auch wenn 
deswegen regelmäßig z.T. hohe Geld- 
strafen als Abfindung nach gerlcht- 
Vehem Urtellmpruch gezahlt werden 
mußten) 

Auch die Vorgeschichte dieser 
neuesten politischen Kündigung ist 
typisch für die Verhältnisse bei HSW. 

urz nach Erscheinen einer Betriebs- 
ausgabe des METALLARBEITERS 
(Branchenzeitung des KB) bei HSW, 
tauchte VK-Vorsitzender Schuh” 
knecht (CDU) bei dem Kollegen 
N. D. auf und legte ihm ein „Reven” 
mit etwa folgendem Wortlaut zur 
Unterschrift vor: 

‚Hiermit versichere ich, daß ich 
keine Informationen von der VK- 
Sitzung am 23. Juli 1974 an den 
KB „die KED. die KPDIML. den 

und die DKP wei 
abe Ich werde das auch in 
mich nun = 

. D. verweigerte die Unterschrift 
und verwies auf eine Diskussion 
darüber auf der nächsten VK-Sitzung. 
Danach befragt, bestätigten die an- 
deren Mitglieder, daß sie von diesem 
„Revers” nichts wüßlen, kein Be- 
Schluß darüber etc, Schuh 
knecht handelte direkt im 
der Geschäftsleitung und dies in 
ner, Binschaft abe VK-Leiter. Per. 
verser geht's nicht. Die politische 
Unterdrückung und die gewerkschaft 
iche Situation drängen die Parallele 
zur Nagi-Zeit auf, haben mehr mit 
der „Deutschen Arbeitsfront” (f 
schistliche Pseudo, 
als mit sogenannten 


‚sowählte — VK-Lai- 
und auf Betreiben 
und einig 
Sozialdemokraten im 
fristlos gefeuert wurde. 


Betriebszelle HSW, 
KB/Gruppe Hamburg 


i 
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Tarifrunde in der Stahlindustrie: 


Der Kampf gegen den großen Lohnraubfeldzug beginnt 


Am 1$, Oktober läuft in der Stahl. 
industrie Nordrhein-Westfalens und 
‚Bremens der bestehende Lohn- und 
Gehaltstarifvertrag aus. Die Tarifrun- 
de für ca. 210 000 Arbeiter in der 
Stahlinduntig hat begonnen: die Ver 
trauensleute der IG Metall haben die 
Diskusion in einer Reihe von Betrie- 
ben eröffnet, und erste Fordeı 
bis zu 20 Prozent mehr Lohn und Ge- 
hat ind wufgestet, Püx die Arbeiter 
t es, den Kampf in 
raubpallik der Kapltltenklase zu 
ren. 


Die bürgerliche Presse, kapital 
sche Wirtschaftsinstitute, die Bunde 

rung. die CDU/CHU-Öppodlien - 

sich darüber einig: in 4 

kommenden Tarifrunden muß, 
rei leitete Lohnabbau forciert 
werden. Die Stahltarifrunde hat dabei 
eine besondere Bedeutung, da hier ge- 
tige Abschlöue .Signalwirkung” 
haben auf die Abschlüsse in der Me- 
tallindustrie, wo die Tarife zum 31 
Dezember 1974 auslaufen, Steigende 
‚Arbeitslosigkeit und Kurzart.sit sowie 
das Geschrei um die neue „Steuerre- 
form” sind dabei die wesentlichen 
um die Zielsetzung der 
‚m in der Arbeiterklasse 


In der Sitzung der ‚Konzerterten 
Aktion" vom 27. Juni gaben Vertre- 
ter der Regierung und der Kapi 
sten die Richtung an, mit der die Koı 
Junktur und damit die Gewinne der 
Kapitalisten gesteigert werden sollen; 
Stärkung der Investitionen (Friede- 
fichs: „Stabilisätspolitik kann nicht 
‚mehr so sehr Investitionsbeschrän- 
kungspolitik sein”). Dem dient zum 
einen der neue Bundeshaushalt: „Die 
Zunahme des Staatwerbrauchs [Per 
tonal ‚n) müsse zugunsten der 
Gffenschen Insesntionen gepremm 
werden” (Zitate aus „Welt” vom 


listen. 


Klage gegen 


Voraumetzung hierfür ist ebenfalls 

die Senkung der Kosten in den Betrie- 
ben (Friederichs: „Die Notwendigkeit 
verstärkter Investitionen muß aber all- 
‚gemein bei den künftigen einkom- 
menspolitischen Entscheidungen be: 
rücksichtigt werden”, „Welt", 28.6.) 
Mit einer foreierten Rationalisieru 
politik — besonders auch in der Me- 
tallindustrie — ‚mit Kurzarbeit und 
Entlassungen wird die Kostensenkung 
betrieben. So liegt mittlerweile die 
Arbeitslosigkeit wesentlich höher, als 
in den öffentlichen Statistiken zuge- 

‚ben. Neben den 450 000 Arbeits- 

Iosen (Zahlen für Juni) sind nämlich 
bereits 125 000 ausländische Arbeiter 
entlassen, die in den offiziellen Anga- 
ben nicht enthalten sind, da sie 

BRD verlassen mußten. Darüber hi- 
naus gibt es 200 000 Kurzarbeiter 
(Zahlen nach „Welt am Sonntag” vom 
21.774). Die Arbeitslosenquote ist 
mittlerweile fast bei 3 % angelangt. 

Entscheidende, über längere Zeit 
wirksame Kostensenkungen sollen die 
kommenden Lohnrunden bringen. 

‚Auch ‚er haben die Kapitaiten 
die volle Rückendeckung der Schmidt/ 
Genscher-Regierung, die rechtzeitig 
in großer Koalition mit der CDU/CSU 
das Steuergerangel beendete, zugun- 
sten der „Jahrhundertreform”. 

Diese ”,„Reform” der Besteuerung 
soll der wesentliche Hebel zur Sen- 
kung des Reallohns in den Tarifrun- 
‚den werden. Das Vorgehen ist einfach 
und wirksam zugleich: Vorübergehei 
de Steuersenkungen zum Jahresahfang 
1975 bei vielen Arbeitern, sollen als 
Ersatz für weniger Lohnprözente her- 
halten. Das folgende Zitat ist dafür 
typisch: „Ebenso müssen bei einer 
Ausgabensteigerungsrate von 8 % die 
Iinearen Tariferhöhungen im Öffent- 
lichen Dienst unter 8 % bleiben (hin- 
zu kommen nämlich noch Struktur- 
verbesserungen und Mehrausgaben 
aufgrund der Arbeitszeitverkürzung). 
Im Bonn glaubt man, solche Tarifer- 
höhungen mit dem Hinweis auf die 
vierprozentige Steuerentlastung des 
Durchschnitishaushalts durch die, 
Steuerreform realisieren zu können. 
(„Unternehmerbrief” des BDI vom 


7). 


Und an anderer Stelle: „Eine we- 
sentliche Rolle für die Kosten- und 

Ituation kommt sicherlich der 
nächsten Lohnrunde zu. Sie bietet 
die einzigartige Chance, durch Steuer- 
erleichterungen die reale Einkom- 
menssituation der Arbeitnehmer zu 
verbessern und gleichzeitig durch ver- 
minderten Lohnkostendruck die Er- 


Gewerkschaftsausschlüsse 
bei Opel — Bochum 


im Frühjahr 1972 waren bei Opel — 
Bochum Betriebaratswahlen. Zu die- 
‚sen Wahlen kandidierte außer der 


IGM-Einbeitsliste unter Liste 2 die 
„Gruppe oppositioneller Gewerk- 

fer in der IGM". Fünf Kandida- 
ten dieser Liste wurden als Betriebs 
te und als Ersatzbetriebsräte ge- 
wählt. 

Daraufhin wurden drei Kollegen 
am 15.1.73 vom Vorstand der IGM 
r ilossen; dies wurde am 14.12. 
1973 vom Beirat der IGM bestätigt 
Gegen diesen Ausschluß haben die 
drei Kollegen inzwischen Klage er- 
hoben. 

Wie wir der Klageschrift entnch- 
men, wär dem Ausschluß folgendes 
voraungegangen: die Kandidatur auf 
der Liste der „Gruppe oppositionek 
her Gewerkschafter” war die Antwort 
auf die undemokratische Aufstellung 
der offiziellen IGM-Liste 

Diese ging nicht, wie es bei der 
Wahl von Arbeitervertretern selbst- 
verständlich sein sollte, aus einer Dis- 
kussion mit den Kollegen und Ge- 
werkschaftsmitgliedern hervor. Statt- 
dessen hatten die alten Betrieberats- 
fürsten und der Wahlvorstand In einer 
„geschlossenen Versammlung” weit 
ußerhalb des Betriebes im IGM- 
Schulungszentrum Sprockhoevel un- 
ter sich die $0 Kandidaten der IGM- 
ste ausgemauschelt, Das Ergebnis 
wurde dann einer Vertrauensleute- 
vollversammlung (ca, 400 Kollegen) 
‚Genehmigung vorgelegt, Bine Dis- 
kussion war selbst für die Vertrauens 
heute (geschweige denn für die einfa- 
chen Gewerkschaftsmitglieder) nicht 
mehr vorgesehen. Die DR-Fürsten leg: 
ten die Liste vielmehr insgesamt im 
Biock zur Abstimmung vor. Dieses 


Vorgehen wurde von einigen Kollegen 
Diskussion im Betrieb sowie 
Ka flogplatern schart kritiert. 


Es wurde die oppositionelle Liste 
aufgestellt, da die IGM-Fürsten zu 
einer Korrektur ihres Vorgehens nicht 


bereit wı 
Das zeigte sich etwas später sehr 
deutlich daran, daß die noch ausste- 
hende Betriebsversammlung, auf der 
‚die Zusammensetzung und das Zu- 
‚standekonimen der IGM-Liste hät! 
diskutiert werden können, vom Bi 
triebsrat auf drei Tage (!) nach dem 
Schlußtermin für das Binreichen von 
Wahlvorschlägen angesetzt wurde. 
Eine Änderung der offiziellen 
Wahlliste durch die Arbeiter im Be- 
trieb war also nicht mehr möglich. 
Dieses undemokratische Vorgehen 
stieß bei der Belegschaft auf relativ 
breite Ablehnung, was man aus dem 
Wahlergebnis ablesen konnte: die Li. 


ste „oppositioneller Gewerkschaft 
erhlelt 1.949 Stimmen (von 14,500) 
und ging damit als zweitstärkste von 


if Listen nach der IGM (8.283 Stim- 
men, 28 Sitze) aus der Wahl hervor. 
Die IGM-Führer begründen den 
Ausschluß der drei Kollegen mit der 
Kandidatur auf der oppositionellen 
Liste. Das ist aber nur ein Vorwand: 
elf Listen, auf denen 
jeder kandi- 


rausgeflogen. Die tatäschlichen Aus 
schlußgründe liegen in der von den 
Kollegen vorgebrachten Kritik am 
Betriebsrat. Damit ich auch 
‚dieser Ausschluß als Teil der in letzter 
Zeit syıtematisch. betriebenen Zer- 
schlagung der sich herausbildenden 
Innergewerkschaftlichen Opposition® 


Genomen des IKAH 
(Arbeiterhilfe‘) Hamburg 


tragslage in den Unternehmen zu #tdr- 
ken, ohne der Preisentwicklung neue 
‚Nahrung zu geben.” („Unternehmer- 
brief” vom 18.7.) 

Was hier Verbesserung der „realen 
Einkommenssituation” bedeutet, ist 
ein simpler Trick, Vorübergehende 
Steuererleichterungen, die mit jedem 
Mehr an Lohnprozenten schnell wie- 
der aufgefangen sind (zur „Steuer- 
reform" vo). AK 46), sollen die Lohn- 
erhöhungen drücken. Dadurch sparen 
die Kapitalisten nach Schmidt's An- 
gaben ca. dreizehn Milliarden DM an 
Lohnkosten, denn s hoch veran- 
schlagt Schmidt die Summe, die sich 
aus den „Erleichterungen” ergibt, 
Zum Jahresende 1979 apälestens Wer. 
den diese dreizehn Milliarden DM 
durch die Steuerprogression wieder 
aufgeholt. Man schlägt so zwei Fliegen 
mit einer Klappe: die Kapitalisten 
sparen Lohnkosten, die Steuereinnah- 
‚men werden ebenfalls micht geringer: 
zahlen muß nach: diesen Plänen die 
Arbeiterklasse, 

„Das Jahrhundertwerk der Steuer 
reform” erweist sich als offensicht 
cher Betrug der Sozialdemokratie 
der Arbeiterklasse. 


Bewährungsprobe von 
Kanzler Schmidt 


Ein wesentlicher Grund des Schei- 
terns der Brandt-Regierung war die 
Im den, Ana dar Kegkalitenkuue 
unzureichende „, ’” der For- 
derungen der Arbeiter, Von Helmut 
Schmidt und seinem „Gewerkschafts- 
kabinett” wird diese „Mäßigung” er- 
wartet. Die Einflußnähme der Bun- 
desreierung auf die Gewerkschaften, 
die Verquickung von sozialdemokra" 


ischer Regie ei und sozial- 
demokratischer rerkschaftsfüh- 
rung, darauf liegt ein Teil der Hoff- 


nungen der Kapitalistenklasse in den 
anstehenden Lohnrunden. Die Erklä- 
rung von DGB-Chef Oskar Vetter, 
esgebe „keine Differenzen” zur Bun- 
desregierung (vgl. AK 45, „Das Ge- 
werkschaftskabinett”) war  hoff- 
m ler Beginn. 

jean dann der IGM-Vorsitzende 
Loderer in der ihm eigenen markigen 
Weise schreibt, „Die Grenze des Zu- 
mutbaren ist nun erreicht” und sich 
gegen „die Verquickung tarif- und 
steuerpolitischer Fragen zur Wehr” 
setzt („Metall” 12, 11,6.74), so ist 
©s natürlich kein Wunder, daß die 


eprel und des als Anschlag uf ie 
egierung” wertet \ 
GT IE Aonsnnse Lnderer teil 


selbe 
auf einer 
ensleutekonferenz bei Mannesmann 
in Duisburg alle Mühe, das rechte 
reaktionäre Presse Zeter und Mordio Ms 

in der „Metall” und den Forderungen 
der Arbeiter zu finden und vor allem 


Resolution der Vertrauensleute der 
Rheinstahl-Gießerei in Meiderich 


„Die Vertrauensloute begrüßen 
Aufforderung der Großen Taritkom- 
mission, die Tarifsituation für die 
‚Eisen- und Stahlindustrie in den Be- 


' 
rieten zu, beraten. Wir sten font, Ei 


daß seit dem letzten Taritabschlußl 
bereits eine permanente Diskussion 
in der stattfindet, 

‚Die Diskussion hat  falyende 
Karnpunkte: Nach Berschnungen der 
Planungigruppe _ Gesellschaftspollik 
44 Mininerlums für Soziales - Ge- 
undheit und Sport in Aheinland/ 

von der jetzten Tanif- 


Röhung 
zu einer Reallohnsenkung geführt. 
Demgegenüber seht eine extrem 
hohe Gewinnexpioston der Eisen- und 
Stahlindustrie. Nach Angaben des Sta: 
stischen Amtes der Europäischen. 
Gomsinschaft. stieg die Produktion 
in der Eisen: und Suhlindustrie 1973 
1972 um 5,8 Millionen 
"Tonnen. Unter Berücksichtigung einer, 
eicht angestiegenen { 
bedeutet das eine Produktivittastei- 
‚grrung von 13,3 Prozent. Dos Argu- 
ment der Unternehlmer von den ge- 
stlogenen Rohstoff: und Personalko- 
ton wird durch folgende Zahlen wi- 
derlegt: Laut „Handelsbiatt'” vom 
3. Aprit 1974 Honken die Rohstoft- 
asten bei der Thyssen AG von 62,2 
Prozent auf 60,8 Prozent im Jahre 
1973. Im gleichen Zeitraum gingen 
die Personalkosten von 22,1 Prozant 
im Jahre 1972 auf 21,3 Prozent 1973 


Die durchgeführten Preiserhöhun-, 
bei Eisen und Stahl 1973 steuern. 


„Extra-Dienst 


ige Loderer (s.0.) hatte 
ordentlichen Vertrau- 


zwischen seinen Kraftmeiereien 


„„gurchzusetzen. _„Lohnforderunsen,_ .. 
Wobei im Gegenzug Löderer sofort aurenzussigen: — unamummunurr unge; 
dementiert: „Diesen Standpunkt von 20 ınd, Forderungen nach 


aber, wie mehrfach geschehen, alı An- 
schlag auf den neuen Bunderkunzier 
Schmidt, zu werten, sei „blanker 
Hohn' ". („Frankf. Rundschau” 26. 
674) 

Der massive Versuch, die Real- 
löhne in dieser Tarifrunde zu kürzen, 


hat erst . Der sozialdemo- 
kratischen kommt 
dabei die Aufgabe zu, dies durch. 


zusetzen. Die Tarifrunden Ende 1974/ 
iegierung Schmidt/ 
Genscher die große Bewährungsprobe. 
Die „umstrittenen“ Äußerungen 
Loderers sind nur Ausdruck des Kon- 
Nikts, in dem sich die Sozialdemokı 
tie bofindet; bei Erfüllung der Z 
der Kapitalistenklasse die Arbeiter an 
sich zu binden. 


Austritt aus der „Konzertierten 
Aktion” lehnte er ab („UZ" 1.8.74) 

In einer Reihe anderer Stahlbe- 
triebe eind unterdessen’ Forderun, 
der Vertrauensleutevollversammlun- 
gen aufgestellt: 


@RHEINSTAHL-Gießerei, Duisburg 
Meiderich: 
'60 Pfennig mehr in der Stunde 
(etwa 105,- DM pro Monat) 
zusätzlich 10 % mehr Lohn und 
Gehalt zusammen entspricht das. 
fast 20 % auf den Ecklohn). 


@SCHALKER VEREIN (RHBIN- 
STAHL). Gelsenkirchen: 
50 Plennig/Stunde 
zusätzlich 10% 
200 DM mehr im Monat für Lehr 
finge 


@GEORGSMARIEN-HÜTTE 
(KLÖCKNER), Hagem-Iaspe: 
180 DM im Monat 
Altersabsicherung, 
1 Tag mehr Urlaub 


den, daß sich die Arbeitsproduktivi- 
tät weiterhin erhöhen wird, 


sen und Stahl garantiert eins Au 


lastung der Kapazität In diesem. 
Gustriarwan, 


Fung orientieren. Sie darf nicht einer 
zweifelhaften Stabilititapoliik wegen. 
Faduzlorı werden. 


| 
Fass 


‚Die bin über den Ende den Jahren 
a vorausschaubare Nachfrage nach 


fordern die IG Metall auf, in 


ner 
"30. Juli 74) 


@HOESCH-HÜTTENWERKE, 
Dortmund: 


Preisgleitklausel 
höchstens 9 Monate Laufzeit 


(diese Forderungen stellten die 


Vertrauensleute der Hoesch-Maschi- 
nenbetriebe auf, um sie auf der Voll- 
versammlung abzustimmen). 

Die Kollegen der Rheinstahl-Gie- 
Berei in Meiderich fordern: „60 Pfe 
nig je Stunde = 105 DM je Mon: 
mehr als Sockelbetrag für alle Lohn- 
und Gehaltsgruppen, plus 10 % mehr 
Lohn und Gehalt (vgl. Kasten) 

An den Forderungen wird deut- 
lich, daß die Lohnraub-Kampagne 
der Bourgeoisie bei den Arbeitern 
nicht in der gewünschten Weise ver- 
fangen hat 

Die Bourgeoisio wird gemeinsam 
mit den Gewerkschaftsführern 
ige Anstrengungen unternehmen 
müssen, um die Forderungen 
Stahlarbeiter auf „das rechte Mat 
zu reduzieren, um einen Lohnraub- 
Abschluß zu verwirklichen. 

Bs ist nicht auszuschließen 
‚den diesjährigen Lohnrunden 
Metall die Stahlindustrie zum Zen- 


2 
50 Pfennig/Stunde 
Zusätzlich 10 % 


80 war's im April 1074: Streikende Metaller versammeln sich vor dem Bremer 2 
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Mannesmann Prozeß 


Klassenjustiz erneut gegen die Arbeiter yet Entlassungen bei Reynolds 


Die  Mannesmann- Konzernleitung 
kann sich auf die bundendeutsche 
Klamenjustiz verlamen, nachdem die- 
se bereits am Jahresanfang die Kün- 
‚digungen von 17 (Yon 22) Arbeitern 
für „rechtmäßig” erklärte (inage- 
samt sollten 22 Arbeiter entlamen 
werden). Im Urteil hieß es; „wilde 
Streiks sind rechtswidrig” und in 
‚solchen Fällen haben die Unterneh- 
mer das Recht, Arbeiter „nach ihrem 
Gutdünken zu entlassen”. (Verg) 
AK 39) 

In einem Fall gab es einen Ver 
gleich, vier Arbeiter mußten wieder 
eingestellt werden. Mannesmann leg 
ie Gagegen Berufung ein und hatte 
bisher in zwei Fällen Erfolg. Die 
beiden Arbeiter, einer von ihnen ist 
bereits 17 Jahre im Betrieb, werden 
nicht mehr weiterbeschäftigt 

In einem der Fülle legte das Lan 
desarbeitsgericht Düsseldorf die 
Nichtablehnung des Streiks und die 
vorübergehende Teilnahme, die der 
betroffene Arbeiter als „Kaffeopau- 
0” bezeichnete, als ausreichend für 
eine Kündigung aus. In der Urteilsbe- 
Wündung heißt es 

„Der Kläger ist auch nicht von 
irgendeiner Ad-hoc-Koalition gehin- 
‚dert worden. sich sachgerecht zu in 
formieren, oder st von einer schen 
‚gezwungen worden, sich mit ihr zu 
solidarisieren. Genau das Gegenteil 
ist der Fall.” 

Es sei Mannesmann „unzumutbar 
gewesen”, ihn weiter zu beschäftigen. 

„Die Aktivität bei einem Streik 
und die Förderung des als rechtswid- 
rig erkannten Streiks hat ihr eigenes 
und  ausreichendes negatives Ge- 
wicht.” 

Mit diesem Urteil ist erneut die 
‚Rolle der bürgerlichen Klassenjustiz 
als verlängerte juristischer Arın der 
Bourgeoisie deutlich geworden. Es 
bestätigt noch einmal, was wir anläß- 


Die Uhrenfabrik Kalser in Vilingen 

hat Pleite gemacht (vgl. AK 
aim Zwslveit Kenn. 

werk und 120 im Zweigwerk K. 
fen DeiFreiburg beson uf dr Straße 
u kommt noch Kurzarbeit in der 
Badischen Uhrenfabrik in Furtwan- 
gen, die bisher eng mit Kaiser zusam- 
mengearbeitet hat. Ebenfalls weitere 
Entlassungen aufgrund von „Schwie- 
rigkeiten in der Automobilindustrie” 
ınt die große Uhrenfabrik im Nach- 
Villingens, Kienzle in Schwen- 
ningen (vergl. hierzu AK 44). Nach- 
‚dem hier bereits in den letzten Mona- 
ten die Belegschaft von 3.000 auf 
2.300 reduziert wurde, will die Ge- 
schäftsführung noch in diesem Jahr 
weitere 10 % entlassen und im Sep- 
tember und Oktober je eine Woche 

Kurzarbeit durchführen. 

Hintergrund dieser Entlassungen 
und Rationalisierungen ist ein ver- 
stärkter Konzentrationsprozeß in der 
Uhrenindustrie. So wurde beispiels 
weise Junghans in den Diehl-Konzern 
aufgenommen, so steht Kienzie „i 
Verhandlungen mit Großunternei 
men.” Auf einer Tagung von IG Me- 
tall-Funktionären der Uhrenindustrie 
in Schwenningen stellten diese fest, 
‚daß sich in einigen Jahren nur noch 
einige wenige europäische Uhrenher- 
steller 90% des gesamten Uhrenmark- 
tes teilen wer 

Im Gespräch beim Aufkauf der 
Uhrenbetriebe sind _ beispielsweise 
auch solche Firmen wie SABA-Grund 
hierfür ist ein Strukturwandel dieses 
Industriezweiges von der chemals aus- 
schließlich feinmechanischen. Ferti- 
gung Immer stärker in den Bereich 
der Blektronik. 

Diese Veränderungen in der Uhren- 
industrie, die Entlassungen, bringen 
‚oße Schwierigkeiten für die betr 
Fenen Arbeiter und Angesteiten 
sich. Die Aussichten, in ihren ederaten 
Berufen zu arbeiten, sind hoffnungs- 
los durch den Strukturwandel. Das 


Inufende Stahlkonjunktur (im Gegen 
satz mu anderen Bereichen der Metall 
Industrie), Können in den Überiegun- 
n der "„Sonialpariner”, weiches 
Kömptzeniium se wählen, eine wich 


tige Roll 
menten wählten die IGM-Führer bei 
spiel Unter. 


wesergebiet zum 
gen der guten Auf 


ws niwen 


sw ; 


lich des Urteils im Januar schrieben 
„Das Urteil gegen die Mannes- 
mann-Kollegen bedeutet eine weitere, 
inschrä des Streikrechts der 
Arbeiterklasse. Es macht deutlich, 


STERN ’ se 
Stwne; 


WER) 


daß der Kampf gegen die Einschrän- 
kung, auch „Sens Rechts gefährı 
werden muß.” (AK 39) . 


Metall-Komitee, 
KB/Grappe Hamburg 


Entlassungen 
in der Uhrenindustrie 


Ausweichen auf andere Betriebe der 
Belpiehweid die peichzetleen Eat 

u in den benachbarten Städ- 
tem Vi 'n und Schwenningen zei 


"linzu kommt folgende Situation 
in Villingen, die typisch ist für die 
‚samte Situation im Zentrum der 
renindustrie BadenWürttemberg: 


Pleite-Betrieb rausgezogen haben, 
Die Entlassenen haben ihre biahe- 
rige Existenz verloren, 


Carl Zeiss, Oberkochen 


Etwa 750 Entlassungen sollen in 
‚den Werken Oberkochen und Aalen 
vorgenommer. werden (insgesamt hat 
Zeiss mit dem Göttinger Werk 7.500 


Aluminium 


Die Auseinandersetzungen um die 
Produktionsaufnahme der Reynolds- 
Hütte ımburg gehen weiter, 
Kapitalisten und SPD-Senat hatten 
vor vier Jahren mit dem Bau der 
Hütte begonnen, ohne daß die gering- 
ste Rücksicht auf die Arbeiter des 
Werks, Bewohner der umliegenden 
Gegend und die Umwelt genommen 
wurde (wir berichteten über die Aus- 
einandersetzungen in „Unsere Stadt“, 
Hamburger Beilage zum ARBEITER- 
KAMPF 47). Der hohe Fluoraus- 
stoß der Hütte veranlaßte wiederholt 
Kläger, vor die Gerichte zu ziehen, 
um schärfere Umweltauflagen gegen 
das Werk durchzusetzen. Aber die 
schönsten Gerichtsurteile änderten 
nichts daran, daß Reynolds unbeirrt 
und rücksichtsios. weiterproduziert., 


Die Beiogachaft wird under 
Druck gesetzt 

Nachdem m der Vepmpe- 
heit nicht gelungen war, die 
teste das Werk und die 
See Garıbe der Hamburger Be 
völkerung ausreichend abzuwi . 
Gem snuerten ei Kaplalsien ku 
handfest ihre Ent mit 


allen Mitteln die volle Produktion 
durchzusetzen, damit der Profit 
stimmt. Die Entlasungen von zehn 
Angestellten Ende Juni war ein ge- 
zielter seven die Belegschaft. 
Bereits im November letzten Jahres 
hatten die Kapitalisten den damaligen 
Beiriebsratsvorsitzenden Fleischhauer 
angestifiet, in einem dramatischen 
Presseappell die „Gefährdung der 
Arbeitsplätze“ durch die Umwelt- 
schützer zu beklagen. 
Fleischhauer mußte dann wegen 
der Kritik an seiner Amtsführung 
der Kritik an seiner Amtsführüng 
vom Beiriebsratsvorsitz zurücktreten. 
Mittlerweile ist im Juni 1974 ein 
neuer, Betriebsrat gewählt worden, 
dem Fleischhauer nicht mehr ange” 
hört, Der neue Betriebsrat hat sich in 
seinen bisherigen Stellungnahmen zu 
Reynolds 


Stimm 
wohner des Werks zu machen und 
hat entschieden die Panikmache um 


& nd 
gefährdete Arbeitsplätze. bei Rey 


Die Kündigungen der zchn Ange- 
stellten und die Umbesetzung dre+ 
zehn weiterer waren gut vorbereitet, 
Zunächst wurde der Betriebarat der 
Schweigepflicht unterworfen, kurze 
Zeit später posaunte Reynolds selber 
dann iber die SPD-Hauspostille „Mor- 


"Die Uhrenfabrik Kaiser ist einaltes Beschäftigte). Als Gründe werden an- genpost“ in alle Welt die Meldungen 


Familienunternehmen. Seit Genera- 
tionen arbeiten Bewohner Villingens 
hier, sie haben ein eigenes kleines 
Häuschen und ihr gesamtes bisheriges 
Leben war abhängig von einem Ar- 
beitsplatz in der Uhrenfabrik. 

Der Protest der Arbeiter und An- 

ellten gegen die Stillegung von 

'aiser bewegte daher auch die Bewoh- 
ner der ganzen Stadt, und auf einer 
Protest-Kundgebung waren nicht nur 
die betroffenen Arbeiter und Ange- 
stellten vertreten, sondern insgesamt 
3.000 Villinger. 

Den letzten zynischen Akt jahre- 
langer „Sozialpartnerschaft” erlaubte 
sich Mitgesellschafter Kaiser auf der 
letzten Betriebsversammlung: 

„Ich möchte nicht aus diesem 
Raim gehen, ohne mich von Ihnen 
und Im besonderen von all den Mitar- 
beitern zu verabschieden, die 10, 20. 
30, 40 oder noch mehr Jahre bei uns 
tätig waren. Glauben Sie mir, daß eu 
mir genauso schwer fällt wie Ihnen. 
Th siehe genauso am Ende und ich 
kann nur sagen: bitte haben Sie ein 
‚ein wenig Verständnis auch für un- 
sere Situation. Ich kann mich in Ihre 
Situation sehr wohl hineinfühlen, da 
ich weiß, wie es mir um das Herz it. 
(Genauso kann ich verstehen, wie er 
Ihnen geht...” 

ine Siluation: er hat die Millio- 
nen im Trockenen, denn es wurde be- 
kannt, daß die „Kapitaleigner in jüng- 
ster Zeit großzügige Vermögensum- 
schichtungen vorgenommen” haben, 
Also ihr Geld rechtzeitig aus dem 


den steigenden 
Boom-Situation der Stahlindustrie 
als ausschlaggebend für die Höhe der 
Forderungen benannt. Dieselbe Arge: 
mentation benutzen bekanntlich die 
Gewerkschaftsführer, 
Krisensituationen, Flauten, schlechte 
Auftragslage etc. ala notwendige Über 
ng bei 


kungen 
punkt der Diskumion um die Forde- 
rungen gerdckt wird. Hier haben wir 
Kommunisten die Picht, ausschließ- 


gegeben:  „Gemeinkosten sparen”, 
jroduktioßsprogamm_ straffen” 

/egen der „guten Auft ” wir 
Kurzarbeit nicht erwogen, Mit dieser 
Kostenerspamnis wollen die Kapitali- 
sten in diesem Jahr den Umsatz ge- 
enüber dem Vorjahr von 380 auf 410 

illionen DM steigern, bei reduzier- 
ter Belegschaft! 
Walther Büx 

- 

Mittlerweile ist das Konkursrer- 
fahren eröffnet (vergl. AK 46). Nach- 
dem bereits 450 Beschäftigte entlar- 
sen wurden, werden weitere 1.000 der 
bliebenen 1.600 Kollegen auf die 
ße gesetzt. 


SEL (ITT] 


‚Für 3.000 Beschäftigte in den Wer- 
‚ken Westberlin, Dortmund, Stuttgart 
und Gunzhausen ist Kurzarbeit unge- 
meldet; die Entlassungen von bisher 
600 Beschäftigten sind bei den Ar- 
beitsämtern angemeldet worden. 


‚Loewe-Pumpenfabrik (ITT) 
Als „Sparmaßnahme” der Line- 


burger Fabrik werden im Zweigwerk 

Hitdort bei Düsseldorf 58 Arbeiter 

entlassen. 

‚A. Emmelmann, Karosserie- 

WurK, Haste 
In dem von MAN kontrollierten 

Werk werden die 200 Beschäftigten 


inen, 


len zu machen und allen Versuchen, 
die Atbeiterinteressen an das berüc 
gte „Gemeinwohl” zu binden, ent- 
utreten. 

"ie vonaldemokr 
det sich auch in der Art 
ung wieder: ein Teil line 
prozentual. Das zeigt einerseits, d 
Ss den Gewerkschaftsführern nicht ge 
hungen ist, Ihre massive Stimmung 
mache gegen lineare Forderungen 
(kommunstisch”, „le 

sch" eie.) vollständig durchawsetzen. 


Teil 


von Entlassungen hinaus mit der 


entlassen. Das Werk schließt. MAN 
hat den Entlassenen „angeboten“, in 
seinen Werken Salzgilter und Braun- 
schweig zu arbeiten. 


Menzenbach KG, Walsum 

Die Firma ist pleite. 700 Beschäf- 
tigte der Elektroindustri-Montage- 
firma haben seit acht Wochen keinen 
Lohn mehr erhalten. 


Fenestra — Crittal, Düsseldorf 
Die Firma, die vor allem Stahlfen- 


ster produzierte, schließt. 300 Be- 
schäfligte werden entlassen, 


Ötto Kleyer KG, Minden 

Der Hersteller für Stahl- und Alu- 
Schwimmbecken ist pleite, 130 ver- 
bliebene (von ehemals 400) Beschäf- 
tigte sind entlassen. 


Haas & Sohn, Sinn 


Weitere Entlassungen wurden von 
‚dem Kühlschrank-Produzenten ange- 
kündigt. 400 der 1.500 Beschäftigten 
sind davon betroffen, nachdem be- 
reits Ende letzten Jahres 450 entlas- 
sen wurden. . 
Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


zog 
nicht 


spaltung als Ziel euet 
dat db Inkmoriskdemo) 


Auch hier (mämen wir entschieden 
Here Lohnforderungen popaperen. 
um die Spaltung In den eigenen Kei 
Kenn oberen und de men, 


same Handeln herzustellen, 
Metall'Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


Horrorschlagzeile: „Jetzt Entlasun- 
‚gen auf Raten? “ (36.7.74), Da wur- 
den dann ausführlich die Umwelt 
schötzer und die protestierenden An- 
Hieger als Schuldige für die Entlamun- 
gen bezeichnet, während man dem 
Betriebsrat gegenüber die „schwierige, 
wirtschaftliche Situation“ als Begrün- 
dung angab. Die Pressekampagne des 
Konzerns wurde fortgesetzt. Am 
27.7, erschienen die Springer-Biätter 
„Abendplatt"” und „Welt“: „Wie die 
Umwelt die Industrie belastet“ und 
der „Spiegel'vom 22.7. brachte die 
Schlagzeile heraus: „Alu-Hütten müs- 
sen in die Wüste.“ 

Der Betriebsrat gab dazu eine 
Stellungnahme ab, die an alle Kolle- 
gen im Werk gerichtet war, in der es 
unter anderm heißt: „..Die Ver- 
spätete Inbetriebnahme der Hütte 
ist von der Geschäftsleitung selbst 
verschuldet, weil se die gestellten 
Auflagen nach  sicherheitsgemäßen 
‚Anlagen nicht erfüllt hat. Es zeichnet 
sich nach unserer Meinung ab, daß 
die Geschäftsleitung mit den geplan- 


ten Ki der Belegschaft und 
der gegen die Industrieansiediung 
pro einen 


testierenden Bevölkerung 
Schuß vor den Bug’ geben will Seit 


Die Betriebszelle des KB unter- 
stützte das _Betriebsrats-Schreiben. 
und stellte in einem Flugblatt die 
Forderung auf‘ 


KEINE ENTLASSUNGEN BEI 
REYNOLDS! 


REYNOLDS MUSS ALLE 
AUFLAGEN ERFÜLLEN! 


DIE SICHERHEIT UND 
GESUNDHEIT DER ARBEITER 
IM WERK UND DER WOI 

BEVÖLKERUNG SIND 
UNTRENNBAR VERBUNDEN! 


Kiorupe Mann 


Fluor für Kom 


‚Auch die Sozialdemokraten. 


sendung ‚Panoram. 
n die Ar 

von Reynofds mit der Alter 
native „Arbeitsplätze sind wich, 
Er paar Giadiolen“ 
icherlich zu machen, Und an 
Anderer Stelle sagte er in einem 
Interview: „Von schöner Um- 


1,7 Millionen Einwohner unserer 
icht leben.“ 
8.74), 


Stadt 
(zei 
Mit weicher Rücksicht 
Keit diese Sozialdemokraten aucl 
weiterhin große Industriebetricbe 
nach Hamburg locken wollen, 
erklärte Kern einige Sätze später 


„So haben wir - dank richrungs- 
weiender Technologie wie zum 
Beispiel bei Reynolds (111) und 
anderen großen Betrieben - 
durchaus noch Spielraum für di 
Ansiedlung von industriell 
Arbeitrplätsen, ohne daß. di 
Lebensqualität in unserer Stadt 
leider. “11! 

Man sollte diesem N 
einen EBIÖfTE] Fluor we 
en! 


er 
Saite 18 


BU mpuk 11 tan 


‚Arbeiterkampf Nr. 48 / August 74 


GEW nach Ma 


inz: 


wuf kaltem Wege noch bi 
‚zu zerschlagen, Als Instrument dient 


‚Hauptversammlun- 
ven“ aller Mitglieder) und die Übertragung von Gewerkschäftuauschlußvertah. 
von auf angeblich „neutrale“ Schiedakommissionen, mit denen Ausschlisse 
reibungsloser gehandhabt werden können. 


Der langfristig bedeutsamste Punkt der 
schaffung der Selbst 


it der Landesverbänd« 
„Als Gliederungen der GEW sind die Landesverbände verpf 


neuen Bundessatzung aber ist die Ab- 
Im neuen $ 7 heiht es jet; 
lichtet, diese Sat- 


einzuhalten und die Beschlüsse der GEW durchzuführen. Das undemo- 


ka 
dem Mainzer Kongreß du: 


kunft von oben nach unten zu erfolgen — 
zum Befehlsem; der 


Verfahren, mit dem die neue „Organisationsstruktur“ der GEW auf 
tzt wurde, wird damit zum Prinzip inne: 
werkschaftlicher Arbeit überhaupt erklä 


lie „Willensbildung" hat in Zu- 
‚die Basis wird nunmehr auch offiziell 
ten Gremien erklärt. Mit diesen Sat- 


zungeinderungen sell hie GEW an das snormale" DEB-Niren angepaßt wer. 
Ion. 


Bislang ist die GEW ein Kartell aus 
11 Landesverbänden, 4.h.;..die Lan- 
desverbände der GEW sind nicht ver- 
waltungsmäßige Gliederungen einer 
‚für das gesamte Bundesgebiet zustän- 
digen Zentrale, sondern selbständige 
und unabhängige Organisationen mit 
uneingeschränkter Zuständigkeit in 
den meisten verbandspolitischen und 
finanziellen, Angelegenheiten wozu 
uch der Erwerl tgliedschaft 
kehört." (Kommission für eine Neu- 
Strukturierung der GEW, Drucksache 
4 des Mainzer Kongresses.) Diese Or- 

inisationsstruktur entspricht der 

'atsache, daß laut Grundgesetz 

die Bundesländer für 
ichul- und Ausbildungswersen zustän- 
dig sind (Artikel 30, 70 und 74), in 
dem fast alle GEW-Mitglieder be- 
schäftigt sind. 

Die Begründung für die mit der 
neuen Satzung geplante Zentralisie- 
ung der GEW ist deshalb auch zu 

fig, um nicht den Verdacht zu 


der BRD) darf sich die Bundesorga- 
Alatlon ichE mehr allein auf Koor- 


Des Pudels Kern 


Weiche Aufgaben die GEW in Zu- 
kunft bundesweit „ohne Satzungs- 
bruch“ tatsächlich wahrnehmen wi, 
verrät der Hamburger GEW-Vorsitzen- 
de nach. Verabschiedung der neuen 
Satzung in Mainz ganz unverblümt 
„Wenn die GEW ihre Handlungsmög- 
lichkeiten voll verwirklichen will, so 


‚Gruppen 
oder solche, die die GEW für ihre 
‚Zwecke einspannen wollen, in 
Schranken weisen kann, und wenn 
sie Mindestbedingungen einheitlichen 
Handelns gewährleisten kann.“ (D. 
Wunder in „Die Mainzer Beschlüsse + 
Grundlage für eine erfolgreiche Wer- 
terarbeit der GEW", „HLZ" 10/74). 
Eigentlicher Zweck der Mainzer 
Beschlüsse — Abschaffung der Auto- 
nomie der Landesverbände, Abschaf- 
fung der Mitgliederversammlung. in 
Hamburg, Einführung von Schiedr 
kommissionen etc. — ist also, mit 
Hilfe von organisatorischen Maßnah- 
men eine bessere Kontrolle über die 
Mi zu erhalten, d.h. ihre noch 
vorhandenen demokratischen Rechte 

au zerschlagen und sie gegebenenfal 
au der GEW zu schmeihen Undun- 
ter „Mindestbedingungen einheitli- 
chen Handelns“ ist im Klartext stram- 
mer Antikommunismus bei allen 
GEW-Migiedern zu vomiehen. 

uch in der Vergangenhei 

‚die GEW-Fürsten z.B. in Hambus 
diesen politischen Kurs gefahren-und, 
ır konnten, die Mitglieder 
'werkschaftsfeindlichen Zie- 


n 
Satzungsbruch”, wie die GEW-Füh- 
rung ja selbst bemerkt. Gerade im 
letzten halben Jahr häuften sich in 
Hamburg diese Schweinereien (vgl. 
AK 39. 40), nicht ohne Km ing 
und Widerstand bei den Mitgliedern 
auszulösen 

Mit der neuen Bundessatzung soll 
won diese Praxis der Gewerkschaft» 
führer „legalisiert” werden. 

‚Für"diese Entmündigung der Mit- 
‚glieder und Formierung der Gewerk- 
schaft würde der Vorstand keine 
Mehrheit unter den Mitgliedern fin- 
den, Der Hamburger, Vorstand weiß 

auch aus eigener Erfahrung: trotz. 


msahver antikommunltbher Hetze 
hat er es im Aral 73 nicht geschafft, 
mit der erforderlichen 2/3-Mehrheit 
die Hauptversammlung zugunsten 
‚einer Vertreterversammlung zu liqui- 
deren, Auch de sten von lan der 
nebanen. Gewerkschaftunumchlae 
haben die (llleder nieht Det 
tat. (AK 398 


'GEW-Führer versuchen, 
Mitglieder übers Ohr zu hauen 


‚Aus diesen Erfahrungen hat die 
Gewerkschaftsführung (zu Recht!) 
geschlossen, daß eine Formierung der 
'EW nicht mit Zustimmung der Mit- 
lieder möglich ist, sondern di 
diesem Zweck das Mittel des Betrugs, 
‚ja des Bruchs der bestehenden Sat- 
Zungen notwendig ist, Erster Teil die- 
ses Manövers war der Mainzer Bun- 
und die auf ihm durch- 
gedrückten Änderungen der Bundes- 


Der rzweite T 
t zweite Teil des Plans beginnt 
mit der Behauptung der Gewerk- 
schaftsführer, die Mainzer Beschlüsse 
seien jetzt schon unmittelbar gelten- 
de Bestandteile der einzelnen Landes- 
satzungen — die Mitglieder der einzel- 
‚nen Landesverbände werden also vor 
‚lich „vollendete Tatsachen“ ge- 


ale. 
tiv schreibt der Hamburger 
Landesvorstand:,,Dieser $ 7, der vom 
‚Moment (!) seiner Annahme in Mainz 
geltendes Satzungirecht de. 
deutet für Hamburg: seit Mai 
es keine Hauptversammlung mel 
Wenn wir uns mict selbst aus der 
ee) Teu. allen "IL HL 
Ueiser für Hamburg: sel Malz 
5 keine Hauptversammlung mehr, 
wenn wir uns nicht selbst aus der 
GEN suchen wollen 1)" CHLZ" 

Hier wird schlichtweg. gelogen: 
die Mainzer Beschlüsse. sind nicht 
Satzungsrecht für die einzelnen Lan- 
‚desverbände, solange diese nicht nach 
‚dem in ihrer Satzung vorgeschrieben- 
‚en Verfahren dem zugestimmt haben! 
Der Unterschied Landesverbände 
Bundesorganisation wird hier ein- 
fach unterschlagen und der Akt der 
Abstimmung auf dem Kongress zum 
„Schicksalsschlag‘“ für die Hambur- 
‚ger Mitglieder gemacht, 

Tatsächlich ist der Versuch der 
Landesvorstände, über die Mainzer 
Beschlüsse die einzelnen Landessat- 
zungen mit einem Streich zu ändern, 
ein klarer Bruch aller bestehenden 
GEW-Satzungen. Denn nach beste. 
hendem Recht können nur die ein- 
zeinen Landesverbände, he 
Satzungen ändern und sonst niemand. 

In Hamburg z.B. müssen laut $ı 


ı Anders 
ber, Satzungsänderung zustimmen 


(8 55 der Hamburger Satzung). 

Diese Regelung entspricht noch 
am ehesten dem bürgerlichen Ver- 
einsrecht, nach dem für Satzungs- 
änderungen die Zustimmung von 
„Areiviertel (1) der erschienenen Mit- 


erforderlich“ ist (BGB $ 33,1). 
in den übrigen Landesverbänden ist 
das Recht jedes Mitglieds, unmittel- 
bar über die Satzung mitzuentschei- 
den, dadurch schon ausgehöhlt, daß 
nur 2/3 der jeweiligen Vertreterver- 
um zur Satzungsänderung 


nötig sind, 

ifieser "Verpflichtung, die Sat- 
zungsänderungen gemüß den in den 
einzelnen Landesverbinden vorgese- 
henen Bestimmungen in der Ver- 
treterversammlung bzw. Hauptver- 
sammlung zur Abstimmung zu stellen, 
wollen sich die GEW-Führer mit dem 
Hinweis auf die ‚vollendeten Tat- 
sachen‘ des Mainzer Kongreß ent- 
ziehen, Und so behaupten die GEW- 
Führer frech: „Hamburg seit Mainz 
‚ohne Hauptversammlung“ („HLZ 
vor), 

Wer dennoch an dieser „Autorität"” 
zu zweifeln wagt, dem wird mit Ge- 
werkschaftsausschluß gedroht, Wer 
Jetztalles daran setat, die Mainner Er- 


‚gebnisse in Frage zu stellen, sie umzu 

interpretieren {111} und 1977 rückgän 

‚gie zu machen, der lenkt die GEW in 

einer bildungspolitisch kritischen 5 

tation von ihren Aufgaben ab." 

(„HLZ“ 10/74) Wenn dieses „Argu- 
nicht überzeugend ist!! 


Kampf um die innergewerk- 
schaftliche Demokratie 


Viele Kollegen, gerade unter den 
aktiveren, haben sofort nach Mainz 
begonnen, „das Beste aus der Sache 
zu machen". Sie argumentieren, die 
Beschlüsse seien nun mal ehe - 
‚ohne einen Gedanken über die Recht- 
mäßigkeit und Bedeutung dieser Be- 
Sigkeit und Bedeutung dieser Be- 
schlüsse zu verlieren — und jetzt müs- 
se man „im Rahmen der vorgegebe- 


die nur „das 
will, führt" au 
ner Vorschlech. 
ierung des Kräfieterhältnisen in der 


‚Nicht verblüffen lassen I 


Obwohl der Hamburger Lander- 
vorstand eine offizielle Diskussion 
der Mainzer Beschlüsse bisher zu un- 
terbinden versucht hat, besteht offen- 
bar ein starker Widerstand in der 
Mitgliedschaft gegen den Abbau der 
innergewerkechaftlichen Demokratie, 
konkret gegen die einfach befohlene 
„Durchführung“ der Mainzer Be- 
ichlüsse, so wie sie sich der Vorstand 
denkt. Das zeigte sich unerwartet 
deutlich auf der Vertrauensleutever- 
sammlung vom 27.6. (vorletzter 


Das letzte Wort müssen die Mitglieder haben Teil2 


Wenn dann noch - sozusagen im Na- 


men der 


ie Kooperation gegen 
die Interemen der Mitglieder hinaus 
!äuft, so widerspricht dies dom Kampf- 
ziel „innergewerkschaftliche Demos 
kratie®, Hier hat man wohl zu scht 
ıf taktische Vorteile spekuliert und 
‚bei die Mitglieder der GEW völlig 
as dem Auge verloren. 

Zum anderen kann es doch nicht 
um eine „Anpassung” an die Mainzer 
Beschlüsse gehen, alo um eine „An- 
passung” an eine Politik der Unter“ 
drückung der demokratischen Rechte 
‚der Mitglieder und der rechten For- 
mierung der Gewerkschaft, 

Welchen Sinn sollshaben, mit der 
Forderung nach einer SatzungsHaupt- 
versammlung auf demokratischen 
Rechten zu bestehen und gleichzeitig. 
die Abschaffung dieser Rechte als not- 


mokratie heraushelen läufgint auen SCRUNAEN. wendige „Anpassung darzustellen ? 
Euren wenn mer nit or Man &, ro Ayepereiendsuekontrn. ir des "Armeen verhinden 
die Kraft gehabt habe, die neue Sat- jiy vor — obwohl der Vorstand ber Danach gerade die Mobilisierung 


zung zu verhindern, so müsse man sie 
jetzt halt akzeptieren. Bestenfalls kön- 
ne man auf der nächsten Bundesver- 
treterversammlung 1977 die Satzung 
wieder ändern. 

So ehrlich sich diese Kollegen auch, 
um eine fortschrittliche Ausrichtung 
der GEW bemühen mögen, mit den 
angeführten Argumenten Uunterstüt- 
zen sie objketiv das Vorgehen des 
Vorstands und schwächen den de- 
mokratischen Widerstand die 
geplante Entmündigung der GEW-Ba- 


« Diese Kollegen haben zwar recht, 
wenn sie sofort versuchen, auf die 
Be a 
a a 
lich, mit den GEW-Führern sozusa- 


reits erklärt. hatte, es gebe keine 
Hauptversammlung mehr und er sei 
jetzt das allein beschlußfassende Or- 


in. 

Alle Anträge wurden dann zugun- 
sten eines Antrages eines Mitgliedes 
der Fachgruppe Hochschulen Zurück- 
gezogen. Es heißt da:„Die Vertmau- 
ensleuteversammlung der GEW Ham- 
burg fordert den Vorstand auf, seinen 
Beschluß. vom 25,6.74 (mit dem der 
Vorstand sich selbst zur letztentschei- 
denden Instanz erklärt hatte — Anm. 
AK) unverzüglich zu revidieren und. 
alle Schritte zu unterstützen, die von 
Organen der GEW Hamburg oder 
einzelnen Mitgliedern unternommen 
werden, um eine breite Meinungsbil- 


der Mitglieder zur Teilnahme an der 
‚sewerkschaftlichen Auseinanderset- 
zung. Auch wenn man glaubt, daß 
nicht mehr drin ist als „Anpassung”, 
so ist es dennoch notwendig, den ui 
demokratischen Inhalt der neuen S: 
zungsbestimmungen und die brutale 

(politik, mit der sie durchge- 
peitscht werden sollen, anzugreifen. 
‚Andernfalls besteht überhaupt nicht 
die Chance, ‚den Widerstand in der 
Mitgliedschaft gegen die gegenwärtig. 
praktizierte Gewerkschaftspolitik so- 
weit zu entwickeln, daß sich das Kräf- 
{ererhälinis einmal entscheidend än- 

Iert. 


J dung zu Satzungafragen zu Initileren. 
gen’ um jeden Zentimenter' bei der Hauptversammlung oder 
„Interpretation“ und Umsetzung der — nntraye ana mau versammlung be- Vertreterversammlung 2 
er reg “ Herbst dieses Jahren mit dem Kalem E 
wir bezweife eser m Das opportunistische Einschwen- 

Kampl Erfolg Rat wenn man ge Tuesierdingepunkt — Batzungre zum mancher terschsitiicher Koll 

i jerstandslos bereit ist, E gen auf den Vorstandskurs in der Fra- 
ntiachen, die ai ewechut nei de var dSeiner Vertreiervorammlung macht 
Te een en ercige Senenerrinnk Und var Sm, Data dem Faaker 
gen das wahre Ziel der Mainzer Be- d&, war der Vorstand sichtlich betrof- ‚Wir schen nirgends ein Argument, 
schlüsse und ihr völlig undemokrati- fen über diese Einigkeit der demokra- 4a8 überzeugend für die Abschaffung 


sches Zustandekommen erkennt, wer- 
den die demokratischen Kräfte in der 


des Vorstandes war, die Mitglieder in 
Mainz mit der neuen Satzung zu über- 
fallen, und daß die Mitglieder sowieso. 
kaum in Main? vertreten waren. da die 
des Vorstandes war, die Mitglieder in 
Mainz mit der neuen Satzung zu über. 
fallen, tglieder sowieso, 

‚kaum in Mainz vertreten waren, da die 

Zusammensetzung des Kongresses 

vom Vorstand manipuliert war. Der 

Hanze Coup war, doch so angelegt, 

6 die Mitglieder erst mal keine 
Chance hatten, ihn zu verhindern 
Wer aber daraus folgert, man dürfe 
jetzt nicht kämpfen, rechtfertigt da- 
mit nachträglich das Vorgehen des 
Vorstands und kriecht seinem „Lega- 
ismus“ auf den Leim. 

Falsch liegen auch die „Realpoli- 
tiker“ unter den GEW-Kollegen, die 
meinen, eskomme vor allem 
darauf an, „möglichst viel an Demo- 
kratie aus’ der Satzungsänderung her- 

uszuholen®, Zu diesen „Realpoli 
kern®gehören - wie zu erwarten — 
auch die dem KBW nahestehenden 
Kollegen. Den Kampf un die Demo- 
kratie im der Gev ft von vorn- 
herein auf die taktische Frage 
kommen wir am besten mit der 
en Satzung aus? ", zu beschränken, 
bedeutet Kapitulation vor den Rechts- 
brüchen des Vorstands. 

‚Zudem is 6 eine gefährliche Iu- 
sion anzunehmen, die Mitglieder könn- 
ten ein demokratisches Wahlverfahren 
2.B. für die in Mainz dekretirte „De- 
egiertenversammlung" durchseizen, 
wenn sie vorher gegen das undemo- 
kratische Zustandekommen der „neu- 
en Satzung "nicht alle Ihre Kräfte auf- 
aufgeboten haben. Umgekehrt wird 
ein Schuh daraus: je stärker die Mit: 
‚Weder auf eine demokratische und 
rechtmäßige Entscheidung über. die 
Satzungsänderung bestehen und sie 

‚&h. also für Hi 


Pbatmmung ee ale 


hung-‚ umso eher werden sie auch, fal 
sie sich für eine „Vertreterversami 
hung“ entscheiden, eine demokra 
‚sche Zusammensetzung und ein ihren 
Interessen dienendes Wahlverfahren 
für diese Vertrejerversammlung durch- 
setzen können. 

Für illusionär halten wir es auch, 
auf Zugeständnime des Vorstanden 
zu spekulieren, sozusagen Im Tausch 

Brlgigen” Übersehen der 
heiten des Vorstands, Je- 
ı wolche „Zugestän 
ist, wird nicht nur keinen 
Blumentopf, gewinnen, vo 
schwächt auch die Kampfkı 
demokratischen Kollegen. J 


tischen Kollegen. Es blieb ihm nichts 
anderes übrig, als wieder einmal die 
„Notbremse” zu ziehen: mit Unter- 
Stützung des DKP-Provokateurs Pit 
May (der hier gegen die it se 
ner eigenen Parteigenossen agierte) 
zögerte er die Abstimmung solange 
hinaus, bis die Versammlung nicht 
mehr beschlußfühig war, da nach 
22 Uhr nicht mehr abgestimmt wer- 
den darf, Über 80 Vertrauensleute 
forderten anschließend durch ihre Un- 
terschrift eine neue Versammlung 
zum Thema „Mainz”, 
‚den darf. Uber 80 Vertrauensleute 
forderten anschließend durch ihre Un- 
terschrift eine neue Versammlung 
zum Thema „Mainz”, 
scheint auch sicher 
zu sein, daß Hamburger GEW-Mitglie- 
der über eine Unterschriftenliste (es 
hen laut 
aus) eine Hauptversammlung zur 
;ungsÄnderung einberufen und, 


‚der Hauptversammlung spricht, Wenn + 
GEW-Vorsitzender Frister die Haupt- 
versammlung als „undemokratisch” 
diffamiert, weil dort ja nur die „akt 
ven" Kollegen ihre 6 
wahrnehmen, so scheint uns das ge- 
ade für die Hauptversammlung und 
die mit ihr gegebene Möglichkeit, die 
Basis zu mobilisieren, zu sprechen. 
Eine von der Basis abgchobene Funk- 
tionärs,demokratie” wird selbst dann 
nicht besser, wenn in ihr Linke die 
Mehrheit haben — worauf einige Kol 


onärs ‚demokratie” wird seibst dann 
nicht besser, wenn in ihr Linke die 
Mehrheit haben — worauf einige Kok- 
legen anscheinend spekulieren | 

Zum stillschweigenden Fallenlas- 
sen der Hauptversammlung haben 
sicherlich die schlechten Erfahrungen 
auf Hauptversammlungen im letzten 
Jahr beigetı Hier geht, off 
sichtlich die Rechnung des Vorstan- 


falls notwendig, auch gerichtlich 
en den Vorsänd erzwingen werden. de Nu, de dies Hauptversammlun- 
Wir halten es für richtig und not- Sen chaotiskert hat um au Dan 


wendig, daß die GEW-Mitglieder mit 
allen ihnen rechtmäßig zur Verfügung 
stehenden Mitteln darauf bestehen, 
aß ausschließlich sie auf einer Haupt. 
versammlung, darüber entscheiden, 
Ob und wie die Mainzör Beschlüsse 
Teil der Landessatzung werden oder 
nicht. Wir haben daher auch die bishe- 
Figen Schritte im 
werkschaftliche, 
srzt 

Allerdings scheinen uns im bishe- 
rigen Vorgehen einige gefährliche In- 
konsequenzen 5 


stecken, 


sen", wie schlecht die 
sammlung funktioniert. Es ist aber 
eine Illusion, mit besseren Erfahrun- 
gen auf einer Vertreterversammlung 
‚ Zu rechnen, zumindest bei dem gegen- 
wärtigen Kräfteverhältnis in der Ge- 
werkschaft. 

‚Wenn sowohl die Gewerkschafts- 
führer als auch einige Linke in der 
GEW sich von der 
hung politische Vorteile ver 
‚dann ist offensichtlich eine der bar 
den Kalkulationen falsch und geht 
nicht von den Realitäten aus. Wir ver- 
muten stark, daß die GEW-Bosse rea- 
listischer sind! 


Die Bed 0 für ein Durch: 

kreuzen der der Gewark- 

sung (!) der schaftsführer scheinen uns in Ham- 
bandes Hamb, 


Stelle „die Bereitschaft zu. 
zungsreform ist von naheru allen 
Gruppen (? Jausdrücklich erklärt wor- 
den. Sowohl die Fachgruppe Gym- 
nasien als auch die Fachgruppe Hoch- 
Achulen » > > Naben der Binführu 
‚einer Vertreterverammlung_ grund- 
sätzlich zugestimmt... Der Vorstand 
sollte auf dieses deutliche Koopera- 
Honsungebot eingehen,” 

Zum einen ist es nicht wahr, daß 
'ezu allo Gruppen” einer Vertre- 
terversammlung zugestimmt hätten 
‚die Fachgruppe (iymnasien hat noch 


rade In der Frage einer 
erammlung, = die vo 

Itgliedern 
Entscheidung 
r auf einer Hauptversamm- 
lung auf diese Weise vorzugreifen, 


burg am günstiesten zu sein: die Un- 
rechtmäßigkeit des  Vorstandsbe- 
schlusses vom 25.6. — die 
smmlung für nicht mehr 
und weichzeing den Von 
allein handhungafähig zu 

Baer sat der Hand la miner Omen. 
frorenheit bat hier der Hambus 
Vorstand allzu sehr auf jeden 
schein der Rechtmäßigkeit verzichtet 
und pure Machtpolitik demonstriert, 
Allerdings müssen die Mitglie 
der Feststellung dieser Unrecht 
sigkeit 

ade ihr n. 

Wir meinen, daß ausgehend von 
Hamburg tatsichlich die Chance be- 
steht, in der Xeamten GEW. die 
Mainzer Beschlüsse zu Fall zu brin- 
gen, Das würde eine reale Demokratl- 
sierung des innergewerkschaftlichen 
Lebens bedeuten. Diesen Ziel scheint 
ung unbedingt den Venuch wert 23 

in. 


Dündniskomminson den Ki 
Gruppe Hamburg 
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Göttingen/Holtenser Berg: 


Ein Beispiel für den „sozialen Wohnungsbau” im Kapitalismus 


In den letzten Jahren — besonders 1973 — hat sich die Wohmungssltuation der 


‚Arbeiterklasse und der gesamten Bevölkerung mit nieds 
1 der einen Seite werden D 


ter verschlechtert‘ 


Einkommen wei- 
hrsgünstig gelegene 


Altbauwohnungen „wegsaniert”, um Büros, Geschäften oder Eigentumswoh- 


Platz zu machen. In Göltingen 2 


haben wir statt Wohnu 


jetzt 


Hertie und die Gothaer Versicherungen in der Innenstadt, damit Göttingen zu 
einer „Einkaufsmetropole in Südniedersachsen” wird. Auf der anderen Seite 


werden kaum noch Sozialwohnungen gebaut w. 
Mittel bei einem enormen Anstieg der Bau- 
sozialen meh, 


/ohmunpaban aber steigen 
beiter schon die Hälfte des Lohns für Miete, 


fehlen, und die B 


‚zu leiden. Unter diesen Bedingungen sind 


:n in Verhandlungen mit der 5 


‚Kürzung der Öffentlicher 
Bodenpreise. Die Mieten im 
mittlerweile müssen viele Ar- 


‚gegen die dauernde 


entstanden, die angefangen haben, einen Abwehrkamj 
Verschlechterung ihrer Vabensbedingungen zu führen, In den meisten Fällen 
loch , diesen Miet 


die Spitze zu brechen durch 


itverwaltung, den Wohnu 
selschaften und den Parteien oder durch kleine Zugertändnime. Dort; wo das 


nicht mehr gelingt und die Bi 
relativ breit ist wie z. 


Wohnungsnot und Wohnraumzer- 


wutzes soll von vornherein verhindert wer- 


den, daß die Arbeiterklasse daran geht, in allen gesellschaftlichen Bereichen 


Die Lage der Mieter auf dem 
Holtenser Berg 


Der Holtenser Berg, eine Sied- 
lung im Sozialen Wohnungsbau, ca, 
5 km von der Stadtmitte entfernt 
wurde ab 1967 bebaut — großkot- 
zig als „Demonstrativbauvorhaben 
des Bundesministers für Raumord- 
mung und. Städtebau angekündigt, 
Die Bauleitung hatte die "Niedersich- 
sische Heimstätte'; Bauherr war die 
Städtische Wohnungsbau GmbH Göt- 
ngen, „eine stadtelgene, „gemein- 
nltzige" Wohnungsbaugesellschaft , 
und die "Volksheimstätte, 

‘Von Anfang an war die Unruhe 
unter den Mietern sehr groß: wegen 
Baudreck und Baulirm, wegen 
fehlender Kindergärten (erst, seit 
1973/74 gibt es zwei) und schlech- 
ter Spielplätze, und weil es zunächst 
kein Einkaufszentrum gab. Außer- 
dem liegt die Siedlung ziemlich dicht 
an der Autobahn Hannover-Kassel 
und seit Herbst 1973 Ist der neue 
‚Autobahnzubringer eröffnet, der di- 
fekt (in $ m Abstand) an den erst 
Häuserblocks der Europaallee vor! 

ht. Der Lärm ist unerträglich, die 
Wohnungen haben nicht einmal Dop- 

fenster. Im April 1974 ist zwar ein 
9m hoher Erdwall direkt vor den 


Wohnungen haben nicht einmal. 

fenster. Im April 1974 ist zwar ein 
Sm hoher Erdwall direkt vor den 
Häusern aufgeschüttet worden, aber 
der bringt natürlich keinen Lärm- 
schutz, 

Jetzt streiten sich die NILEG (ehe- 
mals Niedersichsische Heimstätte) 
und die Stadt darum, wer Schuld 
an dieser Fehlplanung hat und den 
‚notwendigen Lärmschutz bezahlen 
soll, Vor allem aber die Mieten im 
„sozialen“ Wohnungsbau machen 
fast allen Mietern stark zu schaffen: 
seit 1969 haben sie sich schon vier- 
mal erhöht. Mittlerweile kostet eine 
*Zimmerwohnung von 86 qm 
DM 471,- mit Heizung (1968 noch 
DM 353,-). (in den Großstädten 
sind die Mieten zwar noch höher 
aber in Göttingen sind die Löhne 
auch niedriger.) Die meisten Mieter 
ıaen, den sl doch nicht mehr „3 
Fr © argumentieren "der 
Stadirat und die Sthdtische Woh- 
nungsbau mit. der „Kostenmiete”; 
Es gibt keine festen Richtsätze mehr 
für die Mieten, sondern sie richten 
sich nach den Bau- und Instandhal- 
tungskosten. Jede Erhöhung -— vor 
allem die Erhöhung der Hypotheken- 
Zinsen durch die Banken — wird auf 
die Mieter abgewälzt, Der „soziale” 
Wohnungsbau dient also dazu, die 
Profite der Daukapitalisten und Ban- 
ken zu sichern. Und schließlich be- 
dee die „Kostenmiel 
, daß die Wohnu 
schaft keinen Profit macht: Ba it le 
Siglich festgelegt, daß sie nur 4% Ge- 
'winn ausschöiten darf, während der 
restliche Gewinn neu Inventiert wer. 


‚den muß, 

Der Profit ist verschleiert In Ko- 
.n wie „‚Mietausfallwagnis", „In- 
standhaltungskosten” —_wrw. Die 
Städt, Wohnungsbau hatte 1972 
Rücklagen und Rüokstellungen von 
©a. 4 Mio. DM, und sie hat beispiels 
weise in Göttingen-Celsmar 24 Kigen- 
tumswohnungen gebaut. Wovon 


! 
"OD Neue Heimat It Immerhin 


‚hmen. 


vi der Mieter 


mit dem Prinzip det „Kostenmiete” 
de größte Wohnungaugesiischaft 
Europas geworden. Die Arbeiterklas- 
se aber bezahlt die Wohnungen doj 
pelt und dreifach: zuerst bauen 
Arbeiter die Häuser, dann werden 
aus ihren Steuermitteln die Darlehen, 
und Zuschüsse für den sozialen” 
Wohnungsbau finanziert (ebenso das 
Wohngeld) und dann dürfen sie auch 
noch ein Drittel bis die Hälfte des 
Lohns für die Miete draufzahlen. Eine 
ändere Wahl als teure Sozialwoh- 
nungen haben die Mieter kaum: die 
Göttinger Wohnsituation ist kata- 
strophal. 2000 Menschen stehen a+ 
ein auf der Warteliste für Sozial- 
bauwohnungen. Die Hausbesitzer in 
‚der Innenstadt reißen lieber die bi- 
ligen Wohnungen ab oder machen 
Studentenzimmer daraus — nach 
dem Motto: Familien raus, Studen- 
ten rein, — weil das mehr einbringt. 
Dazu kommt noch die Belegungs- 
praxis bei Sozialbauwohnungen: 
'@die Stadt hat ein Belegungsrecht 
Tür städtische Angestellte; 


einige Betriebe, wie z.B. das Max- 
Plancknstitut haben Wohnungen 
gemietet 


@Leute mit „Eigenmitteln” bekom- 
men bevorzugt eine Wohnung. 
„Das sind ganz bewußt eingesetzte 

@Leute mit „Eigenmitteln” bekom- 

‚men bevorzugt eine Wohnung. 

Das sind ganz bewußt eingesetzte 
Mittel, um eine „gesunde soziale 
Mischung” der Siedlungen zu errei- 
chen und damit reine Arbeitervier 
tel zu verhindern. Diese Methode 
wurde von Anfang an beim Aufbau 
des „sozialen“ Wohnungsbaus nach 
45 angewandt, weil die Kapitalisten 
aus den Erfahrungen der Weimarer 
Republik gelernt hatten und die rei 
nen Arbeiterviertel als „Unruheher- 
de” kannten. 

Was auf sie zukommt, haben die 
meisten’ Mieter beim Einzug auf dem 
Holtenser Berg nicht gewußt: nicht 
nur sndig steigende Mieten, son- 
dern auch fehlende soziale Kontakte 
und Isolation. In den alten Wohn- 
Vierteln kannten sich die Mieter zum 
Teil schon über Jahrzehnte und 
konnten sich gegenseitig helfen, 
Jetzt haben sie zwar besser ausge: 
stattete Wohnungen, dafür aber ken- 
nen sich die Leute In den Hochhäu- 
sern kaum, Die Wohnungen sind au- 
weise so hellhörig, daß 

t zwischen den 
Mietern kommt. Besonders zwischen 
den Rentnern und den kinderrer- 
chen Familien besteht eine tiefe 
Spaltung, die auf jeder Mieterver- 
sammlung aum Ausdruck kommt. 

Die Ursachen dieser Spaltung lie: 

:n darin, daß im Kapitalismus die 

läuser nicht nach den Bedürfnissen 
der Mieter, sondern nach den Profi- 
interesen gebaut werden 

Den „Luxus” des Wohnens im 
sozialen” "Wohnungsbau muß sich 
die Arbeiterfamilie mit dauernden 
Überstunden, Mütterarbeit, ungend- 
sender Betreuung der Kinder usw 
erkaufen, Die Schichtarbeit, Hausar 
beit und Famillenpflichten und vor 
allem die totale Überarbeitung mı 
chen ein Zusammenkommten der 
Mieter schr schwierig und erst recht 
ine kontinuierliche Arbeit 

Im folgenden soll an einigen Bei 
spielen die Arbeit des Mieterkreisen 


untersucht werden und dabei beson- 
ders die Politik der „Göttinger Be- 
triebszeitung” (eine kommunistische 
Gruppe, die inzwischen zum KBW 
gehört) und unser eigenes zaghaftes, 


unselbständiges 
siert werden. 

‘Von uns aus wurde bis vor kur- 
zem keine selbständige Stadtteilar- 
beit (Verkauf des ARBEITERKAMPF, 
eigene Untersuchungsarbeit) am Hol" 
tenser Berg gemacht. Auch die GBZ 
beschränkte sich fast nur auf eine 
Arbeit im Mieterkreis. Der Mieter 
kreis selbst versuchte in der Haupt 
sache, über die Organisierung von 
Mieterversammlungen _ und durch 
Flugblätter ein gemeinsames Vorge 
hen gegen die dauernden Mieterhö 
hungen zu erreichen. 


Herangehen kriti - 


Der offene Brief 


‚Ausgangspunkt für die Gründung 
des Misterkreises war die erneute 
Mieterhöhung vom 3.4.1973, die mit 
der Erhöhung der Hypöthekenzinsen 
durch die Städtische Sparkasse, Er- 
höhung der Betriebskosten und Er- 
höhung der Wasserpreise durch die 
Stadtwerke begründet wurde. Das 
waren bei einer 4-Zimmerwohnung 
z.B. DM 25,-. Die „Göttinger Be- 
triebszeitung‘” (GBZ) rief in einem 
Extraflugblatt dazu auf, sich diese 
Mieterhöhung nicht mehr gefallen 
zu lassen, eine Versammlung einzube- 
rufen und ein Aktionskomitee zu 
gründen. Einige Mieter (Arbeiter , 
Angestellte, Studenten) setzten sich 
daraufhin mit der GBZ zusammen 
und schrieben ein Flugblatt, auf 
dem die Mieterhöhung für unberech- 
tigt erklärt wird und die Mieter be- 
fragt werden, ob sie mit der Mieter- 
höhung einverstanden sind. Der grö- 
$te Teil der Mieter der städtischen 
Wohnungsbau war nicht eiaverstan- 
den mit der Erhöhung. Der Mieter- 
kreis rief zu einer Vollversammlung 
auf, zu der ca. 75 Mieter kamen. 
Dort wurden folgende Forderungen 


aufgestellt: 
AS sei zu einer vunversammsung 


auf, zu der ca. 75 Mieter kamen 

Dort wurden folgende Forderungen 

aufgestellt 

1. sofortiger Mietstopp, keine weite- 
fen Mieterhöhungen mehr; 

2. sofortige Aufhebung der $- und 
15-Jahresklausel im Mietvertrag; 

3. mehr Sozialwohnungen; 

4 nicht eine Kostenmiele, sondern 
eine Miete, die sich nich dem 
Einkommen richtet, ist sozial; 

5. Wahl eines Mieterrates, der die 
taisichliche Interesenvertretung 
der Mieter ist. Der Mieterrat muß 
sich eine eigene Satzung geben kön- 

6. als Nebenforderungen wurden 
aufgestellt: mehr sozlale Einrich- 


‚on Ruhebänken für 
ältere Leute; 

mehr und qualitativ bessere Kin- 

derspielplätze; 

Überdachung der Bushaltestelle 

Es wurde beschlossen, einen offe. 
nen Brief an die Städtische Woh- 
nungsbau, das Sozialministerium und 
und die Parteien zu schreiben, der 
von möglichst vielen Mietern des 
Holtenser Berges unterschrieben ist, 
und einen Infostand am Holtenser 
Berg zu machen. Gleichzeitig wurde 
der Mieterkreis um mehrere Mieter 
erweitert und von der Vollversamm- 
hung dazu aufgefordert, den offenen 
Brief zu formulieren und den Info- 
stand und die Öffentlichkeitsarbeit 
zu machen, Die Unterschriftensamm- 
hung hatte ziemlichen Erfolg: von 
‚den 685 Mietparteien des Holtenser 
Berges unterschrieben ca. 500 den 
offenen Brief. Aber die Arbeit 
dem offenen Brief fehlte. Es reicht 
ja nicht, Forderungen an die Wohr 
nungsbau und die Parteien zu stellen, 
die von 500 Mietern unterstützt wer. 
den, sondern es kommt gerade de 
rauf an, an den Interessen der Mie- 
ter eine breite politische Diskumion 
über die Ursachen der dauernden 
Mietsteigerungen. die Funktion des 
„sozlalen” Wohnungsbsus und die 


Politik der bürgerlichen Parteien zu 
entwicklen. In diesen Fragen im 
Mieterkreis und unter den Mietern 
politische Klarheit zu schaffen, wäre 
Insbesondere die Aufgabe der Kom- 
munisten gewesen, auch gegenüber 
der Angst einiger Mieter, der Mieter- 
kreis könnte „zu politisch” werden 
und sich damit Isolieren. Dagegen 
hätten wir anhand der Erfahrungen 
mit dem offenen Brief zeigen müs- 
sen, daß unser Gegner (die Woh- 
nungsbau, der Rat, die Parteien) 
Politik machen, und zwar gegen die 
Mieter, und daß) die Isolation so ei- 
ner Mleterinitiative nur durch Infor- 
mation über jeden kleinen Schritt, 
durch eine breite Einbeziehung der 
Mieter in die Arbeit und die 
ierung von Hausversammlungen, Ge- 

riche mit den Nachbarn usw. zu 
überwinden ist 


Wie die SPD die Interessen 
‚der Mieter vertritt ” 


Die Wohnungsbau antwortete auf 
den Offenen Brief mit dem lapidaren 
Hinweis, daß die Mieten durch das 
Wohngeld im wesentlichen „einkom- 
mensgerecht” seien. (Bin jlohn bei 
den niedrigen Wohngeldsätzen, abge- 
schen davon, daß das Wohngeld eine 
Trfikdchering für die Hausentser 
sw. 

Die SPD lehnte die Forderung 
nach _einkommensgerechter Miete 
rundweg ab, bot aber ein Gespräch 
mit dem Mieterkreis über „Mitbe- 
stimmung” an. Der Mieterkreis soll 

Modell für Mictermitbestim- 
entwickeln und sich daran 
totlaufen. Diese Taktik der SPD zu 
enthüllen, wäre Aufgabe der Kom- 
munisten gewesen. 

Im Mieterkreis. selbst herrschte 
ziemliche Hilflosigkeit. Es wurde hin 
und her diskutiert: wie können wir 
mehr Mieter ansprechen? In jedem 
Flugblatt stehen Appelle wie: „. Ge: 
meinsam sind wir stark“, „nur wenn 
wir weiterhin zusammenhalten, kön- 
nen wir etwas erreichen.” Die spon- 
tane Bewegung unter den Mictern 


"sing aber schon wieder zurück: auf 


der zweiten Mieterversammlung wa- 
Ten nur noch 50 Mieter. 
“ Nach einer kontroversen Diskus- 
sion stimmte der Mieterkreis dem 
Gespräch mit der SPD zu - allerdings 
nur offen vor den Mietern und über 
die Forderungen des Offenen Brie- 
fes. Es zeigte sich, daß der Mieter- 
kreis keine einheitliche politische 
Perspektive entwickelt hatte. Natür-: 
lich sind die politischen Vorstellun- 
gen in so einem Gremium sehr unter- 
Schiedlich, deshalb muß eine offene 
Auseinandersetzung an den Proble- 
DEN nd ie polilischen Vorstellun- 
gen in so einem Gremium schr unter- 
SChiedlich, deshalb muß eine offene 
Auseinandersetzung an den Proble- 
men der Mieter geführt werden und 
vor allem der Standpunkt der Arbei- 
terklasıe zum Ausdruck gebracht 
werden, in diesem Fall über die Ein- 
Schätzung der SPD. Wenn man aber 
ie die CBZ auf eigenständige Ap- 
latlon und Propaganda verzichtet, 
leistet man entweder eine vollkom- 
men abstrakte Kritik oder weicht 
Opportunistisch Zurück - aus Angst 
sth zu _Wolleren. Die Folgen 
keine klare politische Vorbereitung 
der Diskussion, lediglich Sammlung 
von Einzelargumenten. Die SPD kam 
natürlich mit ihren Sachzwangargu- 
menten wie „Kostenmiete” 
suchte, die Mieter durch eine 
mische Diskussion über 
schaftliche Probleme” 
tern. Ihre besondere Taktik war die, 
jede Frage aus dem politischen Zu- 
sammenhang zu reißen, als Einzel- 
problem darzustellen und den Frager 
Zu isolieren 
Schließlich entlarvte sich die SPD 
allerdings selbst, als Ratsherr Kahl- 
weit sagte, eine am Einkommen di 
Hauptverdieners orientierte Miete sel 
ungerecht, dann würden die Familien, 
wo alle Familienmitglieder arbeiten, 
{rotz des hohen Familieneinkommens 
eine niedrige Miete bezahlen. Dazu 
brachte er folgende Zahlenbeispiele 
daß der Mann 2000 DM verdiente, 
die Frau 1500 DM. Daraufhin brach 
natürlich ein Strum der Empörung 
os: Ex sollten sich mal alle melden, 
die soriel verdienten, woher Herr 
Kahlweit denn seine Beispiele nahm 
usw. Ein welteres Beispiel arbeite 
feindlicher Unverschämtheiten w. 
die Behauptung, die Frauen würden 
nicht wegen der hohen Miete arber- 
ten gehen, sondern weil sie sich 
emanzipieren wollten oder zu Hause 
nichts zu tun hätten, Diese Selbnt 
entlarvung der SPD haben wir aber 
nicht aufgegriffen, um die Reform- 
versprechen der SPD zu entlarven. 


und den Zusammenhang zu ihrer Po- 
litik gegen die Arbeiterklasse aufzu- 
zeigen, Die GBZ hat die Mieterver- 
sammlung nachträglich sogar in einen 
Sieg ümgemünat, Nr. 44: „Holtenser 
Berg-Mieter entlarven SPD’Stadträte‘; 
Der ganze Bericht geht auf die 
Schwierigkeit der Arbeit überhaupt 
icht ein, sondern betreibt Jubelpo- 
tik. Besonders bezeichnend Ist die 
Selbsteinschätzung des Mieterkreise 
„Der Mieterkreis hat den Kampf de 
ieter gut organisiert: er hat 3 Mi 
terversaämmlungen abgehalten. Er hat 
den Unmut der Mieter in einem 
Offenen Brief mit 6 Forderungen 
zum Ausdruck gebracht, der von fat 
allen Mietern unterschrieben ist und 
vor allem: er informierte die Mieter 
dauernd über seine Arbeit und macht 
ihnen immer wieder klar, daß nur 
durch gemeinsamen Kampf etwas zu 
erreichen ist. Well er nicht losgelöst 
von den Mietern arbeitet, wird er 
auch von ihnen unterstützt Die Mie- 
ter selbst verteilen Flugblätter und 
helfen bei der vechnischen Arbeit. Al- 
lerdings dürfen si sich jetzt nicht ein- 
‚mn lassen von den schönen 
Worten von Herbert Rössig und den 
SPD-Stadträten.” Hier zeigt „sich der 
Ökonomismus der GBZ lupenrein: 
Anheizen der spontanen Bewegung, 
keine Einschätzung der konkret 
Bedingungen, Hauptsache, es wird 
was gemacht, dann klappts schon. 
Schließlich verschleiert die GBZ völ- 
lig, daß der Mieterkreis meistens 
stellvertretend gehandelt hat und sich 
‚eben nicht auf die Mieter gestützt 


Die Städtische Wohnungsbau hat von 
Anfang an versucht, die Arbeit des 
Mieterkreises zu verhindern. Sie ließ. 
besonders unter den alten Leuten ver- 
breiten, daß Leute, die im Mieter- 
kreis mitarbeiten aus den Wohnun- 
gen fliegen. Als der Mieterkreis in 
der Wohnung der Kirchengemeinde 
zweimal in der Woche Mietenprech, 
in Kündigung wegen „Unlerenni: 
it Künc wegen „Unterverm; 
tung”. Auch der Bauwagen, den der 
Mieterkreis sich dann als Kontakt- 
Biro beschafft hatte, wurde mit der 
Begründung, daß er auf dem Bau ge- 
braucht würde, von der Baufirma 
weggeschafft. Er stand dann wochen- 
unbenutzt herum. Schließlich 
schickte die Wohnungsbau am 12.7.73 
einen Rundbrief an alle Mieter, in 
dem sie dem Mieterkreis Lügen, Un- 
terstellungen und falsches Zahlenm: 
terial vorwarf. Durch „Argument 
wie, das Institut für Bauforschung sei 
zur Überwachnung eingeschaltet ge- 
sie Ta sales dä 
terial vorwarf. Durch ;,Argumente" 
wie, das Institut für Bauforschung sei 
zur Überwachnung eingeschaltet ge- 
wesen und die Baukosten seien durch 
öffentliche Ausschreibungen ermit- 
telt worden, versuchte sie die Ta 
sache zu verschleiern, daß die Städ- 
tische Wohnungsbau über die „Kosten- 
miete” die Profite der Baukapita- 
listen mitfinanziert hat. Erst auf 
diesen Brief antwortete der Mieter- 
kreis öffentlich, und kennzeichnete 
den Rundbrief der Wohnungsbau als 
Spaltungsversuch. Gegen alle anderen 
Angriffe der Wohnungsbau aber hatte 
der Mieterkreis nichts unternommen. 

In einer Kritik am der Arbeit des 
Mieterkreises wurde ansatzweise er- 
kannt, daß zu einer Verbreiterung 
‚der Basis notwendig ist, stärker an 
die Mieter heranzulreten, z.B. über 
Hausversammlungen und iche 
mit den Nachbarn, Dieser Ansıtz 
wurde nicht konsequent genug voran- 
getrieben, sodaß die Resignation über 
über die Zersplitterung der Mieter 
sich durchsetzte. Hier zeigt sich wie- 
der, daß es falsch ist, sich als Kom- 
munist auf eine Arbeit im Mieterkreis. 
zu beschränken. Dadurch haben wir 
viele Mieter nicht erreicht und konn- 
ten die Lage der Mieter nur über die 
Teilnehmer des Mieterkreises  ein- 
schätzen. 

‚Auch andere richtige Anshtze In 
der Arbeit des Mieterkreises - wie 
eine Informationsveranstaltung zum 
neuen Wohngeldgesetz - wurden nur 
halbherzig angegangen und standen 
nicht im Zusammenhang einer kon- 
nulerlichen Arbeit. 


Die Erpressung der Ölkonzerne 
und die Heizkostenerhöhung 


Einen neuen Aufschwung nahm die 
Arbeit des Mieterkreises Im Novem- 
ber 73, als die Suldtische Wohnungs 
bau die Erpressung der Ölkonzerne 
zum Anlaß nahm, eine Heizkosten- 
erhöhung um bis zu 50% anaukün - 
digen, auch für die zu BO mit Gas 
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tenser Berg, Auf diesen erneuten An- 
it auf die Wohnbedi n hin 
rte der Mieterkres drel Mieter 
versammlungen zum Thema Heiz- 
kostenerhöhung durch. Es wurde ver- 
sucht, über, die Hintergründe der s0- 
‚nannten Ölkrise Klarheit zu schaf- 
len und Gegenmaßnahmen gegen die 

Heizkostenerhöhung zu beraten. Al- 
lerdings gab ex in dieser Frage Kon- 
troversen Im Mieterkreis — beson- 
ders über die Notwendigkeit der po- 
tischen Diskussion: ein Teil der 
Mitarbeiter des Mieterkreises vertrat 
die Ansicht, daß es nur um die Miete 
singe, die politischen Zusammenhän- 
Buyiren vollkommen unwichtig 

se Kontroverse wurde aber haupt- 
sächlich zwischen den Intellektuellen 
{m Mieterkreis diskutiert und führte 
nicht zu stärkerer Klarheit, sondern 
wurde als Geplänkel zwischen Inte- 
lektuellen aufgefaßt. 

Zu den Mieterversammlungen ka- 
men zwar weniger Mieter als im Som- 
mer, sie waren sich aber 2,T. darüber 
klar, daß es nichts hilft, Appelle an 
‚die änderen Mieter zu richten, mitzu- 
machen, sondern daß die entschlos- 
senen Mieter sich Maßnahmen über- 
legen müssen und die anderen Mieter 
dafür zu gewinnen. Als einzige Möglich- 
keit, überhaupt etwas durchzusetzen, 
wurde der Mieterstreik bzw. die Über- 
weisung der Miete auf ein Sperrkon-ı 
to diskutiert. Als erster Schritt hier- 
zu wurde beschlossen, die Einzugs- 
ermächtigung zurückzuziehen. Diese 
beinhaltet nämlich, daß die Woh- 
nungsbau berechtigt ist, jede Miet- 
erhöhung automatisch vom Konto 
‚des Mieters abzubuchen, d.h. daß ei- 
ne Mietverweigerung nicht möglich 
ist. Die Aktion zur Zurückziehung 
der Einzugsermächtigung wurde kol- 
lektiv durchgeführt. Die Mitarbeiter 
des Mieterkreises und andere Mieter 
des Holtenser Berges gingen durch 
alle Häuser mit zwei Unterschriften 
listen: a) zur Kündigung der Ein- 
zugermächtigung  ) zum, Wider- 
spruch gegen.die Heizkostenerhöhung, 
Der. Erfolg war recht gut: 157 Mie- 
ter zogen ihre Einzugsermächtigung 
zurück. Auch die Mieter der Volks- 


In Bremerhaven und Bremen müssen 
Schüler an den Grund- und Haupt- 
schulen „enger zusammenrücken”, 
So umschrieb die „Nordsee-Zeitung” 
den Plan des Bremer Bildungssena- 
tors Moritz Thape (SPD), die Klas- 
senfrequenzen an diesen Schulen auf 
die von der „Kultusministerkonfe- 
renz" festgelegte „Meßzahl” von 33 
Schülern je Klasse „auszufahren”. Als 
Ziel dieser Maßnahme wird von den 
bürgerlichen, Bildungspoliikern die 
Behebung des akuten Lehrermangels 
in diesem Schulbereich angegeben, 
indem sie durch Klassenzusammenle- 
rungen u. Lehrer einsparen wollen. 

atsächlich verbirgt sich hinter dieser 
Maßnahme ein direkter Angriff auf 
die schulische Situation der Grund- 
und Hauptschüler. 


Die Funktion 
hoher Klassenfrequenzen 


„Die Schule ist kein gesellschaft- 
licher Freiraum’ und kann cs nie- 
mals sein. Schulfragen sind letztlich 
Machtfragen. Die bürgerliche Schule 
ist durch die Klassenherrschaft der 
Bourgeoisie bestimmt. Dies bedeutet 


reak- 
tionäre Bildungsinhalte, die der 
Volkmrerdummung und ‚aufhetzung, 
nicht aber der Volksbildung und -auf- 
klärung dienen; Unterdrücku: 
Arbeiterklasse von frühester Kind- 
heit an.“ (ARBEITERKAMPF Nr. 24, 
Deu, 72). 

Ein wirksames Mittel zur Unter- 
dröckung der Arbeiturkinder sind 
überfüllte Klassen und hohe Klassen- 
frequenzen. Von der bundesdeut; 
chen _„Kultusministerkonferenz” 
(KMK) würden die dementsprechen- 
‚den Meßzahlen für die Klamenstärken 
festgesetzt 

rund und Hauptschulen: 33 
Schüler je Klame; Realschulen 30: 
Gymaaslamı S16..Kame 33, 7-10. 
Klasse 30, 11.13. Klasse 20. Diese 
Meßzahlen zeigen gleichzeitig die Er- 
wartungen der Kapitalisten auf, die 
diese in das Ausleseverfahren in der 
bürgerlichen Schule stecken. 

ib diese „Aussortierung” bereits 
in der Grundschule beginnt und vor 
allen den sozialen Aufstieg von An 
‚gehörigen der Arbeiterklasse verhin- 
dert, ist nicht ein Produkt des Zu 
falls’ oder einer „angeborenen niedri 
‚geren Intelligenz” der Arbeiterkinder, 
wie uns bürgerliche Politiker vor al 
kem von der CDU immer wieder wew- 
zumachen versuchen, sondern das Br 
gebnis des bürgerlichen Bildungs- und 
Ausbildungswesens 

In den unteren Klassen des Gym- 
s besteht zwar noch ein re- 


heimstätte (eine andere Wohnungs- 
baugesellschaft auf dem HB) machten 
mit. Sie sollten sogar 100% mehr 
Heizkosten bezahlen. 

Diese Aktion der Mister wurde 
ao Sta klarer und kon 
hurchgeführt als die Arbeit mit dı 
Offenen Brief, En 
Zeitweise kamen auch neue Mieter 
zum Mieterkreis. Diese positiven An- 
sätze — wie z.B. die Einbeziehung 
von anderen Mietern in die Arbeit 
-  verführten allerdings zu einer 
Überschätzung der eigenen Kräfte 
und einer Unterschätzung der Woh- 
nungsbau, Diese reagierte prompt mit 
einem Rundschreiben an alle Mieter, 
die die Einzupermichtigong zurück“ 
gezogen hatten. Darin behauptete sie, 
daß etliche Mieter die Unterschrift 
unter flaschen Voraussetzungen ge- 
geben hätten, daß die Unterschrift 
‚Ohne die Angabe der EDV-Nummer 
ungültig sel usw. Das Ziel der Woh- 
nungsbau ist klar; die Mieter spalten, 
jede noch so schwache Bewegung 
im Keim ersticken, Die Taktik: die 
Mieter individuell verunsichern, durch 
Lägen, Verdrehungen, unklare For. 
mulierungen. Der Mieterkreis ant- 
wortete nur mit einem kurzen un- 
klaren Flugblatt, in dem gesagt wur- 
de, daß die Wohungsbau spalten 
will und daß die Unterschriftenliste 
trotzdem gilt. Die politische Bedeu- 
tung, diesen Angriffes war also nicht 
klar, hier haben besonders die Kom- 
munisten ihre Aufgabe nicht wahrge- 
nommen. Es wäre notwendiggewesen 
aufzuzeigen, daß es sich um eine vor- 
beugende Maßnahme der Wohnungs- 
bau handelt und nicht um eine Re- 
aktion der Schwäche (wie ein Ge- 
mosse der GBZ meinte), und den 
Zusammenhang zu den anderen Spal- 
tungsversuchen der Wohnungsbau her- 
zustellen. Zweitens hätten wir zu al- 
ien Mietern noch einmal hingehen 
müssen, über dieses Spaltungsmand- 
ver diskutieren und klarstellen, daß 
au Kastipung dr Biszapesmlchti 
gung nach wie vor gilt. Die Folgen 
Glen falschen Vorgehens waren wie. 
der Resignation, die Entschlossen- 
heit war verpufft. Das wurde unter- 
stützt dadurch, daß die Wohnungs 
bau die Erhöhung der Heizkosten- 
pauschale vorläufig zurückzog, um 


klei 


lativ hoher Anteil von Arbeiterkin- 
dern (etwa 15 - 20 %), doch bis zur 
‚Oberstufe hat sich der Anteil der Ar- 
beiterkinder halbiert (auf 7-10 %). 

Zur Funktion hoher Klassenfre- 
quenzen und der bürgerlichen Schule 
überhaupt gehört die gezielte Unter- 
drückung der Arbeiterkinder und da- 
mit der Arbeiterklasse überhaupt. In 
einer Schule, die in jeder Beziehung 
auf die Interessen der Kapitalisten 
zugeschnitten ist, kann es für die Ar- 
belterkinder und’ die Kinder der übrr- 

Werktätigen keine Chancengleich- 
feit geben, wie sie von den bärgerli 
‚chen Bildungspolitikern immer wie- 
der beschworen wird. 


Fortschrittliches Schulwesen 
in Bremerhaven ? 


Von den Bremerhavener SPD-Bil 
dungspolitikern wird immer wieder 
betont," daß „Bremerhaven — was 
die fortschrittliche Schulpolitik be- 
mifft - wieder die Spitze in der 
Bundesrepublik einnehmen” wird, 
daß der weitere „Ausbau des fort: 
schrittlichen Schulwesens in Bremer- 
haven” vorangetrieben werde (so im 
„Halbzeit-Bericht” der SPD-Stadtver- 
rdneten-Fraktion, Herbst 73). Doch 
wie sieht diese „ganz günstige Sirun- 
tion“ ) aus? 

Die Situation im Bremerhavener 
und Bremer Schulwesen ist — wie in 
den anderen Bundesländern auch 
durch akuten Lehrermangel, überfüll- 
1 Klasse, Raumnot u.a. gekonnzeich, 

au 
net,, Um den akuten, Raupmangel 


chul 
Bee ieh sich der SPD-Magistrat 


was ganz „Neues“ einfallen: für 
EYE ofaf Obere Schulen erichte- 
te er sogenannte „Mobilklassen”, 
wkastenverfähren aufge“ 
stellte Klassenräume, in die die Schö- 
ier ausweichen mußten. „Allerdings 
änderte auch diese mit viel Publicı- 
ty in Angriff genommene Maßnah- 
daran, daß in den dicht- 
bewohnten Stadtteilen Bremerha- 
vens — vor allem Arbeiterviertel 
mitunter über 40 Kinder in einer 
Örundschulklasse saßen. Die durch 
schnittliche Klassenfrequenz betrug 
hier 36 » 38 Schüler je Klasse, wäh 
rend sie im Stadtrandgebiet bei 25/26 


lag. wodurch Wie als einzig im Bun- 
desgebiet dastehende' — #0 die SPD- 
Bildungspoltiker Klassenfre 


quenz von 29,3 Schüler je Grund- und 


die Frhöhung der Heizkosten erst am 
Ende des Jahres abzurechnen. Die 
Heizkosten erhöhen sich also trotz- 
dem, nur nicht sofort. Das ist kein 
Ft, der Mieter, wie die GBZ in 

t „KVZ’-Ortsbeilage schrieb, son- 
dern"eine bewußte Takik der Woh- 
nungsbau, _ zur Verhinderung des 
Kampfes gegen die Heizkosteherhö- 


hung, 
bisher letzte Aktion des Mie- 
terkreises mit. Vertretern der Woh- 
nungsbau, auf der eine Offenlegung 
der Heizkostenkalkulation verlangt 
wurde, ging von falschen Voraus- 
setzungen aus; in einer Situation der 
Schwäche ohne breite Vorbereitung 

solche Versammlung nur 
zur Isolation der fortschrittlichen 
Kräfte und verstärkt im Endeffekt 
die Resignation noch, Genau das war 

al 


Die selbständige Agitation und 
Propaganda im Stadtteil 
entwickeln 


sich in der gesamten Arbeit 
ieterkreises gezeigt hat, ist die 
mangelnde Klarheit über die Bedin- 
gungen im Stadtteil heute, eine fal- 
sche Einschätzung des Kräfteverhält- 
isses. Die Arbeit war dementspre- 
‚chend spontan und aktionistisch und 
führte zu Hilflosigkeit gegenüber den 
tatsächlichen Aufgaben: die Schaf- 
fung politischer Klarheit an jedem 
keinen, Beispiel wurde vernachläis 

it und eine geduldige langwieri 
Überzeugungsatbeit in einzelnen Ge- 
sprächen und in Mieterversammlun- 

:n zur Überwindung der Zersplit- 
'erung wurde gar nicht erst begon- 
nen. 

Alle grundsätzlich. richtigen An- 
sätze wie z.B. der Offene Brief oder 
die Kündigung der Einzugsermächti- 

ng, wurden, nicht weitergeführt 
sondern endeten in Resignation, w 
der Mieterkreis stellvertretend’ han- 
delte und sich nicht in jeder Frage 
auf die Mieter stützte. Gerade die 
Kommunisten haben ihre Aufgaben. 
hier nicht wahrgenommen. Die GBZ 
hat eine ökonomistische Politik ge- 
macht und die spontane Bewegung 


an kann sich natürlich 
nere Klassen wünschen”! 


Hauptschulklasse zustande kam. 
(Grundschulen 30,2; Hauptschulen 
27,9). An den GHR-Schulen mußten 
nach Angaben der Bremerhavener 
GEW im ‚ber 1973 1.000 Über- 
stunden pro Woche geleistet werden; 
gleichzeifig bestand ein Unterrichts: 
ausfall yon über 2,000 Stunden; an 
den Grundschulen fielen pro Klasse 
und Woche im Schnitt knanp 3 Un- 
terrichtsstunden aus, die Spitze lag 
bei 5. Kein Wunder, denn nach Anga- 
ben des „Zentraleiternbeirats” Bre- 
merhaven’ fehlten im letzten Schul- 
jahr an den Bremerhavener allge- 
meinbildenden Schulen 136 Lehr 
kräfte. Gegenüber dem Schuljahr 
70/71 verschärfte sich der Lehrer- 
mangel noch. Kamen damals 
auf einen Lehrer noch 21,6 Schüler 
im Schnitt, so waren es 73/74 schon 
wieder 22,5. 

Wenn diese Zustände und Ent- 
wicklungen die „Fortschrittlichkeit” 
des Bremerhavener Schulwesens aus 
machen und es in anderen Bundes- 
lindern noch schlechter aussieht, 
werfen die Worte Thapes von der 
„ganz günstigen Situation” Bremer- 
havens ein bezeichnendes Licht auf 
die Vorstellungen dieser bürgerlichen 
Politiker von „zumutbaren Bedingun- 
gen” an den Schulen: es wird nur ge- 
rade soviel getan, daß die bürger- 
liche Schule ihre Klassenaufgabe er- 
füllen kann und daß nicht alles zu- 
sammenbricht. 


Fe kann doch nicht so tun, 
äls würde irgendetwas 
verschlechtert” (Thape) 


Mit diesem und ähnlichen Sätzen 
versuchte Bildungsenator Thape, 
Freunde für seine Anordnung zu ge- 
winnen, die Klassenfrequenzen an 
den Grund- und Hauptschulen auf 
33 Schüler zu erhöhen. Im einzelnen 
sieht dieser Plan vor, außer der | 
Grundschulklasse und der 7. Haupt- 
schulklasse, die mit 32 bzw. 30 Sch 
lern eingerichtet werden sollen, alle 
anderen Klassen im Durchschnitt mit 
33 Schülern ins neue Schuljahr zu 
schicken. Jede folgende Schulanfän- 
gerklasse sol] mit jeweils einem Schü 
ler weniger besetzt werden, s0 daß 
1980/R] in jeder ersten Grundschul 
klasse 25 Kinder sitzen sollen 

Aufgrund dieses Beschlüssen der 
Schulpolitiker wird im neuen Schuh 
Jahr die Klasenstärke 33.8 Schüler 


hochgejubelt. (Womit se konsequen- 
ierweise beim KBW gelandet Ist.) 
Die Arbeit der KAG Im Mieterkreis 
beschränkte sich suf ein individuel- 
ies Anhängen an die OBZ, Wir leiste- 
ten zwar ab und zu eine interne Krk 
ik an der GBZ, die hatte aber natürlich 
keine Auswirkungen, Von einer selb- 
ständigen Arbeit der KAG auch nur 
im Mieterkreis kann also zar nicht 
die Rede sein, Der Öffentlichen Aus- 
einandersetzung mit der GBZ wurde 
damit völlig ausgewichen und letzten 
Endes die Fehler der GBZ noch ver. 
stärkt. Vor allem aber. die direkte 
Aplton und Propaganda mit dem 
ARBEITERKAMPF - zur allseitigen 
Stärkung des politischen Bewußtseins 
an allen Fragen des Klaenkamp- 
wurde von uns vo 

vernachlässigt. Nut dadurch aber kön 
nen wir es schaffen, auch nur einige 
der fortschrittlichsten Mieter zu 
innen ünd von daher ein Funda- 
ment zu schaffen für kommende 
Auselnandensetzungen und für eine 
selbstständige Untersuchungsarbeit. 


Redaktionelle Anmerkung: 

Wir können uns nicht mit allen 
Passagen dieses Artikels unseren 
Göttinger Genossen Identifizieren. 
Die Entwicklung der Mieterkämpfe 
am „Holtenser Berg” in Göttingen 
ist w.E. relativ weit entwickelt (ver- 
dlichen mit der Entwicklung anderer 

Städte, was sicher nicht ganz unab- 
hängig von der Arbeit der Gruppe 
„Göttinger Betriebszeitung” (GBZ, 
Tetzt im KBW) zu schen ist. Hier ist 
auch mal Anerkennung angebracht, 
statt einseitiger Nörgelei, auch wenn 
essich dabei um eine politische Grup- 
pierung handelt, mit der wir in den 
meisten Fragen nicht gerade einig 

-hen. Wir sollten gerade nicht in die 

tion hineinrutschen, „kein gutes 
Baer” en enderen Inken Gruppen zu 

sen. Das ist w insbe: 
sondere in einer Sliwanton- wi hier 
in der wir selbst noch nichts Rechtes 
zustande gekriegt haben. 

Im_ Einzelnen: Wir meinen, daß 
es dufchaus berechtigt ist, von einem 
„Erfolg” bezüglich der Mieterbewe- 
Zung zu sprechen, bzw. geht aus dem 
Artikel selbst nicht hervor, inwieweit 


betragen (73/74: 30,2), wobei in den 

lassen im Schnitt 
30,2 (73/74: 28,9) und in den übr- 
gen 34,3 Schüler auf eine Klasse kom- 
men. Die Wirklichkeit sieht aber 
noch viel trauriger aus: Die mit über 
35 Schülern ohnehin schon überyor- 
ien Klasten werden nicht konsequent 
auf die Meßzahl reduziert, und wenn 
dies geschicht, so geht” dies. auf- 
grund” des Raummangels lediglich 
Surch Nachmittagsunterricht, Um- 
Schulungen usw. Die Schulen am 
Stadtrand mit ihrer niedrigeren Fre- 
quenz (25/26) werden zum Teil noch 
härter getroffen, wenn hier die Meß- 
zahlen durchgesetzt werden: Klassen- 
zusammenlegungen und -neubildun- 

n, Überweisungen „überschüssiger 

hülerreste” an andere Schulen wer- 
den die Konsequenzen sein. 

m allgemeinen werden Umvertei- 
ungen von Schülern, Neubildung von 
Klassen, damit verbundener Lehrer- 
wechsel an der Tagesordnung sein, 
Was vor allem für die auf feste Be- 
Zuppersonen angeniesenen Grund, 
schaler eing erhebliche Verschlechte 

stehn 


ırch die hohen Klassenfrequen- 
zen werden sich die Lernbedingun- 

n, die Möglichkeiten eines Lehrers, 

‚nachteiligte Kinder individuell zu 
fördern, auf den einzelnen Schüler 
‚gezielter einzugehen usw., Stark ver- 
fingern. 

‚Doch all dies stellt für den Bremer 
SPD-Bildungmenator Moritz Thi 
keine Verschlechterung dar: So du- 
erte er sich in einem Interview 
NZ 15.6.74) folgendermaßen: „Der 
+. ı Punkt int, daß wir im Interese 
der Arbeit in der Schule es den Schu- 
en ermöglicht haben, ein wenig sel- 
ber zu entscheiden, ob sie unter Ver- 
zicht auf die eine oder andere Stun- 
de mit kleineren Klassen fuhren wol- 
len oder nicht? Und: „Seit erwa 
eineinhalb bis zwei Jahren wird nun 
darüber geklagt uch von den 
Schulen - , daß nicht genug Lehrer 
da sind, und nun haben wir natürlich 
fesstellen müssen: wenn die Klassen 
frequenzen nicht voll ausgefahren 
werden und darüber geklagt wird (}), 
daß nicht genug Lehrer da sind, mür- 
sen selbstverständlich (1) erst einmal 
die Klassenfrequenzen voll ausgefüh 
ren werden. Dann sind auch genug 
Lehrer da. Man kann nicht beides 
‚gleichzeitig haben, weil wir das nicht 
finanzieren können. Die Schuld an 
dieser Diskussion tragen diejend 
die nicht bereit waren, eine elwas 


die GBZ ‚in Euphorlimus gemacht", 
übertrieben hat. Sicher at richtig, 
daß die GBZ seit alterıher einer 
Unkisoztaldemokratlschen Linie 
Tolgte, mit dem SW-Offenbach „„koor. 
dinierte” (und von diesem auch gern 

‚ein Musterbeispiel „konkreter Ar- 
beit” dargestellt wurde — wel. Bx- 
preß Nr. 1). daß diese Politik geprägt 
war vom „Bejubein” spontaner Bewe- 
‚gungen, rein ökonomischen Streiks, 
und andererseits durch die Unter. 
drickung, ‚poltischer Bewmufihet, 
dureh Herabminderung des Klassen 
bewußteins gekennzeichnet war und 
daß demzufolge auch konseauen. 
terweise die GBZ auch schließlich 
beim KHW gelandet it. Doch 
unsere Kritik an dieser spontaneist 
schen imd Ökonomistlschen Politik 
nicht darin bestehen, gewisse 
Aufichwünge zu. nleugnen” und 
nur die Mängel'zu sehen eic, 

Falsch ist es u.E. auch, das zeit- 
weise Abebben der Mieterbewe, 
mir politischen „Fehlern" der BL 
zu begründen. Das Aufflackern und 
Abebben der Kämpfe und Proteste 
liegt gewissermaßen in der Natur 
apontaner Protestbewegungen. Es ist 
eine Illusion, zu hoffen, daß es uns 
(der KAG) zukänftig gelingen wird, 
hierbei kurzfristig. Wesentliches. zu 
ändern. 

Es ist bekannt, daß der KBW seine 
„Massen”arbeit durch allgemeine 
Aufrufe „an die Bevölkerung”, durch 
Beschwörung „aller Menschen”, 
durch „breitesie Aktionseinheiten der 
Massen” etc. pp. und das alles in 
scharfer und gewollter Abgrenzung 
zu jeder klasıenmäßigen Politik, 
kommunistischen Propaganda usw. 
betreibt. Diesem in der „Maske des 
Jedermann” vom KBW so verstande- 
‚nen wir nicht dadure en, 
wir den Genossen Ihren „.kommunlsik- 
schen Anspruch” um die Ohren 
schlagen (Devise: hier hätte die GBZ 
doch dies oder das tun müssen, 
schließlich sind sie Kommunisten), 
sondern indem wir selbst solide 
kommunistische Massen- und Pro- 
pagande-Arbeit in der Praxis leisten, 


AK-Redaktion 

iediene Kssenfgues uch 
eu N = 

Inte weniger Stunden sufsuglelchen. 

Hier macht ‚die unver te 

Rech 

monget Gbrch Erhöhung der Klanen- 


ee nt u end 
/erminderung der Klassenzahlen 
bauen lasse; denn die Planstellen für 
Lehrer seien auf der Grundlage yon 
Klassenstärken von 33 Schülern er- 
stellt worden. Wenn man nur diese 
Meßzahl einhalte, müßten auch 
nug Lehrer da sein. Punktum! So. 
fach ist bürgerliche Bildungspolitik! 
Entweder kleine Klassen und hö- 
herer Stundenausfall — oder 
re Klasıon und niedrigerer Unter 
richtsausfall, daß ist die „Alternati- 
ve”, vor die die Bevölkerung % 
stelit wird, Eine grundsätzliche 


hebung der Schülmisere ist nicht 
j Smage „Anders geht das 


drin F 
nicht!"). Ängesichts dessen erweist 
sich das Gerede der SPD von „Priork 
tät für die Bildung”, Chancengleich- 
heit und die vielbeschworene „Ver- 
besserung der Lebensqualität” als 
Ieeres Gewäsch, hinter dem sich in 
Wahrheit eine Verschlechterung der 
materiellen und rechtlichen Situation 
der Werktätigen verbirgt. So entlarvt 
sich auch der angebliche Abbau des 
Lehrermangels durch die Thape'sche 
Anordnung als Lüge 

In der „NZ“ („Nordsee-Zeitung”) 
vom $-7, heißt, unter der, Über 
"im Vergleich zum Schuljahr 79/74 
Feichnet sich deutlich eine Verschlech- 
terung ab.” So werden im Bremeı 
vener Grundschulbereich für 
Klassen 437 Lehrer benötigt. Am En- 
de des letzten Schuljahres war aber 
lediglich ein Bestand von 355 Leh- 


ern für das neue Schuljahr abzuse- 
hen. Selbst Schulrat Walter Otte muß- 


‚daß nur ein minimaler Anteil neu an- 
‚gestellt wird, Lehrermangel und Un- 
rrichtonnsfäh werden sich verschär- 
u 
Frequenz: als ein 

Tick. die Beröikenung über [> 
Üinde hinwegzutäuschen. 


Eltern werden aktiv 


Die sich abzeichnende Verschlech, 
terung im Bremerhavener Schulwesen 
durch den Beschluß Thapes führte 
zu einem relativ breiten spontanen 
Protest der Kltern an den Grundscho- 
len. $o wurden an drei Grundschulen 
über 2.000 Unterschriften gegen den 
Thape-Erlaß gesammelt 
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Wichernstift Delmenhorst: 


Kirchenbürokratie will Berufsverbote 
Mit fristlosen Kündigungen in erster Instanz gescheitert 


Eine über Wochen und Monate von 
der 
„Mitarbeitervertretung‘” (MAY) stän- 
Gingkamprgne pen de Artit dr 
Arbeit 
OT V betreuen der KEW.hen 
triebszelle und fortchrittlicher Mit- 


eder der MAY gipfelte am 1.6.74 
der fristiosen Entlassu 


von vier 
Erzichern. Eine weitere Kollegin wur- 
de ebenfalls rausgeschmissen, nach- 
‚dem sie sich in einer Rundfunk-Sen- 
dung kritisch zu diesen politischen 
Entlassungen geiußert und sich mit 
‚den betroffenen Kollegen solidarisiert 
hatte. Weiteren Kollegen wurde die 
Probezeit nicht verlängert. 

Den fristlos gefeuerten Kollegen, die 
alle Mitglieder der ÖTY und der ge- 


rerkschaftichen Betrlebegnu 
Yrde Mitgliedschaft im KOM unter, 


stellt sie wurden mit der Be- 

‚des KBW it. En 
Sing der Leitung der Wichernatifis 
Iarum, mittels der {ristiosen Kündi- 


gungen und im Verlauf der zu erwar 
Jen arbeitsgerichtlichen Verfah- 
ren eine Art „Radikalenerlaß” auch 
für die kirchlichen Einrichtungen 
durchzusetzen. Di 
vorerst nicht auf 
Arbeitsgericht Oldenburg führte zur 
Niederlage der Kirchenbürokratie; in 
allen fünf Fällen wurden die Kündi- 
gen für unwirksam erklär 
Stiftsleitung begründete die Ent- 
lassungen mit angeDlichen Verstößen 
fegen die Ordnung der Evangelischen 
„Kirche Deutschlands (EKD); die Ent- 
lassenen hi 
nach Ändı 


en mit Ihrer Forderung 
ng bzw. Abschaffung der 
„Mitarbeitervertretungsordnung““ die 
Anstelle des Betriebsverfassungsgeset- 
Suft gilt (das Wichernstift ist 
gemäß $ 118 BVG als „Tendenzbe- 
trieb" aus dem Geltungsbereich des 
BVG ausgeschlossen), die Bestimmun- 
gen ihres Arbeitsvertrages verletzt 
und die Kirche diffamiert. Außerdem 
sei eine kommunistische Betätigung 
aber BEHBBLBEN Prrehtung ach 
vereinbar mi uftrag der Dia- 
konie“. Dazu der Löiter des Wichern- 
stifts, Pastor Hans-Heinrich Waack, in 
einem Rundfunkinterview: für Ihn 
sei eine „Radikalisierung“ der psy- 
chisch behinderten Kinder (1) des 
Stan rs schlimm“. „Wir 
sind verpflichtet, den Kindern eine 
Iische Ausrichtung (aha!) zu ge- 
‚mit der sie im Leben bestehen 
können”. n davon, daß da- 
mit endlich einmal ein Pfaffe klipp 
und klar eingestanden ‚es beim 
„Auftrag der Diakonie‘ nicht um den 
„Dienst am Menschen“, sondern um 
die (reaktionäre) „politische Ausrich- 
tung“ der Kinder’geht, feiert hier das 


(die (reaktionäre) „politische Ausrich- 
tung“ der Kinder geht, feiert hier das 
alte antikommunistische Schreckge- 
spenst der Ultrarechten Auferstehung: 

weil sie anders keinen Einfluß gewin- 
nen können, machen sich die Kom- 
munisten an kleine, hilflose Kinder 


Ihren Ausdruck fand diese Empö- 
rung auch auf einer Elternversamm- 
hung, auf der die „Elterninitiative 
Grundschule” jet wurde. Auf 
dieser Versammlung waren Eltern 
von zehn Bremerhavener Grundschu- 
len anwesend. Nach ihren Ausagen 
herrschte unter den Eltern dieser 
Schulen z.T. eine große Kampfbereit- 
schaft, die auch auf der Versammlung 
druch die wielfachen Forderungen 
nach Demonstrationen und Schük- 
streik zum Ausdruck gebracht wur 
den. Von den Initiatoren dieser Ver 
sammlung wurde diese Kampfbereit- 
schaft zunächst aber einmal abgewie- 
gel und auf di Bahn von „Selbihd, 


jeaktionen“ gelenkt. In Anlehnung an 
einen Beschluß des „Zentraleltern- 
beirats" (ZEB), der stark CDU-orien- 


tiert ist (der Vorsitzende der CDU- 
Stadtverordneten-Fraktion, Richard 
Lahmann, ist auch ZUD-Vorsitzender) 
organisierte die „Elterninitiative” e+ 
ne Anzeigenkampagne zwecks Lehrer- 
werbung, denn — so die Argumenta- 
tion = wenn schon das Schulamt kei- 
ne Lehrerwerbung betreibt, müssen 
wir das eben tun. Zweifellos war es 
ein Erfolg, daß die Eltern zwöl De- 
werbungen an das Schulamt weiterler- 
ten konnte, Andererseits verstärkt sich 
auch die Gefahr, daß die Empörung 
und Kampfberoitschaft allgin auf den 
Rahmen von derartigen „Selbsthilfe 
aktionen" orientiert werden. 
Gleichzeitig machten diese Eltern 
auch die SPD allein verantwortlich 
für die Schulmisere. Im Zusammen- 
hang mit Anbiederungsversuchen der 
DO, We angeblich mit „aroßer Sor 
ge, die Pemdhungen verzwege 
Iiern. für ihre Kinder wenigutens 
den jetiigen Stand der ohnehin zu 


ran, um diese für ihre dunklen Ziele 
zu mißbrauchen (falls nie sie nicht auf- 
{resen!), Degrtige Obeste Hetze und 
Demagogle wurde auch mittels aller- 
ei Gerüchte in die Belegschaft lan- 
ciert, hat aber mit der wirklichen Ar- 
beit, mit den wirklichen Zielen der 
1 ‚Gewerkschafter überhaupt 
au tun. Vielmehr setzten sie 
sich für gewisse Änderungen in der 
Lohn und Gehaltsstruktur ein, for 
‚derten die Abschaffung der MVO zu- 
gunsten der Einsetzung des BVG und 
lie Eingliederung des Wichernstifts in 
den Tarifbereich der ÖTV, Abteilung 
Öffentlicher Dienst. Außerdem wurde 
die derzeitige MAY („„Mitarbeiterver- 


tretung‘‘) kritisiert, die sich in schärf« 
sten Widerspruch zu diesen Forde- 
rungen stellte, in jeder Bezichung mit 


‚der Stiftsleitung gegen die Kollegen 
zusammenarbeilete und die fort- 
schrittlichen Kollegen diffamierte. 


In diesom Zusammenhang traten 
schließlich zwei fortschrittliche Mit- 
MAY zurück, weil sie 
lich erklärten — in die- 
keit mehr sa- 
hen, für die Interewsen Ihrer Kollegen. 
zu wirken, Die beiden Nachrückkan- 
‚didaten schlossen sich dieser Kritik an 
und ichnten die Mitarbeit In der MAV 
ab, 


$o stimmten aıf der „Mitarbeiter 
versammlung“ am 25, Ma 43 Kolie 
gen für die Resolution der ÖTV-Be- 
triebsgruppe, in der die Abschaffung 
des Tendenzbetriebs Paragraphen und 
die sofortige kommissarische Tin- 
setzung des BVG gefordert wurde, 
Ca. To Kollegen unterzeichneten die 
Forderung nach Neuwahl der MAV. 
20 gewerkschaftlich organisierte Kol- 
iegen unterzeichneten eine Solldari- 
tätsadresse, in der zum Ausdruck 
kommt, daß sich das Vorgehen der 
entlassenen Kollegen auf Be- 

hlüsse der OTV-Betriebsgruppe 
en 

ie Auf er 

Srhiel‘ zahlreiche Önterschrften. © 

Die "Stifileitu 


Meinungsäußerung und Diskussion. 
darüber zu eticken, Das wird auch 
an anderen Beispielen zum Vorgehen 
der Stiftsleitung deutlich: 
Die Entlassungen wurden zu er 
nem Zeitpunkt ausgesprochen, 
sich zwei der betroffenen Kollegen 
im Urlaub befanden und man won 
einer dritten annahm, daß sie im Ur- 
laub sei; 
Einem Kollegen wurde das Kün- 
digungsschreiben an die Adresse sei- 
Einem Kollegen wurde das Kün- 
-hreiben an die Adresse sei 
ickt, obwohl be- 
er ein Zimmer im 
er wurde aufgefordert, 
das Zimmer innerhalb von 24 Stun- 
den zu räumen! 


tungschef Riese mit Unteı 
listen für die Entlassung dor 4 Kolle- 
n durch das Stift 208 und sich da- 
1 auch nicht scheute, die Kol 
einzeln unter Druck zu setzen; 


Gelände des Stifts zu behindern und 
zu verbieten und Fotos von Verkäu- 
fern und Käufern zu machen. 

Schon vorher, in der sog Haus- 
konferenz vom 13.5,74, wurde erwo- 


sen 
@schriftliche Befragung aller Be- 
efinschätung des „Y 
inschaltung des. „Verfassur 
schutzes", Im eine”Liste der In 
der Betriebszelle des KBW organsier- 
ten Kollegen zu erhalten; 
@Kollegen, die in Delmenhorst die 
KVZ verkaufen oder im. politi- 
schen Buchladen angetroffen würden, 
sollten für die „Rote Hausmitteilung” 
(Zeitung des "'KBW) verantwortlich 


In dem folgenden Auszug aus 
„Anordnung zur Wahrung des 
Hausfriedens im ev-luth. Wr 
chernstift” wird deutlich, wie die 
Beschneidung demokratischer 
Rechte (Meinungsfreiheit, freie 

litische Betätigung...) mit ekel- 
after Demagogie über die „„Hil 
losigkeit. alter Menschen” und 
Verantwortung gegenüber „unse- 
ten Betreuten” kaschiert wird. 
Dabei geht es natürlich nur ge- 
‚gen die demokratischen Rechte 
‚det Linken und fortschrittlichen 
Kollegen, was auch folgendes 
Beispiel beweist: kurz vor der 
niedersächsischen Landtagswahl 
1974 fuhr um die Mittagszeit 
ein Agitprop-Wagen der CDU 
vor das Gebäude des Alters- 
und Altenpflegeheims. Der Laut- 
sprecher wurdein Stellung ge- 
bracht, und dann ging die ak. 
ionäre Hetze los. Der CDU- 
Trupp blieb unbehelligt. 

„In den Alten- und Pflegehet- 
men haben wir alte Menschen 
aufgenommen, Diese können von 
uns erwarten, daß sie nicht von 
unkontrollierten _Werbern 
Zeitschriften, ambulanten Ver- 
käufern und Flugblattverteilern 
belästigt werden, da diese „Ge- 

temacher” häufig nur“ die 
Hüflosigkeit alter Menschen aus- 
nutzen. 

In den übrigen Häusern sind 
dem Wichernstift Kinder anver- 


traut, die wir soweit fördern 
wollen, daß sie, belähi 


Traut, "die wir" soweit fördern 
wollen, dep ie belüher werd 

veibersiändig soziale und poli 

tische Entscheidungen zu tref- 
fen. Dies Ziel kann jedoch nur 
behutsam unter Beachtung der 
Belastbarkeit dieser Kinder an- 


‚gemacht werden, falls sie nicht das 

Gegenteil beweisen können; 

@den Zivildienstleistenden wurde 
verboten, die Forderungen der 

ÖTV-Betriebsgruppe öffentlich «zu 

verbreiten; 

@der Dozent am heilpädagogischen 

‚Seminar des Stifts, gegen den 
gezielt Gerüchte verbreitet wurden, 
er sei Sympathisant des KBW, mußte 
sich politischen Verhören unterzie- 
hen lassen. 

Das Oldenburger Arbeitsgericht 
unterstützte nicht die gegen Mi 
nungsfreiheit und politische Bi 
‚gung der Linken gerichtete Auffi 


sung der St der Urteils- 
indung daß das Grund- 
t auf” freie Meinungsäußerut 


nicht beschnitten werden dürfe w 
auch im Arbeitsverhältnis gelte, 
Schon die Preußische Landarbeiter- 
ordnung von 1919 habe dieses Recht 
arantiert. Das Mittel der fristlosen 
ündigung dürfe nicht „zum Inst 
ment einer Priedhofsruhe im Betrieb 
werden: Ein Begehren nach Änderung 
der arbeitsvertraglichen Grundlagen 
müsse injedem Fall ohne Kündigungs- 
drohung möglich sein. Eine kommu- 
nistische Betätigung sei s0 la 
Kündigungsgrund, als sie nicht den. 
Betriebsfrieden erheblich und kon- 
kret störe. Durch alleinige Zugehörig- 
keit zum KBW könne dem Mitglied 
kein Nachteil erwachsen, denn der 
Arbeitgeber, so sagt es das Gesetz, 


gestrebt werden. Es wäre unver- 
antwortlich, unsere Kinder mit 
Politischen Aktivitäten und Ent- 
cheidungen zu überfordern. 

Darum haben wir die Pflicht, 
auf dem Gelinde des Wichern- 

iftes die unkonirollierte Vertei 
lung von Flugblättern, die Aus 
hängung von Plakaten an Gebäu- 
den, in den Fenstern oder In den 
Fahrzeugen der Mitarbeiter, den 
Verkauf von Zeitschriften, die 
Werbung-für Versicherungen und. 
den Verkauf von meist unnätzen 
Dingen zu unterbinden. Den 
Heimleitern wird hiermit aus- 
drücklich die Verpflichtung über- 
tragen, derartige Störungen zu 
verhindern, die Geschäftsleitung 
zu informieren und bei Gefahr 
des „Verzuges das Hausrecht für 
das Gelände des Wichernstifies 
auszuüben. 

Diese Maßnahme, die zum 
Schutze unserer Betreuten nor- 
wendig ist, soll die politische 
Verantwortung und freie Mei- 
nungsdußerung der Mitarbeiter 
nicht behindern. Darum wird 


hierfür nach Anhörung des Mi- 
arbeiterausschusses folgende An- 
Ordnung gegeben: 


1. Mitarbeitern ist es gestat- 
ter, selbatverfaßte Flugblätter 
an erwachsene Personen außer- 
halb. der Dienstzeit persönlich 
zu verteilen, wenn sie mit dem 
Namen des Empfängers und 
des Absenders versehen sind. 

Namen ser ampjängers una 
des Absenders versehen sind. 
Flugblätter, die nicht vom Mit- 
arbeiter verfaßt wurden, von 
diesem aber verteilt werden, 
müssen meben dem Verfasser 
such den Namen des Vertel- 

ers tragen... ” 


2 Um 


en 


müsse sich mit 


‚andersgearteten Auf- 
ee 
indung Negt trotz 
ailer „Liberalitht", die hestzut 
ja schon durchaus’ nicht mehr sahr 
oft anzutreffen ist, eine wichtige 
Fußangel: der Leitung des Wichern- 
stifts wird der Hinweis gegeben, in 
der 2. Instanz eine erhebliche und 
konkrete Störung des Betriebafrie- 
dens” nachzuweisen. Sollten dabei 
die „Richtlinien für Arbeitsverträge” 
des Diakonischen Works (die Bestand: 
til des Arbetsvertrages sind) ala Be- 
urteilungsgrundlage Anwendung fin- 


den, braucht die Stiftsleitung um 
einen Erfolg kaum zu bangen. 

In Anlehnung an das hitlerdasch# 
tische „Gesetz der Ordnung der n 
ionalen Arbei 


heißt es dort in 1: 

'onlıchen Ein- 
beiter bilden 
eine Dienstgemeinschaft. Von den 
Mitgliedern dieser _Dienstgemain- 
schaft wird erwartet, daß Ihr Verhal- 
ten innerhalb und außerhalb des 
Dienstes der Verantwortung für den 
Nächsten entspricht.” 

Und weiter: „Dem Dienstgeber 
erwächst aus dem Wesen der Dienst- 
‚gemeinschaft die Pflicht zur Fürsorge 
Für jeden einzeinen Mitarbeiter.” 
Bericht eines Genosen 


Redaktionelle Anmerkı 


In dem Artikel wird der Kampf der 
linken Gewerkschafter von den Genos- 
sen ü.B. in falscher Weise einge- 
schränkt, Vom Pastor und Leiter des 
Wichernstiftes wird demagogisch ge- 

‚n die „besonders schlimme” „Radi- 

sierung” der Kinder geheizi, mit 
der diese im Leben nicht bestchen 
könnten. Es wird von dem Pfarrer 
der Buh-Mann aufgebaut, daß Kommu 
nisten Kinder „indoktrinierten.” Die 
sem Angriff uf fortsehritliche Er 
ziehung überhaupt kann man nicht nur 
dadurch antworten, wie es der Ge 
mosse nur, daß das „mit den wirkli- 
chen Zielen der linken Gewerkschaf- 
ter überhaupt nichts zu un” habe, die 
linken Gewerkschafter hätten dor: 
'nurgewerkschaftliche Ziele verfolgt. 
Dies ist ein rechtsopportunistisches 
’Zurückweichen vor den Angriffen des 
Gegnerz. 

Diese Einschränkung auf nurge- 
werkschaftliche Fragen finden wir im- 
mer wieder bem KBW vor, dessen 
Genossen andererseits dann mit aller- 
‚größter Offenheit mit der KVZ und 
Flugblättern sich als Mitglieder ihrer 
Organisation zu erkennen geben. 

‚Bei den versuchten Entlassungen 

"ht es in Wahrheit um drei Dinge. 
. Um die gewerkschaftlichen Forde- 
rungen, wie sie im Artikel angege- 


Em fortchruniche erzicherische 
un 
Betätigung und Be 
3. um die politische Betätigung im Be- 


riet 
Gerade der 3. Punkt ist besonders“ 
ee wenn 2 deren. DNE. den 
(ampf gegen den 'Tendenzschutzpare- 
gruphen eufzunchmen. Es handelt sch 
doch dabei um die Möglichkeit erw 
‚graphen' aufzunehmen. Eı handelt sich 
doch dabei um die Möglichkeit etwa 
der Kirche, unter dem Motto der 
‚Nächsteniebe" die gewerkichaftiche 
ünd politische Tätigkeit noch erheb- 
lich weiter, als eı ohnehin durch das 
BVG möglich ist, einzuschränken, @ 


Der von DGB-, SPD- und DKP-Füh- 
tern gepflegten Legende, „daß die 
Kapitalisten m die Mitbestim- 
mung sind” und folglich „die Mitbe- 
stimmung im Intereme der Arbeit- 
nehmer" sei, wurden in letzter Zeit 
einige Stöße versetzt. So sprach sich 
inzwischen sogar die CDU/CSU für 
die Mitbestimmung’ aus. In der 
Kapitabstenzeitung, Handelblatt” 
vom 21.6.74 und 3.7'74 tragen nun 
zwei  Kapitalisten ihre taktischen 
Meinungsverschiedenheiten über Vor: 
und Nachteile der Mitbestimmung’ 


Die Kontrahenten sind Erzreaktio. 
när Schleyer („O tun mir die Augen 
weh, wenn ich Martin Schleyer 
'h") für den Kapitalistenverband 
BDA und Weisweiler für den „Arbeit- 
eberverband Eisen und Stahl”. Im 
Handelsblatt” vom 21.6. malt 
Schleyer die ‚Mitbestimmung als 
sozialistische Teufelei an die Wand; 
in der Ausgabe vom 3.7. widerspricht 
im Weisweiler, indem er seine posit 


starken Klassenverbände zu erhalten“. 
K.NZ", 27.6.), verfolgt, besteht hier 
die Gefahr des Steckenbleibens im 
bürgerlichen Parteiengerangel 


Nicht zuletzt in der Verantwor- 
tung der Kommunisten liegt es, zu 
verhindern, daß es den bürgerlichen 
‚die gerechte spon- 
und Kämpfbereit 
schaft auf ihre Parteimühlen oder in 
kleinbürgerlich-beschränkte Aktionen 
wie die „Aktion Kleine Klasse“ zu 
lenken. . 


Vertriebsorganisation den KB/ 
Gruppe Bremerhaven 


Kapitalisten unter sich: 


Ein Leckerbissen für alle Freunde 
der „‚Mitbestimmung” 


ven Erfahrungen mit der Mitbestim- 
mung’ ins Feld führt 

Schleyer schreibt: „.Die Arbeitge 
ber sehen in der Sabolage an der Ta. 
ijautonomie eine der wesentlichen 
Folgen des Mitbestimmungskonzep- 
tes der Koalition.“ 

‚Als. Beispiel führt Schleyer die 
"Situation in der Montanindustrie an, 
die ‚paritätisch mitbestimmt wird 
„Dort könne, so heißt es, „von einer 
Tarifautonomie mur sehr einge: 
schränkt die Rede sein. Tatsächlich 
‚schören zum Beispiel dem Vorstand 
des Arbeitgeberverbandes der Eisen- 
und Stahlindustrie ein Drittel Ar- 
beitsdirektoren an, die von den 
Gewerkschaften abhängige sind 
und in den Tarifrunden auch die In 
teressen der Arbeitgeber vertreten 
sollen. Die Arbeligeberverbände 
Würden, so wird jedenfall befürchtet, 
unterwandert." 

„Falls jetzt überall das ‚Montan- 
modell’ eingeführt werde, so Schley- 
er, würden nämlich „die Unterneh 
mensvorstände, wie iu erwarten. in 
die Abhängigkeit vom Arbeiineh 
merflügel der Aufsichtsnäre” 
kommen, „dann könnten sie auch 
in_ ihrem Ärbeltgeberverband nicht 
mehr als Mitglieder unbefangen die 
Interessen ihrer Tarifpartei_ werire 
ten” und er malt das Schreckensbild 
der geschändeten reinen Unterneh 
merrasse: „In den Tarifgremien der 
Arbeitgeber süßen dann auch die 

Ve 


Weiter kritisiert Scharfmacher 
Schleyer‘ 
© in der Stahlindustrie wurde noch 


nicht gestreikt, 

© die Stahlindusirie unterhält nicht 
einmal eine Streikkasse, 

© die Abschlüme würden zu schnell 
getätigt, 

® eig "tafationsnsehuchige de: 

ig Inflationsnachschläge be: 
PR 


© die Stahlindustrie unterstütze das 

Montan-Modell 

Weisweiler war beleidigt: „Diese 
Vorwürfe sind sämtlich unberechtigt. 
Ex at zwar richtig, daß in der Sıahl- 
industrie noch nicht gestreikt wurde. 
‚Aber Streikbereitschaft kann nur ge- 
eigt, der Arbeitskampf nur dann 

iert werden, wenn der Turifpart- 
ner kompromi ‚Forderungen 
durehserien will, die einfach nicht 
mehr akzeptabel sind, Und vor dieser 


Sitwation hat die Stahlindustrie eben 
noch nicht gestanden. Und deshalb 
haben die Arbeitgeber hier auch 


‚noch keine Streikbereitschaft demom- 
sirteren müssen... Wir ıragen keine 
Polemik gegen die IG Metall in die 
Öffentlichkeit, weil wir lieber sach- 
lich und in einer ruhigen Atmosphäre 
mit unserem Partner ıprechen wol 
ion 


Und dann noch ein Lob: „Obwohl 
mein stellvertretender Aufsichtarais- 
vorsitzender bei Mannesmann der 1 
Vorsitzende der IG Metall, Loderer, 
ist, hat er noch nie versucht, in turlf: 
politischen Fragen Einfluß auf mich 


als Vorsitzenden des _ Arbeitgeber 
verbandes zu nehmen. ” Und auch für 
weitere Exemplare der Arbeiterver- 
räter in der Gewerkschaftsführung 
bricht Weisweiler eine Lanze: „Die 
Arbeitsdirektoren sind ja zundehst 
Vorsandsmitglieder der Unterneh 
‚men, das sie vertreten, und das Inter- 
ee ‚auch in 


Das dicksi Arpugent Zur Verteh, 
digung seiner Verbandspolitik belegt 
er 0: „Der Abichluß der letzıen 
Lohnrunde der Stahlindustrie habe 


einschließlich Dynamisierung und 
stahltyplscher Zuschläge 11,55 & 
‚bracht, während der Öffentliche 


'nst nach Angaben der Bunderre- 
gierung mit 13 %, die Metallindw- 
Htrie NRW nach eigener Aussage mit 
14,83 % abgeschloisen haben. Schon 
Zahlen beweisen, daß in der 
Stahlindustrie die Tarifautonomie 
uneingeschränkt funktioniere, 

die Arbeitgeber frei in Ihren Tar 
entscheidungen seien.” 

Ilier wiederholt sich anscheinend 
ein Vorgang, der sich schon bei der 
Diskussion um die ‚Ostverträge‘ zeig 
te (die ja auch von zahlreichen Kapı- 
ion warmherzig unterstützt wur“ 


‚den!): der Gedanke des Fortschritts 
ist offenbar so mächtig, daß er sich 
auch in den Reihen der einstigen 


‚Gegner der Arbeitnehmer, der Kapı- 
talisten, stürmisch Dahn bricht, Die 
breiteste ‚Aktionseinheit der Volks- 


DKP über SPD 
SU und ‚Arbeit 
‚seberverbänden’ _ ist in der "Mitbe- 
Stimmungsfrage’ Wirklichkeit gewor 
den . 


Metall-Komitee/KB-Gruppe Hamburg 
und AK-Redaktion 


‚Arbeitorkampf Nr. 48 / August 74 


Hamburg: 


Erst fast erschossen, dann vor Gericht 


In einer _Premeerklärung berichtet 
der Hamburger Rechtsanwalt Uwe 
Mäffert vom Fall eines Mandanten, 
des 17jährigen Arbeiters Manfred 
M., der im August in Hamburg vor 
Gericht steht 

Manfred M, und ein 20jlhriger 
Freund waren in der Nacht des 19 
Dezember 1973 mit einem, anschei- 
nend illegal ‚entlichenen', Motorrad 
bei  überhöhter Geschwindigkeit 
‚durch Hamburg-Wilhelmsburg gefah- 
ren; sie hatten dann versucht, einer 
Pollzeistreife zu entkommen und da- 
bei einen Polizisten angefahren, der 
sich Ihnen in den Weg gestellt hatte, 
Schließlich versuchte Manfred M., zu 
Fuß über ein Wiesengelände zu flüch- 
ten. Dabei wurde er von dem ihn 
verfolgenden Polizeiobermeister 
Teschke in die Schulter geschossen 
und anschließend von einem Polizei- 
hund, den Teschke auf Manfred M. 


saiskommandos‘, die - wie in der 
Presse berichtet - auch auf ‚norma- 
le’ Streife gehen. So wird in „Der 
Kriminalist’ in Heft 2/1973 ge- 
äußert: „erscheint eine gute Portion 
Abenteuerlust durchaus notwendig 
und vertreibar...daneben aber dürfen 
Hemmungen, denen eın veruntwor 
fungsbewußter Mensch sicher mehr 
‚oder weniger unterworfen ist, wenn 
es darauf ankommı, auf einen ande, 
ren zu schießen, nicht s0 groß sein..." 
‚Eine weitere Ermunterung liegt 
darin, daß ein Teil der Preise allzu 
‚schnell amtliche und unhaltbare Ver- 
'sionen von ‚Notwehr‘, ‚Rocker" und 
dergleichen übernimmt; ein Teil der 
Presse aber, die ihre begründeten 
Zweifel an den. ‚Entlastungen’ der 
ausdrückt, beschlagnahmt 


RA Müfiert hat, im Auftrag des 
Vaters von Manfred M., Strafantrag 


'n die Polizisten gestellt. Die 


gehetzt hatte, in Gesicht und Beine 
taatsanwaltschaft hat daraufhin 


In seinem Bericht über den Vor- 
fall behauptet Teschke, er habe in 
vermeintlicher „Notwehr“ : 
Une "Gegenstand aus der, Tach 
einen aus e 
gezogen, „von dem ich nach seiner 
Form annehmen mußte, daß es sich 


er angeblich 


nicht einmal ein Verfahren eingelei- 

tet. 
Gegen Manfred M. ist dagegen 
rärückende Anklage aufgebaut 
jung, Kör- 


Hier wird, an einem Fall yon 
sicher nicht zu rechtfertigendem — 
‚jugendlichen Leichtsinn, erneut das 
„Recht’ der Polizei durchgesetzt, in 
Verantworti Weise von der 
Schußwaffe Gebrauch zu machen 
eventuell gleich die ‚Todes- 


Mannheimer Arbeiter von der Polizei erschossen 


In der „Bild”-Zeitung las es sich so: 
„40 Rocker fielen nachts über zwei 
Beamte her”, „. . ‚ae schlugen: mit 
Stahlruten und Fahrradketten und 
Totschlägern. In ihrer Verzweiflung 
zogen die Pollzisten die Pistole , ‚" 
"Mit dieser Lügengeschichte soll ein 
erneuter Arbeitermord durch di 
lizei als „Notwehr” hingestellt wer- 


deu, war in Wahrheit. passte? 
Vor dem „Club 88", einer Arbeiter 
kneipe in Mannheim -Käfertal, hatten 
Awei Bullen in Ziil in der Nacht vom 
17. auf den 18. Juli einen jungen Ar: 
beiter wegen einer ‚Ausweiskontrolle 
Angemscht, Du sich die Bullen nicht 
ısweisen wollten, rief der Arbeiter 
fe. Einige Kollegen kamen da- 

'nus der Kneipe, um nachzu- 
jöhen, was los war. Die Bullen schos- 
Sen auf die Arbeiter, Ein Arbeiter be- 
kam einen Schuß in den Oberschen« 
Kal, ein anderer in die Leber, Der Ar“ 
n. Remiszko wurde 

in den Hala getrof- 


durch einen $eı 
fen. 

Während im Handumdrehen zahl- 
reiche weitere bewaffnete Bullen zur 
Stelle waren und die Gäste der Knei 
pe bedrohten und ‚durchsuchten', 
dauerte es eine Viertelstunde, bevor 
ein Unfallwagen da war. 

In dieser Zeit ‚ns-Jürgen Re- 
miszko auf der Straße und verblutete, 
‚ohne daß sich die Bullen um ihn 
kümmerten. So starb Hans-Jürgen 
Remiszko, der 23 Jahre alt war. 

Wir haben im ARBEITERKAMPF 


Bundesverfassungsgericht meint: 
Verbotsantrag gegen faschistische 
„Deutsche National-Zeitung” 


unbegründet 


„Das _Bundesverfassungsgericht hat 
den Verbotsanrag der Bundesregie- 
ung gegen die National-Zeitung ‚ab- 
‚chmettert‘, Jetzt tun auch Sie Ihre 
1. Kaufen Sie jetzt gleich so 
viele Exemplare dieser Ausgabe, wie 
es in Ihren finanziellen Möglichkeiten 
‚seht, und verteilen Sie diene Zeitung. 
an Mitbürger. Das deutsche Volk 
die Wahrheit erfahren! 
So konnte man 
te der „National-Zeit 
schisten ” Dr, Frey 
mehr als fünf Jahren hatte das Bun-. 
EL 
einen Verbotsantrag der Regierung 
gegen die „NZ” als „unbegründet' 
zurückgewiesen. 


In seiner Presseerklärung schreibt 
RA Miffert dazu u.a. 


„Er gibt Anzeichen dafür, 
daß die Polizei zum schnellen und 
damit auch tödlichen Schußwaffen- 
‚gebrauch ‚höheren Ories’ ermuntert 
wird, nicht zuletzt durch die Errich- 
fung und Ausbildung ‚Mobiler Ein- 


auf die Beine zielt und dabei die 
Schulter trifft, hätte leicht z.B. auch 
das Herz treffen können. Die soge- 
nannte „gute Portion Abentsuer. 
Inst", die den Jungarbeiter Manfred 
M. vielleicht für sein ganzes Leben 
(im Form einer Vorstrafe, sozialer 
Diskı etc.) anhängen wird, 
gilt dem Staat durchaus als lobens- 
werte Eigenschaft, wenn sie bei ei- 
nem Polizisten angetroffen wird. ® 


Natürlich: Faschistische Schläger freigesprochen 


Im ARBEITERKAMPF 44 berichte- 
ten wir von einem Prozeß gegen meh 
tere faschistische Schläger. Sie hatten 
am 31. Oktober 1970 an der berüch- 
üigten Zusammenrottung der „Aktion 
derstand” in Würzburg teligenom- 
men, faschistische Mordparolen geru- 
fen („Hängt die Verräter”, „Brandt 
) und bei Überfällen auf 


Mark Geldstrafe für den Faschisten 
Jürgen Rieger (u.a. stellvertretende 
Bundesvorsitzender der rechtsradika 
ien AKON' und Mitbegründer des 
‚CSU-Freundeskreises'); 3 000 Mark 
Geldstrafe gegen den Faschisten 
Heinz Plöter (Oberstleutnant der Re- 
serve bei der Bundeswehr. 1969 Bun- 
destagıkandidat der NPD, Mitheraus 
gebe de rechtsradikalen „Deutschen 

tudentenanzeigers”) und 100 Mark 
Geldstrafe gegen den Faschisten Hans 
Ganther. 


Wir schrieben damals: „Die Fa- 

schisten werden das Urteil Be: 

einlegen und es ist noch nicht 

ausgeschlossen, daß die Justiz 

sie dann heimlich-still-und-leise völlig 
freisprechen wird.” 


Richtig _ vermutet! Tatsächlich 
wurden zunächst Flöter und Günther, 
wie die antifaschistische Zeitung „die 
tat” vom 20. Juli berichtet, vom 
Landgericht Würzburg in der Beru- 
fung Treisasprochen Im Pall 
Rieger steht das Urteil noch aus 
x In der gesamten bürgerlichen Pres- 
se wurden sowohl der erste Prozeß 
als auch das Berufungsverfahren tot. 
geschwiegen, weil (aschistische Schld- 
wer und erst recht deren Frei 
spruch! — nicht ins Bild der Hetze 
gegen links und der Verharmlo- 
mung des Faschismus pamen. ° 


NE | 


im Treffen Brandt Stoph in Kamel (Mai 1070) trat Rieger in abenteu- 
erlicher Gewandung als Schläger und Provokateur auf 


der Re 
2 Sunpegtnder 


Zeitung unbehelligt ihre Hetze ver- 
breiten kann. Hier nur einige Kost- 
proben aus der Giftküche: 

„Breslau, Königsberg, Eser, Dan 
ug! Stettin werden wieder deutsch 
(Nr. 32/1962), „Südtirol leider für 
Deutschland” (Nr. S1/52/1963). 
„Erpreßt in alle Ewigkeit - Kapitu- 
lation vor dem Weltjudentum” (Nr 
7/1965). Und in der Nr. 30/74 
konnte man die „Hintergründe des 
Klarsfeld-Terrors gegen Deutschland” 
erfahren. 

Über die „DNZ” schrieb schon der 
lin rliche Wissenschaftler 
Kühn! in dem 1969 erschienenen 
Buch: „Die NPD, Struktur, Ideoloy 
und Funktion”: „Inhaltlich ist die 
DNZ ein komprimiertes, Im Vergleich 
zu den DN („Deutsche Nachrichten, 
Zeitung der NPD) wesentlich radiko- 
leres Kompendium aller den Neofa 
schismus auszeichnenden Themen. 
Als Vorkämpfer des faschistischen 
Internationalimus, als Feind der 
Kriegsschuldlüge und als Vermittler 
revanchistisch-erzrassistischer und 
vor allem antisemitischer Ideologien 
entwickelte sich die DNZ zu einem 
Organ, das alle Gruppen anıprach, 
die farchütischem Gedankengut 1u- 
‚Singlich waren. Sie avancierte damit 
zum objektiv bedeutendstem publt 


zlstlschen Wegbereiter ” 
get iter der NPD. 


Immerhin hatte zum Zeitpunkt 
, die 


als dies Buch geschrieben 
"Deutsche National-Zeitung" 
in der BRD 
tungen den fünften Platz 
dc BVG es für 
unnötig ht, über den Verbonanirag 
such ur in mündliche Verhandlun 
den einzutreten und solchen Ant 
Gegen ‚eine offen faschitische 
fung für „unbegründet erkl 


ist 
schon durch eine Tatsache einleuch 


Vend! in doch zuminden einer der 
acht Richter auf Enge mit der 
Trediion des „Nationaleorillamur" 
verbunden 
WProfemer Dr. Willi Geiger sprach 
Immerhin schon als Landgerich 
ra den Sondergerichts Bamber 
den faschitischen deutschen M 
Unrecht! 
Aber auch wenn das nicht m 
wire = wie kame die 
denn dazu, eine vo wie 


für 
aut 


verichiedentlich darüber berichtet, 
wie von der Just 
wilfe der Polizei bel 
und wie damit bei den Bullen be 
wußt die Wildwest-Mentalität gezüch. 
tet wird, sich ungestraft alles arlau- 
ben zu können. So kam wenige Tage 
vor diesem neuen Arbeitermord ein 
anderer Bulle vor einem Gericht in 
Dortmund mit 6 Monate „auf Be- 
währung” (?!) davon. Er hatte im 
August '73 den 17jährigen Erich 
Dobhardt durch einen Schuß in den 
Rücken abpeknallt, der davonlayfen 
wollte, weil er nicht wieder ins ‚Für- 
sorgeheim' zurück wollte, aus dem er 
abgehauen war. Diesen Mord nannte 
das Gericht aynisch einen „Kunstfeb- 


Daß die bürgerliche Presse nach- 
träglich aus jungen Arbeitern, die 
abends in der Kneipe ruhig ihr Bier- 
chen trinken wollen, prügelnde 
„Rocker" zu machen versucht, ist 


‚Von dor Polizei erschossen: 
HanssJürgen Remiszko, 


ebenfalls bezeichnend. Die Bourgeoi- 
sie ist gegenwärtig ohnehin bemüht, 
das „Rockerproblem” erneut aufzu- 
wärmen, um damit Stimmung für ver- 
stärkten Polizeiterror zu machen. 


Im Mai dieses Jahres wurde in 
München der Taxifahrer Günther Jen- 
drian von der Polizei in seiner Woh- 
nung erschossen. Der Versuch der Po- 
lizei, ihn als „gefährlichen Anar- 
chisten” hinzustellen und eine „Not- 
wehr"story zu basteln, wurde als 
Lüge entlarvt. 


Im Juni starb der Essener Arbeiter 
Günther Routhier, Sympathisant der 
„KPD/ML": Polizisten hatten ihn ei- 
he Treppe hinuntergestoßen, als sie 
während eines Arbeitsprozesses, an 
dem der Genosse als Zuhörer teil- 
nahm, den Zuhörerraum gewaltsam 
„rumten" (vergleiche AK 46, 8.27), 


So wird ein Klima vorbereitet, in 
‚dem die Bullen schließlich auch be- 
denkenlos zum Beispiel auf streiken- 
de Arbeiter schießen sollen, ohne daß 
sich massenhafter und entschiedener 
Protest dagegen regt. . 


„ein nun nicht mehr kommunistisches, 
ches Land...", so sieht der Zynismus de: 
der Faschisten aus, wenn sie von der 
Terrorhersschaft der chilenischen Fa- 
schisten sprechen. Ein Land, „was 

sich selbst zu heifen in der Lage ist", 
durch Massenvernichtung, KZ’s und 
brutaler Ausbeut us 

namen des ‚nal 


Schieß-Kinos sollen Bullen 
für Menschenjagd drillen 


Kürzlich wurde der Kieler Polizei das 
ehemalige Lokal „Eichhof” als 
Schießkino übergeben. Solche Schieß- 
kinos gibt es im Raum Schleswig. 
Holstein. bereits in Eutin, Norder- 
stedt, P) und Schleswig. 

In diesen lagen wird das 
Schießen auf Menschen geübt. Dazu „ 
wird mittels eines Dia- oder Filmpro- 
jektors ein „Krimineller” in Schuß- 
position an Aie Wand projiziert, und 
in sich im Schießen übender „Ord- 
nungs”höter muß nun versuchen, den 
„Verbrecher" in „Westmanns-Weise” 
bzukmallen, noch bevor sein „Pro- 
‚jekt-Partner” „abdrücken” kann. 

"Wozu nun dieser Aufwand, um den 
Polizisten das treffsichere Schießen 
beizubringen? Mit dieser Methode 
wird den Polizisten nicht nur Treff- 
Sicherheit antrainiert, sondern sie 
nimmt ihm auch jeden Skrupel gegen- 
über anderen Menschen und dressiert 
ihn für bestimmte Verhaltensweisen 
sicherheit antrainiert, ‚sondern sie 
nimmt ihm auch jeden Skruj 
über anderen Menschen 
ihn für bestimmte Verhaltensweisen 
ab, die er dann reflexartig (also ge- 
dankenlos) ausführt, in diesem Fall 
einfach Menschen abknallt. 

Diese so gedrillten und ausgerüste- 
ten Polizeibeamten sollen nun in Zu- 
kunft, wie in einer Novelle zum Waf- 
fengesetz vorgesehen, auch außerhalb 
ihrer Dienstzeit mit Dienstwaffe be- 
hangen durch die Gegend laufen. Be- 
zeichnend für den Charakter der 
Heckjghalt der Pole, daß sie 

voll unterstützt, mit dem be- 
zeichnenden Argument: „ .,.weiler” 


unter dem Deck- 
.n Wiederaufbaus’! 


für die ideologische Ausrichtung der 
faschistischen Bewegung zu verbie- 


ten..ind doch dl Fuchuten Tei (der Foizeibeamte. dei) suner 

ihrer alten beim Angri Imständen verpflichtet sei, auch in 

ven die Arbeiterklasse! *% der Freizeit Dei strafbaren Handlun- 
en tätig zu werden..." ° 

Ein Genosse der Bezirkszelle 

St. GeorgHamm KB-Gruppe Kiel 


Kampf dem Faschismus 


Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanzi- 
jer und dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


Neben den konkreten Untersuchungen über die heutige Wirklich 
keit erscheint es uns besonders wichtig, daß wir uns heute wieder 
ernsthafter und gründlicher auch mit den Untersuchungen der Kom- 
munisten der zwanziger und dreißiger Jahre auseinandermizen. 
Schon 1923 hat Gtulio Aquila, dessen Schrift wir als ersten Beitrag 
in diesem Band nachdrucken, in der Zeitung ‚Kommunistische Inter- 
nationale‘ die damals landläufige Fehleinschätzung ds Faschismus 
wie sie sich aus heute noch hei kleinbürgerlichen Paschimur-, Theo- 
ikern“ wiederfinden - durch eine konkrete und systematische, 
historische Untersuchung bekämpft und widerlegt 

Die anschließend abgedruckten Texte stammen aus der Halbmonats 
schrift „Der Rote Aufbau", später „Unsere Zeit” aus den Jahren 
1931 dis 194, Nier werden jeweils besondere Fragen, wie das Pro- 
‚gramm der Nationalsozialisten, das Verhältnis Sozialdemokratie und 


Faschismus, die Ideologie und Propaganda des Faschlmus usw 
handelt. Sehr plastisch erkennt man, was das konkret heißt: Faschis 
mus, Era dam 

Bow um 
350 Seiten Ve DM 6,50 
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Mannheimer Knast: 
Die Spitze eines Eisberges 


Im September Jahren wurde 

rsuchui ling _ Hans - 

'ast tot in einer Zelle des 

Mannheimer Gefängnisses aufgefun- 

den. Die Leiche wies schwere, an- 
'blich jedoch unerklärliche "Ver- 
tzungen auf. 


Bis zum heutigen Tag ist dieser 
Fall nicht aufgeklärt worden, Sogar 
di Sastsanwaitchaft in Mannheim 

ie . daß man „0/ 
MEht genug ermitteit habe? wat 
nut Deutsch also gar nicht. 


‚Aufgerollt worden ist der Fall 
‚4es Häftlings Hans-Peter Vast vom 
‚Frankfurter Gefangenenrat”, einer 
Vereinigung eh Häftlinge 
und zwar im Zusammenhang mit 
‚neuen Gefangenenmißhandlungen in 
demselben Gefängni. So haben 
während der Pfingsttage 1974 regel- 
rechte Rollkommandos des Wach- 
Personals rund 100 der 850 Häftlinge 
in ihren Zellen mißhandelt. Nach 
Angaben des Gefangenenraies soll 
der Häftling Hans-Peter Vast von er 
‚nem Aufscher erschlagen worden sein. 


m = ein ae Häft- 
. Iannheimer Knast in der 
Zelle gestorben ein und offenbar 
ebenfalls nicht an Altersschwiche, 


Schließlich hat das Britische Ge- 
neralkonsulat in Stuttgart am 7. 
JuniAngaben gemacht, daß ein briti 
scher Häftling im Mannheimer Ge- 
fingnis von Aufschern mißhandelt 
worden ist, 


Zur Untersuchung dieser Fälle, 
‚die sich nun nicht mehr vertuschen 


täten vorgetluscht, Dabei spielt man 
auch mit verteilten Rollen. So muß 
die Staatsanwaltschaft Mannheim 
einen Rüffel einstecken wegen 
schlampiger Untersuchung, während 
die Sonderkommision, die direkt 
vom _baden-württembergischen Ju- 
stizministerium eingesetzt wurde, #0 
beschrieben wird, als wenn sie die 
Ermittlungen _ zügig vorantreiben 
würde. „Offenbar ist die Sonderkom- 
mission mit ihren erat seit Freitag 
Iaufenden Ermittlungen schon wei- 
ter, als die Mannheimer Staatsan- 
waluchaft je gekommen ist. 
„ER”, 138.74 


Dabei 


das Justizministerium 


ebenfalls seit September letzten Jah- 
res von dem „ungeklärten” Tod des 
Häftlinge, hai’ aber bisher nicht in 
‚die als „unzureichend” erklärten Er 
mittlungen eingenriffen; dies geschah 
überhaug 


nachdem und weil 
‚ngenenmißhandiungen durch 
den Gefangenenrat publik gemacht 
wurden, 

Die Vorwürfe des Gefangenenrai 
werden natürlich als „pauschale Be 
hauptungen” abgean. Bisher hat die 
Sonderkommission nur davon 
In sechs Fällen von Ge 
n au ermil 


Der Direktor des Mannheimer Ge- 
fangnisen und der Leiter der Wach- 
mannschaften sind von ihren Posten 
versetzt worden. Der Herr Direktor 
nahm inzwischen (von Steuergeldern) 
bezahlten Urlaub. Die „FR” vom 17.8. 

zudem, "daß „mehrere 
verhaftet” worden. seien. 


Die Untersuchungskommission deckt 
natürlich die Verantwoitlichen für 
‚die Zustände im Mannheimer Knast 
(„den beiden Spitzenbeamten werden 
derzeit keine straf- oder disziplinar- 
rechtlichen Vorwürfe gemacht”). 


„Aus psychologischen Gründen” 
sollen Gefangene, die Aussagen zu 
den Brutalitäten im Mannheimer 
Knast machen wollen, in andere Haft- 
anstalten verlegt werden. Wohl um 
sie ‚erstens „in anderen Haftanstak- 
ten” voneinander zu isolieren und 
zweitens, um einer Solidarisierung 
der Gefangenen im Mannheimer 
Knast gegen ihre Schinder und deren 
Befehlsgeber zuvorzukommen. 


Dieser „Mannheimer Skandal” ist 
kein Einzelfall. Mißhandlungen, ja 
sogar Folter sind in Gefängnissen 
der BRD an der Tagesordnung. So 
berichteten wir in früheren Ausgaben 
des ARBEITERKAMPFES schon 
öftervonGes ßhandlungen, 
teilweise mit Todesfolge, in der 
berüchtigten Hamburger Glocke”, 


In den seltensten Fällen allerdings 
dringen diese Tatsachen „nach draus- 
sen”, da bei den Gefangenen jeder 
Kontakt zur Außenwelt gesiebt und 
kontrolliert wird. 


Ebenfalls im ARBEITERKAMPF 
berichteten wir darüber, daß Folter- 
methoden im Gefängnis immer aus- 
gefelter und noch wirksamer mit 


Willkür der Just 
werden! 


— schlrtere Strafen bei Protest gegen 
die westdeutsche Klassen- und 
Terror-Justiz. 


Die bayrische CSU-Regierung wird 
im Bundesrat einen Gesetzentwurf 
einbringen, wonach künftig alle Per- 
sonen bestraft werden, die ihrer Em- 
‚pörung über ein „Urteil im Namen 
des Volkes” Luft mlachen. Damit wird 
diese Form von Protest bekämpft, 
wie er sich vor allem in politischen 
Prozessen gegen Arbeiter, Hausbeset- 

Studenten, Schüler oder sonstige 
„Radikale” (s0 die Begründung der 
Strauß-Spezies) äußert. Die Höchst 
wrafen wegen „Ungebühr vor Ge- 
sollen demnach von 1000 auf 
3000 Mark bzw. von drei Tagen auf 
rei Wochen Haft heraufgesetzt wer 


soll künftig der Vorsit 
die Möglichkeit haben, 
‚er aus dem Sitzungssaal raus. 
ßen und bis zu 24 Stunden 
zu Jassen. Als dritte Maß- 
fortschrittliche Vertel 


auch 
Inhaftier 
nahme soll 


Raum, der jeden Schall schluckt, 
in dem der Gefangene nichts hört, 
nicht einmal seine eigene Stimme. 
Bereits nach einem Aufenthalt von 
einigen Stunden hat der Gefangene 
Depremionen und, überseigrte 

, wenig später treten be- 
reis Hahrinauonen auf. Das von 
der bürgerlichen Justiz beabsichtigte 
Ziel mit, dieser „modernen Folter- 
kammer” legt auf der Hand: Schon 
nach. sehr kurzer Zeit ist das Opfer 
dermaßen fix und fertig, daß er be 
reit. ist, gewünschte Aussage 
„freiwillig” zu machen. . 


Genossinnen der Betriebszellen 
Beiersdorf, KB-Gruppe Hamburg 


Flucht nach vorn.... 


Zu einer Rucht nach vorn trat 
inzwischen Gefängnis-Direktor 
Kark-Dieter König (Heilbronn ) 
an. In einem „alarmierenden” 
Offenen Brief macht er die Öf 
fentlichkeit auf die unhaltbareri 
Ie in seinem Gefängnis 
aufmerksam. Darin heißt es u.a. 
ri 'h kommt es zu 
Schwierigkeiten zwischen Ge- 
‚men und Bediensteten, weil 
Ach du Gefansenen mit Recht 
em usammeı in 
Firhlann Zeten wehren Ich 
kann nicht länger zusehen, wie 
sich die Lage für beide Seiten 
verschärft...” 

König beschreibt recht aus- 
führlich die Zustände, die „die 
Lage für beide verschärft”, also 
einmal Ursache des Protestes 
und Widerstandes der Gefangen- 

ls auch Ursache für das. 


rophale, 

legung des Heilbronner 
Gefängnisses hin: Zugelassen für 
349 Häftlinge, müssen sich der- 
zeit bereits 406 Häftlinge in den 
engen Zellen drängen. Die ein- 
zeinen Zellen haben nur 19 
Kubikmeter Luftraum bei 7,6 
qm Grundfläche, Vorgeschriebe- 
ne Mindest-Richtgrößen (die tat- 
sächlich ohnehin viel zuknappte- 
messen sind): 22 Kubikmeter 
Luftraum bei elf qm Grund- 


iz soll verstärkt 


tersagt werden, politische 
fklrungen abzugeben, die über den 
unmittelbar vorliegenden Fall hinaus- 
schen. 


Letztere Maßnahme ist ein Resul- 
tat der ständigen Hetzkampagnen ge 
gen fortschrittliche Rechtsanwälte, 
wie 1.B. seinerzeit genen Schily, Ver: 

er 


Insgesamt widerspiegelt sich. in 
dom ESÜ-Oescentwurt in Absicht 
der Dourgeoe, Terorurteie gege 
fortsehnitliche Menschen und Kom 
munisten ohne viel Aufsehen Ober 
die Bühne zu bekommen. Erinnert 
Sei ur daran, daß in faschistischen 
Vindern. wie Spanien, Chile usw 
Andig Protene unter Ausschluß dei 
Öftentiehkeit stattfinden, in denen 
die Taschisische Justiz Unbehelligt 
Im "Namen des Volker” „Rech 
print! 


teidiger von Genos 


KB-Gruppe Frankfurt 
Schölergruppe 


An UNSER WEG Sondernummern 


Zum Nahost Problem 
Nachdruck aungewählter Artikel aus dem ARBEITERKAMPF 
50 Seiten, 2. erweiterte Auflage, DM2,- 


Die Emanzipation der Frau in Palästina. 

Von uns kommentierte und übersetzte Propaganda-Broschüre der PFLP zu 

Sresem Thema, 

24 Seiten DM. 
Ohite: Vom „rindtichen Übergang” zur faschistischen Militärdiktatur 

OT den Coke 


Chile: Reform oder Revolution - 
Auseinandersetzung mit den „Strategien“ revisionistischer Parteien 
62 Seiten DM 3.— 


Von Pinalli zu Feitrinei — politischer Mord in Ilien 
In einer präzisen politischen Analyse wird die „kapitalistische Stratagie der. 

.der Provokation und Bespitzehung, des geplanten politischen Mor- 
des und Einsatzes faschistiicher Kommandos” im Kampf. 
sche und Arbeiterbewegung am Beispiel Italens enthalt 


‚Zur Außenpolitik der VR China 

Ausführliche Stellungnahme zum Wandel der chinesischen Außenpolitik 

Nachdruck von ARBEITERKAMPF-Artikeln. 

50 Seiten DM2.50 

Amis raus zus Indochina | 

Nachdruck von KB-Reden, ARBEITERKAMPF-Artikein und: 
wichtigen 


2. erweiterte Auflage, 26 Seiten DM 0,50 


Nachdrucke von Artikain der KAB-Arbeiterzeitung zu zentralen Fragen der 
Arbeiterbewegung: 


„Links"opportunismas in der Gewerkschafisrage muß zunückge 
wiesen werden. PaaN “ 
Kampf dem Faschiumus 
Zur Role der SPD 

i Fraktionen der Kapitlistenklane"? 
bee Brauchen re Partei über welche politischen Difte- 


Europas Proletariat vor dem Sturm 
58 Seiten 


Dm2 
Teilz 

Aus dem Inhalt: ß 

Zur Gewerkschaftsfrage; Was ist Ökönomismus? Was ist los mit 
der Mitbestimmung! 


Volkskrieg und politische Lösung 
Zur Kritik der RAF 

15 Jahre KPD-Verbot 
Aktiongeinheit zur Metalltarifrunde 71 — Verlauf der Aktions- 
inheit 

Für das Bündnis von Intelligenz und Arbeiterklasse 
62 Seiten 


DM 2- 
Der Matallarbeiter Streik in Schleswig. Holstein 1966/57 

Eine ausführliche Analyse der Flensburger KB-Gruppe 

16 Seiten DMIn 


Wohnungsprobleme in der BRD 


4. erweitegte Auflage 
(eine 5. Auflage wird vorbereitet) 
64 Seiten Kleinforma 


! aus dem ARBEITERKAMPY seit März 72 


DM 1,50. 


OK ARBEITERKAMPF Wr. 24-42 m Fragen de Schukamptes 
97 Scen Klemme nn 


Wem nützen die Bomben bei Springer ? 
Nachdruck yon Referaten auf der Großveranitaltung des KB anläßlich der 


Baader-Meinhof-Kampagne der Bourgeoisie, 


= ur 
in 
gi Rp 
Politik des KBW (NRF) 
OB Em antenne u 
weG 
> mn. 


Aktionseinheit oder „Partei”Iaden-Politik ? 
Internes Papier des Regionalkomitees Wanserkante der „KPD gegen den KB 
8 Saiten DM 0,0 


UNSER WEG , Zeitschrift des Kommunistischen Bundes zu aktuellen 
Fragen der Arbeiterbewegung. 
Ausführliche Analysn der Metaitwrifrunde 1971 zur Di 


Bean Band 
nn om 20 


(©) 


Zur Auseinanderetzung mit den AG / München 
40 Seiten Dm1A0 


Kampf zweier Linien in der KP China 
Die Leitungrtätigkeit und den Arbeitutil verbonern 


Fr 
en om 
Zu Pain 

On" Beseten om, 
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Interviews und Gespräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, PFLP und PFLP- 


Vol anmen Grobrmat 


Artikeln der „Peking Rund- 
DMB,- 


DM 4,50 


Die politische Macht kommt aus den Gewehrtäufen | 


Nachdrucke von Texten zu Fragen des bewafnaten Kampfes. 
250 Seiten Buchformat DM 6, 


Gegen die schrittweise Faschisierung von Stast und Gesellschaft. 
Nachdrucke von Artikel unsre Zeitung ARBEITERKAMPF zur Frag der 
ichrittweisen Faschisierung von Staat und Gesellschaft. 
160 Seiten. Buchformat 


Kampt dem Faschismus 
Nachdrucke von Texten der Kommunisten aus den Zwanziger und Dreißiger 
sschiamus 


‚Jahren zum Thema Fı 
360 Seiten Buchformat 


DM 4,50. 


Weiter sertreiben wir folgende Bücher, die vom Arbeiterbuch 


auf die 
Teil 1 und Teil 2 je 


jErnt Thälmanın — Über Gewerkschaften 
Beiträge auf dem 10. Plenum des EKKI, Juli 1929 zum Kampf um die revolu- 


tionäre Klassenlinie und die revolutionäre Einheit in den 
= refotmistischen Ge- 
DM3,— 


en nun ann 
Bun eng er 


Preine zuzüglich Portokosten. 


Zum Kampf der 
„Zivildienst-Leistenden” 


In der Verfassung der BRD ist das 
Recht „ zur _„Kriegsdienst-Verwei- 
gerung” verankert: „Niemand, darf 

sein Gewissen zum Kriegsdienst 


Hiermit wurde der nach der Nie- 
derlage des Faschismus weitverbrei- 
teten antimilitaristischen Stimmung 
im Volk Rechnung getragen, Zu- 
gleich war in dieser Bestimmung aber 
sad schon, de zoktaten Weder 
au jes deutschen Im; 

mus und die Ein der „Wehr- 
pflicht” angedeutet, denn sonit wäre 
eine solche Verfassungsbestimmung 
ja völlig überflüssig und absurd ge- 


„Ki lienstverweigerung” dann 

einem 
Prüfungs-Verfahren das „Gewissen” 
des Verweigerers abgehörcht wird. 
Die Kreiswehrersatzämter der Bun- 
deswehr stellen dabei sinnigerweise 
die Vorsitzenden der „Prüfungs”- 
‚Gremien als Chef-,‚Prüfer” in eigener 
Siehe 

Bei der Prüfung werden im All- 
gemeinen politisch " Gründe nieht 
anerkannt (wenn man z.B. darauf 
verweist, daß vom deutschen Imperia- 
lismus zwei Kriege ausgingen und 
heute wieder Naz-Generale In der 
Bundeswehr-Führung sitzen), son- 
dern man muß „Gewissen” vorzei- 
gen, Wenn man ügendwie „reigiös” 

1, wird das besonders gern gesehen. 

Beliebt ist z.B. die Fangfrage: 
Nehmen wir mal an, Sie gehen 
‚nachts mit Ihrer Freundin spazieren, 
und plötzlich kommt ein Russe 
«Chinese 0.4.) aus dem Busch. Sie 
haben zufällig ein Messer dabei. 
was tun Sie dann?.. - Jede 
Antwort kann darauf „falsch” sein. 
1ot dl äloic-krams wuchs 

he Zahl der Kriedienstverweigerer 

(KDV) von 167 im Jahre 1957 (als 
in der BRD zum ersten Mal wieder 
Soldaten eingezogen wurden) auf 
2.777 im Jahre 1964 und auf 3.963 
im Jahre 1967, unter der „Großen 
Koalition”, 

Bi Mitte der Giger Jahre waren 
KVDler „astreine” Pazifisten — Gläu- 
bier Weggeti en er 

Theologiestudenten, 
Medizinminner und andere Klein, 
bürger. Im Zuge der „Studentenbe- 
wegung” — insbesondere dem Protest 
gegen den US-Völkermord in Viet- 
ae" BER ZAN der KDVier 
iapide_ any Und. die Organisationen 
der KDVilr schffien (elwelse den 
Schritt aus dem bisherigen klein- 
karerien Vürgerlichen _ PazkSumpt 
zu anliimperäistischen Bewegungen 
"on zT. Bectlichr Breite 

‚Hatten sich die KDV-Anträge von 
a a ee 
1964 bis 67 verdoppelt, verfünf- 
fachten sie sich von 67 bis 71 auf 
27.853: Vor allem aber erhöhte sich 
der Anteil von KDViern aus der 

lang der ‚0er Jahr aut 
Frozen Antıng 
49,7% 1972 und = To der 
Wltengegnei wuchs a 
Widerstand der Bourgeoisie und ihrer 
Mitansten gegen se 


wugme 

Je höher und schneller die Zahl 
der KDVler anstieg und je mehr die 
Beste 
noch die CDU die übelste Heiz 


kamı 

KDVier piten Ende der 6 
Jahre als die „Drückeberger' 
Nation! ‚&s blieb nicht allein 
bei der Verteufelung von Menschen, 
die ein Grundrecht des Gru 


‚derten die CDU-Abgeordneten Rom- 
merskirchen, Ernesti, Klepsch und 
Draeger in ihrem, „wehrpolitischen 
Schwerpunktprogramm” eine 
Art Reichsarbeitsdienst für Ziil 
ienstleistende. Ihr Plan: 
> Arbeitseinsatz nicht nur in Kran- 
kenhäusern, Heil und " 

Hieten. sondern such bei der 

Vorsorge gegen Naturkatasıro- 

phen” oder der „Verbesserung 

der Infra Struktur” (etwa: Deich: 
oder Straßenbauarbeiten) 
> Zusmmenfassung in Gruppen und 
Unterbringung in Gemeinschafts 
unterkünften (Kasernierung) 
‚benenfalls einheitliche Ar 

Beltnleidung (Uniformierung) 
(„Spiegel 34/69) 

Daß diese Pläne ausgerechnet ein 
Jahr später in einem internen Papier 
des Bunderverwaltungsamtes wieder 
zu finden sind, dürfte von Interesse 


Militarisierung 


sein. Denn nun waren ja die Ro- 
gerinpgeschäfte in die Hunde der 
SED/FDP übergegangen. Ba heißt 


„In jeder Region solle ein zentraler 


Sammellager geschaffen werden. Die 


besonders Renitenten (Au) n 
ii wonndern unmöglich zrwondenn 
Dienstleistenden, sollen überdies in 

‚konzentriert wer- 


km nördlich von Hannover, wurde 
sei Oktober 69 ein Bun- 
faslenaiegtonde Dargerichier ein 
Satzdiensllisten. et - ein 
gutes Dutzend massiver Baracken, 
nit Maschen- und Stacheldraht um: 
(und nur durch die chemalige 

‚che zu betreten. Eingangsschild: 


ie ersten 17 Lagerin- 
sassen etliche Petitionen und Be- 
schwerden zum Bundesverwaltungs- 
amt geschickt hatten, aber sich keine 
Besserungen ergaben, sondern Anfang 
1970 sie sogar aufgefordert wurden, 
einen Wachdienst (1) rund um die 

isieren, _ verweigerten 
die Ersatzdienstleistenden _ jederlei 


u P 


I 
| 


PD die Praxis der Prüf 


‚sschilsse, 
die über Anträge von Verweigerern 
enicheiden: Obschon 88 der An. 
tmige genehmigt würden, selen„höch- 
itens 20% ‚der Antragsteller ai über 
zeugte Kriegsdienstverweigerer zu be 
Truchten. In der Different Hegı die 
Wurzel des Übels “. 
(„Spiegel 43/69) 
feinen Herren in Uniform und 
Talar sich darin einig, daß 
eine „sinnvolle, moderne, aber siraf., 
fe Menschenführung in der Truppe” 
ebenso notwendig sei wie der Kampf 
‚den „Mißbrauch der Gewissens 
Dada yablaoon AA 
fen- 


militär- 
Im Sondereir 
"heiten unter dem Befehl von Bu 
deswehr-Ausbildern würde vor allem 
Spaten-Arbeit verrichtet: Ödland kul- 
tiviert, Moore trockengelegt und 
Strände gesichert - ähnlich wie der 
‚Reichsarbeitsdienst.” 
(„Spiegel” 43/69) 

Um die Verweigerungsquoten noch 
gen ie Millrpfaffen vor. „daß der 
sen itärpfaffen vor, „daß der 
waffenlose Dienst fünf Monate länger 
als die Wehrpflichtigenzeit dauern 


Kriegshienstgegner 
” Religiöse Motivation zurückgegangen” (Aug. 72) 


neue Befehle. Der. „Spiegel" 7/70 
schreibt zum Schwarmstedter Streik: 
„Zwei Wochen lang hatten erst die 
Lagerinsassen und dann nahezu 400 
Ersatzdienstleistende in der gesamten 
Bundesrepublik gegen die , paramill- 
tirischen Ve 5 
stedt gestreikt. 

In Schwarmstedt, so stand. zu 
befürchten, sollte ein ‚zentrales Sam- 


"Vrerbleh vermchie 
7 Verzenich ve 


Der Streik war erfolgreich. 
Das BVA erklärte am 2. Februar 


Vor Schwarmstedt und den CDU- 
Plänen zerbrachen sich Ende 1968 
die Militärbischöfe H. Kunst und 
F. Hengbach zusmtnen mit dem 

ir 


tert werden können. 
Der Ausschuß tadelte 


» die deutschen Schulen: die „Men 
talııdı erlicher Kriegsdienatverwel- 


ser sel das Brgebnin der gegenwirt. 
en 


„höchstrichterliche Entscheidungen 
in zunehmendem Maße Unzurräg 
lichkeiten ergeber 


‚Wie gehabt, die Kirchenfürsten 
rufen zu den Waffen, wenn die 
Bourgeoisie es will! 


Das „neue“ 
SPD-Zivildienstgesetz 

Am 9. August 1973 trat das „Ge- 
setz über den Zivildienst der Kriegs- 
die (kurz: ZDG)durch 
ahensmerenae mar Zlröndtien 
Bekanntmachung im Bundesgesetz. 
blatt in Kraft, 

Diesem Gesetz gingen etliche Kon- 
zoptionen der Partei- 
en, Kurchen etc. voraus (siche oben] 


ten 
die 
und 


wenn nie gegen 
„Recht und Ordnung” der herrschen- 
den Klasse verstoßen, 

daß solbst 


dan Außerdenstiche Verhalten“ 
jer Dienenden bestraft werden kann, 


ist im ZDG aufgehoben. 
$0 ist es beispielsweise möglich, 
Ferableiben vom Dienst zum 
„Nachdienen” bestraft zu werden, 
äudem ein fahren den 
BVA zu bekommen (1.B. Geldstrafe) 
und möglicherweise eine dritte Strafe, 
wenn Surafı 0) sogen den 
ZDL gestellt wird (bis zu fünf Jah- 


von) 
Disziplinarmaßnahmen gegen ZDLA 
häufen sich. $o sind in Göttingen 
sechs ZDLs zu 30 Monaten 
fngnis (auf drei Jahre Bewährung) 
verurteilt worden. In Delmenhorst 
wurden 17 ZDLs zu je sechs Wochen 


[2 
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Newährung) 
strafe (bei einem Sold von 165, DM) 
und 32, DM Verfahrenskosten! 

In Hamburg wurde jew 
ein ZDL wegen angeblicher 
scher Betätigung” nach Salagitter 
versetzt. 

Fersonalakten eines ZDL. wurden 
dem MAD („Militärischer Abschirm- 
dienst”) zur Einsicht übergeben. 
Gerull, einer der führenden ‚Büro- 
kraten' des BVA, fang bei Nachfrage 
diesen Fall „normal” und „Jlegal” 

Völlig verboten bleibt die politi- 
sche Betätigung, Das ZDG lieb sich 
dabei zu einer besonders makabren 
Formulierung hinreißen. Es heißt 
im 620 


‚Der Dienstleistende darf sich im 
Dienst nicht zugunsten oder zuun- 
Guraten einer politischen Richtung 
tätigen. Das Recht, im Geipräc 
bleibe 


seine Meinung zu äußern, 
unberährt”. 


Es ist erlaubt, seine Meinung zu 
äußern, wenn sie weder zugunsten 
noch zuungunsten einer politischen 
Richtung st. Toll! Also Maulhalten, 
sonst wirst du verknackt! (Siehe auch 
Kasten - Abdruck aus „Kommen- 
ar zum 2DG”). 

im Sinne der Militarisierung der 
Gesellschaft wirbt die Bundeswehr 
sale dem ee erli 
‚chen „Vergünstigungen”: müssen 
'ZDLs”einen Monat linger dienen, 
haben keinerlei Ausbildungsmöglich- 
keiten gegenüber den Bundeswehr- 
hochschulen eie. 


Ferner greifen die Militristen 
auch direkt das. „Recht auf Kriegs 
dienstverweigerung an, indem se 
systematisch in den letzten Jahren 
&ie Durchfallquoten bei den „Ge- 
wissensprüfungen” hochschraubten, 
30 daß es heute bereits mehr als 
10.000 nicht Anerkannte gibt 

„Durchschnittlich werden „nur 
noch 40% der Antragsteller aner- 
kannt.” (ami” 3/74 

Die „Wehrkunde”-Zeitschrit gibt 
dafür folgende logische Erklärung: 
‚Dies ist darauf zuräckzuführen, daß 
die Prüfungsausschässe seit erwa 
einem halben Jahr anders Meßstibe 
Anlegen.” („Wehrkunde“" 5773). 
Die neuesten Überlegungen... 

Im Mai/funi dieses Jahres sind 
verschiedentlich Äußerungen hut ge- 
worden, die die Abschaffung des 
Prüfungsverfahrens für KDV fordern. 
Dabei wird in einigen Fällen richtig 

tiert, daß diese Verfahren 
der Willkür der Miltaristen Tür und 
Toröffnen und das verbriefte Grund- 
recht auf ‚Kriegsdienst-Verweigerung 
noch mehr zu einem Ausnahmerecht 
machen. Ua. will eine Reihe SPD- 
räneter im Bunde: 


‘der Willkür der Militaristen Tür und 
'Toröffnen und das verbriefte Grund- 
recht auf Kriegsdienst-Verweigerung 
noch mehr zu einem Ausnahmerecht 
‚machen. Ua. will eine Reihe SPD- 
Abgeordneter im Bundestag einen 
‚entsprechenden Antrag stellen. Das- 
selbe hört man aus FDP-Kreisen. 
Die CDU ‚dagegen, Ichnt eine Ab- 
schaffung der KDV-Prüfungen gene- 
rell ab, drängt sogar auf eine „ge- 
‚nauere " Durchleuchtung Wehrunwil 


‘Nun ist es bekanntermaßen nicht 
so, daß die CDU allein die „bösen 
Militaristen” sind, und die SPD/ 
FDP „friedliebend”, und deshalb für 
die Abschaffung der KDV-Prüfungen 
eintreten. -Unserer Meinung nach 
kommen hier vielmehr unterschied- 
liche Konzepte zur „Einsatzfrage 
Dienender” zum Tragen. Die „anti- 
militaristische” Argumentation” aus 

Ft er 


nauerer tung 
‚magogie. Die SPD/FDP-Regiei 
legt 2.2. noch gewissen Wert das 


uf 


‚daß die himmelschreienden Mißstän. 


de im Gesundheitswesen der BRD 
„etwas beschönigt” werden, Entapre- 
hend kann sie durchaus einige 
tausend Verweigerer mehr als Lük- 
kenbüßer in der Italistischen 
Kranken- Alten: und Behinderten 
politik gebrauchen, Vor allem, wenn 
man bedenkt, daß selbst die reaktio- 


Gesundheitsbereich in einigen Jah 
ren in der BRD zusammenbrechen 
würd 

Die CDU/CSU indes denkt bei 
ihrer Konzeption vielmehr an die 
ideologische Seite der „Jungen Män- 
ner”. Entsprechend dein ehemaligen 
Kapitalistenboß Berg, der erkannte, 


‚orientierte sie darauf, möglichst 
alle” „Nachwuchsarbeiter” durch die 
„Schule der Nation”, wie Kiesinger 


Ersatzdienststreik (Jan. 72) 


juste, ao die Bundeswehr, zu schik- 
‚Wie allerdings die Verschlechterun- 
gen im Zivildienst zeigen (wie Kaser- 
mierung, schärfere Disziplinierung , 
etc.) existieren zwischen SPD/FDE 
und CDU keine wirklich alterati- 
ven Konzeptionen, statt dessen nur 
unterschiedliche ‚Akzentuerung bei 
jr Bewältigung kurz- und langfrist- 
ger Aufgaben der Kapitalistenklasse 


Die SPD unternimmt halt derzeit 
besonders die Aufgabe, die Riesen- 
lücken im Gesundheitswesen ober- 
lächlich zu kitten, wobei sie den 
ZDLs gleichzeitig ein neues Gesetz 
verschafft hat, nach dem selbst die 
minimalsten demokratischen Rechte 
entfallen — und Pläne wie Schwarm- 
stedı zwar vorläufig aufgeschoben, 
damit. aber keineswegs aufgehoben 


ÖTV-Führung gegen Zivildienst: 
leistende — und wie der Kampf 
organisiert werden muß! 


ÖTV-Führung gegen Zivildienst- 
leistende — und wie der Kampf 
organisiert werden muß! 


Parallel zum 73er Zivildienstge- 
setz drehte die Gewerkschaftsfüh- 
nung den Hat für Zirdientiisten- 


War es früher möglich, auch als 
ZDL in die Gewerkschaft einzutre- 
ten, yerschickte der Hauptvorstand 
der OTV am 31.7.73 ın alle Be- 
Zirks- und  Kreisverwaltungen ein 
Rundschreiben, in dem ausdrücklich 
darauf hingewiesen wird, daß ZDLs 
und Wehrpflichtige nicht mehr in die 
ÖTV aufgenommen werden. Sie er- 
füllen angeblich nach $ 4 der Satzung 
nicht die Voraussetzungen für eine 
Mitgliedschaft. Gemeint ist damit, 
daß ZDLs keinen Arbeitsvertrag, son“ 
den einen $tellungsbefehl haben. Die 
Jantimilitarismus informationen " 
Nr. 8/9 73 schreiben dazu: 


„Bisher war es die Auffassung kom- 
Petenter Juristen, daß es zwar durch- 
aus zweifelhaft sel, ob die Gewerk- 
schaften berechtigt sind, ZDL zu 
organisieren, daß man aber, solange 
sich niemand ‚finder, der dasesen 
auftritt, die Aufnahmepraxis ruhig 
fortsetzen könne. Notfalls könne man 
zul eine gerichtliche Entcheidung 
ankommen lassen. 


Es stellt sich alıo die Frage, wer 
den OTV-Hauptvorstand veranlaßt 
hat, eine stilschweigend geübte Pro- 
xl nun zu unterbinden und allen re- 
üktionären Kreivorslizenden ein Pa- 
Pier in die Hand zu drücken, hinter 
dem uie sich bequem verstecken 
Können. Das Intereme der in der 
OTV organlsierten Bediensteten hat 
diesen brief ganz. bestimmt nicht 
dikrert, denn die Spaltung von ZDL 
und den in den Einrichtungen Be- 
schäftigten wire die Abrundung der 
Arbeitsdienstkonzeption, der sich der 
Zivildienst Immer mehr nähert, Die 
dublose Doppelielung der ZDI mit 
Ihrer Verschleierungr. Lohndrücker- 
und Sereikbrecherfunktion ft sich 
mir dureh die Solldarielt aller Be 
Troffenen aufheben; und betroffen 
und ‚neben den ZDL Ner alle Be- 
iehäftigten in den Binrichtungen. In 


besserungen im 
sozialen Bereich eintreten.” 


Diese spalterische, arbeiterfeindli 
che Tätigkeit der ÖTV-Führer, die 
‚offen den Militaristen in die Hände 
arbeitet, kann ganz sicher nicht von 
den ZDL allein gebrochen werden. 

Wie der jüngste Versich von 13 
aktiven ZDL in Hamburg zeigt (siche 
AK 46, Seite 28), ignorieren die Ge- 
werkschaftsführer die Aufnahmean- 
träge oder verweisen auf das „Auf- 
nahmeverbot”. 


Anfang der 70er Jahre bildeten 
sich an verschiedenen Orten „Selbst- 
Organisationen der Zivildienstleisten- 
den” — kurz SO. Insbesondere beim 
Streik gegen die Kasernierung in 
Schwarmstedt spielte die SO eine 
Rolle, ebenso bei bundesweiten Ak- 
tionen gegen das SPD-Zivildienst- 
gesetz 


Für die ZDL-Probleme hat die SO 
insbesondere Bedeutung, wenn man 
bedenkt, daß 600 ZDL in Hamburg 
auf über 100 Dienstsiellen verstreut 
Arbeiten. Darüber hinaus sind sicher- 
lich auch Zusmmenhänge zur Ge- 
werkschaftsfrage und Antimlitaris- 
musfragen mit Soldaten von Bedeu- 
tung (in einigen Städten gibt es sog 
Antimilitarismuskomitees von ZDL 
und Soldaten). 


m Wesentlichen sollten die Zi 
dienstleistenden allerdings dort poli- 
tisch und gewerkschaftlich arbeiten, 
wo sie tagtäglich mindestens acht 
Stunden ihren Dienst verrichten — zu- 
sammen mit den Kollegen der Kranken. 
häuser, Altenheime und Anstalten. 

far rt 
tisch und gewerkschaftlich arbeiten, 
wo sie tagtäglich mindestens achi 
Stunden ihren Dienst verrichten — zu- 
sammen mit den Kollegen der Kranken- 
häuser, Altenheime und Anstalten. 
In Hamburg gibt es solche Arbeits: 
Zusammenhänge schon an verschie- 
denen Krankenhäuser. 


Nur über solche Betriebsgruppen- 
arbeit wird es auch langfristig mög- 
lich werden, von der Gewerkschafts- 
basis aus, von den organisierten ÖTV- 
Kollegen Dampf hinter die Aufnahme 
von ZDL in die Gewerkschaft zu 
machen. 


Neben dieser Perspektive des poli- 
tischen und _geverkschaftlichen 
Kampfes der ZDL an ihrer derzeitigen 
sozialen Basis (den Krankenhäusern 
und Anstalten) git es, den Kampf 
genen die zunehmende Militarisierung 
und Faschisierung des Ersatzdienstes 
zu führen, den Kampf gegen alle 
Staatlichen Versuche, auf“ 

Weg” einen, Arbeitsdienst elnzufüh- 
sen, einen Kampf für die Abschaf- 
fung der KDV-Prüfungen. 


intlich lägen hier selbstver - 
ständliche Aufgaben der Gewerkschaf 
ten. Da aber die ÖTV-Führer — im 
Interesse der Bourgeoisie und ihrer 
Militaristen — den ZDL jede Unter- 
stützung und Solidarität verweigern, 
steht die Aufgabe des Aufbaus einer 
selbständigen Schutz- und Kampf- 
Organisation, 


Die Vergangenheit hat gezeigt; daß 
die SO dieser Aufgabe nur ungend- 
gend gerecht werden konnte. In Zak 
fen sehärferer _ Auseinandersetzun- 
ven (2. SchwarmstedtStreik), ge- 
fang (es den Ematzdienstleistenden, 
21° yeachjlich starke Organisationen 
Aufzubauen, die auch Sie Örtliche 
ind regionale Isolierung überwinden 
Könnten" jeüoch zeiten di Grup. 

en immer“ wieder; sporadisch. er- 
Scheinende Zeitungen einzelner ZDL- 
verschwanden wieder, Die 

Arbelt unter den ZDL 
Könnte keine Kontinuität gewinnen. 


Die alten 
Kriegsdienstverweigerer, 
der VK (Verband der 
enner) kümmerten sich in 
1969 bis 1971 aktiv um eine politl 


„kaltem. 


konnte nur gelingen, indem revolu- 
tionäre Genossen die bürgerlichen Pa 
zifisten aus den Vorständen dieser 
Verbände verdrängen konnten. In- 
zwischen hat sich auch — mit dem 
‚Abebben der Studenten- und Schüler- 
revolten — die Situation geändert 


Die Revolutionäre zogen sich auf 
andere Gebiete zurück; Pazifisten, 
Reyisionisten (DKP/SDA)) und „in. 
ke" Sozialdemokraten „eroberien” 
die Verbände zurück seitdem 
sind sie politisch tot, spielen im anti- 
miltaristischen Kampf keine Rolle 
mehr, haben nahezu gänzlich auf 
jede Öffentlichkeitsarbeit verzichtet 
ic. 


Das Scheitern beim Aufbau einer 
schlagkräftigen SO hat vor allem 
politisch-ideplogische Ursachen, d.h. 
liegt im z.T. recht geringen Ent- 
wicklungsstand des politischen Be- 
wußtseins der ZDL "selbst begrün- 
det. Hinzu kommen _äußerliche 
Schwierigkeiten, wie z.B. die Zer- 
splitterung und Isolierung der ZDL 
in Kleinstgruppen in vielen Kranken- 
häusern sowie die Tatsache, daß die 
ZDL_ nach anderthalb Jahren wieder 
ins Berufsleben zurückkehren. — Es 
ist eine allgemeine Aufgabe demokra- 
tischer, sozialistischer und kommuni- 
stischer Jugendarbeit, sich stärker und 
kontinuierlicher als bisher um den 
Bereich der Ersatzdienstleistenden zu 
kümmern. . 


W 


Ersatzdienstbsauftragter Iven vor, 
der Zivildienstschule, Hamburg 
Redaktionelle Anmerkung: 

Mit. Veröffentlichung dieser Ar- 
tikels unterstitzen wir den demokra- 
fischen und  gewerkschaftlichen 
Kampf der Zivildienstleistenden und 
werden dies auch in Zukunft tun. 
‚Nicht verbunden mit dieser Unter- 
stützung ist eine allgemeine Befür- 
wortung zur Verweigerung des Kriegs- 
dienster durch unsere Organisation. 
Prinzipiell befürworten wir auch wei- 
terhin, daß unsere Genossen und 
Sympathisanten im allgemeinen zur 
Bundeswehr gehen, da dorthin der 
größte Teil der Arbeiterjugend gezo- 
‚gen wird und es den Kommunisten 
und ihren Sympathlsanten noch nie 
geschadet hat, die Waffentechniken 
der Bourgeoiiie zu beherrschen. Re- 
volutionäre und demokratische Ar- 
heit und Propaganda innerhalb der 
‚Armee - insbesondere einer imperia- 
listischen Armee, wie der „Bundes- 
wehr” - ist nach wie vor ein entschei- 
‚dender Abschnitt kommunistischer 
Arbeit überhaupt. 


AK-Redaktion 


Wohnraumzerstörung in 


Göttingen 


Vor kurzem Wurde in der Göttinger 
Innenstadt ein „Hertie”-Kaufhaus er- 
öffnet. Diese Käufhauseröffnung und 
die weiteren kurzfristigen Pläne einer 
Aufteilung des sogenannten Reitstall- 
viertel unter die Konzerne „Hertie”, 
„lduna” und „Oeiker” sei den bie’ 
er vollzogenen Auftakt der 
nannten „Stadtsanerung” durch die 
Göttinger Stadtverwaltung dar. Für 
ie werktätige Bevölkerung bedeutet 
der bürgerliche Schnack von der Sa- 
nierung jedoch nichts anderes als die 
Zerstörung des dortigen Wohnraumg 
nämlich biliger Altbauwohnungen. 
Die Zusammenarbeit der „Hertie”- 
Kapitalisten und der Göttinger Stadt 
sah so aus, daß einigen Mietern in der 
"Nachbarschaft des „Hertie”-Baugelän- 
des gekündist wurde, um die größten- 
nämlich billiger Altbauwohnungen. 
Die Zusammenarbeit der „Hert 
Kapitalisten und der Göttinger Stadt 
sah so aus, daß einigen Mietern in der 
Nachbarschaft des „Hertie”-Baugelän- 
des gekündigt wurde, um die größten- 
teils ausländischen Bauarbeiter dort 
unterzubringen. Diese wiederum muß- 
ten für einen Platz in einem 4-Bett- 
Zimmer 120, DM pro Monat bezah- 
ien. Andere Mieter wurden vertrie- 
Ben, „um Eintelungs und Baulek 
tungsbüros zu errichten. Was scherten 
die „Hertie”-Kapitalisten sich dabei 
um üas Gesetz gegen die Zweckent- 
fremdung von Wohnraum! Aus den 
ausländischen Arbeitern wurden Lei 
stungen zu unmenschlichsten Bedin- 
ingen herausgepreßt, um das Kauf- 
aus möglichst bald fertigzustelen 
80 wurden 70-75 Stunden in der Wo- 
Che gearbeitet, zeitweise sogar 16 Std. 
ro Tag. Mit Werbekampagnen und 
Parolen wie „Jung-dynamlsch-wetof- 
fen” und dem bestochenen Bürger- 
blatt „Göttinger Blick”, der von den 
„unaufhaltsamen Fortschritten” der 
Bauarbeiten zu berichten wuße, ver- 
uchten die „Hertie"-Kapitalisten in 
Eintracht mit’ den Behörden, der Be- 
wölkerung Sand in die Augen zu 
streuen und den Kaufhausrummel 
schmackhaft zu machen. 
Daß die Stadtyerwaltung Hand in 
Hand mit „Hertie” gegen die GO! 
ser Bevölkerung vorging, zeigt auch 
das Taktieren der Stadtverwaltung bei 
den Plänen zur Verwendung des alten 
Reitstallgeländes, wo ja heute das 
„Hertie'"Kaufhaus steht. Die Stadt- 
Verwaltung gab zunächst 50.000 DM 
für den Kauf des Reitstaligeländes und 
dann bei weiteren  Fehlplanungen 
noch einmal 300.000 DM - erst sollte 
ein Rathaus mit Volkshochschule, 
dann mit einem Kaufhaus gebaut wer“ 
den. Als der Stadtverwaltung endlich 
einfiel, 0aß das Rathaus zu teuer sein 
men as „Reter, die ler 
italisten. Die Verplanung des 
viertels begann mit dem Bau 
Spängerbrücke über die Ber- 
Kin „Geschenk” von 
Stadt war, wie die 
"Göttinger Allgemeine” berichtete 
Diese soll durch das Reitstallviertei 
hindurch bis in den 1. Stock von 
„Hertie” führen, wo aus diesem Grun- 
de schon einLoch im Treppenaufgang 
gelassen wurde. So konnte nur 
plant werden, weil Testateht, daß das 
Banze Viertel abgerissen werden sol, 


entgegen der verlogenen Behauptung 
der Stadtverwaltung, daß es noch kei- 
nen festen Plan gäbe. 

Banken, Versicherungen und Kauf- 
häuser für Kapitalisten sind eint 
cher als Altbauwohnungen für die 
beiterklasse, das ist das alte Motto der 
Sanierungspolitik der Kapitalisten und. 
ihres Staates. Die Bevölkerung wird 
dabei vor vollendete Tatsachen ge- 
stellt 

Die „Sanierung” des Reitstallvier- 
tels ist jedoch mur die Spitze des Eis- 
berges. Die Pläne der Göttinger St 


wird kaum bereitgestellt, und wenn, 
‚dann sogenannte „Sozial"wohnungen 
wie z.B. in der welt vor Göttingen ge- 
iegenen Großsiediung _„Holtenser 
”, wo eine 4-Zimmer- Wohnung 

475,- DM kostet, Die Mieten für diese 
Wohnungen werden laufend erhöht, 
soziale Einrichtungen wie Kindergär- 
ten, Altenheime, Häuser der Jugend 
usw. gibt es kaum — und wenn, dann 
sind sie von den eng begrenzten Räum- 
lichkeiten und der Betreuung durch 
Fachkräfte her völlig unzureichend, 
‚ein Hohn auf die sozialen Reform- 
versprechen der bürgerlichen Partei- 
‚en. Unlängst hat man direkt am „Hok 
tenser Berg” einen Autobahnzubrin- 
ger fertiggestellt, so daß die Bewohner 
‚obendrein noch dem unerträglichen 
Lärm der vorbeirasenden Autos aus- 
Eestzt ind, Um zur Arbeit und zum 
Iinkaufen zu kommen, muß man 
erst nach Göttingen hineinfahreı 
nzin ki 


gen in die weit vor 
‚genen Siedlungen des „sozialen Woh- 

stellt also eindeutig einen 
Lebensniveau dar, dem 


Sieh durch die 
Versprechungen der Dargerlichen Par 
heie tAüschen USt, sondern nur, wen 
die Fragen von Verireibung und Woh- 
mungsspekuhtion und die Maßna 
ment dagegen in soldarlcher Form 
besprochen werden und die Sache m 
die eigene Hand genommen wird, 
Über den Kampf gegen die kaplalistk 
‚ce Wohnengsbeupoitik. dert m 
ich jedoch keine Ihusionen machen 
Das "rutale Vorgehen. des barge 
Chen Polizelapparaten at ich bet den 
Hawerkämplen &.. in Frankfurt 
Westend und Innenstadt und In der 
Bekhoffstraße in Hamburg gezeigt 
(6 betreffende AK-Artikel)ı wo ver 
sucht wurde, den Kampf mlı Mitteln 
der rücksin'slosen Gewalt, durch eo 
Hirung der torschntllehiten Kräfte 
und Hetzkampagnen in den birgerlk 
Chen Zeitungen zu zerschlagen 
Bezirksorganlation der KAG] 
Göttingen 


{ 


“ 
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STAATLICHE ANGRIFFE 

KRANKENHAUSPERSONAL 

Zum Krankenhausfinanzierungsgesetz 


‚Der ARDEITERKAMPF hat schon 
in Analysen zu verschiedensten ge- 
sellsshaftlichen Bereichen der DD 
die Haupttendenz der politischen 
Stoßrichtung der BRD-Bourgooisie 
hin zu sündieverschärfter polischer 
Reaktion und materieller Ausbeu- 
fung der arbeitenden Bevölkerung 
ufgezeigt, In diese politische Haupt. 
tendenz in der BRD reiht sich auch 
die Entwicklung ein, die das Gesund» 
heitswesen In den letzten Jahren hier 
genommen hat! Die neue Medizk 
ner-Ausbildungsordnung (Medizineı 
AO), die neue Ausbildungsordnung 
für das Krankenhauspflegepersonal, 
das Krankenhausfinanzierungsgosetz. 
(KHG) sind die Außeren Meilensteine 
der stattfindenden Veränderut 

auf diesem Gebiet. In all diesen Fäl- 
Ien geht es darım, mit möglichst ge- 
ringem ellen Aufwand des 
Staates und möglichst ohne Beschnei- 
dung der Gruppeninteressen v 
allem der Ärzte und der Pharma-In- 
r rasant steigenden Kosten- 
# Gesundhekssektors Herr 


KHG nun zeigt besonders 
deutlich, wie der Staat die anfallen- 
den Köstensteigerungen überwälzt 
auf die auf seine Unterstützung am 
meisten Angewiesenen: die Versi- 
cherten und die Krankenhausange- 
stellten, und dabei eins Verschlech- 
terung "der Leistungsfähigkeit der 
westdeutschen Krankenhäuser in 
Kauf nimmt. Gleichzeitig wird an 
diesem Gesetz die „Reform“ Strate- 
ie des kapitalistischen Staates deut- 
lich: in einer Art „Feuerwehrpolitik” 
wird ein den geselischaftlichen Un- 
mut erregender Teilbereich neu gere- 
gelt ohne Vorhandensein eins zu- 
sammenhängenden Konzepts für das 
Gesundheitswesen, wodurch eventu- 
eller Protest und politische Unzufrie- 
denheit über diese Neuregelung schr 
gut verschoben werden kann auf an- 
dere noch zu regelnde Bereiche. So 
hinkt dann die Kritik der Betroffe- 
‚nen immer hinter der Sozialpolitik 
des Staates hinterher! 


Was ist passiert? 

Am 23.6.72 wurde das KHG vom 
Bundestag verabschiedet. Damit wur- 
de hauptsächlich die finanzielle Ver- 
sorgung der Krankenhäuser neu fest- 
gelegt. Bis zu diesem Zeitpunkt hat- 
ten jährlich die Krankenkassen und 
die Krankenhausgesellschaft (Verei- 
nigung aller Träger der Krankenan- 
‚staiten) gemeinsam die Höhe des 

zes festgelegt, ‚den die Kran- 

in pro Patient und Tag zu 
entrichten haben. Grundlage der Be- 
rechnungen waren die „Selbstkosten 
eines sparsam wirtschaftenden Kran- 
kenhauses“, Diese Berechnungen la- 
gen regelmäßig weit unter dem realen 


durchschnittlichen Verbrauch der 
Krankenhäuser. Bel diesen Berech- 
mungen ging man still aus von der 
Zielvorstellung _der Pflegesatzord- 
mung, „die Krankenhausbenutzer 
oder deren Kostenträger aus gesund- 
heit, wirtschafts. und sozialpollti- 
schen Gründen nicht mit den voller 
Krankenhauskosten zu belasten. 
Die bestehenden Defizite wurden ro- 

mäßig von- Bund und Ländern 
ibernommen. 

Nach dem neuen KHG nun sind 
die Krankenkassen verpflichtet, die 
fesamten laufenden Kosten der Kran, 

enhäuser zu tragen ($ 17). Nach er- 
sten Überschlagsrechnungen werden 
die Krankenkassen ihre Beiträge jähr- 
lich um ca. 20 % erhöhen müssen, um 
diesen Kostensteigerungen der Pflege- 
kosten und den auf sie übergewälzten 
finanziellen Verpflichtungen nach- 
kommen zu können. Die Pflegeko- 
ien steigen nach diesem 


In diesem Zusammenhang sei nur 
kurz darauf hingewiesen, daß von den 
Krankenkassenbeiträgen sowieso nur 
1/3 aufgewandt wird für Kranken- 
hausleistungen, 2/3 fließen in die Ta- 
schen der ambulanten Ärzte und der 
Pharme-Industrie. Aber unabhängig 
von anstehenden Reformen auch in 
diesen beiden Bereichen bleibt fest- 
zuhalten: das KHG hat letztlich die 
Konsequenz, die Kostensteiferunsen 
in den Krankenhäusern voll auf die 
Versicherten abzuwälzen und damit 
gesamtgesellschaftlich aufgebrachte 
Steuern einzusparen. 

Die Reparatur- und Investitions- 
kosten der Krankenhäuser sollen 
nach dem KHG zwischen Bund und 
Ländern aufgeteilt werden im Ver- 
hältnis 1 : 2 ($ 22). Die maximale 
vom Bund dafür aufzubringende Sum- 
me wurde im Gesetz bereits gleich 
mit festgelegt: das Bundesdrittel soll 
1973 nur 465 Millionen, 1974 550 
Millionen Mark betragen. 

1972 hatte die Krankenhausge- 
sellschaft einen jährlichen Bettenzu- 
wachsbedarf von mindestens 35.000 
Jährlich berechnet. Die nach dieser 
Planung zur Verfügung stehenden 
Gelder reichen gerade für 10.000 
Betten jährlich! 

Gegen die Kostenverteilung von 
1 : 2 protestierten natürlich erst ein- 
mal die Länder im Bundesrat, Sie ver- 
fügten eine weitere Belastung der 
Krankenkassen durch Ausweitung 
des Begriffs der Pflegekosten un 
bürdeten ihnen damit jährlich weite, 
re 210 Millionen Mark auf (vgl. FAZ 
v. 25.3.72). Den letzten beißen eben. 
die Hunde.... 

Nach $ 6 und 8 sollen die derart 
begrenzten staatlichen Zuschüsse nun 
nur nach einem von den Ländern bis 
Ende 1973 zu erstellenden Bettenbe- 
darfsplan zu verteilen sein. Das Bei- 
spiel Westberlin mit seinem Entwurf 


des Landeskrankenhausgesetzen 
(LKG, letzter Entwurf März 1974) 
zeigt die konsequente Welterführung 
der im KHG angelegten nationalen 
Stoßrichtung auf Länderobene deut. 
ich 


Die Bottenbedarfsplanung des 
Westberliner Sonats 


Seit dem Ende der 60er Jahre 
schon lief in Westberlin die Diskus- 
sion um eine Reform der Bettenbe- 
darfsplanung in den _Westberliner 
Krankenhäusern Fester Ausgangs- 
punkt aller „Reform"-Überlegungen 
war und ist”die Notwend 
Bettenverknappung aus 

fründen, und von hier aus wi 


sichtliche Fehlen von Krankenhaus 
betten schon ohne weitere Verknap- 
Runespläne. So sprach 1969 Wentber- 

's damaliger Senator für Gesund- 
heit, Bodin, vom sog. „Schwamm- 
effekt“: In Westberlin selen zu viele 
Betten, deshalb seien sie immer voll 
und würden von den Ärzten und 
Krankenanstalten aus eigenem Inter- 
esse immer vollbelegt gehalten! Die 
Frage ist nur, was passiert, wenn 
Westberlins Ärzte und Krankenan- 
stalten — vorausgesetzt, ilir Egoismus“ 
sei wirklich sache des starken 
Bettenmangels, wie es uns die zyni- 
sche Argumentation Bodins weisma- 
chen will — weiter an ihrer Taktik 
festhalten unter den Voraussetzun- 
‚gen von noch weniger Betten nach 
einer Reform, die nicht auf die Ver- 
unmöglichung solcher Praktiken zielt, 
sondern die Bettenlage für die Bevöl- 
kerung objektiv verschlechte: 

Daß es in anderen Bundesländern 
nicht anders zugeht, beweist schon 
die Schlagzeile in der „Zeit" vom 
5.10.73, unter der der"Hamburger 
Gesundheitssenator eine ganz ähnli- 
che Politik der Bettenverknappung, 
in Hamburg propagiert: „Zu wenig 
Geld, zu viele Betten“. Kürzer kann 
man die hinter der „Reform“ stehen-" 
den Interessen wirklich nicht mehr 
benennen! 

Im April 1972 veröffentlichte der 
Bodin-Nachfolger Wolters (inzwi- 
schen ist er avanciert zum Staats- 
sekretär im Gesundheitsministerium) 
den „Diskussionsentwurf: Gesetz 
a dl Krsaasoblan In Li Ber 

Hier er eine ung 
von 2.000 Betten in Westberlin vor 
‚bei_ ‚einer. Gesamtbettenzahl von 
36.750. Im letzten Entwurf von Wol- 
ters Nachfolger Paetzold ‚ist (diese 
‚Zahl gestiegen auf 3.2191! Von die- 
sen Streichungen sind hauptsächlich 
betroffen: Kinder (345 Betten), 
Frauen (517) und chronisch Kranke 
(a. 1.9001) Diese am meisten betrof- 
fenen Bevölkerungsgruppen haben et- 


was gemeinsam sind noch nicht, 
nicht mehr oder nur teilweise In den 
Produktionsprozeß _ einzugliedern, 


entfallen auf sie 79,3 % aller Betriebs- 
unfülle 


4 Solt 20 Jahren sinkt die Lebenser- 


und sie gehören zu den am schwäch: lem der bund 
sten politisch organisierten Bevölke- ‚wieder, und 
rungsteilen; ale sind nicht profitabel, durchschnittliche Rentenalter liegt 
und sie können sich allein kaum weh- $7 Jahren. Die Li 


ron! 
Die Hauptargumente für die Bet- 


Krankenanstalten als 
Pflegeinstitutionen und die erreichte 
Liegezeitverkürzung. In den letzten 
zehn Jahren ist die Liepezeit der Pa- 
tienten von durchschnittlich 25 auf 
19,6 Tage gesunken. Es ist auch sk 
cher richtig, daß die Liegezeitverkür- 
‚objektiv einen Fortschritt in der 
Medizin ausdrückt. Allerdings bedeu- 
t die Liegezeitverkürzung im Kapi- 
lismus nicht eine Verbesserung der 
Gesundung des Patienten, denn unter 
kapitalistischen Produktionsbedin- 
‚gungen bedeutet’jeder Tag, den der 
Arbeiter wieder früher in die Pro- 
duktion eingegliedert werden kann, 
seine erneute Mehrwertproduktion 
für den Kapitalisten und Ausliefe- 
rung an unmenschliche, seine gerade 
wiederhergesteilte Gesundheit wieder 
neu ruinierende Arbeitsbedingungen! 
In seinem Buch „Gesundheitswesen 
im Klassenkampf" zeigt der KSV 
Westberlin in Auswertung vor allem 
der Quellen des statistischen Bun- 
desamtes der BRD die verheerenden 
gesundheitlichen Wirkungen der stei- 
genden Arbeitshetze in vier Haupt- 
tendenzen aufs 
1. Die Krankenstände steigen lau- 
fend, wobei aus den Quellen her- 
vorgeht, daß die Arbeiter wesentlich 
häufiger erkranken als der Durch- 
schnitt der Versicherten! Selbst Bo- 
din mußte 1970 im Westberliner „Ta- 
gesspiegel’\_erklären: „Es sei wohl ge- 
lungen, die durchsehnittliche Liege- 
dauer zu verkürzen, dafür kämen nun 
die Patienten jedoch häufiger ins 
Krankenhaus.“ 
2. Die Art der Erkrankung verschiebt 
sch in zu Herz und Kreisuf- 
krankheiten großenteils psychosoma- 
tischen Ursprungs, Erkrankungen der 
Verdauungsorgane und der Atemwe- 
ge: Alles Krankheiten, die verur- 
sacht werden durch den Streß, die 
Monotonie und Hetze des Arbeits- 
tages, die sog. „Verschleißkrankhei- 
ten” mit langer Rekonvaleszenzzeit. 
3. Die Zahl der Betriebsunfälle steigt 
ständig. Obwohl die Arbeiter nur 
45,3 % der Bevölkerung ausmachen, 


gezeitverkürzung, die der Fortschritt 
der Medizin ermöglicht, wird also 
wieder wettgemacht durch die zuneh- 

1 der Erkrankungen über. 


mend 


muß. eine‘ Verknappung 
kenhausbetten zwangsläufig zu einer 
weiteren Verschlechterung der ge- 
sundheitlichen Versorgung führen: 
ein Krankenbett ergattern kann nur 
noch derjenige, der entweder die rich 
tigen Beziehungen hat, oder der in 
Lebensgefahr schwebt und/oder ope- 
riert werden muß. 

Aber auch das andere Argument, 
der Mißbrauch des Krankenhauses als 
Pflegeinstitution (v.a. zur Betten- 
Streichung für chronisch Kranke be- 
nutzt) ist verschlelernd; sicher ist 
richtig, daß Gesundende nicht diesel- 
ben ärztlichen Einrichtungen benöti- 
gen wie Schwerkranke. Aber welche 
Ersatzeinrichtungen plant der West- 
berliner Senat für die gestrichenen 
Betten? „Es sollen 1.300 „Kranken- 
heimbetten“ eingeführt werden, in 
den Häusern ausgerechnet, die der 
Senat wegen ihrer Unwirtschaftlich- 

nicht in den Bettenbedarfsplan 
ufgenommen hat! Zudem müs- 
sen die „Siechenheimbetten“, wie sie 
die ÖTV in ihrer Kritik zutreffend 
bezeichnet, auch noch von den Pa- 
ienten selbst getragen werden, und 
da sie nicht vom LKG unterstützt 
werden, betrügen die monatlichen 
Kosten z. Z. ca. 1.600 DM. Außer- 
dem bleibt das Problem der Nach- 
sorgeeinrichtungen für Gesundende, 
also nicht chronisch Kranke, in die- 
sem Gesetz völlig unberücksichtigt: 
Für die vorhin erwähnten steigenden 
„Verschleiß"-Kranken ist keine orga- 
nisatorische Regelung gefunden wor- 
den, wo sie ihre Genesungszeit unter 
ausreichender ärztlicher Kontrolle 
und in der gebotenen Ruhe verbrin- 

:n können. Die bisher dafür zur 

/erfügung. stehenden Krankenhaus- 
betten werden nun gestrichen.. 


Die Personalplanung im LKG 


‚Aber das LKG gibt sich nicht mit 
einer Einsparung allein von Kranken- 


Ende Mai warnte die bürgerliche Pres- 
se vor den Kosten der 40-Stunden- 
Woche im Öffentlichen Dienst. „Zwei 
Stunden weniger kosten Milliarden 

(„Welt“). _ Ministerpräsident 
Filbinger versuchte, die 1972-tarifver- 
traglich vereinbarte Arbeitszeitverkür- 
zung wieder rückgängig zu machen. 
Die übrigen Ministerpräsidenten z0- 
gen nich mit, wohl mit Rücksicht uf 
lie Stimmung der Kollegen im Öffent- 


lichen Dienst, denen man nach dem 
11%-Beschiß bei der Tarifrunde nun 
nicht auch noch die Nichteinführung 
der 40-Stunden-Woche zumuten konn- 


Einig waren sich alle öffentlichen 
‚Arbeitgeber‘, daß die Arbeitszeitver- 
kürzung nur zum kleinsten Teil durch 
‚neue Stellen ausgeglichen wird, son- 
der Hauptsache 
tonalisierungsmaßnahmen 
und verschärftes Arbeitstempo „auf- 
fangen“. Zwei Stunden weniger Ar- 
beitszeit kosten in der 100.000-Mann- 
Verwaltung der Hansestadt nach den 
Worten von Vermögenssenator Eck- 
ström 100 Mio. Mark, „wenn wir die 
Arbeitszeit voll ausgleichen.“ 

Mit zusätzlichen Stellen will der 
Senat jedoch die Lücken nur dort aus- 
füllen, wo Schicht- und Betriebsdienst 
geleistet werden: bei der Polizei, im 
‚Strafvollzug‘, in den Krankenhäu- 
ern und bei der Müllabfuhr. Nach- 
dem schon für die Arbeitszeilverkür- 
zung von 43 auf 42 Stunden die Ge- 
undheitsbehörde viel zu wenig Stel- 
len zu spät bewilligt hat, ist abzuse- 
hen, daß auch jetzt nicht entsprechend 
neue Stellen geschaffen werden (sr 
cherlich. km Gegensatz zur Polizei! 

Das heißt, die Warnung vor den 
Mill die die 40-Stunden-Woche 
kosten würde, dient nur zur Propagie- 

verschärfter Rı 

im Öffentlichen Dienst, 

Den gleichen Propi 
speziell für das Öffentliche 
Beitswesen, voll die gleichzeitig lan 

ben. 


cierte Warnung 


ungserklärung des neuen Kanzlers 
Schmidt auf dem Fuße, in der Schmidt 
zur „Sparsamkeit und Konzentration 
auf das Wesentliche” mahnte. Ebenso 
Hamburgs Wirtschaftssenator Kern: 
Der Bau des Erzhafens Hansaport 
müsse Priorität vor anderen öffent- 
lichen Bedürfnissen haben. 

Die künstliche „Ölkrise“ war der 
erste große Knallelfekt, mit dem die 
Bourgeoisie die Propaganda-Kampag- 
ne zur psychologischen Abdeckung ih- 
rer verschärften Angriffe auf die Le- 
bensbedingungen der  Werktätigen 
startete, Mit dem Regierungswechsel 
Brandt-Schmidt wird diese Kampagne 
fortgesetzt durch ein Trommelfewer 
von Sparsamkeitsappellen. 

‚Bevorzugtes Objekt der bürgerl- 
chen Spar-Politik ist im Moment das 


Krankenhaus. 

Tatsächlich sind die Krankenhaus- 
kosten im den letzten Jahren ‚explo- 
diert‘; Die Ausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung für die Kranken- 
häuser sind von 1968 bis 1972 von 2,4 
auf 9,4 Milliarden DM, also auf das 
Vierfache, gestiegen, während sich die 
Ausgaben’ für ärztliche Behandlu 
(4,1 - 7,6 Mrd.) und für Arzneimittel 
2,9 - 5.7 Mrd.) im gleichen Zeit- 
raum jeweils „nur“ knapp verdoppel- 
ton. 

in den letzten zwei Jahren sind 
die Krankenhauskosten weiter sprun, 
haft gestiegen: 1972 betrugen die 
‚Pflegesätze' an den Hamburger Kran- 
kenhäusern noch 80 Mark, heute be- 
Iaufen sie sich auf 150 Mark! 

Allerdings ist der sprunghafte An- 
stieg in den letzten zwei Jahren nicht 
hzusetzen mit der wirklichen Ko- 
stenentwicklung. Denn vor 1973 wur 
den die Pfiegesätze durch staatliche 
Subventionen künstlich niedrig gehal 
ten, ab 1976 müssen sie nach dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz „.ko- 
stendeckend” win. 

Die jetzigen starken Brhöhun; 
werden vorgenommen, um dieses Ziel 
zu erreichen, 


wird vev x Wenn die Pflogesätze 1985 tatslich- 
ren $00 Mark pro Tag" ( „Abendblatt“, lich auf 500 DM den sich 
30.3,74), Die Warnung hatte natürlich die Beiträge zus enversicherung 
den Zwecky die „Kostenexplosion" _ von jetzt 10% auf 20% erhöhen, also 


muß endlich gestoppt werden. 

Die Ankündigung von Sparmaßinah- 
men iem Öffentlichen Dienst und im 
Gewindheitsweien folgte der Regie 


. « 


verdoppeln! 


Wie kommt die ‚Kostenexploslon” 
im Gesundheitswesen und speziell im 


Bereich der Krankenhäuser zustande? 
1. Durch den Fortschritt der medizi- 
nischen Wissenschaft können heute 
Krankheiten behandelt werden, die 
früher nicht zu beeinflussen waren. 
So führt z.B. die Entwicklung neuer 
Operationsverfahren oder der Intensiv- 
behandlung zu einem außerordentlich 
hohen personellen und apparativen 
Aufwand. Dieser Kostenfaktor wird 
von der "bürgerlichen Presse als der 
Entscheidende hingestellt, denn diese 
Entwicklung sieht wie ein ‚Naturge- 
se aus, das unabhängig erscheint 
vom Gesellschaftssystem. Dabei wird 
verschwiegen, daß die Fortschritte der 
Medizin andererseits die Mölichkei- 
ten zur Früherkennung und Vorbeu- 
fung Yervelfsct haben, die bl einer 
’onsequenten Anwendung viele Krank- 
"heiten vor ihrem Ausbruch verhindern 
könnten. 
2. Trotz der ‚Fortschritte‘ der Medi- 
zin nimmt die Zahl der Krankheiten 
Iaufend zu. Der Krankenhauszugang 
nahm z.B. von 1962 bis 1972 von 12: 
auf 152 pro 1.000 Einwohner zu. Die 
im sürksten angewächsene Gruppe 
der Herz- und Kreislaufkrankheiten 
und der psychosomatischen („nervö- 
sen") Leiden wird gern klassenneutral 
as „Ziilisationskrankheiten‘ bezeich- 
net” In Wirklichkeit sind se auf die 
kapitalistischen Arbeits- und Lebens. 
bedingungen zuräckzuführen, Immer 
größere Arbeitsheize und Anspannung 
am Arbeitsplatz, zwei Stunden täglich 
im Berufwerkehr, day erzeugt den 
Streß, der diese Krankheiten werur- 
sacht 

Die rücksichtslose Vergiftung der 
Umwelt hat immer katastropkalere 
Auswirkungen. So steigt 2.B. die Zahl 
der an Rachitis erkrankten Kinder in 
den Großstädten wieder an, wegen der 
Dunstglocken über den Industriellen 
Ballungsgebieten. 
3. Die größten Preistreiber Im Ge 
indheitswesen sind die Pharmakon 
zerme und die Elektrokonzerne, die 
die medizinischen Geräte herstellen 
Monopolgewinne von 1.000% sind kel 
ne Seltenheit bei manchen Arzneimit- 
ein. Ein neues Krankenhausbett mit 
allem Drum und ostet heute 
150.000 Mark, w 

Profite der Gerktehersteller 


4. Die straff organisierten „Pressure 


a ——— C— m 


Kapitalistische Rationalisierung 


groups“ der niedergelassenen Ärzte 
und das gesetzlich festgelegte Mono- 
pol der ambulanten Behandlung si- 
‚chern den Ärzten Einkommen, deren 
Abstand zu denen des Normalverbrau- 
‚chers Immer größer wird. 1959 betrug 
‚das durchschnittliche Einkommen der 
Ärzte das S,Sfache des „Arbeitnch- 
‚mer'-Bruttoeinkommens. 1971 bereits 
‚das 6,5fache! Die Ausgaben der Kran- 
kenkassen für ärztliche Behandlung 
Ir; zwischen 1959 und 1971 von 
1,67 auf 6,8 Mrd. Mark. 

5. Der wesentlichste Faktor, der das 
Gesundheitswesen so teuer macht, ist 
dewen planlose, anarchische Organisa- 
Yon 

Trotz Binführung einiger — sehr be- 
scheidener Vorsorgeuntersuchun- 
in gt, da Schwergewicht der Me- 

izin auf der Behandlung; der 
Arzt tritt In Aktion, „wenn das Kind 
in den Brunnen gefallen ist“. 

Die ambulante. ärztliche Versor- 
gung ist völlig unzureicl . Bei einer 
durchschnittlichen Untersuchungs 
und Behandlungsdauer von drei Minu- 
ten werden viele Krankheiten überse- 
Iter nicht oder nur mit ho- 
zu heilen sind. So hat 
man gestellt, daß 80% aller an 
Bluthochdruck Erkrankten nicht oder 
‚nicht ausreichend behandelt werden, 


in einem hohen Prozentsatz zu Herz- 
infarkt oder Himschlag führt, und ob- 
wohl die Diagnose sehr einfach ist 
und es eine wirksame Therapie gibt 
Das Monopol der niedergelassenen 
Ärzte zur ambulanten Wchandlung 
verhindert, daß die teuren Einrich 
tungen der Krankenhäuser auch den 
ambulanten Patienten zugutekommen, 
liche Polikliniken einge 
wussotzung 
jonelle und bessere ambur 
lung wären 
native zu den stamlichen 
letzter Zeit 


von den ärztl 


‚xisgemeinschaften”" pro- 
pagiert. Darin werden awar das Perw- 
naf und die@erhte von mehreren Ärz- 


ten gemeinsam und damit rationeller 
genutzt. Das kommt aber nicht den 
Patienten zugute, sondern die beteilig- 
ten Ärzte können sich s0 Extraprofite 
sichern. 

Wie könnten die Kosten für das Ge- 
sundheitswesen gesenkt werden? The- 
oretisch ganz einfach: Man müßte ein 
planvolles Gesundheitssystem einfüh- 
ren und die Ursachen für die 
schaftlich bedingten Krankheiten 
beseitigen. Das würde bedeuten: all- 
gemeine, umfassende medizinische 
Aufkäning betreiben; das Schwerge. 
wicht auf die Vorbeugung legen; Ak- 
Nord, Nachtschicht und Arbetahetz 
abschaffen, die Umwelt reinhalter 
Pharmar, Gerkteindustrie und Apo- 
theken verstaatlichen; die Ausbeuter- 
freiheiten der Ärzte abschaffen us. 


gm Türe, nacrlich nicht durchfähr- 


Wie sieht htattdemsen die kapitali- 
stische Rationalisierung im Gesund» 
heitswesen aus? 

‚Reformiert' und. ‚rationalisiert" 
wird allein der öffentliche Sektor 
Gesundheitswesens. Die Mon 

hung der Ärzte, die Superprofite 
Pharma und Geräteindustrie werden 
nicht angetastet. 

Immer wieder beteuern die SPD- 
Führer, daß sie die Privilegien di 
Ärzte erhalten wollen. „Zeh habe ni 
einen Zweifel gelassen, ich zur 
freien Berufsaurbung der Ärzte stehe. 

Planung bedeutet aber 
Verstaatlichung, auch nicht dı 
‚chen Leistungsangebot." (IN, Schmidt, 
Grußadrese an den 77. Di. Ärztetag) 
Das neue Arzneimittelgenetz wird 
zwar den Nachweis der Wirksamkeit 
eines Medikaments von den Herstel 

‚deren Monopolpro, 
‚durch nichts ändern. 
Als den entscheidenden Hebel zur 
Krankenhäuser 
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AUF DIE RECHTE VON 
UND PATIENTEN 


hausbetten zur Kostensenkung zufrie- 
‚den: Für 1974 allein ist eine Nichtbe- 
setzung von 300 frei werdenden Stel- 
len vorgesehen. Die Gekier für Teik 
eitverträge sind schon seit dem 
1.1.74 gestrichen. Diese Stellenver- 
kürzung geschieht in aller Stille: kei- 
me, wektskuliren, Memenentansun- 
‚gen, sondern Besetzung (rei ge- 
wordener Stellen mehr — wie über- 


Baapt dan puame» LEO, such die 
tienstreichungen, langsam u 

schrittweise eingeführt werden soll! 
Begründer ın die Stellenstrei- 


chungen mit steigender Ratjonalk 
serung und Automation auch in 
‚den Krankenhäusern, mit der sinken- 
‚den Bettenzahl und — als wichtigste 
Grund — der notwendigen Kost 
sparungen zugunsten (? !) der Kran- 
kenkassen. Allerdings werden die Bet- 
ten verringert (wenn nach dem LKG 
auch erst nach den Personaleinsps- 
rungen!), das Personal pro Bett steigt, 
aber bei dieser Rechnerei bleibt un- 
berücksichtigt, daß ja auch die Ver- 
weildauer Patienten pro Bett 
ständig sinkt, und das heißt, daß das 
Personal in derselben Zeit pro Bett 
wesentlich intensivere Arbeit leisten 

als bisher: Gesundende können 


mehr gefüttert werden, können allein 
aufs Klo, können ihre Betten selbst 
machen usw. 

Daß der Planstellenverkürzung und 


‚haft zu Ungunsten 
n ließ. Seit Jahren besteht beim 


von 1972 noch einige Ansätze zur 
„Mitbestimmung“ im Krankenhaus. 
‚Äber Wolters wlbst benannte schon 
die „Grenzen" seiner Mitbestim- 
mungivorstellungen: „Eine ausbalan- 
ierta Mitwirkung der verschiedenen 
Beschäftigiengruppen im Kranken- 
haus an sie beireffenden Entschet- 


au ei 
an 


ınungzverhältnis zur 
jes Krankenhausbeirie- 


Das wichtigste 
und des LKG ist die 
sparnis des Staates durch die Ratio- 
nalisierungen und Umwälzung der 
‚Kosten auf die Krankenkassen bzw. 


Ergebnis des 
Tiesige Steuerer- 


eines „Gesund 

Bejupoiiichen, Prosrumaie” 

;B im Mai 1972 zum Ausdruck 

kommt; aber auch die Unruhe der 
über die zunehmenden 


Hi 


EFEER 


im Gesundheitswesen 


chen Sicherung der Krankenhäuser 
und zur Regelung der Krankenhaus- 


pflegesätze"  (Krankenhausfinanzie- 
mu — KHG) wurde 1972 ver- 
abschiedet. 


Nach diesem Gesetz kommen nur 
noch die rentabel arbeitenden Kran- 
'kenhäuser in den Genuß einer staatli- 
‚chen Unterstützung, und diese soll nur 
‚die Kosten des Neubaus und der Er- 
haltung der Krankenhäuser tragen, 
während die Benutzungskosten allein 
durch die Pflegesätze gedeckt werden 
müssen, Das hat zweierlei Folgen: 

1, Die Sozialversicherten müssen das 
bisher vom Staat gedeckte Defizit in 
Höhe von zwei Mi 

kon, wodurch, die 


‚Krankenversicherung erheblich anstel- 


Rai 
sierung gezwungen. Nach dem KHG 
werden nur noch diejenigen Kranken 
häuser staatlich gefördert, die in ei 
nem von den Bundesländs 

lenden Krankenhausbedi 
‚nommen sind, Ziel des Krankenhaus 
bedarfsplanes ist die organisierte Bet- 
tenreduzierung. Dies Ziel wird durch 
die Schließung all jener Krankenhäu- 
ser erreicht, die für die Bourgeoisie 
unrentabel sind. Ks wird kein Kran- 


‚ienten vorzeitig entlassen, 


m 
ihr Dett ja für noch dringendere Fi 


D 
aigen Ti 
23.000 


‚gesonkt, würden jährlich 
inikbetten (rel, könnte de 


Fehlbestand an Klinikpersonal um 
10.000 Krankenschwestern und Pfle- 
Ei werden, und insgesamt 

innten pro Jahr 400 Mio. DM Pfle- 
ekosten eingespart werden. 

Dieses Rationalisierungsmodell ist 
identisch mit dem _kapitalistischer 
Konzerne: Kleine, unrentable Betrie- 
be werden stillgelegt, die Produktion 
in den Großbetrieben wird durch In- 
Hensvieung der Arbeit tatdemen er 

t. 

Der Unterschied ist hier, daß nicht 
nur das Krankenhauspersonal durch 
die Verkürzung der Liegezeit zu lei 
den hat, sondern auch die Patient 
Nur iel: Die angestrebte „Ent- 

tung der” Krankenhäuser von’ den 

len“, wie es zynisch im Ge- 
itsbericht der Bundesregierung 
Bertenverk in. Arte 
ttenverknappung sein. Die Einric 

tung entsprechender Nachsorgeklini- 
ken und Altenpflegeheime, durch die 
allein eine solche Entlastung der Akut- 
Krankenhäuser zu verantworten wäre, 
wird zumindest noch Jahre auf sich 
wahrscheinlich wird sie 

für die m 


'n alten Menschen nie 
Wirklichkeit, während die Betten be- 
reits eifrig wegrationalisiert werden. 

a die staatliche Förderung von 
der Auflage der ‚sparsamen Wirt- 
schaftsführung’ abhängig ist, wird so. 
peichziig da Zwang zur‘ Inneren 

'ationalisherung a 


‚Fabrikmäßige Örganisierung der 
‚Arbeit wird eingeführt, z.B. die Pro- 
duktion von Mahlzeiten am Fließ- 


band und Akkordarbeit in der Wäsche- 
rei. In Westberlin wurden bereits Zeit 
Station gemacht, um die 
‚eistungsfählgkeit des Pfle- 
zu ermitteln. 
‚Neben der allgemeinen Straffung, 
itralisierung und Rationalisierung 
mit Milfe des KHG hat die SPD eine 
Reform der inneren Strukt 
Krankenhäuser eingeleitet. Diese Re- 
Klassenloses Kranken- 
Das Dror-Klamen-Sy« 


den, und da auch die Möglichkeit der 
privaten Arztlichen Behandlung wer 
ter bestehen bleibt, kann selbst der 
„Hartmannbund” mit diesem Gesetz 
sehr zufrieden sein. Seine ständischen 
Interessen konnte er auch eindeutig 
gegen rationalisierende Zentralisie- 
fungsversuche vor allem des „linken“ 
SPD-Flügels durchsetzen. In diesem 
Gebiet läßt sich auch ein gradueller 
Unterschied zwischen SPD und CDU 
feststellen, Einig und sich beide Par- 
teien in der generellen gesundheits- 
politischen Stoßrichtung,. Die „Welt“ 
vom 9.9.72 berichtet zum CDU-Ge- 
sundheitsprogramm: „Die CDU kann 
der Aufgabe, klarzustellen, wie sie 
‚sich von der SPD unterscheidet, 
dem Gebiete der Gesundheitspoli 
nur in Grenzen nachkommen.” Aller- 
dings profiliert sich die CDU wesent- 
lich stärker und gegen die SPD-„Lin- 
ken“ eindeutig als Vertreter der reak- 
onärsten ständischen Ärzteinteres- 
sen, vor allem der Niedergelassenen. 
Dies Gesetz ist eindeutig eine Ver- 
schlechterung der Lage der Pflicht- 
versicherten und der in den Kran- 
kenhäusern Arbeitenden: i 


benden Steuerbelastungen eine Real- 
lohnsenkung: Was früher aus den 
sı ‚rm finanziert wurde, muß 


ia Kapitalisme 
ein Mittel zur Steigerung der Ausbeu- 
werden die weitere 


satz. 
„Das Krankenhaus muß jedem Bür- 
und optimale Be- 


‚sichern, 
‚kenpatient oder Seibstzahler (Privar- 
patient) ist. Maßstab für eine nachge- 
Fmäße Versormung darf ur die Art und 

were seiner nicht aber 
heine wirtschaftliche und soziale Stel- 
hung sein. Diese Chancengleichheit zu 
sichern, is ein vorrangiges Ziel sozial 
demokratischer Gesundheitspoliik.” 
(Leitsätze der SPD zur Gesundheits- 
politik) 

In Wirklichkeit bleibt die Klassen- 
medien im Krankenhaus erhalten 

die sogenannten „ n 

1" hinaus kann sich jeder Zahlungs. 

räftge gegen Aufpreis, in ein Einzel 

zimmer legen lassen, kann Telefon, 

Fernseher und Sonderessen forde 

und — nicht zuletzt — auch die Be- 
handlung beim Chefarzt kaufeı 

Die Eingliederung der Privatpatien- 
ten auf den „Kassenstationen” Ist ra- 
tioneler, ebenso die Berechnung der 
Krankenhauskosten nach einheltli- 
chen Pflegesätzei 

Ebenso verhält es sich mit dem 
„Abbau hierarchischer Strukturen” 
nd der „Demokratisierung der Kran- 
kenhausleitung‘: Die Kompetenzüber- 
ladung der bisher allein regierenden 
Chefärzte ist vom technokratischen 
Standpunkt aus nicht länger tragbar. 
Die Erweiterung des Liquidationsrech- 

;ordneten Ärzte baut 
nicht Klasenschranken unter dem Pe 
sonal ab, sondern erweitert nur den 
Kreis der Privilegierten und verstärkt 
‚den Anreiz, möglichst viele Privatpa- 
ienten zu behandeln. 

Das „Klassenlose Krankenhaus“ ist 
also eine typisch sozialdemokratische 
„Reform“. Kostensenkende Maßnah- 
imen werden als systemverändernde 
Reform verkauft, die den ‚Unterprivk 

"hancengleichheit br 
Zusammenfassend ist festzustellen 
Die Sparmaßnahmen im Gesundheits- 
wesen weffen nur den öffentlichen 
Bereich, Der private Saktor („‚{reie 
Praxis", Pharmaindustrie usw.) bleibt 


unangelastet, obwohl gerade dieser 
nichtstaatliche Sektor wesentlich für 
die ‚Kostenlawine‘ in den Kranken 


häusern verantwortlich Ist. 


Dies Programm enthält — wenn 
auch sehr vorsichtig und allgemein 
formuliert — wichtige politische For- 


derungen 
= die Forderung nach einem ‚inte- 
‚ten Gesamtkonzept’ für den 
‚ndheitssektor, mit Beröck 
sichtigung der Vorsorge, Früher- 
kennung und Rehabilitation. 
- Die Forderung nach medizinisch- 
technischen Zentren, in denen am- 
bulant versorgende Ärzte gemein- 
sum die von Wissenschaft und 
Technik entwickelten Möglichkei- 
ten im Interesse der Patienten voll 
ausschöpfen können, und die ih- 
nen auch eine Verbindung zu den. 
Krankenhäusern sein könnten. 
Die Forderung nach Durchsetzung 
der paritätischen Mitbestimmung 
auch,im Krankenhaus, usw. 
Also! Vorstellungen, deren Reali- 
sierung sich mit der Verabschiedung 
des KHG immer mehr als Illusion 


gramm selbst 
gebunden: Auf 5. 20 beit si „Der 
n- 


te Auj 
die Öffentliche Hand zur Zahlung 
der Vorhalte- und die Benutzer zur 
Zahlung der Berutzerkosten verpflich- 
tet. werden. Nur durch diese Auftet- 
lung kann mit Hüfe des „goldenen Zi- 
aul über die Testen nme 


zu vertrötenden Arbeiter ist, als 

politische die 
Senkung der Verweildauer zu be- 
stimmen; was eigentlich von den son- 


onalisierung der ] 
se Maßnahmen muß der Versicherte 
durch höhere Beiträge und eine 
schlechtere stationäre Versorgung be- 
zahlen. Auch die Arbeitsbedingungen 
des Personals werden ver tert. 


Obwohl von der SPD nach allen Er- 
fahrungen mit ihren sonstigen „Re- 
formen" nichts anderes zu erwärten 
war, drängt sich doch die Frage auf, 
warum auch auf diesem Gebiet nur 
Schein-'Reformen’ durchgeführt 
werden, die zu keiner nennenswerten 
Senkung der Reproduktionskosten 
der Arbeitskraft führen und oben- 
rein die Qualität des Gesundheits 
wesens noch verschlechtern. 

Tatsache ist; Langfristig wäre Vor- 
beugen billiger als Heilen, und eine 
Verstaatlichung der ambulanten Ver- 
sorgung und der Pharma-Industrie 
würde ebenfalls entscheidend die Ko- 
sten senken und die Qualität ver- 
bessern, Die Bourgeolsie müßte also 
im Prinzip ein großes Interesse an er 
ner grundlegenden Reform des Ge- 
sundheitswesens haben, denn die 
‚Ausgaben dafür erhöhen indirekt die 
Löhne und senken den Profit, Außer- 
dem ist ein kranker Arbeiter für 
Kapital ein schlechter Arbeiter, Das 
anmittelbare Profitinterese der Ka- 
pifalisten verhindert bew. verzögert 
Jedoch in der Regel solche langfri 
stigen ‚Reformen. 


Wenn die ehrlichen Reformer in 
der SPD dem Kapital gründliche Re- 
formen schmackhaft machen wollen, 
indem sie vorrechnen, daß sie sich 
langfristig auszahlen würden, w 
zeigen sie, wie blind sie sind für die 
Etappe des Imperialismus, in der wir 
uns befinden 

Denn solche Reformen wie eine 
umfassende Vorsorgemedizin oder 
die Errichtung von staatlichen Ambu- 
Iatorien würde immense Investitio- 
nen erfordern, die sich erst Jahr 
zehnte später bezahlt machen wür- 
den, Für solchen „Luxus” hat die 
imperlalistische Boumgeolsie kein Gdd 
übrig. Der DRD-Imperialismus will 
nicht aus dem Rennen um Platz | 
in der BG und einen „Platz an der 
Sonne” in der Welt mal ein paar Jah- 
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wesens - Gesundheitsimter und am) 
bulante Versorgung), die fehlende 
Mitbestimmung der Krankenhausan- 
gehörigen einschließlich der Patien- 
ion. 

Die Aktivität der ÖTV gegenüber 
‚den Stüllhaltemandvern GB ist 
nicht zufällig: Die ÖTV ist viel star- 
ker den Einflüssen ihrer an den ein- 
teinen Krankenhäusern bestehenden 
Beiriebsgruppen ausgesetzt; und der 
Protest dieser von dem LKG direkt 
betroffenen Kollegen führte zu den 
Aktivitäten der ÖTV. Gerade im 
letzten Jahr sind nicht nur verstärkt 
Schwestern, Pfleger und Dienstkräfte 
det ÖTV beigetreten, sondern auch 
Assistenzärzte, die erkannt haben, 
daß ihre Interesen unter der reak- 
ionären Gesundheitspolitik des West- 
berliner Senats sie Immer mehr in 
‚eine Reihe stellen mit den anderen 
Angestellten des Krankenhauses. 
Statistik: Eintritte in die ÖTY im 
Westberliner. _Rudolf-Virchow- 
Krankenhaus seit Oktober 73 


‚western 


Zunuuwauuuessluß 


‚Aber neben diesen gewerkschaft- 
lichen Protesten u de Berliner 
'Senatspolitik hat sich hief noch eine 
andere Kampfform als erfolgverspre- 
hend erwiesen: Über die Forderung. 
‚eine Kinderklinik in dem geschlosse- 
nen Westberliner Krankenhaus Beiha- 


Beteiligen. ”" Mi Demamtraione, 
it tionen, 
Kundgebungen, ittern und ei- 
ner Hausbesetzung] ‚dies Kampf- 
'komitee sehr wichtige Öffentlichkeits- 
arbeit. Dies Kam zeigt 
durch seine Arbeit, daß es nicht aus- 
‚mur gewerkschaftliche Aktävi- 


zusteigen — er wäre hoffnu 
geschlagen. 


Jen I der BRD noch relativ gt, 
wesen 2 noch relativ gut, 
(Verglichen mit anderen, kapitalth 
schen Staaten), so daß die Kapital 
sen es sich Ieten können, eı ver. 
Schlampen zu lassen, bis cu zum Ge- 

'von Arbeiterkämpfen wird, 
wie jetzt schon in Italien. 


Hinzu kommt, daß durch den be- 
liebigen Import ausländischer Arbei- 
ter die Qualität, mit der die Arbeits 
kraft wiederhergestellt wird, für die 
Bourgeoiie an Bedeutung verloren 


a 


Trotzdem werden die Werktätigen 
noch relativ „gut” versorgt; Bettenre- 
duzierung und Liegezeitverkürzung 
wirken sich in erster Linie auf die 
nicht arbeitsfühige Bevölkerung aus 
(Kinder und vor allem alte Mon- 
schen), 


Obwohl eine weitergehende Ver- 
staatlichung des Gesundheitswesens 
für die Kapitalisten durchaus kein 
Tabu it, wie England und Schweden 


zeigen, ist sie in der BRD noch aus 
Anderen Gründen. unwahrscheinlich 


Regierung eine harte Nuß wäre, ih- 
ren Widerstand au brechen (was im 


da sie an so 
leinbärgerlichen Formationen 

‚Puffer” zwischen Boungeoisie 
roletariat interemiert Int.) 


nicht gewünsch! 


Die Pharma-Industrie ist in der 
BRD zum größten Teil identisch mit 
den Chemie iroßkonzernen, die eine 
jer mächtigsten Monopolgruppen der 
BRD bild = 

Die Pharma-Industrie profitiert 
besonders durch di Struktur der 
Arzeneimittelmarktes, die durch die 
„Freie Ärzteschaft” geprägt it Dow 
halb besteht eine besonders enge 
Interessenkoalition zwischen chemi- 
scher Industrie und Ärzteschafi. 


Gruppe Gerundheltnweren der ° 
Deuhksorgeniation KD/Hambrurg 
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Das Agrarsystem der EG — 


auf Kosten der Verbraucher und 
der Masse der Bauern 


‚Rinderberg" 
ucherpre 
sen! — erregten in letzter Zeit breites 
Interesse. In diesom Artikel soll üb 

Hintergründe der Landwirt 
schaftspolitik lm Rahmen der „Euro 
päischen Gemeinschaft” und über 
die Aktionen der Bauern dagegen be- 
richtet werden. 


Neue EG-Agrarpreise -- Var- 
schlechterung für die Masse 
der kleinen Bauern 


Im Mürs wurden = wie in jedem 
Frühjahr — die EG-Agrar-Richt- und 
Interventionspreise neu festgelegt, 
und zwar wurden sie diesmal um 
durchschnittlich 8,45% erhöht. 

ür etwa 93% aller Agrarerzeug: 
nisse der BRD werden von der Ei 
die Erzeugerpreise festgelegt. Nicht 
festgelegt werden die Preise für die 
Weiterverarbeiter, die Groß- und Ein- 
zelhändler. Für einige landwirtschaft- 
liche Produkte werden nur Richt“ 
preise festgelegt, um die der vom 
Jauer tatsächlich erzielte Erzeuger- 
preis schwanken soll. Für andere Pro- 
dukte werden auch Interventions- 
‚preise festgelegt — unterschreitet der 
yom Bauer tatsächlich erzielte Preis 
diese Grenze, muß die EG dies durch 
Aufkäufe verhindern 

Aufgrund der Höhe ihrer bisheri- 

fen tsichlichen _ Erzeugerpreise 
ringt die 8,48%ge Erhöhung vom 
März den Bauern (aktisch nur 4,7% 
höhere Preise für ihre Produkte. Ge- 
jenüber den höheren Preisen des 
Istzten Jahres ergibt. sich für die 
Bauern sogar eine Verschlechterung: 
Im Mai lagen ihre Erzeugerpreise um 
9,6% unter dem Vorjahr. Die Preise 
der Betriebsmittel der Bauern (Dün- 
jemittel, Dieselöl, Maschinen, usw.) 

.. lagen im Mai um 12% 
über dem Vorjahr. 

Durchschnittlich liegt heute der 
Anteil der Erzeugerpreise an den La- 
denpreisen bei unter 50% (und davon 
müssen die Bauern einen immer grö- 
‚Seren Teil an ihre eigenen Lieferan- 
ten zahlen ‚siehe nebenstehende 
Graphik). Bei allen Produkten ist der 
Anteil der Bauern schon in den ver- 


fanesnen Jahren immer mehr gesun. 
en. Z.B. bei Kartoffeln von 69,7% 
in 1960/61 auf 58,1°% in 1968/69, 
bei Schlachtvieh und Fleischwaren 
von 58,9 % in 1960/61 auf 54,6 % in 
1968/69 (beides Produkte, bei denen. 
in dieser Zeit kaum eine weitere Ver- 
edelungsstufe eingeschaltet worden 
ist). Beim Rindfleisch liegt der An» 
teil der Bauern inzwischen bei rund 
25%. ‚Konzerne wie z.B. Unilever, 
Nesti£, Oetker, Coop und Edek 
drücken die Preise der Bauern immer 
weiter und treiben gleichzeitig die 
Verbraucherpreise immer mehr hoch. 
‚Auf diese Weise dehnen diese Kon- 
zerne ihre Herrschaft über die Land- 
wirtschaft immer weiter aus Die 
kleinen Bauern arbeiten faktisch für 
diese Konzerne, auch wenn sie nicht 
unmittelbar Arbeiter der Konzerne 
sind. 

1973 lagen die Einkommen pro 
Arbeitskraft In der Landwirtschaft 
durchschnittlich bei 20.000 DM im 
Jahr. Davon mußten die Bauern je- 
doch noch rund 25% investieren, um 
überhaupt noch eine Chance zu har 
ben, einige Zeit weiter zu existieren. 
Sehr bedeutsam, und von der bürger- 
lichen Presse (wie auch vom „Deut 
schen Bauernverband“ - DEV) in 
der Regel unterschlagen, sind die 
Einkommensunterschiede zwischen 
den kleinen und den großen Bauern. 
Laut „Wans” (2.6.72) Detrug 1973 
das Binkommen pro Arbeitskraft bei 
Betrieben unter 20 ha durchschnitt- 
lich 14.000 DM, bei Betrieben zwi 
schen 20 und 50 ha 21.000 DM und 
bei Betrieben über SO 


dienen wie die ächenmäßig großen 
Betriebe. Als Resultat kann man fest 


2/3 eines durchschnittlichen Arbei 
teriohnes bekommt. Dazu kommt 
noch, daß nach verschiedenen Unter 
suchungen die Wochenarbeitszeit 


Zudem, 
meist hoch vers 

B$ liegen die jährlichen Neuschulden 
höher" als die jährlichen Neuinvesti 
tionen = die Bauern leben also tell 


weise von dem in vergangenen Zeiten 
erarbeiteten Vermögen 

Die großen Bauern dagegen ver- 
dienen relativ gut, da sie viel rationel- 
ler arbeiten können, da sich &.D. der 
Einsatz von teuren Maschinen für 
ihre großen Flächen erst richtig lohnt, 
da sie z.B. Mengenrabatte beim Ein 
kauf von Betriebsmitteln und ebenso 
beim Verkauf ihrer Produkte bekom- 
men. Zusätzlich werden sie von der 
EG- und BRD-Agrarpolitik besonders 
gefördert. So sind die verschiedenen 
Vergünstigungen oft an die Beriebr 

‚öße gebunden, wie z.B. da 

betriebliche Förderungsprogramm“, 
das die Förderung von Betrieben 
erst ab einer bestimmten „Förder- 
schwelle" und nach Genehmigung 
ihres „Betriebsentwicklungsplans” 
vorsieht 


Die Entwicklung der Konzentra- 
tion der Landwirtschaft und des 
Ruins Hunderttausender von Klein- 
dauern wird von der EG planmäßig 
vorangetrieben. 

Schon seit den Anfängen der ka- 
pitalistischen Gesellschaftsordnung 
kann die kleinbürgerliche Landwirt- 
schaft nicht gegenüber dem großen 
Kapital besteben. Der Anteil der Bau- 
ern an der Gesamtzahl der Werkts- 
tigen nahm entsprechend immer mehr 
ab. 1850 betrug er z.B. in Deutsch- 
land noch 55%, 1950 25%. Nach 
der Restauration des Kapitalismus 
in Westdeutschland verringerte er 
sich dann schnell weiter auf 10% 
2,6 Mio.) 

Durch die EG-Politik nahm die 
Ruinierung der Bauern rasch. zu. 
Während zwischen 1960 und 1967 
die Anzahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe in der EG jährlich um durch- 
schnittlich 1,7% zurückging, waren 
es zwischen 1967 und 1970: 3,9%. 
Heute sind von den noch knapp | 
Million landwirtschäftlichen Betrie- 
ben 39% (= 381.000) Nebenerwerbs- 
betriebe (die Bauern machen die 
Landwirtschaft nur noch neben ihrer 
Haupttätigkeit - meistens in der 
Fabrik) und 18% (= 171.500) Zuer- 
werbsdetriebe (die Bauern arbeiten 
in erster Linie in der Landwirtschaft, 
müssen aber zusätzlich noch woan, 
ders arbeiten). Insgesamt gibt also. 
über die Hälfte der Betriebe den 
Bauern nicht einmal mehr die Ex 
stenz. (Übrigens werden, wie eine 
Untersuchung in Bayern ergab, 95% 
der Bauern, die ihren Hof verlassen 
müssen, Hilfsarbeiter) 

Die Dourgeoisse plant eine weitere 
Ruinierung der Bauern. Die „Grüne 
Bericht” der Üundesregierung von 
1970 konkretisierte den EG-Mans- 
holt-Plan auf die Bundesrepublik 
Danach soll bis 1980 die Zahl der Er 
werbstätigen in der Landwirtschaft 
von damals 2,35 Mio. (heute etwa 
1,8 Mio.) auf | Mio. gesenkt werden 
und die Zahl der Hotriebe auf erwa 
‚600.000 schrumpfen. Als entfernt 
es Ziel sicht gro die 
duzierung der Betriebe auf etwa 
1/4 des heutigen Standes (das wären 
rund 250.000) vor 

Der Dundeslandwirtschaftsminister 
sagte dazu im Dezember 1973 vor 
‚dem Düsseldorfer Industrieklub ganz. 
offen 


„Die Landwirtschaft leister für 
das wirtschaftliche Wachstum unse- 
rer Volkswirtschaft alljährlich einen 
wichtigen Beitrag, indem sie Arbeits- 
kräfte für andere Bereiche freisezt 
Dieser Strukturwandel ... ist auch 
in Zukunft eine wesentliche Voraus 
setzung für das weitere wirtschaftli- 
che Wachstum.“ 


‚Rinderberg” — Für die 
Verbraucher Preissteigerungen 


Trotz der Rationalisierung auf 
Kosten der Kleinbauern in der Land- 
wirtschaft nehmen die Verbraucheı 
preise für die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse weiter zu! Der Grund 
liegt darin, daß in unserem Wirt- 


DIE Werktätigen werden also mit 
vielfältigsten Tricks zur Kasse gebe 
ten, um das künstliche Hochhalten 
der Preise auch noch selbst zu finan- 
zieren. Das nennt sich dann „freie 
Marktwirtschaft“ 

Natürlich handelt es sich bei den 
„Bergen“ nur um scheinbare 
"Überschüsse", denn in einem Land, 
so der Bedarf der Volksmassen noch 
keineswegs gesättigt ist (und wo 
außerdem in der Welt Millionen Men- 
schen verhungern) gibt es in Wahrheit 
keine „Überproduktion“ von Le- 
bensmitiein, sondern nur Lagerbe- 
stände, die zu den geforderten ho- 
hen Preisen ünverkfuffch sind. — 

7 „Rinderberg” entstand als 
unmittelbare _ Folge des „Butter- 
berg”: Um den „Butterberg‘" “(der 
vor etwa zwei Jahren den Höhepunkt 
erreichte) abzubauen, ohne aber den 
Butterpreis senken zu müssen, wur“ 
den den Bauern „Prämien“ für das 
Umsteigen von der Milch- auf die 
Schlachtviehproduktion bezahlt. Nun 
bekam man, ohne den „Butterberg“ 
fenz, Ioszuwerden, einen „Rinder 


us, 
Zum Entstehen des „Rinderbergs“ 

hat außerdem die von den Kapfa- 

listen betriebene Senkung der 
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schaftssystem nicht zum Vorteil der 
werktätigen Massen rationalisiert 
wird, sondern zum Vorteil der Ka- 
italisten. Die Rationalisierung der 

rtschaft dient nur dazu, die 
Profite der großen Nahrungsmittel- 
konzerne zu erhöhen. Zu welchen — 
für den Kapitalismus gar nicht so 


seltsamen „Widersinn“ es dabei kom- 
men kann, zeigen Erscheinungsfor- 
men wie der frühere „Butter 


und derjetzige „Rinderderg" der EG 

Solche „Berge" (iso große Lager 
bestände) sind Ergebnis des anarchi- 
stischen (ungeplanten, nur am Pro- 
{it orientierten) Charakters der kapı 
talistischen Produktion. 

Solche „Berge“ würden nach der 
vulgär-ökonomischen Schulweisheit 
von„„Angebot und Nachfrage“ eigent- 
ich in kurzer Zeit abgebaut werden 
müssen, da ein „Überangebot“ theo- 
retisch Preissenkungen zur Folge ha- 
den müßte. Hier greift indessen der 

talistische Staat „regulierend 
im Interesse der Bourgeoisie ein, in- 
dem er durch verschiedene Maßnah- 
men die Preise künstlich hoch hält 
Zu diesem Zweck wird das schein 
bare „Überangebot‘“ abgebaut. 

Der simpelste Weg ist die Ver 
nichtung von Lagerbeständen, 
hier also Lebensmittel, Das ist tat“ 
sächlich oft gemacht worden. Für 
diese Vernichtung muß dem Lager 
halter oder auch dem Bauern nalür. 
lich eine Entschädigung bezahlt wer 
den, die die Werktätigen über die 
Steuer bezahlen. 

Ein andererWeg ist der Ex port 
Iberschüssen'“. Da dies oft auf 
Weltmarkt nicht mehr kon 
kurrenzfähig möglich ist (weil die 
Weltmarktpreise niedriger sind als in 
‚der BRD), werden die Waren künst 
lich verbilligt - d.h. der Exporteur 
erhält eine Subwention, die natürlich 
ebenfalls aus den Steuergeldern der 
Werktätigen bezahlt wird. 

Schließlich kann der 
selbst - in diesem Fall also der Bau 
er = durch „Prämien“ dazu gebracht 
werden, sich „marktgerechter" (im 
Interesse der Hioch 
so!) au verhalten: 
holzen von Obsthäu 


wird, falls es „Ü an Obst 
bzw. Milchprodukten gibt. Auch 
diese „Prämien'“ muß der Steuorzah: 
ler tragen, 


be 


senkaufkraft (Lohnraub, Steuerer- 
höhungen usw.) beigetragen. D.h. 
die „Nachfrage“ nach Rindfleisch 
sinkt, weil die Arbeiterfamilien sich 
nicht‘ mehr soviel teures Fleisch kr 
sten können. Vor allem die „kon- 
junkturellen“ Maßnahmen in lüalien 
(wodurch die italienischen Werktät- 

num mindestens 12 Mrd. Mark 

raubt werden sollen) haben u.a 
auch den Verbrauch von Rindfleisch 
beschränkt und damit vor allem den 
Export von Rindfleisch aus Frank 
reich und der BRD nach Italien 
spürbar getroffen. 

Die Folgen: Zunächst einmal 
Mit es den Aufkäufern angesicht 
der „Rindfleischschwemme” leichi 
den an die Bauern gezahlten 
zeugerpreis” zu drücken. So lag im 
Jun/Juli 74 der Erzeugerpreis von 
Rindfleisch um 10% unter. dem vom 
Juni/Juli 72/73. Außerdem wurden 
zum Abbau der wachsenden Lager 
bestände (150.000 1 geschätzt Ende 
Juli!), bei gleichzeitiger Hochhaltung 
der Preise, von der EG eine Reihe 
von Maßnahmen ergriffen 

Dazu gehört ein dreimonatiger 
„‚Einfuhrstop“ für Rindfleisch aus 
Drittländern (Nicht-EG-Länder), der 
vor allem die lat 
Exporteure (Urugus; 
empfindlich trifft, D.h. das billigere 
‚dische Rindfleisch wird durch 
Sperren vom EG-Markt ferngehalten, 
um die "hohen Preise in den EG 
Ländern zu verteidigen. 

Zweitens wird den Bauern, zu 
nächst vom I. August bis 28. Fe 
bruar (und die Maßnahme kann dann 
verlängert werden), eine „Prämie” 
bezahlt, wenn sie ihre Bullen, Ochsen 
und Jungtiere länger auf der Weide 
baw, im Stall stehen lassen, statt sie 
zur Schlachtung zu bringen (die Pr 
mie gilt nicht für Kühe, offenbar we 
wen des immer noch nicht ganz ab- 

ion „iutterbergs”). Die „Pr 
" beginnt bei etwa 72 Mark pro 
Stück im August upd soll bis elwa 
250 Mark im Februar (wenn die Tie 
re im Stall gefüttert werden müssen) 
‚gesteigert werden, Die Kosten zahlen 
die Werktätigen! Die Bauern ihrer 
ts haben auch kaum Vorteil, da 
ja für Futter etc. entsprechend 


lünger bezahlen müssen 
Als weitere Maßn. 

a. eine Krhöhung der Uxport-Sub- 

vention für Rindfleisch um rund 


25% hinzu. Diese Subvention soll es 
den Exporieuren ermöglichen, ihre 
onkurrenzfählger auf’ dem 
Weltmarkt zu plazieren. Im Gespräch 
war auch, 50,000 t Rindfleisch (ein 
Drittel der Lager-Bestände) „zu Son- 
derbedingungen“ an die Sowjetunion 
zu verramschen. Vorbild wäre die 
Verschleuderung von 200.000 t EG- 
Butter an die Sowjetunion vor zwei 
Jahren gewesen: damals wurde die 
Butter an die Sowjetunion zu Prel 
sen verscherbelt, die um 3,40 Mark je 
Pfund(!) unter den Butierpreisen. In 
der BRD lagen. Die Differenz mußt 
aus Steuergeldern bezahlt werden. 

Anlißlich der Gerüchte um ein 
neues derartiges schmulziges Ge- 
schäft, diesmal mit Rindfleisch, ver- 
suchte, die Bourgeoisie nationalisti- 
sche und antikommunistische Stim- 
mungen zu schüren: „Die Russen 
essen unser teures Rindfleisch — fast 
geschenkt” („Bild“, 25.7.74). Von 
der Tatsache, daß 'es hier um das 
Profitinteresse der BRD-Lebensmit- 
telkonzerne geht, die durch solche 
Schleuder-Verkäufe das 
in der BRD knapp und 
Preis hochhalten wollen, soll so abge 
Jenkt werden. 

Tatsächlich kam, offenbar im Zu- 
ge der gesamten Abkühlung der „Ent, 
spannung“, das Geschäft „zu Sonder- 
bedingungen“ diesmal nicht zustan- 
«e. 


Unter weiteren kleineren Maßnah- 
men ist als besondere Schweinerei 
ein Posten von 1,3 Mio. Mark aus 
dem „Agrarfond“ der EG zu erwäh- 
nen. Damit soll, man höre und stau- 
ne, eine „Aufklärungskampage“ fr 
nenziert 


werden, „die den Rind- 
‚ch anregen soll" 11! 
andere vorgeschlagene 
das ‚sogenannte. „S0- 
hr". (Verkauf von verbilig 
Neisch. art Altersheime, Kran- 
kenhäuser u.a.) fehlen dagegen, laut 
Landwirtschaftsminister Ertl, in der 
BRD die Haushaltsmittelt! 
Zunehmende Auseinanderset- 
zungen zwischen 

den EG-Imperialisten 


Anfang Mai beschloß Italien Im- 
portrestriktionen, um sein hohes 
Handelsdefizit zu verringern. Bis auf 
‚Rohstoffe und Investitionsgüter (Ma- 
schinen, etc.)mußten nun für alle Im- 
porte Gelder in Höhe des halben Wa- 
tenwertes bei der Staatsbank zins- 
los für 1/2 Jahr hinterlegt werden (s0- 
‚genanntes „Bardepot“). Hiervon wa- 
ten auch Ägrargüter stark betroffen. 
Beim „Bardepot” ging es vor allem 
darum, Importwären zu verteuern 
und dadurch den Import insgesamt 
darum, Importwaren zu verteuern 
und dadurch den Import insgesamt 
einzuschränken, um so das Defizit 
in Italiens Handeslbilanz zu verrin- 

m. Diese Maßnahme, unter Ver- 

tzung der EG-Verträge, zeigte be- 

sonders kraß die Vertiefung der Wr 

rüche zwischen den einzelnen 
EG-Ländern. 

Für Agraimporte wurde die 
lienische Maßnahme inzwischen gro- 
Senteils wieder rückgängig gemacht 
Die mächtigeren Imperilisten (in 
vorderster Linie natürlich die BRD) 
zwangen Italien dazu und verspra- 
chen dafür „Hüfe“ (z.B. Kredite), 
wenn Italien „sich selbst helfe“ (z.B. 
Steuererhöhungen für die Werktäti 
gen und höhere politische „Stabil 
tät”). Auch ist ein wichtiger Effekt 
‚der Importrestriktionen (höhere Pro 
= für die italienischen Werktätigen 
aufgrund des durch das „Nardepot” 
\oureren Importe) jetzt Weiterhin ge. 
eben: Der „Örtns, Lin” (von 

G festgeseizter Wert der Malleni- 
schen Lira auf dem EG-Agrarmarkt ) 
wurde abgewertet, was die Agrar 
importe weiterhin verteuert. (Siehe 
hierzu auch den ausführlichen Art 
kel über Italien im  ARBEITER- 
KAMPF Nr. 46), 

Die Maßnahmen der italienischen 
Bourgeoisie stehen nicht vereinzelt 
a. 

Frankreich hat vor wenigen Wo- 
chen besondere Subventionen für 
eine Landwirtschaft beschlossen, de- 
ten Übereinstimmung mit den WG- 
Verträgen „noch geprüft” wird. 

England hat seine Ay 
preise bei der dieyährigen 
erhöhung nur in geringerem 
die anderen erhöhen müsen (die 
LabourRegierung. die im Grunde 
keine andere Haltung zur EG hat als 
vorberige Heath-Regierung. muß we 
nigstens „Kampf“ vortäuschen und 
‚den englischen Arbeitern kleine 
folge” Yorweien) 

alien bekommt weiterhin Um 
terstützung für wine Oliven- und 
Hartweizenproduktion (Nudeln, Spa 
ahetti etc.), obwohl hierbei inzwi 
schen die Weltmarktpreise höher le 
won als in der BG. 


Faktisch ist die Zeit des zollfrel 
en Agrarhandels zwischen den EG 
Ländern vorbei: Dis auf Dinemark 


haben alle Länder inzwischen wieder 
Zölle, die sich al onzausgleiche 
zahl nennen, und die die F 


» 
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gen der verschiedenen Auf- und Ab- 
wertungen der Währungen von der 
ıdwirtschaft fernhalten sollen, So 


bat z.B. im Falle der BRD die „etüne 
Mark“ die DM-Aufwertungen nicht 
lurch eine 


mitgemacht, da sonst, 
10fige Aufwertung der Einkommen 
‚der Bauern um 10% gesunken wären, 
was die Lage der Bauern nach An- 
sicht der Bourgeoisie wohl otwas zu 
plötzlich verschlechtert hätte, 

80 spiegelt gerade der 
mehr s0 „gemeinsame“ Agı f 
die wachsenden Widersprüche zwi- 
schen den Imperlalisten der EG wi 
der. Sich verschärfende A\ 


eine gradlinige weitere Verschärfung 


5pontaner 


Die zunehmende Verelendung der 
Kleinbauern ruft ihre berechtigten 
Proteste hervor. Nachdem bereits 
vor drei Jahren die Bauern vor allem 
in Holland, Belgien, Brankreich und 
Ier gegen -Agrarpolii 

protestieren (Höhepunkt war. die 
lockade Brüssels durch Bauern die- 
ser Länder und Straßenschlachten 
mit der belgischen Polizei), hat die 
Protestbewegung und haben Kampf- 
aktionen der Bauern in den EG- 
Staaten Mitte diesen Jahres wieder 
zugenommen. Bereits am Jahre 
anfang demonstrierten italienische 
Bauern durch die totale Blockade 
des Brenner-Passes gegen die EG- 
Politik, 

Die, Schwerpunkte, der, Kampt- 
aktionen liegen zur Zeit in der BRD, 
Frankreich, Belgien und den Nieder. 
landen. 


der Widersprüche bis zum Auselnan- 
derfallen der EG, sondern sie zeigen 
neben dem Auselnandergehen genau« 
»0 das Voranschreiten der EG, näm- 
lich den Kampf um das WER und 
WIE in dieler Imperialistengemeln- 
schaft 

Vor allem aufgrund der Interessen 
Frankreichs wurde der Agrarmarkı 
ursprünglich vorn 
Denn der Anteil 
an der französischen Wirtschaft ist 
besonders hoch, und Frankreich ist 
ein großer Agrarexporteur. Die BRD 
hingegen war der größte Agrarim- 
porteur und hatte vor allem Interesse 
an einem möglichst ungehindertem 
Export seiner Industrieprodukte, De 
Geile ek; 

„‚Gewiß haben wir größte Schwie 
rigkeiten, unsere Partner dazu zu be- 
wegen, daß sie In der Praxis die Bin- 


beziehung der Landwirtschaft in den 
Gemeinsamen Markt akzeptieren. Bı 
ist bekannt, daß das für uns eine 
eonditio sine qua non war. Denn 
wenn man diese Bedingung nicht er 
ülte, müßten wir weiterhin mehr als 
unsere Nachbarn die schwere Last 
der landwirtschaftlichen Subventio- 
fen ragen und wären daher im in: 
dustriellen Wettbewerb sehr gehandi- 
aapı.“ 

Die BRD hat in den letzten 10 
Jahren insgesamt 3,2 Mrd. DM mehr 
in den EG-Agrarmarkt gezahlt als 
erhalten, während Frankreich 3,7 
Mid. DM mehr erhalten als einge- 
zahli. hat (vor allem wurde der Ex- 
port des französischen Agrarüber- 
schusses subventioniert). Die BRD- 
Imperilisten hingegen hatten ausge- 
zeichnete Exportmöglichkeiten für 
ihre Industriegüter 


Heute liegen die Widersprüche in 
der Agrarfrage vor allem zwischen 
Frankreich und England, da England 
in noch größerem Maße als die BRD 
Agrarprodukte importiert und von 


‚däher ein Interesse an möglichst nied- 
rigen Agrarpreisen hat, während 
Frankreich _ natürlich "an. hohen 


Agrarpreisen interessiert ist, Die Po- 
sition der BRD liegt in dieser Frage 
nahe der Englands. 

Daß sich die Position der BRD- 
Imperialisten gegenüber den fra 
zösischen Imperialisten gestärkt hat 
ist z.B. daran zu erkennen, di 
Frankreich jüngst \soliert Subven- 
tionen für seine Landwirtschaft be- 
schlossen hat, Es kann seine Vor 
stellungen nicht mehr in dem Maße 
wie früher in der EG durchsetzen 
und seine Landwirtschaft von den 
anderen Mitgliedern unterstützen 


lassen, und muß, da es eine zu ab» 
rupte Verschlechterung für seine 
Bauern verhindern will, oliert eige- 
ne Maßnahmen ergreifen. 

Vor allem seitens Engkinds und der 
BRD mehren sich die Stimmen, die 
nach einer grundsätzlichen „Reform” 
des EG-Agrarmarktes rufen. $0 z.B. 
Schmidt, als er noch Finanzminister 
war und In dieser Funktion eher 
gegen die hohen Gelder für Frank- 
reich vorstoßen konnte: so z.B. der 
Staatssekretär im Ernährungsministe- 
rlum, Logeimann: „Es ist sehr schwie- 
fig, an den Grundpfellern der BG 
eiwar zu ändern, weil einstimmi 
Beschlisse nötig sind. Und hier 
sehen die Franzosen die Dinge ja 
teilweise völlig anders als wir. Noch 
In diesem Jahr müssen wir aber eins 
agrarpolitische Bilanz ziehen.” 


Kampf der Kleinbauern in den EG-Staaten 


, machen der Handel und die 
Industrie den dicken Reibach. So 
‚ind die Preise für Fleisch, Obst und 
Gemüse weiter gestiegen; insgesamt 
werden "die Freimiegerungen. im 
Frankreich in diesem Jahr etwa 17 % 
betragen (Zahlen nach „FAZ” vom 
31.7. und 5.8. und „FR”'vom 24.7.) 
„Zielerichteter üls die westdeut 

schen en 
diese Profittreiberei der Kapitalisten 
die Unterstützung durch den 

So protestieren sie vor allem 

gern „gen, ‚Skandal der Händier- 

rofite" („FÄZ”, 5.8.74). 

ie „Frankfurter Rundschau” 

rt die Sorgen der bürgerlichen 
Parteien in Frankreich: „Paris 
fürchtet nun, daß sich die Kundge- 
dungen Dis in den Herbit hinein- 
ziehen, wenn nach Beendigung des 


kierten. Bauern den Verkehr mit 
ihren Traktoren, 
Im nordwestlichen ‚Departement 
besetzten rund 300 
Bauern das Stadtzentrum von 
Eißume und schütteten Jauche und 
ist vor der Unterpräfektur aus. 
Eine besondere Gaudi veranstal 
teten Bauern in Sie ließen 
in den Sıraen der ndt Kühe und 
einen Stier los und feuerten diese 
zu Wettläufen an 
Am 18. Juli unterbrachen Bauern 
durch Straßensperren bei Monde: 
Manon in Südfrankreich das Rad- 
fennen „Tour de France”. Die 
Bauern ließen die noch etwa 100 im 
Rennen liegenden Fahrer sich einige 
Minuten verpusten, dann durften se 
weiterfahren. Mehrere Begleitfahr- 
zeuge mußten ihre Fahrt allerdings 
beenden; sie hatten „Reifendefekte", 


„Wor die Ertl, de Bur de kummt” (Hüte dich Ertl, der Bauer kommt), Bauern-Protest in Heide, 


„Wor die Erti, de Bur de kummt” (Hüte dich Erti, der Bauer kommt), Bauern-Protest in Heide 


Frankreich: 


Die Lage der Kleinbauern unter- 
scheidet sich hier nicht grundsätz- 
lich von der der Bauern in der BRD. 
Die Bauern besitzen allerdings in 
Frankreich ein wesentlich größeres 
Gewicht. $o sind 13 % der erwerbs- 
tätigen Bevölkerung Frankreichs in 
‚der Landwirtschaft tätig, obwohl sich 
die Zahl zwischen 1954 und 1974 
um die Hälfte, von sechs auf drei 
Millionen, verringert hat. Die Dürger- 
lichen Parteien haben daher auch 
immer ein besonderes Augenmerk 
{ die französischen Bauern als 
ihler geworfen und Giscard 
d’Estning hat im kürzlich abgelaufe- 
inen Wahlkampf große Ve 
gen an die Adresse der Bi 
ichtet, Dafür „ernteten” die rech- 
ten Parteien eiwa 75 ® der Wähle 
stimmen der Bauern. Doch von den 
Versprechungen blieb nichts, »0 daß 


die enttäuschten Bauern zu Kampf. 
aktionen übergingen, die zum Teil 
mit großer Milltanz durchgeführt 


werden. Das Deutsche Fernsehen 
wußte am 5. August zu berichten, 
daß sich viele französische Bauern 
von den bürgerlichen Parteien abzu- 
wenden beginnen und der „kommu- 
nistischen" (gemeint ist der revk 
sionistische) Dauernverband großen 


in den Itzten Monaten 
‚ommen 
‚die Erzeugerpreise für Schweine 
(ich nd, sc Januar, 1974 um 
25 % gesunken, für Rindfleisch um 
15 %, Thnlih seht es bei Obst und 
Gemine aus. Weine und um 25 - 50% 
Im Preis gesunken, 
Auf Ser anderen $ 
Preise dr die 
ind 
Düngemittel ie.) 
m 34 gestiegen 
Während. die Erzeugerprebe der 
Iiken und die Kosten steh 


zehn Mo- 


‚Sommerurlaubs die sicher zu erwar- 
tenden Gewerkschafts- und Indu 
strieaktionen einsetzen. Ein Zusam- 
menschen „der Arbeiter mit den 
Bauern ergäbe für die Regierung eine 
mehr als heikle Situation” (249.74) 
Am 10,6.74 gab es, vor allem we- 
gen der sinkenden Erzeugerpreise für 
Schweine- und Rindfleisch, in meh 
reren Städten Westfrankreichs Pro- 
testaktionen der Bauern, Sie wurden 
von Sonderkommandos der regiona- 
len Bauernverbände unternommen. 
Die Bauern richteten ihre Aktio- 
nen in erster Linie gegen die staat 
lichen Präfekturen und Unterpräfek- 
turen; so schütteten sie in den Städ- 


en agasa, Kap, Si Mile 


Schweine. und Ferkel vor diesen 
Prätekturen zurück, Bei &iner Unter 
rifektur wurden die Fenstersche- 
Ben von den Bauern eingeworfen 

"Aus einem Kühlhaus in Roche: 
SunXau holten Demonstranten acht 
Tonnen. Fleisch, übergossen es mit 
Benzin und ründeten es an 

An Wohlfahrt und gemeinnltzr 
je Einrichtungen vertelten Bauen 
h inze Fleischvierte 

Ga elafuhr a 
Rindrheisch 
15.7. Bauern in 


zu wehren. 
©. 300 von ihnen stürmten die Docks. 


Le Havre, enterten dort einen 
Ischen Frachter und warfen 
mehrere Tonnen Gefrierfleisch ins 


Hafenbecken. 


In wurde ein britk 
scher Klllaziervch Bauern gestoppt. 


Sie entiuden den mit Fleisch gefüllten 
Laster, übergonsen dieses mit Benzin 
und steckten es an, 

In der Nähe von Rannss belagerten 


am 15. Juli 150 Bauern stundenlang 
das Haus des französischen Ministers. 
für Handel und Handwerk, Vincent 
Ansquer, um ihn zu einer Untere 
dung zu zwingen. 


wurden am 17, 
nzösischen Depar 
richtet; dort blok 


traßonsperren 


denn die Bauern verstreuten Nägel 


auf der Rennstrecke. 
Bei wurde die Eisenbahn- 
strecke ‚aux-Toulouse zwei 


Stunden lang von demonstrierenden 
Bauern blockiert. auch 
‚Auch in Tulle, 450 km südlich von 
Paris, bekamen die Beamten der 
Präfektur den „Duft” {rischer Jauche 
zu spüren: Durch das Tor der Prä 
fektur rolite eın Lieterwagen, Öffne- 
te die rickwärtige Ladeklappe, und 
die Füllung eines Jauchefasses lief 
auf den Hof. Vor dem Tor stand 
eine dichte Menschenmenge, es wur- 
den Transparente getragen mil der 
Aufschrift: „Rauf mit den Rind- 
fleischpreisen, sonst regnet's Scheis- 


‚Am 30. Juli sollte der neue Auto- 
schnitt 
Verkehr übergeben n 
eine feierliche Zeremonie geplant, zu 
der auch in Minister eingeladen war. 
Uneingeladen erschienen Gruppen 
ern und ließen sich einen 
kalten Buffets, das für die 
Gäste bestimmt wa 


schmecken; den Rest übergossen sie 
mit  Jauche. Die mitgebrachten 
Schweine sollten auch nicht zu kurz 
kommen — sie machten sich über 
(die Blumenarrangements her, 

Der Schnellzug Paris-Brest wurde 
in in der Bretagne eine 
dreiviertel Stunde aufgehalten. Die 
Bauern hatten zu diesem Zweck 
alte Autoreifen auf den Schienen an- 
gezündet. Als Feuerwehrleute ver. 
suchten, das Feuer zu löschen, muß- 
ten sie feststellen, daß sie nur noch 
aufgeschlitzte Schläuche hatten. 

Am 30, Juli führen nachmittags 
in Thionville ca. 100 Ackerschlepper 
auf. Sie zogen Wagen mit Mist und 
Jauchefässern hinter sich her; der 
Mist wurde in den Straßen verstreut, 
mit der Jauche wurde die Apotheke 
besprüht, die dem Bürgermeister ge- 

rt. 


Am 3. August stürmten junge 
Landwirte das Rundfunkgebäude 
von Toulouse, 


Niederlande: 


Rund 2000 Bauern aus den Nie- 
derlanden und Niedersachsen blok- 
kierten am 2.8. die Grenzübergänge. 

Holländische Bauern blockierten 
am 28, Simtücne Zufshrtzwege der 
00.000-Einwohnerstadt Groningen 
und die Häfen Deifziil und Tamer 
zen 
Obwohl die 
Bauernverbände, die 
„Zurückhaltung” aufgerufen hatten, 
ketzten diese ihre Protestäktionen 
verstärkt fort.. Am 5.8. versperrien 
in allen Teilen ee, Besser zu: 
Schlangen von Traktoren, Lastwa 
gen und Mähmaschinen die Straßer. 

Die niederländische Regierung 
will weitere Bauerndemonstrationen 
Verbieten und hat die Pollzei beauf 
tragt, Straßensperren künftig „mot 
falls” auch mit Gewalt zu brechen. 


niederländischen 
Bauern zur 


Belgien: 


Am 15.7. versperrten Traktoren 


die Autobahn zwischen und 
0 dat hohe 
näre” ihre in Luxemburg getroffenen 


Verabredungen nicht einhalten konn- 
ten. 

Zu Solidaritätsaktionen mit den 
Bauern anderer Länder (BRD, Frank- 
seich) traten am 29.7. belgische 
Bauefn in zahlreichen Städten des 
Landes an. Traktoren blockierten 
in einem Dutzend von Kleinstädten 
den Verkehr. 

Am 6.8. blockierten belgische 
Bauern fünf Grenzübergänge, die im 
Nordosten des Landes an den Stras- 
sen zur niederländischen Stadt 
Eindhoven liegen. Durch die Sper- 
rung mit Traktoren bildeten sich 
rasch kilometerlange Autoschlangen. 


BRD 


Bereits im Juni begannen Kampf- 
aktionen der Bauern In der BRD. 
Babopann noch sehr Ireundl 
nische Bauern demonstrie 
‚einer Schlepperkolonne in Bonn und 
verkauften vor dem Gebäude des Bau- 
ernverbandes Kartoffeln und Gemü- 
se, In das Ministerium für „Inner- 
deutsche Beziehungen” ließen sie 
Sinige Steigen hiervon abgeben und 
baten Minfster Egon Franke, dem 
Kollegen Ertl aufzutragen, mehr 
Für ie Landwirtschaft zu tan. 
Als Nächstes veranstalteten die 
‚Kreisbauern- 
Verhinde ver Schwerpunktaktionen 
mit "_" Schlepperdemonstratonen, 
Kundgebungen und teilweise on den 
Bauern selbst. initierte Straßen“ 
blockaden. 

Darm beisligm = am 4. Juni 
in Flensburg 2500 Bauern. Mitte 
Junt beteiiglen sich_ 2000. Bauern 
mit über 4SÖ Traktoren 

Am 8. Juli legten 2000 Bauern 
mit etwa 300 Traktoren und Schlep- 


mit etwa 300 Traktoren und Schlep- 
pern für mehrere Stunden den Ver- 


kehr in Iahm. 
Tionsanfe dan Aktionen wer die 


Demonstration und Blockade in 
de. Etwa 6000 Bauern aus den Kıer 
sen Dithmarschen, Steinburg und 
Rendsburg waren mit etwa 1500 
Traktoren, Schleppern, Landmaschi- 
nen, und Hängen erschienen. Der 
Verkehr in und um Heide war voll 
ständig lahmgelegt. Erschienen war 
auch die CDU-Prominenz; Bunder 
tagsabgeordneter seit un 
Dfthmarscher Bauer Gliing. Land- 
tagsabgeordnete, Kreis und Stadt 
politiker, Die Redner waren aus 
schließlich CDU-Polltiker vom Bau- 
ernverband, darunter ein Landtags- 
abgeordneter. Sie vertraten die Po- 
ütlsche Linie des Bauernverbandes 
und erklärten die sozialdemokrati- 
sche _ Bundesregierung und, deren 
„Bauern-Feindlichkeit”” zum Haupt“ 
find (kein Wort wurde beispielswei 
«über die CDU-Landesregerung 
verloren), Damit war offiziell die 
Aktion beendet, Für diese Reden 
war "ein großer Teil der 

bereits seit fünf Uhr früh 
Traktor unterwegs gewesen, 
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Juli. demonstrierten 
Weinbauern aus Nußdorf und 
Yan (S0dpfal) Sie hatten erh 
ten, dab in Landau 320.000 Liter 
tallenischer Wein für eine Sektkelle- 
ei in Böblingen eintreffen sollten. 
Sie stoppten den Tanklastzug mit 
‚dem Wein an der Ortseinfahrt Nuß- 
dorf und umstellten ihn mit ihren 
Traktoren. Erst nach drei Stunden 
kam der Tanklastzug durch das Ein- 
reifen von Polizei frei. 

Auch, in Nisderachyen, sub, es 
verschiedene Aktionen. In der zwer 
(en Julihälfte wurden in mehreren 
Städten (u.a, Hannover) „Billigpreis- 
Aktionen” durchgeführt. Obst, Kar- 
toffeln und Gemüse wurden billig 
verkauft oder verschenkt+und Die 
kumionen mit den Käufern geführt 
Ende Juli demonstrierten mehrere 


hundert Bauern ın Qatgulunka Scham 
‚mit über 200 Treckern. 


ber 20.000 B 


sich an der bisher größien Bauern- 
demonsraion in München, 
der bayerische Badernverband aufge: 


fufen hatte (dazu später noch näher), 
Zur ersten gemeinsamen Aktion 
kam ex am 2, August, als etwa 2.000 
‚Bauern aus Niedersachsen und den 
Niederlanden am Greuslbergang nach 
Hengelo dichtmachten, Mit Treckern, 
Landmaschinen und Hängern wurden 
die Bundesstraßen 75 und 213 blok- 
kiert, so daß der Verkehr völlig zu- 
‚sammenbrach. Nur schubweise wur- 
de die Blockade für die Autofahrer 
frlockrt, mit denen die Bauern dir 
utierte 

Mehr als 1.000 Bauern „us dem 
Moschebit biockierten am 7.8 
vom Vormittag bis in den Nachmit- 
tag hinein mit etwa 500 Traktoren 
ibergi pach (Frank- 


Bauernverbände: Gutsbesitzer 
und CDU/CSU-Politiker 
‚geben den Ton an 


Die spontanen Aktionen der 
Bauern werden zur Zeit initiiert von 
den Kreis- und Landesorganisationen 
der Bauernverbände. Auf ihrer Sit- 
zung am 29. Juli beschlossen 400 
Delegierte für den Herbst, nach der 
Ernte, weitere große Protestaktionen. 
Die" Verbandsfürsten schen ihre 
Hauptaufgabe darin, durch derartige 
‚Aktionen dem Unmut der Bauern 
‚ein Ventil zu geben (Bayern’s Bau- 
‚ern-Baron von Feury warnte: „Unse- 
re Legionen sind nicht mehr ruhig 
zu halten‘), um unkontrollierte Ak- 
tionen zu verhindern. Vor allem aber 
tragen die Verbandsfürsten bewußt 
in die Aktionen eine falsche Stoß- 
richtung’ hinein und hintertreiben 


‚Eril hat versagt, PranzJosef Strauß 

uß kommen” und „Bril, deine 

Agrarpolitik ist ein roter Saus 

(nach „Süddeutsche Zeitung”, 25.7.) 

An der Spitze dieser Demonstration 

marschierten ausschließlich ausge- 

zeichnet  verdienende Großbauern 

und C$U-Leute: 

® Otto Freiherr von Feury, Ver- 
bandspräsident und CSU-MDL, 
Gutsbesitzer, 

© Senator Gustay Sühler, sein Stell- 
vertreter (CSU), 

© Senator Toni Beck, 
bandspräsident (CSU), 

© Martin Haushofer, Vorsitzender 


den jerbandes für 

Land. da Poreirchatt, 
© Marla Wiederer, CSU-Landtags- 

abgeordnete 
© Simon Nüsel, CSU-Staatssekre 

tür im bayerischen Landwirt- 
schaftsministerium... 

Diese Liste ließe sic 
fortsetzen. 

Ähnlich ‚sah es bei den Aktionen 
in Schleswig-Holstein aus, bei denen 
CDU-Landtagsabgeordnete als Red- 
ner auftraten und CDU-Prominenz 
der Kreise und Städte zugegen war, 
um sich den Bauern als ihre Vertreter 
anzubiedern. 

Es ist kein Wunder, daß diese 
yon den Großbauern beherrschten 
Verbände, an deren Spitze der Gutr- 
besitzer Baron Constantin Freiherr 
Heeremann von Zuydiwyck steht, 
kein Interesse daran haben, die Si. 
tuation der bedrohten Bauern wirk- 
lich zu verbessern. Sie selber arbeiten 
mit der Industrie zusammen, sie sel- 
ber ruinieren durch ihre Politik die 
vielen Kleinbauern, sie unterstützen 
im Prinzip die EG-Politik, die gerade 
die kleinen Bauern ruiniert. Sie 
scheuen bei der Unterstützung der 
EG-Agrarpolitik auch keine Lügen, 
wenn sie diese verteidigen und 
„Auswüchse” der sozialdemokrati- 
Sehen Bundesregierung in die Schuhe 
schieben. So will beispielsweise der 
bayerische Bauernverband in, Flug- 
blättern und Zeitungsanzeigen (,„Leu- 
te hört auf Euere Bauern”) weis 


sicher noch 


machen: „Frankreich schützt seine 
‚Bauern besser” und tut gerade so, 
als gehe es der Mehrheit der Bauern 


dort besser. Ein Hohn! Wer ist dann 
schuld;„Die Bundesregierung tut zu 


Es ist eindeutig, daß diese Art 
‚der Verbandspolitik die berechtigten 
Bauern-Proteste nur auf die Mühlen 
‚einer anderen bürgerlichen Partei, der 
CDU/CSU leiten will. 

Die großbürgerliche „Frankfurter 
Allgemeine” spricht sicherlich all die- 
sen Demagogen aus dem Herzen, 
wenn sie schreibt: 

Es gibt arme und reiche Bau- 
ern, tüchtige und weniger tüchtige. 
Die Einkommensunterschiede in- 
nerhalb der Landwirtschaft selbst 
sind gewaltig und werden. immer 
größer. Die ‚guten’ und ‚richtig" 


demonstrationen in der BRD ganz 
aus dem Häuschen gorateı 
sich wieder in ihren bekannten Auf. 
fassungen bestätigt schen, daß die 
„Haupttendenz Revolution” sei und 
die Massen nach links” wollen. 
$o schreibt der „Rote (?) Mor- 
gen” der „KPD/ML” (27.7.74) über 
die Demonstration in Heide (Schles- 
wig-Holstein) vom 18, Ju 
Stimmung der Bauern” wi „nevo- 
Iutionär” gewesen! Da würde man 
‚gern mal erfahren, was der Artikel 
schreiber sich eigentlich unter re- 
volutionär" Im seiben 


"vorstellt? 
Sinn wird von der „Angst des reak- 
tionären _ Bauernverbandes” 
schwärmt, „die wachsende Milltanz 
und revolutionäre Stoßrichtung (1) 
der Bauernkämpfe, nicht mehr auf- 
halten zu können. 

Der Artikel der „KVZ” des KBW 
(24. Juli) zu Heide ist zwar nicht so 
überschwenglich, aber auch hier 
heißt es doch: „die Einsicht. unter 
den Bauern wächst." 
igter Zorn gegen den ka} 
Staat wird sie an die Seite der Arbei- 
terklasse_ führen”. „Sie wollen sich 
vom BauernverBänd nicht mehr 
herumschubsen lassen”. 

Vor allem beim „Roten Morgen” 
handelt es sich um ein romantisches 
und idealistisches Herangehen an die 
‚Bauernkämpfe', statt eines materia- 
Üistischen, klassenmäßigen Heran- 
schens. Diese „Linken” drücken 
Sich um die Aufgabe, die kleinen und 
mittleren vom reaktionären und z.T, 
faschistischen Einfluß zu lösen, in- 
dem sie schlankweg. phanlasicren, 
die „Stimmung” der Bauern sei ja 
schon „revolutionär”, oder indem 
sie_ die”vorherrschende bürgerliche, 
reaktionäre Ideologie unter den Bau- 
ern. „übersehen” und »0 tun, als wür- 
de der „Zorn” die Bauern sozusagen 
im Selbstlauf an die Seite der Arl 
terklasse führen. 

Um die angebliche „revolutionäre 
Stimmung" der Bauern richtig zu ver- 
stehen, ist ein kleiner historischer 
Rückblick notwendig: Gerade in 
SchleswigHolstein gab es in den 
er Jahren einen Bauernverban. 
der sich „gevolutionäres Landvolk’ 
nannte. Seine Stoßrichtung ging ge- 

ldische parlamentarische 
gegen das „internationale 
Großkapital”, und er näherte sich 
damit immer mehr der NSDAP an. 

Dabei waren verschiedene Aktio- 
nen dieser Bauernbewegung durchaus 
gerechtfertigt, z.B. wenn in Selbsthil- 

feaktionen der Bauern die Gerichts- 
vollzieher von den Höfen gejagt wur- 
den, die zum Pfänden verschuldeter 
Bauern gekommen waren. 

Den „revolutionären” Bauern er- 
ging es im Grunde ebenso wie vieler 
„revolutionären” Kleinbürgern, di 
richt zum Bündnis mit der Arbeiter- 
klasse fanden, sondern den Faschi: 
sten in die Arme liefen. , 

Einen Bauern, der gegen Ertl und 


Kundgebung auf dem Marktpistz in Heide. Bauernverbands-Funktionär Fölster, COU-Abgeordneter im Landtag, spricht 


vor etwa 6.000 Bauern 


‚damit die berechtigten Proteste der 
überwiegenden Mehrheit, ihrer Ver- 
‚der Kleinbauern. 


angeblich „sozialistische 
wierung zum Feind der 
wußt verheimlichen sie die Rolle der 
apitalistischen Nahrungsmittelkon 
erme, und sie verschweigen ihr eige- 
nes Interesse als Großbauern am 
Ruin der vielen kleinen Bauern und 
der Rationalisierung auf deren Ko- 
sten. Verbandspräsident Heeremann 
betonte sogar auf der Bonner Sitzung 
„Unser Protest richtet sich nicht ge, 
andere Wirtschaftsbereic 
Fbunmarscher Rundschau”, 30.7) 
Stattdessen folgende Parolen, wie sie 
auf der großen Münchner Demonstra- 
ton am 24. Juli mitgeführt wurden 


strukturierten Betriebe werden auch 
ein Jahr wie diesen überstehen. Das 
haben sie Immer wieder gezeigt. Bei 
den ‚schlechten" Betrieben macht 
ein solches Jahr die ohnehin dürftige 
Arbeitsgrundiage _ schlaglichtart 

nichtber. Bauern, die davon beiro) 

fen werden, verdienen unser Mitge 
fühl und Hüfe. Je früher sie die Aus 
hiehtslouigkeit Ihrer rein landwirt 
schaftlichen Tätigkeit einsehen, um 


10 beuser.” 


Nicht Bauern-Romantik, 
sondern kommunistische 
Bündnispolitik! 


Wie nicht anders zu er 
sind einige „Linke” über die 


wihrend er gleichzer- 
tigeinem reaktionären CDU-Politiker 
zujubelt — den kann man eigentlich 
nur dann als „revolutionär” bezeich- 
nen, wenn man es auf eine Verbalk 
hornung der Begriffe förmlich anlegt 

Die Masse der kleinen und mitt 
Neren Bauern muß als Bündnispartner 
der Arbeiterklasse gewonnen werden. 
Dazu It en aber 
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m ersten Teil dieses Artikels wurde im ARHEITERKAMPF 47 die chlech- 
1e energiepoliische Ausgangslage des BRD-Imperlalemus gegenäber seinen 
‚imperialistischen Konkurrenten aufgezeigt. In Bezug auf Erdöl und Erd; 
hat or keine bedeutenden elgenen Energievorräte wie die USA und die 
Sowjetunion und verfügt auch über keine so festen Einflußgebiete in der 
Dritten Welt wie die USA. Er steht in dieser Hinsicht auch gegenüber dem 
englischen und französischen Imperialismus zurück, Außerdem verfügt er 
bisher über keinen Erdölkonzern, der erfolgreich in Konkurrenz zu den 
‚großen Konzernen aus den USA, England und Frankreich treten könnte. 

Die wertieutsche Bourgeoile Nat daraus die Konsequenzen gezogen 
und ein Energieprogramm entwickelt, das diese schlechte Ausgangslage 
‚grundlegend verbessern soll. Die Hauptinhalte dieses Progrmmms sim 
1.) der Aufbau eines nationalen Energiekonzerns ( DEMINEX ) 

2) die Expansion des BRD-Imperialismus vor allem in endölrichtige 

Gebiete (und hier vor allem im Iran, aber nicht nur hier) unter dem 
Aushängeschild: Partnerschaft mit den Rohstoffländern) ! Die wichtigsten 
bisherigen Ergebnisse dieser Expansionspolitik waren: der Aufbau einer 


'n Raffinerie in Persien, das Dreiecksabkommen zwischen der BRD, 
’ersien und der Sowjetunion zur Lieferung von Erdgas aus dem Iran und 


die Erdgasverträge mit Algerien. 


3) Die Kooperation mit der Sowjetunion (Austausch von Erdöl und Erdgas 


gegen Fertigprodukte), 
4) Die Sicherung eigener Uranquellen 
tosambik 


M. 
Politik entwickeln zu können. 
Förderung der Kernenergie 
6) Stabilisierung des Kohleverbrauchs, 
Energiequelle ist. 
Auf die ersten vier Punkte 


'rasilien), um langfristig auch eine se 


(vor allem In Togo, Niger, Angola, 
beiandige atomare 
die Kohle die sicherste „eigene” 


Energiepolitik der westdeutschen 


Imperialisten wurde im letzten ARBEITERKAMPF bereits eingegangen. 


In diesem Artikel werden die folgenden zwei behandel 


darauf m werden, welchen 
ii der Bourg 


. Außerdem wird 
Preis die Arbeiterklasse für diese 


isie bezahlen muß und in welchem Ausmaß die 


Bourgeoisie den Abbau von Umweltschutzbestimmungen uaw. betreibt. 
Das hauptsichliche ideologische Instrument, um diese am ihren lang 


fristigen imperialistischen Zielen ausgerichtete Encı 
beiterklasse durchzusetzen, sich sozusagen obendrein 


in der Ar- 
die Zustimmung 


des werktätigen Volkes dafür einzuholen, ist das Aufbauschen sogenannt 
Ölkrisen, „ärohender Stromkrisen” usw. 


"Aufbau eines 
nationalen Ölkonzerns 


Parallel zu den Bemühungen des BRD- 
Imperialismus, sich feste Einflußge- 
biete zu erobern, laufen die Bestre- 
bungen, einen großen nationalen Öl- 
konzern aufzubauen. „Als Instrument 
einer Politik zur Sicherung der lang- 
Iristigen Versorgung strebt die Bun- 
desregierung eine Neugruppierung der 
deutschen Mineralölinteressen an, wo- 
bei sie die VEBA AG für den geeigne- 
ten Kern einer solchen Unterneh- 
menseinheit hät." (Energieprogramm). 
„Regierungssprecher Grünewald. er- 
klärte, Sinn der Aktion sei, ein deut- 
sches Mineralölunternehmen zu schaf- 
fen, das am Mineralölmarkt als po- 
tenter Käufer auftreten könne.” (Han- 


tenter Käufer auftreten könne.” (Han- 

delsblatt* 19.6.73.) Folgende sind die 

wichtigsten westdeutschen Ölkonzer- 
ne 

VEBA: Hat eine Raffineriekapazitht von 
14 Mio to. (Jehresdurchastz), hinzu. 
kommen, jetzt 2,5 Mio 10 der Frise 
Raffinerie (1973 von Guif aufgekauft) 
int zu 28 % an der ARAL beteiligt, die 
dasgrößte Tanksteiennetz der BRD be- 
sitzt (0.200 Tankstellen), Hat außer. 
dem 750 Frisie-Tankstilen und 630 
Fanal Tankstellen. Die Tochtergesel 
schaft Stinmes int zu über 10% am 
Hand mit flünigen Brennstoffen be- 
eilig. Ist auch außerhalb des Mineral- 
öls der größte wesideutsche Energie- 
konzem (Elektrizitkt und Stelhkohle) 

Geisenberg: War bis vor kurzem zu 48 % 
bei RWE. 8,5 Mio 10 Reffinieriekagzi 
dit. An ARAL ebanfalls mit 28 % bet 
io. Hat 1872 in Lybien 2,8 Mio to Oi 
fördert. Inn ebenfalls auch am der 
Ruhrkohe AG beneiigt. Die Tochterge- 
milschaft Raab Karcher it am Hardt 
mit. flüssigen Brennstoffen mit rund 
10 % bang. 

Wäntershait: It zu 96°% bei BASF. Hat 
8.5 Mio 10 Raftinsriekapazität und ist 
an ARAL mit 15 % bereit. 

UK Wensting: Gehört zu RWE. 6 Mio ıo 
Raffineriekapszit 

Deutsche Schachtbau: It über dan Satagıı 
ver-Konzern stastnsigen. Keine Raffine 
nerien, Olprobebohrungen in ungen 
Landen 

Smarbergwerke: 1 Mio 10 Reffineriekapti 
"ti vor allem Im Kohlabereich tat 
Stantanigen. 

DiePetroleum Press Service” vom 

Dezember 1973 meldete: ..Lie Bun 

dewregierung beschloß, die 48.3 Kige 

Beteiligung der RWE an der Gelsen- 

berg zum Preis von 642 Mio DM zu 

kaufen, was wiel mehr alı der Börsen 
kurswert des Aktienpakeis ist." Und 
das,Handelsblatt"vom 31.12.73 mel 
dete dann den Abschluß des Kaufs 
der Gelsenberg, und daß der Bund 
außerdem weitere 3 % gekauft habe, 
sodaß or insgesamt 51,3 ® besitze 

Die „Welt” betont übrigens beson 

ders, dab die Nundesregien 

wie andere Länder einen völlig staat 
eigenen Konzern aufbauen möchte 


„Mitten in einem Meer von Staatige- 
Tellschaften ... - im Belgien, Italien, 
Holland, England und im Osten — 
versucht Hans Friderichs, die E/fi- 
zienz des freien Unternehmertums 
in der BRD zu stärken, ... Das ist 
des Pudels lobenswerier Kern.” 
(7.9.73). 


Durch den Kauf der Gelsenberg 
durch den Staat soll die Vorausset- 
zung für eine Fuslon mit VEBA gelegt 
werden. Diese hat bisher noch nicht 
stattgefunden, ist aber bald zu erwar“ 
ten. Zusammenhaben VEBA und Gel- 
senberg etwa einen Marktanteil von 
20% dei Raffineriekapaaliät, Tanl 
ftellennetz und dem Handel mit fs 
Sigen Brennstoffen. Das Handelsblatt 
am 20.6,73 gibt an, daß beide zu- 
sammen mit einem Umsatz von rd 
16 Mrd DM keine Giganten gegenüber 
Exxon (60 Mrd Umsatz), Shell (50 Mrd 
Umsatz), Texaco (23 Mrd), usw. wi 
ren. Auch ist nur die Hälfte des Um- 
Satzes bei VEBA-elsenberg im Mine- 
ralölbereich, Ein Beitritt der Deut- 
schen Schachtbau sowie der Saar- 
bergwerke (zumindest des Mineralöl 
teil) zu dem entstehenden Konzern 
ist zu erwarten (beide sind staatseh 
sen). BASF lehnt für die Wintershall 
eine Fusion ab - evil. dient das nur 
dem Hochtreiben des Preisen, Hin Zu- 
tritt der UK Wenseling it fraglich, da 
le RWE dort Spezialprodukte ferti 
gen will. Bei Zutritt der genannten 
kleineren Gesellschaften würde der 
entstehende Konzern otwa 25 & 
Marktanteils in Händen halten. „Die 
Achilienferse des neuen Riesen wird 
ein Mangel an eigenen Krdölvorkom 
men sein. "Petr. Press Service, Jull 7) 


Das Abkommen mit dem Iran ist ein 
Schritt zur Änderung dieses Zu 
n großer einheitlicher west 


Ölkonzern wird die imperis 


» 


N ( 


nigen, 
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Aitischen Aktiliäten weite beschleu- „ Der der Kernischnik. eingeholt.” Prognose (unter der Vorausetzung die Forschungs: und. Entwicklungs Instrumenten mehrmals einen Schwe 

gfai#vom 5,1272). Ebenfalls zur daß zuatzlich zu den bisherigen ener- kosten der Kaplala vagen die Arber fellönydgchat der Luft von 2 mg 

— 7, Generion der Kemkraftwerke ge; Hepoltischen Maßnahmen keine wer ar über den Umweg der Sieuern und mehr. Wie die Büneritauee 

Bemühungen zur Verringerung sur Kaaktoriyp erzeugt Elektrleität wieverbrauch under) ala Arme up yerB "uhaftäah eIen TER 

der Abhängigkeit vom Erdöl nd wandelt zum zweiten mittels Vergleich das Jahr 1972 der Kauf. der Gelsenberg-Aktien folgt eine erhöhte Krankenhausein 

= = großer Hitze (der geplante Versuchs- Mindestens also bis Ende der 80er \durch den Staat von RWE erfolgte leferung schon ab 0.4 mx Schwe, 

Ihre nicht abgesicherte Energiever-  1YpIn Schundhausen bei Hamm bei 950. Jahre wird über die Hälfie.der Ener- unnhlch Aber Kumwanın wa ale taldionsd, din emehlehlr Kalt 

sorgungslage versuchen die DRD-Im- Grad €.) Sieinkohle oder Braunkohle gie aus Mineralöl gewonnen, ein. "hun has Sara ka Desanut der Storhlichele ab 07 min uk 

perialisten abzumildern durch Ver- in synthetisches Erdgas oder Elektr: schließlich Erdgas über 2/3. Will also 73 meldete. Die DEMINEX bohr Durchsetzung der Krufiwerkansied 

nganderer Primärehergien. Hier ziÜt um, Dies letzte Version des die BRD-Industrie konkurrenzfähig nl fe von 380 Mio DM Steuer lung wurden damals einpentandener 


wond 
ist aufgrund der größten relativen Zu 
nahme und der zukünftigen Bedeu. 
tung als orstes die Kernenergie zu nen- 
nen. In den Kernreaktoren wird aus 
dem Rohstoff Uranerz durch Kern- 
spaltung Elektrizität erzeugt. Heute 
wird erst rund 4 % des Stroms in 
Kernkraftwerken erzeugt, Nach dem 


Kernreaktors scheint eine relativ ko- 
stengünstige Verwendung der Kohle 
zu ermöglichen und könnte dazu die- 
nen, den Kohleabsatz ab Mitte der 
80er Jahre zu stabilisieren. Die „Welt” 
vom 26,3.74 meldete, daß die RWE 
‚ein 8 Mrd DM — Projekt plane, mit 
tels eines Hochtemperaturreaktors 


Stand der Baumaßnahmen und der 
Planungen werden es 1980 etwa 30% 
win und 1990 SO %. (Quellen: 
4. Atomprogramm der Bundesregie- 
fung sowie Prognosen verschiedener 
wirtschaftswissenschaftlicher Institu- 
Allerdings beträgt der Anteil des 
Stroms an der Sekundärenergie heute 
erst rund 25% - die Zuwachsrate des, 
Elektrizitätsverbrauchs ist jedoch hö- 
her als die des gesamten Energiever- 
brauchs (Verdoppelung in etwa 10 
Jahren, bei Gesamtenergie-Verdoppe- 
ung in 15-20 Jahren), so daß z.B. das 
‚Handelsblatf‘(17.10.73) den Stroman- 
tell für das Jahr 2.000 mit 50 % an- 
bt. 

‚Nachdem die BRD noch vor kur- 
zem in der Entwicklung der Kernener-' 
gie gegenüber anderen Industriestauten 
(England, Frankreich, USA’und Sow- 
jetunion - alles auch Atommächte) 
Zurücklag, ist sie heute schon in der 
Entwicklung von Kernreaktoren kon- 
kurrenzfähig, und die beiden Konzer- 
‚ne Kraftwerk Union (AEG/Siemens) 
und BBC (Hauptaktionär allerdings in 
der Schweiz) gehören zu den führen 
‚den Konzernen auf diesem Gebiet. 
Das,Handelsblatf'vom 8.8.73 gibt an: 
„Die derzeitigen Planungen zum Bau 
‚neuer Kernkraftwerke sind aber gero- 
de im Bundesgebiet so umfassend, 
daß bei Verwirklichung all_dieser 
Projekte bis 1980 damit zu rechnen 
daß die BRD dann in der EG den 

eräten Rang innehat.” Die Bundesre- 

une Ioeestiert much gehebtiche sie 

Projekte bis 1980 damit zu rechnen 
ist, daß die BRD dann in der EG den 
ersten Rang innehat.” Die Bundesre- 
ierung investiert auch erhebliche Mi 
tel in die Entwicklung der Kernen 
ie. So hat allein das 4. Atompro- 
framm, welches von 1973.76 läuft, 
‚eine Höhe von 6,5 Mrd DM (Steuer- 
seldern). Die drei vorhergehenden 
Programme hatten eine Höhe von zu- 
ummen 9,3 Mrd DM. 

Die Kernenergie ist relativ kösten- 
ginstig. Laut Wirtschaftswoche vom 
23.11.79 kostete Ende 72 eine Kilo- 
wattstunde Atomstrom 3.38 Pf ge 
‚genüber 3,68 Pf. bei Ölstrom. Die 
Rohstoff-Frage ist bei der Kernener- 
gie nicht von so großer Bedeutung. 
Die Uranvorkommen sind „geogre- 
Phisch stark gestreut ... und befinden 
nich vielfach In Ländern mir stabilen 
wirtschaftlichen und politischen Ver- 
halıninen.” (Gemeint sind vor allem 
USA, Kanada, Südafrika und Austra- 
lien). (Mandel, Vorstandsvorsitzender 
der RWE, des größten westdeutschen 
lektrizitätskonzerns, der rd. 1/3 des 
Stroms der BRD erzeugt.) 

Wie welter vorne schon dargelegt, 
haben die BRD-Imperialisten Ihre 
Uranversorgung schon n 

rt, Bei der „2. Generation" 
Kernkraftwerke („schnelle Brüter”) 
wird die Rohstoffversorgung eine 
‚noch. geringere Rolle spielen (Petro 
Neum Press Service vom Aug. 73), So 
soll bei diesen Reaktoren | Tonne na- 
ürliches Uran 2 Mio to Steinkohle 
oder 1,2 Mio to Erdöl ersetzen. 

Der erste schnelle Brüter der BRD 
wird übrigens bei wi 


Kalkar am Niederrhein gebaut. „Mit 
dem Brüter won Kalkar hat die BRD 
binnen 13 Jahren den Vorsprung der 
führenden Nationen auf diesem Ge“ 


jährlich. 25 Mio to Kohle wahlweise 
In Gas oder Strom zu verwandeln, 
(25 Mio to = nınd 1/4 des Jahresver- 
brauchs der BRD zur Zeit). Allerdings 
ist dieses Projekt noch nicht spruch- 
reif und eine wesentliche Rolle wird 
dabei wohl die Höhe der staatlichen 
Subventionen spielen. Aus Gründen 
der Absicherung sicht das Energiepro- 
‚gramm der Bundesregierung vor, die 
Kohleförderung zu stabilisieren. Für 
1978 ist die Förderung von 83 Mio 10 
Kohle vorgesehen (heute 93 Mio to). 
Davon sollen 30 Mio to verstromt 
werden (wobei sich die Kwh um 1/2 
Pt, " 

Ay. Es Yo Yo erde sthle 
Eisenindustrie der BRD verbrauchen 
(bei Subvention durch den Staatshaus 
halt), 15 Mio to diejenige der übrigen 
EG. Eine höhere Steinkohleförderung 
im Jahre 1978 über die 83 Mio to 
hinaus aufgrund der sogenannten „Öl 
krise” ist nicht zu erwarten, denn ein 
steigender Erdölpreis war in dem 
Energieprogramm vom September 73 
schon berücksichtigt. 

Trotz des nur noch geringen Ab- 
sinkens der Steinkohleförderung be- 
nötigt der Kohlebergbau 1977 40 - 
50.000 Arbeitskräfte weniger als heu- 
te, wie die „Welt” vom 6.9.73 melde- 
te. Das würde also für einen großen 
Teil der heute 160.000 im Ruhrberg- 
bau beschäftigten Arbeiter und Ange- 
stellten den Verlust des Arbeitsplat- 
vos hedenten. 


Braunkohle ist schr kosteneünstie 
stellten den Verlust des Arbeitsplat- 
mas hedenten. 

Braunkohle ist sehr kostengünstig 
im Tagebau zu fördern. Es ist jedoch 
nur eine leichte Steigerung des Ab- 
baus zu erwarten, da die Vorkommen 
in der BRD relativ begrenzt sind 

Die Nutzung der Erdwärme, die 
‚direkte Umwandlung der Sonnenener- 
Be und sonstige Energiequellen wer- 
den auf absehbare Zeit keine Be 
‚deutung gewinnen können. So nutzen 
1.B. die hewte technisch herstellbaren 
Solarzellen nur 1/10 der auf sie tref- 
fenden Sonnenenergie und sind vor 
allem heute nur unter.sehr großen 
Kosten herzustellen, 


Erdöl und Erdgas bleiben noch 
für Jahrzehnte wichtigste 
Energiequelle 


Wenn such die „Welt” vom 19.1 
74 schreibt: „Pür "diesen Sıromgt- 
ganten (RWE) ist die Ölzeit bereits 
vorbei. Er schreitet gelassen und doch 
konsequent über die Brücke aus’Stein- 
und Braunkohle ins Zeitalter der 
Atomkraft", so gilt dies doch (bei 
woßen staatlichen Subventionen, 
Kohlepfennig usw.) vor allem für 
RWE sowie in nicht ganz so großem 


Maße für die übrige Elektrizitäts- 
wirtschaft (1972 wurde 15% des 
Stroms aus Öl gewonnen) — jedoch 


nicht für den _Gesamtenergiever- 
brauch. Bei absolut mur leicht fallen 
dem $teinkohleverbrauch, bei leicht 
ansteigendem Braunkohleverbrauch, 
bei rasch wachsendem Kernenergie 
verbrauch von jedoch niedrigem Aus- 
wangspunkt wird auf absehbare Zeit 
Erdöl sowie auch Erdgas die wich- 
tigste Primärenergie der BRD bleiben, 
Das Energieprogramm gibt folgende 


bleiben, ist sig noch für Jahrzehnte 
auf im Vergleich zu den anderen Im- 
Perlalisten relativ preiswertes Mineral 
öl sowie Erdgas angewiesen. Denn 
eine noch höhere Steigerung der An- 
wendung von Kemienergie, eine Stel 
werung der Verwendung von Stein- 
kohle würde riesige Kosten verur- 
sachen. Die Energiefrage ist im übri- 
u Kehuunb abi iu Fass Tage 
der Knappheit von Energie, sondern 
eine Frage nach der Sicherheit in 
Krisen"-Zeiten (Kriegsfall) und da- 
neben auch eine Kostenfrage, So lau- 
tete z.B. im letzten Jahr die Zahl der 
gesamten Erdölreserven der Welt auf 
90 Mrd to — damit waren aber nur 
die profitabel ubbaubaren Vorräte 
gemeint. Entsprechend berichtet das 
„Handelsblatt”” vom 8.2.74, daß bei 
weiter steigenden Erdölpreisen die 
Reserven 500 Mrd 10 betragen wir 
ten. 


Energieabsicherung des BRD- 
Imperialismus auf Kosten der 
Arbeiterklasse 


Der BRD-Imperialismus drängt 
nicht nur zur Unterdrückung anderer 
Völker und zur Ausbeutung ihrer 
Rohstoffe — seine Energiepolitik ber 
Inhaltet auch für die Werktätigen in 
Westdetuschland politische Reaktion 
und Steigerung der Lebenskosten, 
faktisch also Lohnabbau. Er insze- 
niert „Energiekrisen” wie im De- 
zember vergangenen Jahres (siehe 
dazu auch ARBEITERKAMPF 37: 
die Erpressung der Ölkonzerne), 
droht „Stromkrisen” an, um die Fa- 
schisierung von Staat und Gesellschaft 
voranzutreiben, hier insbesondere di 
Schürung von Chauvinismus gegen 
die Völker der unterentwickelt ge- 
haltenen „Rohstoffländer". Die Ext 
stenzlage "der Arbeiter wird weiter 
beeinträchtigt nicht nur durch die 
hohen Preise für Heizöl, Benzin und 
Strom, sondern noch durch erheb- 
liche ustzliche Belastungen: 6,5 
DM Steuergelder werden für das 
Men Alp obann Verwandt des 
won 1973 bis 76 läuft. Z.B. gibt die 
„Frankfurter Allgemeine Zeitung” 
vom 7.2.73 an, daß der schnelle 
Brüter in Kalkar einschließlich der 
verschiedenen Vorarbeiten zwei Mrd 
DM koste, wovon die beteiligten Kon- 
terne ganze 130 Mio DM selbst auf- 
bringen. „Effektiv sind es sogar noch 
weniger, denn die Aufwendungen sind 
weitgehend abschreibbar.” 


weniger, denn die Aufwendungen sind 
weitgehend abschreibbar.” 


Der Kühlturm des geplanten 
chen mit dem Kölner Dom. 


Von den 616 Mio DM, die zur 
Erforschung von Kohlevergasung und 
vorflüssigung eingesetzt werden sollen 
(„PR" 10.174) werden der Bund 
und das Land Nordrhein Westfalen 
natürlich den größten Teil tragen 
Der Rheinbraun-Konzern fordert 
Steuerprivileglen, wie die „Welt" vom 
26.3.74 berichtet, da er sonst nicht 
das neue Braunkohlenfeld erschlies- 
son könne, 

Nicht nur die (angeblichen) Ver 
huste kapitalistischer Unternehmen 
werden also sozialisieit, sondern auch 


dern nach Erdöl und bekommt 
30% des Preises fündiger Erdöllager- 
stätten vom Staat geschenkt 

Investitionen in Erdölländern 
den weiigehend subventioniert. Bürg 
schaften und zinsgünstige Kredite 
werden zur Verfügung gestellt 

Ab diesem Jahr soll ein soge- 
nannter Kohlepfennig auf den Strom- 
preis in der BRD aufgeschlagen wer- 
den, den dann die Elektrizitätswerke 
erhalten, die Ruhrkohle verstromen, 
Die Verbraucher werden damit um 
rund | Mrd DM im Jahr mehr be- 
Iastet. Pro KWh soll es 1/2 Pfg. mehr 


maßen einzelne Bergleute bestochen, 
damjt sie Öffentlich gegen die Bar 
gerinitiative auftraten. Ehemalige 
KZ-Häftlinge ‚wurden gesucht und 
dazu gebracht, gegen den Gebrauch 
des Wortes „Vergasung” in einem 
Flugblatt der Bürgerinitiative zu pro- 
testieren. Journalisten der örtlichen 
Zeitungen wurden erpreßt, um ent- 
sprechend zu berichten, 

In Bezug auf Gefährdung durch 
Kernkraftworke meinen die einen, 
daß „Kernkraftwerke so gebaut sind, 
daß sie nur durch eine Atombombe 
zerstört werden könnten — aber im 
Kriegsfalle würden alle Kornkraftwer- 


1985 1972 
Mioto _SKE® Mio to 
30 54 Erdöl 196,4 
50 8 Steinkohle 93,7 
38 6 Braunkohle 31,0 
92 15 Erdgas 30,6 
so 15 Kernenergie 3,1 
10 2 Sonstiges 9,6 
810 100 Tesamtverbrauch 354,4 


Und natürlich haben Aluminium- 
werke und Elektrostahlbranche, 
(Stromgroßverbraucher) schon Aus- 
nahmegenehmigungen gefordert, wie 
das „Handelsblatt” vom 3.9.73 mel- 
dete. Bisher wurde die Kohleverstro- 
mung aus dem Staatshaushalt sub- 
ventioniert, dort soll jedoch Geld 
frei werden für andere Maßnahmen 
der Energiepolitik. Hier handelt es 
sich also um eine indirekte Steuer- 
erhöhung. 

Darüber hinaus beträgt die Summe, 
jährlich den Ruhrkohle-Kapitali- 
sten geschenkt wird, rund 2 Mrd DM 
— das sind umgerechnet pro Ruhr-ı 
kohle-Beschäftigten über 1.000 DM 
im Monat. Rund die Hälfte der 2 
Mrd DM werden der Stahlindustrie 
als „Kokskohlenbeihilfe” gegeben — 
hier’ wird selbstverständlich die Un- 
terstützung des Kohlebergbaus,nicht 
auf den Preis und damit den Ver- 
braucher umgeschlagen. 

Insgesamt ergibt sich eine Riesen- 
summe, die kaum exakt auszurech- 
nen ist, da sie unter verschiedenen 
Titeln des Haushaltes versteckt ist, 


Kampagne der Bourgeoisie 
gegen Umweltschutz für die 
Werktätigen 


Konventionelle Kraftwerke vergif- 
ten die Umwelt durch Schwefel- 

Konventionelle Kraftwerke vergif- 
ten die Umwelt durch Schwefel 


‚sioxyd und andere Giftstoffe. Außer 
dem zerstören sle (ebenso wie Kern 
kraftwerke) das biologische Leben 
und die Selbstreinigungskraft de 
Wassers durch „die Aufheizung in 
folge Kühlwasserabgabe. Ein beson- 
ders bekannt gewordener Fall von 
Umweltvergiftung war in der BRD 
die Ansiedlung eines Kohlekraftwei 
kos der Steag (Tochter der Ruhr 
kohle AG) am Niederrhein: Nach 
Fertigstellung des Kraftwerks maß 
ein Ingenieur und Mitglied der Bür 
gerinitiative mit seinen eigenen Meß- 


ke der BRD stillgelegt” (nach „WamS”" 
9.12.73) und daß die angebliche Ge 
fährlichkeit durch zahlreiche Wissen- 
schaftler widerlegt worden sei. Die 
vom 18.4.73 hingegen berich 
. . unterstrichen die Wissen- 
schaftler (der Atomforschungszen- 
ren Jülich und Karlsruhe), einige 
Problembereiche der Kernenergie 
seien noch ungelöst. So gelte es, ge: 
eignete Techniken zu entwickeln, da 
mit die vollständige Abgabe des ra- 
dioaktiven Kryptons . . . vermieden 
wird, Außerdem sei es wichtig, Metho- 
den zu suchen, mit denen Tritium in 
der Erde gelagert werden kann, 
ohne daß es mit dem Grundwasser 
in Berührung kommt. Als weitere 
wichtige Forschungsziele nannten die 
Wissenschaftler die Auswirkungen von 
‚Kernkraftwerks-Kühltürmen auf das 
Klima, Untersuchungen zum Trans- 
‚port radioaktiver Stoffe .... ." Die 
Neue Züricher Zeitung vom 15.5.73 
schrieb: „Das technische Risiko (bei 
‚Kernkraftwerken) läßt sich nämlich 
nicht mit absoluter Gewißheit aur- 
‚schalten. „.. Das mukleare Risiko läßt 
tich ohne Zweifelauf ein Minimum re- 
duzieren. Die Industrie kann die Kern- 
kraftwerke grundsätzlich 50. sicher 
bauen, daß eine ernsthafte Gefähr- 
dung der Bevölkerung weitgehend (1) 
ausgeschlossen werden kann. Aller- 
dings ... ist ein Kompromiß 
schen finanziellen Aufwendu 
technischem Bislkn  wanuendie 11 
dings ... ut ın Kompromip ... zw. 
schen finanziellen Aufwendungen und 
technischem Risiko .. notwendig (!) 
.. mußte die Industrie auf Veranlar- 
ung der Genehmigungsbehörden und 
unter dem Druck der Öffentlichen 
Meinung selbst für völlig unwahr- 
scheinliche Störfälle geeignete Schutz- 
maßnahmen einbauen. Diesen aller- 
dings (1) nicht aus der praktischen 
Unfalierfehrung entwickelten Sicher 
heitsmaßinahmen ist es zu verdanken, 
daß bei den in Kernkraftwerken bis 
letzt aufgetratenen Störungen die Ber 
völkerung nicht gefährdet wurde.“ 

Ex läßt sich also schon bei einem 
Durchsehen verschiedener bürgerli- 
cher Zeitungen feststellen, daß die 
Frage der Gefährdung der Berölke- 
rung durch Kernkraftwerke unter 
Fachleuten zurhindest umstritten it 
sowie, daß ohne gewissen Öffentlichen 
Druck bestimmte Sicherheitsmaßnal 
men nicht eingebaut worden wäreı 
was erhebliche Gefährdung von Men 
schen zur Folge gehabt hätte, 


Seit die Zerstörung der Umwelt 
durch die Konzerne für viele Werkti- 
tige immer offensichtlicher geworden 
st, begann die bürgerliche Presse eine 
Kampagne gegen die „Umweltschär- 
zer, die unsere Knergieversorgung be 
drohen“. ıhr einer Energiekrt: 
se nicht aussuschließen.“ („FAZ", 
30.,6,72) $o von Bennigsen (VEBA- 
Vorstandsvorsitzender) lautgiergbau- 
Informationerf'vom 2.1.73: „Im Win- 
tar 75/76 geht das Licht in Teilen der 
BRD aus. Das steht schon 10 gut wie 
fest.“ Die „HAZ" vom 12.4.73 „ber 
fürchtet“ für 1977 einen Engpab in 
der Stromversorgung. Tatsache it hin- 
wenen, daß Im letaten Jahr ein Re- 
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‚kordaı Kraftwerksleistung 
zu verzeichnen war. Von Dennigson 
sieht nicht nur das Licht ausgehen, 
sondern hat in den Umweltschützern 
auch. den Schuldigen für die Strom- 
preisorhöhungen gefunden (haut 
„FAZ" vom 30,5.74) 


Entsprechend seht auch das Ener- 
‚gieprogramm der Bundesregierung ein 
neues  Genehmigungsverfahren für 
Kraftwerksbauten vor, „das nicht 


„KVz" 


Die erzreaktionäre Mobilmacı 
Pfa Ü 


jom, der 
‚den wirklichen Charakter der Kirche 
vor Augen. 


Um s0 mehr wird man cs 
daß zu diesem Sachverhalt In der 
fommunbtischen __ Volkszeitung” 

r. 7714) ein Artikel: „Die schmutzt- 
se Moral der Kirchenfürsten” er- 
schien. Konkreter Anlaß dazu wi 
in. viehischer Propagandafilm über 
‚eine Abtreibung im $. Monat, mit 
‚dem die Pfaffen sämtliche Waldteufel 
und Klopfgeister gegen die klägliche 
Reform des Paragraphen 218, die 
SPD-Regierung, den Bolschewismus 
etc. heraufbeschworen. 

DergK VZ*Artikel geht auf die bru- 
tale Gemeinheit des Films ein und 
merkt es dann den Pfaffen als beson- 
ders übel an, daß sie „die Sendung 


eines anderen Films verhinaerten, in 
dem „eine Abtreibung gezeigt wird, 
die mit der schonenden und annäh. 


end sehmerzlesen Methode der A 
PH om e. 
Falle „Die Kirchlichen Moralkäter 
sind, Schweine und Menschenverdch. 
tern 
in beherztes Wort, das man voll 
unterstreichen kann, wenn auch In 
dem Artikel wenig über die politische 
Bedeutung dieser reaktionären Mobil- 
mach seitens der Krce u finden 
DersKVZfRedaktion war ihr eige- 
ner Artikel jedenfalls nicht geheuer, 
Denn bereits in der folgenden ,K VZ' 
Nr. 8 gab sie unter der Überschrift 
Kritik en der Redaktion" einem 
ileser Gelegenheit, Klarheit zu scha 
fen. Sichtbar erleichtert schloß si 
sich dem aufmerksamen Leser an 
Die Redaktion stimmt der Kritik 
Zu" AM. aus Hi schreibt 
2 52. diesem Unteriltel (desar- 
in der Nr. 7) nennt ihr die 
Funsen wirken ebtoßend, und ver 
end. Daf es im Kampf gegen die 


Babeirs eher boresp-ur dar Yo 
Tetzend. Daß es im Kampf gegen die 
Religion..aber immer um das Ver- 


breiten von Kenntnissen geht, hob 
Lenin. schon..1918 hervor: ‘Im 


willkürlich (!) zeitlich verzögert wer: 
‚den kann" („„Vorwärts"), das also die 
‚geringen Anhör- und Einspruchsrech- 
te der betroffenen Bevölkerung noch 
verringert. Denn die maßlos geworde 
nen Umweltschützer müssen 
nunft gebracht werden — so $1 
kretlir Rohwedder. 


Wesonders seschlökt versucht das 
Handelsblatt“ vom 28.6.73 die ge- 
ven die Umweltverschmutzung ein- 
{retenden Menschen zu erpressen: Es 


des Umweltschutzes". Das müsse zu 


schaffen! Gerade deshalb ist für Lenin. 
der antiklerikale Kampf ein nicht 
unbedeutendes Feld der Propaganda. 
arbeit 

Es bedarf schon der Unverfroren- 
heit der,KVZ* um dieses Lenin-Wort 
als Zeuge gegen eine scharfe, antikle- 
rikale Propaganda aufzurufen. Was 
dann am Ende herauskommt, ist das 
weinerliche Gejammer: niemand 
kränken, niemand verletzen, niemand 
abstoßen. Stattdessen empfiehlt. die 
„KVZ" „immer“ die neunmalkluge 
Lebensweisheit: Leben und leben 
lassen. 

Bereits 1909 hat sich Lenin dazu, 

entlich auch unmißverständlich, 

jußert: „Der Markist ... darf weder 

‚das abstrakı 


Spießertum und den us 
wenn liberalen 
Intellektuellen, der sich nicht traut, 
n die Religion zu kämpfen, der 
seine Ai vergißt, der 
sich mit dem G| an Gott ab- 
findet...” 
Nichtsdestoweniger bescheidet sch 
die „KVZ“ in den, selbstgebastelten 


‚„Lenin-Verschnitt” — und schreitet 
Zur Tat. 
So weiß dieyKVZ#Nr. 13 von den 


‚Angriffen der" Kirchenführung auf 
die Hamburger Pastorin Edda Groth 
zu berichten, deren Ursache, 

lich eine Predigt war, die die Pastorin 


mit allem, was er für 
chinesischen Volk getan hat, Gott n# 
her als alle Päbste und Bischöfe der 
letzten 1000 Jahre zuammen’ stehe”. 
Aus klerikalen Kreisen mag selbst. 
ein derart skurriler Antikommunis- 
man nicht verwunder, Den Las be - 
schleicht aber unweigerlich. - 
winer Gruss, wenn er eststelt, 
dieses Zitat der einzige Beleg ist, 
den eK V2’(kommentaro‘) dar 
angibt, „daß die Pastorin für die In- 
teressen des Volkes eintriti”} 
job; wann ans zustoren. 
erensen dei Volker einrii" 


ae ım- 
Dahinter steckt offenbar der 
mein Versuch, die He 
Binfalt 

zu 


vom lieben Gott zu vermeiden. 
Ein zweifellos durchtriebenes 


1918 vor der Illusion warnt, die pro- 
letarische Diktatur könne mit den 
„scharfen Methoden” ihrer G e - 
et ze die Religion aus der Welt 


zu ı? | — doch auch Mut und 
ment bewiesen, und hat Solidarität 
den Angriffen der Kirchen: 

werdient. 


‚Etwas anderes ist es, daß Kommu- 
nisten sich mit solchen 'fortschritt- 
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Hingpissen In der Stromversorgung 
führen. Wenn ein Engpaß erst da sel, 
sei der Umwoltschutzgedanke kaputt. 
Auch gegen die „Überstrapazierung 
des Umweltschutagedankens" war die 
„Ölkrise” gut zu verwenden, $0 stellt 
üie „FAZ“ vom 19.11.73 fest: „Seit 
Energie knapp zu werden droht, wird 
offensichtlich auch das Gewicht des 
Umweltschutzes bei der Planung von 
Kraftwerken neu überdacht." Aller- 
dings geht die Bourgeolsie geschlckter- 


„KPD/ML'-Veranstaltung zum „Berliner Mauerbau‘ 


anstaltı 
mit der 


lang” aufgenvfen (Das Aufrufflug- 
blatt trug 


muß weg". In diesem Flugblatt wurde 
u. a. die ungeheuerliche Behauptung 
aufgestellt: „Die Spaltung Deutsch. 
ist das Werk der Supermächte”!!) 
"Das Spektakel fand in einem, KPD/ 
ML"-gemäßen Rahmen statt: beheiner 
Beleuchtung wie für.eine german 
sche Götterdämmerung, hingen in- 
mitten von Festschmuck für ver- 
schiedene Anlässe wie Weihnachten, 
Sylvester und Karneval Transparente 
mit den üblichen „KPD/ML'" 


und 
"SIEW-Führung, 
‚Feinden der Arbeitepbewegung” 

Ca. 100,KPD/ML-Mitglieder sowie 
einige andere „patriotische” Kräfte 
waren dem Aufruf gefolgt. Leider 
hatten wir kein Tonband dabei. Der 
von der „KPD/ML” aufgezogene Zir- 
kus schöckte uns zunächst so, daß 
wir viele wichtige Punkte nicht mit- 
schreiben konnten. 

Als erstes wurden ‚den Anwesen- 
den vom „KPD/ ML"-Singelub „Ro- 
Ne Sprachrohr, der uniformiert war, 
einige Lieder dargeboten, wie z. B. 
„Die Partei, die Partei, die hat immer 

Klar ist, wer mit „die 


ter gab der Gesang-Verein noch einen 
Sketch zum Besten. Die Darsteller: 
ein Kapitalist, ein Revisionist, ein 
‚Arbeiter, ein Bauer und ein „KPD/ 


Beerieb und Gewerkschaft 


Taritrunde in der Stahlindustre: Der Kampf genen den 
Vehnraubteisrug begin. 

Resotatkın der Vertrasensieute der Rheinstahlöieherei 
e Meiderh 

Ratsonaierungen in der Metallindustrie: Entlamungen 
(0 der Unreniadustre 


weise nicht zu viele Schritte muf ein- 
mal, sondern geht nach drei Schi 
vorwärts dann wieder einen zurück 

„sind aber in den letıten Wochen 
die Befürchtungen gewachsen, daß die 
Umweltschutzfront nach einer Heruhl- 
‚gungspause während der Ölkrise wie: 
der stärker geworden ist und Geneh- 
migungen für .. (konventionelle und 
Kernkraftwerke) schwieriger zu er 
langen sind.“ („Welt vom 10.4.74). 


ML"er. Der Letztere zeigte dem an- 
fünglich noch schwankenden Arber 
ter auf, daß die „KPD/ML" die ein- 
zig wahre, revolutionäre Vorhut der 
Arbeiter und Bauern ist. Der Kapita- 
ist und der Revisionist traten nur am 
Rande auf, was wohl verdeutlichen 
sollte, wie schr beide schon abge- 
Wirtschaftet haben. 

Das ca. einstündige Hauptreferat 
„Zur nationalen Frage”) 
ın etwa s0: „Heute vor genau 13 

‚n standen die Berliner Arbeiter 
Tassungslos auf den Straßen. Ex war 
ein Sonntag. ihre Stadt wurde 
eine hohe Backsteinmauer gezogen. 
1148 km lang entstanden Stachel: 
drahtzäune und teilten unser Land, 
teilten Städte, Stadtteile, ja sogar 
Häuser. Die amerikanischen Punzer 
Htanden passiv. (so eine Schande! 
die Red.) im West-Sektor, ohne ein- 
zugreife 

Auch der dann folgende Inhalt 
des Referats hätte der „Deutschen 
National- und Soldaten-Zeitung” alle 


Ehre"gemacht. Äußerungen wie z. B. 
„In der DDR regiert der sowjetische 
Müitärstiefel” oder „Beide deutschen 


Regierungen in Ost und Weat treten 
das Selbstbestimmungsrecht des deut- 
schen Volkes mit Füßen” wurden 
‚mit Zustimmung, zum Teil mit Bei- 
fall aufgenommen. Die »KFDJML” 
pries sich als einzige Vertreterin des 
nationalen Interesses des deutschen 
Volkes: „Das deutsche Volk will die 
‚nationale Einheit und ein sozialisti- 
sches Deutschland”! 

Zum Schluß ließ der Referent 
‚dann die Katze aus dem Sack, indem 
er beha der „, 
imus” ei „genauso ichlimm, wenn 
nicht sogar noch gefährlicher” 
US-Imperislismus, da er seine Aggres- 
sionen in fremden Ländern tarne mit 
dem Mantel des Sozialismus. Es 
te dann der obligatorische Hin 
auf die CSSR. Abgeschlossen wurde 


Argentinien 


Zynisch berichtet die „We 
ben Tag über den Plan, einen Hoch- 
temperaturreaktor in Schmehausen 
bei Hamm zu bauen, Krst sei dort der 
0 Reaktortyps ge 
n. Dann sollte dort ein 
n entstehen. Und so ser 
lie Leute schon allerhand ger 
wöhnt", Und man habe bei den An- 
wohnern eine „gewisse Resignation“ 
festgestellt, « 


vom sel, 


abhängigen, 

"Vorwärts mit der KPD/ML”, 
was alle Anwesenden buchstäblich 
von den Stühlen riß. Sie schrien be- 
‚geistert mit. 

In der sich nun anschließenden 
Diskussion zeigte sich, daß die KPD/ 
ML’ mit ihrer Kampagne „Zur hatio- 
nalen Frage” Geister gerufen hat, 
die sie nun schon nicht mehr los 
wird. Es wurde allen Ernstes ar 
fragt, ob denn die Gebiete jenseits 
der Oder-Neiße-Grenze (Pommern, 
Schlesien, Ostpreußen usw.) bei der 
‚nationalen Fr nicht mit einbezo- 
gen würden. war erfreulich zu 
hören, daß die „KPD/ML” für diese 
‚Gebiete (noch?) keine Ansprüche 
‚erhebt. 

Ein Anwesender wagte zu bemer- 
ken, daß es ja doch nun mal 2 deut- 
sche Staaten gäbe, die aufgrund ihres 
unterschiedlichen ischaftlichen 
Systems keine einheitliche Nation 
mehr darstellen. Die Antwort_ der 
EI 
enil „Zonengrenze' (!), ın 
kannst Du doch sehen, daß diese 
Nation nicht natürlich, nämlich durch 
‚historische Entwicklung geteilt ist, 
‚sondern künstlich”. 

Über den Kommunistischen Bund 
wurde geäußert, dieser 
trotzkistische Organisation, 
bisher um eine klare Einschätzung 
(7 Sozialimperialismus gedrückt 

te 
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Wohnsuumsernörung in Göttingen, 
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